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ZUR EINFÜHRUNG 

Im Jahre 1980 feierte die ehemals selbständige Stadt Hohenlimburg in Westfalen ihr 
750-jähriges Stadtjubiläum, obwohl ihre kommunale Eigenständigkeit durch die im 
Zusammenhang der Gebietsreform 1975 erfolgte Eingemeindung nach Hagen eigent­
lich als beendet gelten durfte. ln einer Festschrift "750 Jahre Hohenlimburg" konnten 
u.a. die politischen Parteien, die Vereine sowie die christlichen Kirchengemeinden 
des Ortes aus ihrer Geschichte berichten. Eine Erinnerung an die frühere jüdische Ge­
meinde in Hohenlimburg war zunächst nicht vorgesehen. Sie hätte möglicherweise 
den festlichen Rahmen eines Jubiläums gestört, weil sich dadurch viele Bürger an Er­
eignisse hätten erinnern lassen müssen, an die niemand gern erinnert werden will. 

In dieser Situation bildete sich im Frühjahr 1980 auf Anregung der evangelischen Kir­
chengemeinden ein Arbeitskreis mit der Zielsetzung, auch der vergessenen früheren 
jüdischen Gemeinde zu gedenken und einen Beitrag zur Erforschung ihrer Geschichte 
zu leisten. Auf Betreiben dieses Arbeitskreises fand am 9.11.1980 vor dem vom Ein­
sturz bedrohten Gebäude der früheren Synagoge des Ortes eine Kranzniederlegung 
statt, an der neben den Vertretern der Kirche auch Vertreter der politischen Parteien 
teilnahmen. Die Bezirksvorsteherin wies darauf hin, daß eine Initiative aus der Bür­
gerschaft zu Gunsten der Erhaltung des Synagogengebäudes die notwendigen politi­
schen Entscheidungsprozesse befördern könne. 

Bei dem Synagogengebäude Hohenlimburg handelt es sich um eine der wenigen von 
früher über 200 Synagogen im Bereich des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen, deren 
Bausubstanz noch einigermaßen erhalten war. Der Bau selbst stellt in weitem Umkreis 
das einzige Beispiel für eine Kleinsynagoge aus dem 19. Jahrhundert dar. 

Am 10.11.1938 gehörte das Gebäude zu den Zielen eines von Anhängern und Sympathi­
santen des NS-Regimes veranstalteten Demolationszuges. Zerstört wurden nach amt­
lichen Feststellungen das Dach, die Fenster, die Türen sowie die Inneneinrichtung des 
Synagogengebäudes. Aufgrund der Verordnung vom 3.12.1938 war die Synagogen-Ge­
meinde gezwungen, ihr Eigentum zu verkaufen. Als Käufer trat laut Kaufvertrag vom 
16.12.1938 ein Hohenlimburger Fabrikant auf, der das Gebäude umbauen ließ. Von 
1941 bis 1975 wurde die ehemalige Synagoge als Fabrikations- und Lagerraum von 
verschiedenen Firmen genutzt. 

Am 3.3.1950 stellte die Jüdische Kultusgemeinde Hagen einen Rückerstattungsantrag 
gemäß Gesetz Nr. 59 der Militärregierung. Auf Anweisung des Wiedergutmachungs­
amtes beim Landgericht Hagen vom 3.3.1950 wurde ein entsprechender Rückerstat­
tungsvermerk in das Grundbuch eingetragen. 1952 erfolgte die Löschung des Vermerks 
und die Entsperrung des Vermögens des Besitzers des Gebäudes, der eine Ausgleichs­
zahlung geleistet hatte. Die Jüdische Kultusgemeinde Hagen erklärte sich mit dieser 
Regelung ausdrücklich einverstanden und verzichtete auf eine Übernahme des Gebäu­
des. 

1972 und 197 5 beschäftigten sich die Parteien im Rat der Stadt Hohenlimburg bzw. 
in der Bezirksvertretung Hagen-Ost mit der Synagoge. Zunächst gab die CDU die An­
regung, das Synagogengebäude als Gedenkstätte (Ehrenmal) für die Toten der beiden 
Weltkriege und die Opfer der Gewaltherrschaft auszugestalten. Im Zusammenhang 
einer Ortsbesichtigung durch den Landeskonservator wurde am 15.4.1975 vorgeschla­
gen, die erhalten gebliebene Synagoge in die Liste denkmalwerter Bauten aufzuneh­
men. Am 4.12.197 5 brannte das in dem Synagogengebäude untergebrachte Pelzlager 
aus. Wiedernm wurde nach einer sinnvollen Verwendung des Gebäudes gefragt. Auf 
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Vorschlag der SPD empfahl die Bezirksvertretung der Hagener Stadtverwaltung, in 
Verhandlungen über den Kauf der ehemaligen Synagoge einzutreten. Im Gespräch war 
damals die Nutzung als Museum für jüdische Kultgegenstände. CDU und FDP stellten 
den Antrag, der Landesverband der jüdischen Kultusgemeinden möge das Grundstück 
mit dem aufstehenden Gebäude zum Zwecke der Errichtung eines Museums selbst er­
werben. Diese Anregungen und Anträge blieben letztlich erfolglos. Im Jahre 1980 
stellte die Dezernentenkonferenz beim Oberstadtdirektor der Stadt Hagen fest: "Die 
Stadt ist an dem Erwerb eines Ruinengrundstücks nicht interessiert." Damit mußten 
alle Bemühungen, das Gebäude zu erhalten und einer neuen Nutzung durch die 
öffentliche Hand zuzuführen, zunächst als gescheitert angesehen werden. 

Auf diesem politisch außerordentlich ungünstigen Hintergrund unterzeichneten im 
Dezember 1980 19 Personen als "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" einen Aufruf, 
der ein unerwartet positives Echo in der Bevölkerung auslöste. Zahlreiche Bürger und 
Institutionen beteiligten sich an der Spendenaktion zu Gunsten der Erhaltung des Sy­
nagogengebäudes. Doch blieben diese Aktivitäten zunächst ohne Eindruck auf die poli­
tisch Verantwortlichen in Rat und Verwaltung der Stadt Hagen. 

Eine jahrelange Auseinandersetzung begann. Am 15.6.1986 schließlich konnte das 
restaurierte Synagogengebäude der Öffentlichkeit als Mahn- und Gedenkstätte 
übergeben werden. 

In Anknüpfung an die Ergebnisse des Arbeitskreises "Jüdische Gemeinde 
Hohenlimburg" befaßt sich der als gemeinnützig anerkannte Verein "Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg" satzungsgemäß mit der Erforschung der Geschichte der 
früheren jüdischen Gemeinde am Ort und im Zusammenhang damit auch mit den 
Abläufen, die zur Demolation der Synagoge im Jahre 1938 geführt haben. 

Seit 1982 organisiert die Bürgeraktion im Auftrage des Oberbürgermeisters der Stadt 
Hagen Besuche für frühere jüdische Bürger der Städte Hohenlimburg und Hagen. Aus 
Anlaß der Übergabe des Synagogengebäudes fand unter reger Anteilnahme der Gäste 
eine Festwoche statt. 

"Wenn eine Ruine zum Prüfstein wird" - so lautet der Titel eines der nachfolgend 
dokumentierten Berichte. Dieser Titel beschreibt zugleich den Zusammenhang, um 
den es in dieser Dokumentation geht. ln der Tat, das vom Verfall bedrohte Gebäude 
einer ehemaligen Synagoge wurde für eine Vielzahl von Einzelpersonen und Gruppen 
zum Prüfstein für die Bereitschaft an einem konkreten Beispiel einen bescheidenen 
Beitrag zur Bewältigung eines dunklen Abschnitts deutscher Geschichte zu leisten. 

Diese Hinweise bilden den Rahmen für die nachfolgende Dokumentation und 
Kommentierung des Verlaufs und der Ergebnisse der Arbeit der "Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg". 
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TEIL I: EIN GEBÄUDE IN DER DISKUSSION 

1. Die Gründung der Bürgeraktion Synagoge 

BÜRGERAKTION SYNAGOGE HOHENLIMBURG Hohenlimburg, im Dezember 1980 

,-;50 •• l~ JAHRE 
HOHEN LIMBURG Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! 

Seit Jahren wird die Frage der Erhaltung und Restaurierung der ehemaligen Synagoge 
in der Wesselbach in den politischen Parteien diskutiert. Im Jubiläumsjahr 1980 haben 
sich auch die Kirchengemeinden und insbesondere der Arbeitskreis "Jüdische Gemein­
de" mit der weiteren Verwendung des Synagogengebäudes beschäftigt. 

Nach einer Mitteilung des Landeskonservators für Westfalen-Lippe vom 16.1.1978 
ist die 1869 errichtete Synagoge aufgrund ihrer künstlerischen und geschichtlichen 
Bedeutung und ihres Wertes als Sakralbau als Baudenkmal anzusehen. Der Landeskon­
servator stellt in diesem Zusammenhang fest: "Eine Sicherung, Erhaltung und Instand­
setzung wird nicht nur empfohlen, sondern für dringend erforderlich gehalten." In dem 
genannten Scheeiben heißt es weiter: "Ich möchte daher anregen, die Synagoge in 
städtisches Eigentum zu überführen und sie mit entsprechender Nutzung der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen." 

Nach unserer Auffassung sind zunächst Maßnahmen zur Erhaltung der Bausubstanz 
dringend erforderlich. Der derzeitige Besitzer des Synagogengeländes ist nicht in der 
Lage, den für diese Maßnahmen vorgesehenen Eigenanteil z.B. zur Erneuerung des 
Daches der Synagoge aufzubringen, zumal er sich schon vor Jahren bereit erklärt hat, 
das gesamte Grundstück nebst Gebäuden an die Stadt zu verkaufen. 

In einer für die Stadt Hagen schwierigen finanziellen Situation bitten die Unterzeich­
ner die Bürger Hohenlimburgs um eine Spende zugunsten der ehemaligen Synagoge. 
Das Jubiläumsjahr 1980 hat zahlreiche von den Bürgern getragene Initiativen ermög­
licht, an die vorher niemand zu denken gewagt hat. Daher hoffen wir, liebe Mitbürge­
rinnen und Mitbürger, auf Ihr Verständnis für unser Anliegen. 

Am 20.11.1980 hat Frau Bezirksvorsteherin Marie Schumann in einer Ansprache er­
klärt: "Der Tod von Millionen Mitbürgern jüdischen Glaubens bleibt, wie es unser ver­
storbener Altbundespräsident Dr.Dr. Gustav Heinemann einmal formuliert hat, ein 
unauslöschlicher Bestandteil der Geschichte unseres Volkes, a us der auch Nachgebo­
rene nicht heraustreten können." 

Unsere Ziele lauten: 1. Erhaltung der Bausubstanz der ehemaligen Synagoge in Hohen­
limburg, 2. Überführung des üynagogengeländes in städtisches Eigentum, 3. Nutzung 
des herzurichtenden Synagogengebäudes zugunsten der Bürger. Hier sind mehrere 
Möglichkeiten im Gespräch. 

Unterstützen Sie unsere Aktion und helfen Sie uns durch eine Spende im Rahmen Ihrer 
Möglichkeiten, zunächst das erste Ziel zu erreichen. 

Zahlen Sie Ihre Spende bitte auf das 
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Spendenkonto Nr. 128 Oll 238 
"Synagoge Hohenlimburg" 

bei der Stadtsparkasse Hohenlimburg ein oder übergeben Sie Ihre Spende einem 
Mitbürger, der die Einzahlung für Sie vornimmt. 

Wir sind gern bereit, Ihnen ggfls. durch die Gesellschaft für christlich-jüdische 
Zusammenarbeit eine steuerabzugsfähige Spendenbescheinigung ausstellen zu lassen. 
Vermerken Sie einen entsprechenden Wunsch auf Ihrem Einzahlungsschein. 

Die Herausgeber der GEDENKSCHRIFT ZU EHREN DER EHEM ALIGEN JÜDISCHEN 
MITBÜRGER HOHENLIMBURGS haben diese bedeutsame Dokumentation der Bürger­
aktion zur Verfügung gestellt. Sie können unser Anliegen zusätzlich dadurch 
unterstützen, daß Sie ein oder mehrere Exemplar(e) dieser Gedenkschrift bestellen. 
Bedienen Sie sich dazu freundli cherweise der Bestellscheine, die in allen Kirchen und 
Gemeindehäusern, in allen Zweigstellen der Stadtsparkasse, der Commerzbank, der 
Deutschen Bank, der Dresdener Bank, der Volksbank sowie in den Buchhandlungen R. 
Steglich und W. Schmidt ausliegen. 

Bei den Unterzeichnern, die diesen Aufruf persönlich verantwol'ten, handelt es sich 
um evangelische und katholische Christen sowie um Bürger, die keiner Kirche angehö­
ren, um Mitglieder des lutherischen und des reformierten Presbyteriums sowie des 
Pfarrgemeinderates der Kirchengemeinde St. Bonifatius, um Mitglieder von Vereinen 
und Parteien (SPD, CDU, FDP), um Bürger, die in verschiedenen Berufen als Pfarrer, 
Arzt, Lehrer usw. tätig sind. 

Mit der herzlichen Bitte um Verständnis für unser Anliegen und freundlichen Grüßen 

Ihre 

·.;(:;/l,f,_r /.,::(rzjf;, 

tl~v; I tk.~ ~ ;lt . f LCv~j/~ 
f~urß.t~cl ~ , }~& {«:/. ,f 

~· ~C'J\,~~ 
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Spendenkonto 128 011 238 bei Sparkasse Hagen 

Alte Hohenlimburger 
Synagoge soll wieder 
restauriert werden 

Hagen. (Sehe.) Die „Gedenk- Zusammenarbeit . in Dortmund 
schrill zu Ehren der ehemaligen Spendenbeschem1gungen ausge­
jüdischen Mitbürger Hohenlim- stellt. 

konservator Dr. Mainzer schlug 
vor.sie in die Listedenkmalswür­
diger Bauten aufzunehmen. 

burgs" von A. Böning und H. Za­
bel will ein Baustein zur Erhal­
tung der Hohenlimburger Syna­
goge sein. Das Buch enthält auf 88 
Seiten eine Folie von Informa­
tionen. dazu Texte zum Thema 
Juden und Christen. Ergebnisse 
einer Befragung von Bürgern Ho­
hen limburgsim Jahre 1980, Doku­
mente aus der Zeit der Verfolgung 
nach 1933. 

Die beiden Herausgeber haben 
die Gedenkschri lt der „Bürgerak­
tion Synagoge Hohenlimburg" 
zur Verfügung gestell t, die sich 
darum bemüht, die Hohenlim­
burger Synagoge zu erhalten. In­
zwischen wurde bei der Sparkas­
se Hagen, Zweigstelle Hohenlim­
burg, das „Spendenkonto Syna­
goge Hohenlimburg" unter der 
Nummer128 011238 ~ingerichtet. 
Auf Wunsch werden von der Ge­
sellschaft fü r christlich-jüdische 

Das Qebäude der Synagoge in Am 4. Dezember 1975 brannte 
der Wesselbach wurde im fahre die in der Synagoge unterge-
1870 fertiggestellt. Die Kosten ka- brachte Fabrik ab. Wiederum 
me. zu etwa einem Orittel°von wurdenacheinersinnvollenVer­
christlichen Mitbürgern. 1906 wendung des Gebäudes gefragt. 
kam ein Schulhaus für 20 Kinder Auf Vorschlag der SPD empfahl 
hinzu. In der „Reichskristall- die Bezirksvertretung Ost der 
nacht" (9./10.11 .1938) wurden das Stadtverwaltung, das Gebäude zu 
Dach, die Fenster, die Türen und erwerben und evt. ein Museum 
die gesa mte Inneneinrichtung für jüdische Kultgegenstände da­
der Hohenlimburger Synagoge raus zu machen. CDU und FDP 
zerstört. Nach ihrem Verkauf ver- stellten den Antrag, die jüdische 
wandelte sie sich in eine Fabrik. Kultusgemeinde möge das 
1950stelltdie Jüdische Genieinde Grundstück erwerben und ein 
Hagen einen Rückerstattungsan- Museum errichten. Zur jetzigen 
trag. Die Parteien befaßten sich FragesteHung schreibt die ehe· 
1972 und 1975 im Rat der Stadt maligeHohenlimburgerjüdische 
Hohenlimburg und in der Be- Mitbürgerin Hilde Bloch: „Wäre 
zirksvertretung Hagen-Ost mit es nicht möglich, dal\d ie Synago­
der Synagoge. Die CDU wollte ge wenigstens wieder in einen or- ; 
eine Gedenkstätte fü r die Opfer dentlichen Zustand gebracht i 
beider Weltkriege und der natio- würde? -Eine Synagoge. wie jede 
nalsozialistischen Gewaltherr- Kirche. sollte etwas Heiliges 
schaft daraus machen. Landes- sein!" 

WR Hagen 29.12.1980 

Bürgeraktion 
bittet um 

Spenden für 
die Synagoge 

WP 20.12 .1980 



Dr. E. Hartmann: 

„Erhaltung · \ 
der Synagoge 
ist wichtig" 

Hohenlimburg. Die Milgliede1 
und Sympathisanten der „Bürger· 
a.ktion Synagoge Hohenlimburt 
finden sich am Montag, 5. Januar,! 
15 Uhr. im Hohenlimburger Rat· ' 
haus zu einem gemeinsamen Ge­
spräch mit Bezirksvorsteherin 
Marie Schumann zusammen. 

Mitinitiator der Aktion, Profes­
sor Dr. Hermann Zabel. nennt in 
diesem Zusammenhang noch 
einmal die Ziele der Bürgerak· 
tion: 1. die Erhaltung der Bausub­
stanzderehemaligen Synagoge in 
Hohenlimburg, 2. die Überfüh­
rung des Synagogengeländes in 
städtisches Eigentum. 3. die Nut· 
zung des herzurichtenden Syna· 
gogengebäudes zugunsten der 
Bürger. · 

ZabeL „Diese Ziele können er­
reicht werden, wenn sich mög­
lichst viele Bürger. die in Hohen­
limburg wohnen, oder mit Ho· 
henlimburg verbunden sind. zu 
einer Spende von 10 DM oder 
mehr entschließen. Helfen Sie 
mil Ihrer Spende, da ßdie Synago· 
ge. die der Landeskonservator als 
Baudenkmal bezeichnete, erhal­
ten bleibt!" 

Zur Begründung des Aufrufs 
schreibt Dr. Elmar Hartmann, 
Gründungsmitglied der Bürger­
aktion: „Die Hohen limburger Sy­
nagoge ist als ehemaliger Gottes· 
dienstrüum unserer früheren jü­
dischen Mitbürger genauso er­
haltenswert wie christ liche Kir­
chen. die als Baudenkmäler reli­
giöser Kunst angesehen werden. 
auch oft. wenn sie nicht mehr ih­
rem ursprünglichen Zweck die­
nen . Die Erhaltung der Synagoge 
in Hohen limburg ist deshalb 
rlenkmalspflegerisch wichtig, da 
sehr vie le Synagogen 1938 völlig 
zerstört oder wegen Baufälligkeit 
mangels richtiger Nutzung nach­
träglich abgebrochen worden 
sind:' 

1 2 

Stadt äußerte sich el;>enfalls 

Aktion zur Erhaltung 
der Synagoge findet 
schon lebhaftes Echo 

Hagen. Die Vertreter der Bür­
geraktion .Synagoge Hohenlim· 
burg" wurden jetzt zu einem In· 
formationsaustausch mit Bezirks­
vorsteherin Marie Schumann im 
Rahmen ihrer Sprechstunde 
empfangen. 

Seitens der Bürgerinitiative 
wurdezunächstdaraufhingewie· 
sen, daß der im Dezember verab­
schiedetete Aufruf von 19 Bür· 
gem - darunter mehreren evan· 
gelische Pfarrern, Vertretern ver­
schiedener Berufe, Vereine und 
Parteien - unterschrieben wur­
de und noch viele andere Ein­
wohner das Vorhaben unterstüt· 
zen. So habe auch Plarrer 
Schmitz von der katholischen St.· 
Bonifatius-Kirchengemeinde in 
Aussicht gestellt, das Thema in 
dernächsten Sitzung des Pfarrge· 
meinderatesoffiziell zur Sprache 
zubringen. 

Zahlreiche Bürger haben in· 
zwischen gegen ein'en Spenden· 
betrag die Gedenkschrift erwor­
ben, andere haben Einzahlungen 
auf das Spendenkonto 

128 011238beiderSparkasseHo· 
henlimburg geleistet. Auch die 
Stadt Hagen scheint sich nach 
Meinung der Bürgeraktion ihrem 
Anliegen zu öffnen. 

Oberbürgermeister Loskand 
wird die Vorschläge der engagier· 
ten Beteiligten mit den Fraktions· 
vorsitzenden der im Rat der Stadt 
vertretenen Parteien und Ober­
stadtdirektor Dr. Klaus Müller 
Ende Januar erörtern. In einer 
Mitteilung des Stadtplanungsam­
tes vom 29. Dezember heißt es un· 
ter anderem: „Ich bestätige Ihnen 
hiermit. daß die Instandsetzung 
der Synagoge in Hohenlimburg 
im Sinne der Unteren Denkmal· 
behOrde und des Westfälischen 
Amtes für Denkmalpflege in 
Monster ist und im Rahmen der 
hier im Haushaltsjahr 1981 zur 
Verfügung stehenden finanziel· 
Jen Mittel Unterstützung linden 
soll. 

Außerdem plant die Bürgerak­
tion, alle Hagener gezielt unter 
dem Motto „Mit zehn Mark sind 
Sie dabei"! anzusprechen. ' 

WR HAGEN 9. 1.1981 

Bezirksvorsteherin empfing „Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" 

Zahlreiche Bürger sin·d zur 
Unterstützung finanziell bereit 



WP 
7. 1. D81 

1 3 

1
Die Instandsetzung 
'der Synagoge soll 
Unterstützungfinden , 
Das Stadtplanungsamt bestätigt die Denkmalswürdigkeit i 

H .o h e n 1 i m b ur g. Im Rahmen Ihrer Spre,;hstunde empfing Bezirksvorsteherin Marle Schu-1 
mann in Gegenwart von Horst Tlllmann (SPD) und Hans-Georg Pieper (CDl.lVertreter der Bürger- 1 
aktion 11Synagoge Hohenlimburg11 zu einem Informationsaustausch. Seitens der Bürgerinitiative 
wurde zunächst darauf hingewiesen, daß der Im Dezember 1980 verabschiedete Aufruf von 19 Bür-

l
gern - darunter mehreren evangelischen PCarrern, Vertretern verschiedener Berufe, Vereine und 
Parteien - unterschrieben wurde, und daß auch darüber hinaus viele andere Bürger das Anliegen 
der Aktion unterstützen. So habe Pfarrer Schmiz von der kath. St. Bonlfatius-Klrchengemeinde in 
Aussicht gestellt, das Thema In der nächsten Sitzung des Pfarrgemeinderates offiziell zur Sprache 
zu bringen. 

Die Herren Voss und Arndt ha- 1diese Bitte damals nicht erfü llt. 
ben die Mitglieder des Einzel- Vielleicht sei er in dieser Angele­
handels in der Stadt und in Elsey gen he il zugänglicher, wenn ihm 
gebeten. die Ak ti o.n durch eine !viele Hohenlimburgerdarum bit-­
Spende zu unterstutzen. Andere ten bzw. ihn durch ih re Spende 
sachkundige Bürger sind zur Un· darauf hinweisen, daß ein Inter· 
terstützung in fina nzieller und esse an der Erhaltung des 'Gebäu· 
ideeller Hinsicht bereit. des in der Bevölker.ung bestehe. 

Zahlreiche Bürger hätten be· Oberbürgermeisler Loskand 
reits gegen einen Spendenbetrag werde die VorschlägedP. r Bürger· 
die Gedenkschrift erworben. An· aktion mit den Frnktionsvorsit· 
dere Bürger haben Einzahlungen zenden der im Rat de r Stadt Ha· 
auf das Spendenkonto gen vertretenen Parteien und 
128 011238beiderSparkassevon dem Oberstadtdirektor Ende Ja-
Hohenlimburggeleistet. nuar erörtern. 

Auch die Stadt Hagen scheine Mit besonderer Aufmerksam­
sich dem Anliegen der Bürgerak- keit nahmen die Gesprächsteil­
tion zu öffnen. Schon vor fahren nehmer eine Mitteilung des 
habe ' der Hohenlimburger Alt- Stadtplanungsamtes der Stad t 
Stadtdirektor Albert Müller sei- Hagen vom 29. Dezember 1980 
nenSohn Klaus.den Oberstadtd i· zur Kenn tnis. in der es unter an· 
rektor der Stadt Hagen, in e inem derem heißt: „Ich bestätigte Ihnen 
Brief gebeten, das Synagogen· hiermit, daß die Instandsetzung 
grundstück in städtischen Besitz der Synagoge in Hohen limburg 
zu überfül,:iren. im Sinne der Unteren Denkma l· 

Dr. Müller habe seinem Vater hehörde und des Westfälischen 

Amtes für Denkmalpflege 'in 
Münster ist und im Rahmen de r 
hier im Haushaltsjahr 1981 zur 
Verfügung stehend~n fi nanziel· 
Jen Mittel Unterstützung fin den 
soll." 

Es wurde vere inbart. weitere 
Fragen in der nachsten Zeit zu 
klären . Frau Schumann schlug 
vor. das herzurichtende Synago· 
gengebäude als Kulturraum zu 
nutzen. Dieser Vorschlag wurde 
von a llen Te ilnehmern begrüßt. 
Ersolldurch ergänzend e, Hinwei· 
se konkretisiert werden. 

Die Bürgeraktion wird in Kürze 
alle Bürger der St• dt gezielt an­
sprechen unter dem Motto „Mit 
zehn Mark sind sie dabei!" Die 
Mitglieder der Bürgeraktion sind 
überzeugt. daß sich ihre Ziele 
weitgehend venvirklichen las· 
sen. wenn sich möglichst vie le 
Bürger der Stad t zu einer S pende 
von 10 oder mehr DM entschlie· 
1!.en. . 

r:rreesJor l§Jtiel 
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Ehemalige Synagoge 
künftig „Kulturraum"? 
Frühere Nutzungsvorschläge nicht durchsetzbar 

H o h e n l i m b u r g. Der von Bezirksvorsteherin Marie Schumann entwickelte Vorschlag, das 
herzurichtende Synagogengehäude zukünftig als uKulturraum 11 zu nutzen, geht von der realisti­
schen Einschätzung aus, daß frühere Vorschläge für eine Nutzung des Synagogengebäudes nicht 
durchsetzbar sein dürften. 

Es ist ausgeschlossen, daß die sein. Einmal würde auf diese Grundgesetzes der Bundesrepu­
Synagoge wieder als Synagoge Weise das Gebäude als Baudenk- blik Deutschland mahnen. 
genutztwird,weileskeineausrei- mal und als Erinnerungszeichen Aus diesen Gründen unter­
chende Zahl von jüdischen Mit· an das Unrecht, welches des ehe- stützt die Bürgeraktion .. Synagoge 
bürgern in Hohenlimburg mehr maligen jüdischen Mitbürgern Hohenlimburg" nachdrücklich 
gibt und<lerKultusgemeindeHa- Hohenlimburgs in der Zeit des den Vorschlag, dasSynagogenge· 
gen eine eigene Synagoge zur Dritten Reiches zug~fügt wurde. bäudezukünftiga ls"Kult~rraum" 
Verfügung steht. erhalten.Zumanderen würde das zu nu tzen. Die BUrgerakhon setzt 

Der Vorschlag der CDU aus Gebäude in den Dienst der leben- sich<lafürein .daßdasGebäudein 
dem Jahre 1972. das Synagogen- den Bürger Hohenlimburgs ge- den H~nden der Hohenli~b~r­
gebäudealsGedenkstätte(Ehren- ste llt. Es könnte für Veranstaltun- ger bleibt. durch deren tatk~.afhg.e 
rnal) für die Toten der beiden gen der Volkshochschule, Vorträ- Unterstützung es zunächst m se1-
We ltkriegeunddieOpferderGe- ge und Dichterlesungen, bei der nerBausubstanzerhaltenwerden 
waltherrschaft auszugestalten, ist Aufführung kleinerer Konzerte soll. 
im Blick auf das neue Mahnmal und Liederabende ebenso be- Die bisher eingegangenen 
an der Esserstraße nicht mehrak- nutzt werden, wie möglicherwei- Spenden ermuntern die Mitglie­
tuell. se für Gottesdienste ausländi· derderBUrgeraktiondie Bevölk.e-

Die Anregung der SPD aus dem scher Religionsgemeinschaften. rung aufzurufen, die genannten 
Jahre 1976, das Gebäude als Mu- In jedem Fall wäre auf diese Zielsetzungen durch die Bereit­
seum für jüdische Kultgegenstän- Weise gewährleistet, daß das Ge- stellung entsprechender Gelder · 
dezunutzen,istu.a.ausfinan,ziel - bäude Begegnungen zwischen verwirklichen zu helfen. Das bei 
Jen Gründen als überholt anzuse- Menschen aller Religionen und der Stadtsparkasse eingerichtete 
hen. Weltanschauungen sowie aller Spenden konto „Synagoge Ho-

Dagegen dürfte die Nutzung politischen Überzeugungen för- henlimburg"' trägt die Nummer 
des herzurichtenden Synagogen- dert. Es könnte als solches zu- 128 011 238. Steuerabzugsfähige 
gebäudes als „Kulturraum·· in gleich an die Einlösung der ent- Spendenbescheinigungen kön­
mehrfochP.r Hinsicht sinnvoll sprechenden Grundrechte des nen jederzeit ausgestellt werden. 

Der Landeskonservator 
bekannte sich erneut 
zum Synagogen-Erhalt 
Auch die Bereitstellung von Landesmitteln befürwortet 

Hohenllmburg. (jü.) Pläne zur limburg". 
Erhaltung der Bausubstanz der Der Landeskonservator sprach 
ehemaligen Synagoge wurden sich erneut nachdrücklich für die 
anläßlich eines Ortstermins an Erhaltung des Gebäudes aus. Er 
der Jahnstraße erörtert. Zugegen befürworte te auch die Bereitstel­
waren dabei Landeskonservator lungvon Landesmitteln für die er­
Bergmann vom Landesamt für forderlichen Restaurierungsar­
Denkmalspflegein Münster, Ver- beiten. 
treter der Stadt Hagen und der 
Bürgeraktion "Synagoge Hohen· . Auch die Stadt Hagen hat nicht 

die Absicht. den Abbruch des Sy­
nagogengebäudes zuzulassen. In 
dieser Hinsicht finden die Bemü­
hungen der Hohenlimburger 
Bürgeraktion a lso Anerkennung 
und Unterstützung bei den zu­
ständigen Behörden. Sie ist aber 
gerade deshalb auf weitere Spen · 
den aus der Hohenlimburger Be­
völkerung angewiesen. '1 
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Synagoge: Verwaltung 
mit Beschlußvorschlag , 
BV Ost diskutierte öffentlich und geheim 1 

Hohen 11 m b ur g. Was geschieht mit der früheren Synagoge an der Jahnstraße in Hohenlim·I 
burg? Mit dieser Frage beschäftigte sich die Bezirksvertretung Ost im öffentlichen und nichtöffentli­
chen Teil ihrer Sitzung am Donnerstag Im Hohenlimburger Rathaus. Bei den Überlegungen derl 
Bezirksvertretung spielt eine Rolle, dail der Landeskonservator seine Absicht zu erkennen hat, das 
im Jahre 1870 errichtete Gebäude als Baudenkmal zu erhalten. 1 

Die Bürgeraktion "Synagoge Kürze eine Verwaltungsvorlagel der Bürgeraktion gewürdigt. 
Hohenlimburg", die sich bereits zur Synagoge Hohenlimburg zu· Im übrigen aber scheint sicher 
in der Einwohner-Fragestunde leiten. . zu sein, daß ein ErwerbdesSyna· 
der Bezirksvertretung durch ih· gogengrundslücks durch die 
ren Sprecher, Professor Dr. Zabel, Einigkeit zeichnete sich in der Stadt Hagen nicht zur Diskussion 
zu diesem Thema äußerte. kann Bezirksvertretung Ost jedoch be· gestellt wird. 
der Unterstützung der Bezirks· reits darüber ab, daß eine "Hilfe 1 

vertretung sicher sein. zur Selbsthilfe" für die BUrgerini- Wie Prof. Dr. Hermann Zabel in ' 
Einzelheiten wurden jedoch tiativeselbstverständlichsei. Die- der Einwohner-Fragestunde mit-1 

noch nicht beschlossen, nachdem se hatte Bezirksvorsteherin Marie teilte, hat der Spendenaufruf der 
"Stadtdirektor Dr. Pesch ankün- Schumann bereits im öffentli- Bürgeraktion bisher Spenden in : 
digte, er werde den zuständigen chen Teil der Sitzung signalisiert Höhe von mehr als 6000 DM er· 'i 
Beschlußgremien des Rates in und- ausdrücklich die Aktivität! bracht. · 

Einig über eine 
„Hilf e zur Selbsthilfe" 

Hohenlimburg. Was geschieht 
mit der früheren Synagoge an der 
fahnstraßeinHohenlimburg?Mit 
dieser Frage beschäftigte sich die 
Bezirksvertretung Ost im öffentli­
chen und nichtöffentlichen Teil 
einer Sitzung am Donnerstag im 
Hohenlimburger Rathaus. Bei 
den Überlegungen der- Bezirks· 
Vertretung spielt eine Rolle, daß 
der Landeskonservator seine Ab­
sicht zu erkennen gegeben hat, 
das im Jahre 1870 errichtete Ge· 
bäude als Baudenkmal zu erhal· 
ten. 

Die Bürgeraktion . Synagoge 
Hohenlimburg", die sich bereits 
in der Einwohner-Fragestunde 
der Bezirksvertretung durch ih­
ren Sprecher, ProfessorDr. Zabel, 
zu diesem Thema äußerte, kann 
d.er Unlerslutzung der Bezirks· 
vertretung sicher sein. Einzelhei-

len wurden jedoch noch nicht be­
schlossen, nachdem Stadtdirek· 
tor Dr. Pesch ankündigte, er wer· 
de den zuständigen Beschlußgre· 
mien des Rates iq Kürze eine Ver· 
waltungsvorlage zur Synagoge 
Hohenlimburg zuleiten. 

Einigkeit zeichnete sich in der 
Bezirksvertretung Ost jedoch be· 
reils darüber ab, daß eine .Hilfe 
zur Selbsthilfe" filrdie Bürgerini-

1 tiative~elbs~~hsel. Die-

1 

se hatte Bezirksvorsteherin Marie 
Schumann bereits im öffentli­
chen Teil der Sitzung signalisiert 
und ausdrücklich die Aktivität 
der Bürgeraktion gewürdigt. Im 
übrigen aber scheint sicher zu 
sein, daß ein Erwerb des Synago­
gengrundstucks durch die Stadt 
Hagen nicht zur Diskussion ge­
stellt wird. ' 

WP 7.2.1981 

WR 7.2.1981 
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Bezirksvertreter 
rücken an die Seite 
der Bürgerinitiative 

Die Bürgerinitiative „Synagoge Hohenlimburg" hat nun offiziell die Unterstützung der Be­
zirksvertretung Ost bekommen. In ihrer letzten Sitzung haben sich die Bezirkwertreter zu 
diesem Schritt entschlossen, nachdem der Landeskonservator seine Absicht zu erkennen ge.. 
geben hat, das im Jahre 1870 errichtete Gebäude als Baudenkmal.zu erhalten. 

Entschieden, was nun end­
gültig aus der früheren Syna­
goge werden soll, wurde aller­
dings noch nicht. Stadtdirek­
tor Dr. Pesch kündigte an, 
eine entsprechende Verwal­
tungsvorlage zur Synagoge 
Hohenlimburg in Kürze den 
zuständigen Beschlußgremien 
des Rates zuzuleiten. 

Eines scheint aber schon 
jetzt sicher: An einen Erwerb 
des Synagogengrundstücks 
durch die Stadt ist nicht ge­
dacht. 

So wird es wohl weiterhin 
auf die Aktivität~ auf die tat­
kräftige „ Hilfe zur Selbsthil-

fe" der Bürgerinitiative an­
kommen. Und dafür konnte 
ihr Sprecher Professor Dr. 
Zabel die ausdrückliche Wür­
digung von Bezirksvorsteherin 
Marie Schumann entgegenneh­
men. 

Ober die bauhlatorioche -tung der 1111~ Hohenlimburgar Synagoge gibt eo In denkmal1pflege­
rilchen KreiHn keinerlei ZW1itei. Da1 G1biiude l1t deahalb erhaltenawert, auch wenn eo nicht einer 
-ichen rallgiöHn Nutzung durch Gl1ubon1judenzugelührtwerden kenn.(Foto: Peter Haberer) • 



17 

Nicht überall stießen die Bemühungen der Bürgeraktion auf Zustimmung und Unter­
stützung. So lehnte der örtliche Heimatverein die Mitwirkung in einer Initiative zur 
Erhaltung des Synagogengebäudes ab. 

Verein für Orts- und Heimatkunde 

Hohenlimburg e. V. 
Herausgeber der Schrift : " Be i t r ä g e zu r L an d e s k u n d e " 

r 

L 

Gtthud Esm, 5160 Ue:rlohn-Uanadie, Kühlingnnßt l9a 

Herrn 
Professor 
Lr. Hermann Zabel 
Zum Alten Bruch 6 

58 Hagen 5 

_J 

1. Vorsintt: Gcrha.rd Es.ser 
516 Iserloh.u-1.emmhe, Kühlingstt. 391, Ruf 0237.f/2119 

Hohenfünburg Ruf 02114/JJSI 

Drudr. und Anzcigen't'crwaltuog 

Buchdrudi.ttei Werner Don.u 
Buchdruck - Offsetdrudr. 

Hohenlimburg, Graberutnße IS, Telefon J490 

Ihrüichea Ihr Sdittibeo vom UnKT Zeichen 585 Hohenlimburg, 9 . 12 .1980 

Sehr geehrter Herr Professor Dr. Zabel! 

Der Verein für Orts- und Heimatkunde freut sich, daß seine jahrelangen Bemühungen 
um die Erhaltung der Synagoge nunmehr auch von anderen interessierten Bürgern auf­
gegriffen wird. Wir begrüßen daher Ihre Initiative und die des "Arbeitskreises jüdische 
Gemeinde" außerordentlich. 

Doch werden wir uns aus verschiedenen Gründen nicht an einer Bürgerinitiative zur 
Erhaltung der Synagoge beteiligen. 

Wir haben uns jahrelang in der Vergangenheit sehr bemüht, haben Gespräche mit der 
Stadt, dem Land, in Münster geführt. Wir haben uns mit der jüdischen Gemeinde Ha­
gen- Iserlohn und Düsseldorf unterhalten. Die ersteren verwehrten uns den Erfolg, weil 
für den Ankauf keine Mittel zur Verfügung standen, die Juden selbst waren generell 
nicht an der Erhaltung interessiert. 

Unsere Ideen konnten also nicht verwirklicht werden, was wir sehr bedauerten. Aber 
wir sehen auch in der Zukunft kaum eine Möglichkeit. 

Nun aber erst zu unseren Vorbehalten, die uns von einer Beteiligung an Ihrem Vorha­
ben fernhalten. 

Zunächst hätten Gespräche stattfinden müssen, um in solchen das Für und Wider 
abzuwägen. Sie aber setzen uns bereits vor fast vollendete Tatsachen (siehe Ihre 
Schreiben). So geht es jedenfalls nicht! Solche Fragen wollen in Ruhe behandelt 
werden und brauchen ihre Zeit. Was wir also in Jahren nicht erreicht haben, wollen 
wir heute nicht überstürzt neu aufgreifen. 
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Bevor überhaupt von der Finanzierung selbst gesprochen wird, müssen erst die Eigen­
tumsverhältnisse geklärt werden, wie sie zukünftig aussehen werden. Auch muß 
Zweck und Ziel genau festliegen. Die Trägerschaft und der Verwendungszweck, die 
Folgekosten usw., alles ist ungeklärt. Zunächst müssen möglichst genaue 
Kostenvoranschläge erstellt werden, um sich selbst und evtl. Spendern Zahlenklarheit 
zu schaffen. Was nützen evtl. DM 5 bis 10.000 Spenden, wenn sich der Gesamtaufwand 
vielleicht auf DM 200.000,-- oder gar mehr beläuft? 

Auch verstehen wir die Eile nicht und ebenfalls nicht die kurzfristige Begrenzung auf 
den 6.1.1981 einer solchen Aktion. Wir könnten den Fragenkatalog noch um viele Fra­
gen erweitern. 

Nun aber zu einem der wichtigsten Punkte: 

Der Heimatverein hat mit Wiedergutmachung an Bürgern der Stadt, denen Unrecht 
zuteil wurde, nichts zu tun. Er distanziert sich hiervon ganz entschieden. Es ist nicht 
seine Aufgabe, Wiedergutmachung zu tätigen, noch die Mitbürger zur Wiedergutma­
chung aufzurufen, gleichgültig in welcher Form auch immer. 

Der Grund unseres damaligen Engagements galt nicht der Wiedergutmachung, sondern 
der Rettung eines historischen Bauwerkes. Daß dieses Gebäude auch sinnvoll genutzt 
würde, war uns ein selbstverständliches Anliegen. Nach unserer Auffassung können 
unsere damaligen Ideen nur verwirklicht werden, wenn die Stadt Hagen Eigentümerin 
der Synagoge wird. Damit wäre das Problem gelöst. Aber da besteht wohl heute wie 
damals kaum Hoffnung. 

Da wir jedoch interessiert sind, die Meinung der anderen Gesprächsteilnehmer zu er­
fahren, wird unser Mitglied des erweiterten Vorstandes, Herr Korrek, am Donnerstag 
teilnehmen. Herr Korrek läßt sich jedoch schon jetzt für ein späteres Eintreffen ent­
schuldigen, da er aus beruflichen Gründen nicht pünktlich erscheinen kann. 

Ps. Ich weise ausdrücklich darauf hin, daß der Heimatverein nicht wünscht, in irgend­
einer Form in Spenden- und Presseaufrufen dieses Arbeitskreises genannt zu wer­
den. 
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LESERBRIEFE 

Vöf'stelfürlgen riicl1t 
zu verwirklichen 
Spendenaufruf für die Synagoge unbegreiflich 

Es ist für die meisten. Bürger in .------------. 
Hagen unbegreiflich, wie eine 
kleine Gruppe, wie es die Hohen­
limburger Bürgerinitiative ist, für 
die Erhaltung der Synagoge For­
derungen an die Stadt Hagen, 
d. h. an den Steuerzahler stellt. 

Da es in Hohenlimburg heute 
nur ein bis zwei jüdische Mitbür­
ger gibt und die jüdische Kultus­
gemeinde in Hagen gar nicht an 
der Erhaltung der Synagoge inter­
essiert ist, ist es für die Bürger un· 
verständlich, daß die Bürgerini­
tiativeden Steuerzahler der Stadt 
Hagen mit derartigen Kosten be-­
lasten wi11. 

Es ist auch unbegreiflich. daß 
die Organisatoren dieser Bürger­
initiative zu Spenden aufrufen, 
obwohl die Synagoge noch gar 
nicht zurückgekauft wurde und 
auch keine Gelder bei der ange­
spannten finanziel1en Lage der 

! Stadt Hagen dafür zur Verfügung 

Das Wort 
hat der 

WP·Leser 
Lderbriele 1timmen nX:hl unbedV.1111111 

der MeinU111 detRdktkln obereia. 

stehen dürften. 
Hier stellt sich doch ·die Frage, 

inwieweit die · Organisatoren 
beim Spendenaufruf die rechtli­
che Lage berücksichtigt haben. 

Es bleibt nur zu hoffen, daß un· 
sere gewählten Vertreter im 
Stadtparlament endlich einmal 
den Mut finden, zu derartigen 
Vorstellungen nein zu sagen. ' 

Huso Schmldtke 
Hasen-Berchum 

Ersster Weg 34 

WP 12.2.1981 

Hinweis: Die Herren Hugo Schmidtke 
und Karl-Friedrich Stock machten in 
insgesamt vier weiteren Leserbrie­
fen auf das Problem der entstehen­
den Kosten aufmerksam. 
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Synagoge als Dokument 
der,,Zeit bewahren 

1 

Abbnich keine geschichtsbewußte Alternative 
Die Rezeptur des Leserbrief es 

von Herrn HugoSchmidtke in der 
WP vom 12. Februar ist einfach, 
der Inhalt trotzdem schwer be­
kömmlich. Durch eine fahrlässige 
Eingangsbehauptung [„Für die 
meisten Bürger in Hagen ist es un­
begreiflich . . . "J macht sich der 
Schreiber zum Sprecher einer 

Das Wort 
hat der 

WP-Leser 
vermeintlichen Mehrheit und kserbriere :s1immen nicht unbedingt mit 
drängt die Befürworter der Bür- derMeinunsderRedaklionOberein. 

geraktion Synagoge, zu deren Ini-
tiatoren ich übrigens nicht gehö- tung und Restaurierung dieses 
re, in die Rolle einerquerulanten Baudokuments, das jahrhunder­
Minderheit, die Forderungen an telangdieStadtsilhouetteHohen­
den Steuerzahler stellt. Jimburgstypischgeprägt hat, ist zu 

Er äußert zum Schluß Zweifel begrüßen. Dies umso mehr in ei­
an der Rechtmäßigkeit des Spen- ner Zeit, in der oftmals Planie· 

, denaufrllfes und appelliert a n rungsraupe und Bagger ortstypi-
1 den Mut der gewählten politi- sehe Vertrautheit beseitigen. 
1 sehen Vertreter, zu derartigen Fürdiejüngere GeschichteHo„ 
1 Vorstellungen nein zu sagen . henlimburgshat auchdieSynago-
' Zumindest in einem Punkt hat ge ihre besondere Bedeutung. 
Herr Schmidtke inhaltlich eine Deshalb sollte das Gebäude als 
fa lsche Vorstellung. Die Synago- Zeitdokument erhalten bleiben 
ge soll nicht als Gotteshaus einer zur Bewußtseinsbildung einer 
jüdischen Gemeinde erhalten jüngeren Generation, die Fragen 
werden. Insoweit ist der Hinweis stellt. Die Geschehnisse 1938 und 
auf die nur ein bis zwei jüdischen danach fand en vielerorts in 
Mitbürger überflüssig. Es geht Deutschlandsta tt, aberebenauch 
vielmehr um die Sanierung der in diesem Hohenlimburg. Weil 
Bausubstanz für einen noch zu viele andere am Hierbleiben ge­
bestimmenden späteren Nut- waltsamgehindertwurden, leben 
zungsinhaber. heute lediglich die zitierten ein 

Bei der Abwägung von Für und bis zwei jüdischen Mitbürger in 
Wider ist nicht der im Leserbrief unserer Stadt . Fü r die Synagoge 
herbeigehoffte Mut der Politiker ist wie für den Bentheimer die 
gefragt, eher schon deren Beson- Planierraupe keine geschichtsbe­
nenheit und Verantwortung. Po- wußte AltP. rnative. 
litische Beschlüsse von 1981 wer- Das breite Echo der Bürgerini· 
den schon in einigen Jahren histo- tiative Synagoge in der Bevölke­
rische Fakten sein, die nicht mehr rung und das finanzielle Engage­
korrigierbar sind . Vor diesem ment vieler Bürger sind ermuti­
Hintergrund ist der hohe An- gende Zeichen von spontaner So­
spruch dieser Entscheidungsfin- Jidarität und Eigenhilfe im Vor· 
dung zu beurteilen. leid notwendiger rechtlicher Re-

Die Synagoge hat nicht die hi- gularien und vertraglicher Fest-
storische Wichtung, die dem setzungen. • 
Bentheimer Hof zukommt. Der Gerd Pickenhan 
politische Beschluß für die Erhal- Steltenbergstraße 30 

WP 18.2.1981 
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vorläufiger 
Vorstand 
ist gewählt 
Bürgeraktion Synagoge jetzt Verein 

H o h e n 11 m b u r g. Die „Bürgeraktion Synagoge Hohenllm­
burg" stellte am Samstag die Welchen, um eingetragener Verein 
(e.V.) zu werden. In den Räumen der Reformierten Gemeinde Im 
Welnhol land die Gründungsversammlung statt. Zunächst wurde 
ein Bericht über den Stand der Bemühungen gegeben, den Adal· 
bert Böning und Prof. Dr. Hermann Zabel erarbeitet hatten. 

D~bei wurde der Feststellung. lum die Synagoge einer Nutzung 
daß sich der Besitzer des Synago- mit neuen Inhalten zuzuführen . 
gcngrundstückes mit einer Par- Es wurd~ als wenig nützlich be­
zcllierung der Gesamtfläche ein- zeichnet, gegenwärtig mit Zahlen 
verstanden erklärt hat, besonde- zu operieren. Es gelte, eine für 
ren Wert beigemessen. alle Beteiligten akzeptable Lö· 

Das aber heißt , daß die Bürger· sungzu finden. 
aktion davon ausgeht; daß ledig· Nach einer redaktionellen 
lieh 320 Quadratmeter durch Überarbeitung wurde die Sat· 
Kauf oder Tausch erworben wer- zung des neuen Vereins verab­
den müssen, um dem Anliegen schiedet. Dann wurde ein ge­
auf Erhalt der Synagoge genügen schäftsführender Vorstand ge­
zu können. Mehr möchtedie BOr- wählt, dem, zunächst ohne Res­
geraktion zum Stand der Ver- sortverteilung, Adalbert Böning. 
handlungen mit Eigentümer und Dr. Elmar Hartmann. Gondrand 
StadtHagengegenwärtig nichtöf- Karle, Henning Rengshausen 
fentlich diskutieren. und Prof. Dr. Hermann Zabel an-

Unterstrichen wurde auch. daß gehören. 
die Restaurierung nicht mit ho- Die gerichtliche Eintragung des 
hem Aufwand erfolgen müsse, Vereins wird angestrebt. · 

WP 24.2.1981 

l~~~!~~~~~g~!~ !~~!~~!~~~~n~~!!~e~o~~z~~e~~! 
des Arbeitskreises .Jüdische Ge· derer ehemaliger jüdischer Mit· jüdischen Mitbürgern Hohen· 
meinde• erhielten in diesen Ta· bürger Hohenlimburgs, der jetzt limburgs zu treten. 
gen von Frau Hilde Block folgen· in den Vereinigten Staaten lebt, 
deZuschrift: .Ichlreuemichsehr, hat einen Betrag von 50 DM auf InteressierteBUrgerkönnendie 
daß Ihr Aufruf zur Wiederher- das Spendenkonto überweisen den Mitgliedern des Arbeitskrei­
steilung der Synagoge einen so lassen. ses „Jüdische Gemeinde" be­
schönen Erfolg hat. In der Beilage Das Echo. das die Bürgeraktion kannten Anschriften im evangeli­
Ubersende ich Ihnen einen Synagoge Hohenlimburg gefun- sehen Gemeindeamt an der Iser­
Scheck über 25 Dollar, das sind den hat, veranlaßt eine erfreulich lohner Straße 43, T•lefon 59011, 
etwa 50 DM." große Zahl von Bürgern, von sich erfragen. ' 

WP 4.4.1981 



Zlele der Aktion 
weiter verfolgen 

22 

13isher 8000 ÖM Spenden für Synagoge 
WP 14.3.1981 

Regierungspräsident 
:für die Restaurierung 
·der alten Synagoge 
Dem Minister die Förderung noch für 1981 vorgeschlagen 

Hobenllmburg. Die zielstrebi· standsetzung des Daches werde malsbehörde, das westfälische 
genBemühungender.Bürgerak- ichdemMinisterfürLandes-und Amt für Denkmalspflege und 
tion Synagoge Hohenlimburg" Stadtentwicklung NW für eine Vertreter des Regierungsprl!si· 
'habenzueinembedeutsamenEr· Förderung noch !Ur 1981 vor· denten in Arnsberg teilnehmen 
folg geführt. Die von Architekt schlagen. Allerdings kann die werden. 
Pickenhan entworfenen Pläne · Maßnahme nur als Reserve·Op-
fUrdieRestaurierungderSynago- jekt1981gefUhrtwerden.Siewird Entscheidend ist nun - so die 
ge (1. Bauabschnitt) sind von dem dann in die Förderung kommen •. Bürgeraktion - in welchem Rah· 
!Ur die Zuwendung von Landes· wenn bereits anderweitig zuge· men Rat und Verwaltung der 
mitteln In erster lnstanzzuständi· sagte Mittel nicht abgerufen wer· Stadt Hagen die Pläne zur Restau· 
gen Regierungspräsidenten ak· den. Auf jeden Fall würde eine rlerung der Synagoge zu unter· 
zeptiert worden. Föroerung 1982 erfolgen." stützen bereit sind. Die Mitglieder 

Mit Schreiben vom 15. April · - der . Bürgeraktion Synagoge Ho· 
teiltderRegierungsprl!sidentmit: Auf Vorschlag des Regierungs- henlimburg" erwarten in Kürze 
„Oie von der Bürgeraktion enge- präsidenten soll zur Klärung eine M1tte1lung darüber, wie die 
strebte Restaurierung der alten grundsätzlicher Fragen in Kürze von Stadtdirektor Dr. Pesch m ei· 
Hohenlimburger Synagoge be· ein weiterer Ortstermin stattfin· nerSitzungderBezirksvertretung 
grüße ich sehr. Die von Ihnen als den, an dem die Bürgeraktion, die Hagen-Ost zugesagte . Hilfe zur 
1. Bauabschnitt vorgesehene In· Stadt Hagen als untere Denk· Selbsthilfe" aussehen soll. ' 

WP 30.4.1981 

Pläne wurden vom Regierungspräsidenten gebilligt: 

Bürgeraktion hofft 
jetzt auf Stadtrat 

ANZEIGER FÜR HAG EN 30. 4.1981 
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STADT HAGEN 
DE.R OBE R STAOTO IREK1 0 R 

An die 
ßürgerektion 
Synagoge llol1e nl:iJnburg 
zu l ld. 11,:, rrn Prof. Dr . H. Zald 
Zum Al t en Bnich 6 

5800 H a g e n 5 

Eiiemalige Synagoge in Hagen-llohenlimburg 

Mein Sd1r e iben van 16. 2. 1981 

Sel1r g~elu'1.er ll<.orr Professor Dr. Zabel 

30 . April 1981 

In s1einer Sitzimg am 9. •i.198 1 liat sich d.:r Hauptausschuss des Rates der 

Stadt !lagen m:it der Angdegenheit befasst w1d nach eingehender Beratung 

folgenden ll<?schluss gefasst: 

1. E:iJ1 En.Jerb des Synagogen-Grundstücks oder e ines Teiles dieses 
Grundstücks dLU'C!1 die Stadt Hagen harrnt nicht in Frage . 

2 . Die Verwaltung wird beauftragt , die Aktivitäten der Bürger­
aktion Synagoge Hol1enl:iJnburg weiter zu verfolgen und dem Haupt­
ausschuss zu einem giligneten Zeitpunkt Vorschläge zur Unter­
stü1:zung der· Selbs1:lü lfe zu unterbreiten . 

Aufgnind dieser Entscheidwog wirx:I die Verwaltung sid1 gern von der Bürger­

aktion über die wesentlichen Schritte der weiteren Aktivitäten informieren 

l assen . Vlesenthches Kriterium für d~ Beurteilung der gesamten Angelegen­

heit durch die Verwaltung ;iird jedoch/EntscheidLU1g des Rates der Stadt Hagen 

über die Jknkrnalsliste sein . Gegenwärtig skht noch nicht f est , wann der 

Rat der Stadt s id1 mit dieser Angelegenheit befassen wird , da die umfang­

rei che n Vorbereitungen dlll'Ch die Verwaltimg nod1 nicht abgeschlossen sind. 

In diesem Sinne werdce i ch ddt1 Re,gienmgc:präsidentcn Arnsberg - bezug-

nel~uend auf das Sclu"ibcn van 15.4 .1 981 - entspr>cci1end berichten . 

Grüssw 

Dr . llliller 
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Eint!_~ürger~itiative 
b~tclagt sich: 
Soll Synagoge 
Ruine bleiben? 

Hagen-Hohenllmburg. Der „wochenkurier« gibt einer Bür­
gerinitiative aus Hagen-Hohenlimburg hier und heute Ge­
legenheit, ihr Ziel und ihr Wollen ausführlich darzustellen. 
Anderen - auch gegenteiligen - Meinungen wird gege­
benenfalls selbstverständlich der gleiche Raum zum The­
ma „Synagoge Hohenlimburg„ eingeräumt. 

Im Dezember 1980 trat eine Gruppe 
von 19 Bürgern als ·Bürgeraktion 
Synagoge ·Hohenlimburg„ mit der 
Bitte an die Öffentlichkeit, die Be­
mühungen um die Erhaltung und 
Restaurierung des Gebäudes der 
ehemaligen Synagoge in Hohen­
limburg zu unterstützen. Die Mit­
glieder der Gruppe gehören ver­
schiedenen Parteien und Vereinen 

(SPD, CDU, FDP) an, sind evangeli­
schen, katholischen, jüdischen Be­
kenntnisses bzw. ohne Beknntnls­
bildung, gehen unterschiedlichen 
Berufen nach. 

Gedächtnis und Erinnerung 
Der Anstoß zur Gründung einer 
Bürgeraktion ging aus von einem 
auf Anregung des lutherischen ~ 
deS reformierten Presbyteriums in 
Hohenlimburg gebildeten Arbeits­
kreises „Jüdische Gemeinde„. Im 
Rahmen des 750jährigen Beste­
hens der Stadt Hohenlimburg sollte 
auch der ehemaligen jüdischen Ge­
meinde am Ort gedacht werden. 
Oie evangelischen Kirchengemein­
den veranstalteten in Verbindung 
mit der Gesellschaft für christlich-

jüdische Zusammenarbeit in Dort­
mund eine dreiteilige Vortragsrei- . 
he, die einem Interessierten Zuhö­
rerkreis aufschlußreiche Informa­
tionen zum jüdischen Selbst- und 
Weltverständnis vermittelte. Aus 
Anlaß der 42. Wiederkehr der sog. 
Reichskristallnacht wurde in Anwe­
senheit der in der Be~~svertre.: 

tung Hagen-Ost vertretenen Partei­
en und der Bezirksvorsteherin, 
Marlies Schumann, an dem Gebäu­
de der ehemaligen Synagoge ein 
Kranz niedergelegt, zwei Pfarrer 
sprachen Worte des Gedenkens 
und lasen aus dem Psalter. Schließ­
lich brachten Mitglieder des Ar­
beitskreises „Jüdische Gemeinde« 
die erste Fassung einer „Gedenk­
schrift zu Ehren der ehemaligen jü­
dischen Mitbürger Hohenlimburgs• 
heraus, für d ie Oberbürgermeister 
Loskand einen Druckkostenzu­
schuß in Aussicht stellte. Die Ge­
denkschrift Ist Ober das Ev.Ge­
meindeamt, lserlohner Str. 43, 
5800 Hagen 5 (Tel. O 32 34/5 90 11) 
gegen einen Spendenbetrag zu be­
ziehen. 

Reaktionen 
Die Gedenkschrift fand überall 
freundliche Aufnahme und stieß auf 
Anerkennung und Interesse. Hilde 
Bloch · (New Yqrk) meint: „ich bin 
von dem Inhalt der Schrift sehr be-
eindruckt und bin dankbar, daß 
nach den traurigen Ereignissen Sie 
und die verschiedenen genannten 
Gemeinden sich zusammengefun­
den haben, um der Nachwelt die 
Wahrheit über die trau~igen Ereig­
nisse bekanntzugeben: Besonders 
die Jugend sollte wissen, was sich 
ereignet hat, und ich glaube, das ist 
in bestem Maße geschehen.„ - Für 
die geplante Fassung der Gedenk­
schrift sagte der Herr Ministerprä­
sident Johannes Rau spontan ein 
Geleitwort zu. 

Diese positiven Reaktionen sind um 
so bemerkenswerter, wenn man 
bedenkt, daß den Mitgliedern des 
Arbeitskreises „ Jüdische Gemein­
de„ von der Stadt Hagen bisher die 
mehrfach erbetene Einsichtnahme 
in Archlvunterlagen, so u.a. in eine 
Akte mit dem Titel „Überwachung 
und Maßnahmen politischer Art 
betr. Jüdische Konfession 1933-
1938„, verwehrt wird. In anderen 
Städten war die Einsichtnahme in 
entsprechende Unterlagen ohne 
Schwierigkeiten möglich. So hat 
die Gesellschaft für christlich-jüdi­
sche Zusammenarbeit nicht nur mit 
erheblicher Unterstützung des Ra­

tes und der Stadt Essen- die Alte 
Synagoge restauriert, sondern 
auch eine eindrucksvolle Ausstel­
lung „Widerstand und Verfolgung 
in Essen 1933-1945„ organ isiert. 
Diesem Beispiel folgte das Stadtar­
chiv Dortmund mit der Ausstellung 
„Widerstand und Verfolgung in 
Dortmund 1933-1945„. Auch Die­
thart Aschoff konnte für eine Publi­
kation die entsprechenden Unterla­
gen des Stadtarchivs und des 
Stadtmuseums Münster einsehen 
und nutzen. Der Hagener Ober­
stadtdirektor Dr. Klaus Müller lehnt 
dagegen die Bitte um eine Einsicht­
nahme u.a. mit folgender Begrün­
dung ab: „Die umstrittenen Archi­
valien enthalten Angaben zu Einzel­
schicksalen jüdischer Mitbürger. 



Ferner sind aus d.er Akte an der Ju­
gendverfolgung beteiligte Perso­
nen ersichtlich. Die betroffenen An­
gehörigen beider Personengrup­
pen haben m.E. ein schutzwürdiges 
Interesse daran, daß eine Veröf­
fentlichung personenbezogener 
Daten ohne ihren Willen unter­
bleibt. Darüber hinaus hat der im 
Auftrage der Stadt Hagen neben­
amtlich tätige Museumsleiter für 
die Erarbeitung der geplanten zwei­
ten Fassung der Gedenkschrift 
wichtige Unterlagen in Verfolgung 
eigener Publikationsabsichten aus 
dem Museumsarchiv entfernt und 
in sein Privathaus ausgelagert. Oie 
Aufsichtsbehörden prüfen z.Zt. die 
Rechtmäßigkeit der geschilderten 
Verhaltensweisen der Stadtverwal­
tung. 

In der Bevölkerung stießen die Be­
mühungen des Arbeitskreises und 
der Bürgeraktion auf ein überaus 
positives Echo. Bisher wurden über 
DM 8000,- auf das Spendenkonto 
128011238 „Synagoge Hohentim­
burg„ bei der Stadtsparkasse Ho­
henlimburg eingezahlt. Auch ehe­
malige jüdische Mitbürger sind un­
ter den Spendern. 
Natürlich gibt es auch andere Mei­
nungen. So schreibt Gerhard Es­
ser, der Vorsitzende des Vereins für 
Orts- und Heimatkunde Hohenlim­
burg e. V., u.a. : „oer Heimatverein 
hat mit Wiedergutmachung an Bür­
gern der .Stadt denen Unrecht zu 
Teil wurde, nichts zu tun, er distan­
ziert sich hiervon ganz entschieden. 
Es ist nicht seine Aufgabe, Wieder­
gutmachung zu tätigen noch die 
Bürger zur Wiedergutmachung 
aufzurufen, gleichgültig in welcher 
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Form auch immer.„ Er weist aus­
drückl ich darauf hin, daß der Hei­
matverein nicht wünscht, in irgen­
deiner Form in Spenden- und Pres­
seaufrufen des Arbeitskreises „Jü­
dische Gemeinde„ genannt zu wer­
den . 
Restaurierung des 
Synagogengebäudes 
Die Bemühungen der Bürgeraktio­
nen finden bei den Behörden volle 
Unterstützung. Da sich die Restau­
rierung der Synagoge nicht von 
heute auf morgen bewerkstelligen 
iäSSeii" wird , haben sich die Mitglie­
der der Bürgeraktion inzwischen zu 
einem gemeinnützigen Verein zu­
sammengeschlossen. 

Zunächst sollen Maßnahmen zur 
Erhaltung der Bausubstanz durch­
geführt werden. In diesem Zusam­
menhang erarbeitete Architekt Pik· 
kenhan einen Plan für einen ersten 
Bauabschnitt . Aufgrund entspre­
chender Beratung durch Vertreter 
des Amtes für Denkmalspflege in 
Hagen und dem Landeskonserva­
tor in Münster· konnte Inzwischen 
ein Antrag an den Regierungspräsi­
denten in Arnsberg auf Zuwendung 
von Landesmitteln gestellt werden. 
Der Besitzer des Synagogengrund ­
stücks erklärte sich mit dem Kauf 
einer Tei lparzelle, auf dem das 
Synagogengebäude steht, einver· 
standen; der von ihm mit dem Ver· 
kauf beauftragte Hagener Makler 
Berkey ist dankenswerterweise be· 
reit, bei der Überführung des 
Grundstücks in eine andere Trä­
gerschaft auf d ie ihm zustehenden 
Gebühren zu verzichten. Der Käm­
merer d0f Stadt Hagen, Stadtdirek­
tor Dr. Pesch, hat eine „ Hilfe zur 
Selbsthilfe„ durch die Stadt Hagen 

in Aussicht gestellt, die entspre­
chende Verwal tungsvorlage wird 
z. Zt. in den zuständigen Gremien 
beraten. 
Die Bemühungen aus dem Jahre 
1972 und 1975, das Synagogenge­
bäude als Gedenkstätte türdjü­
disch fü r die Toten der beiden Welt­
kriege und für die Opfer der Gewal­
therrschaft auszugestalten b·zw. 
das Gebäude als Museum für jüdi­
sche Kultgegenstände zu nutzen, 
konnte aus finanziellen Gründen 
nicht realisiert werden. Aufgrund 
der Bemühungen der »Bürgerak­
tion Synagoge Hohenl imburg„ be­
steht nunmehr die begründete Aus­
sicht, das Gebäude zu erhalten und 
als „ Kulturraum„ zu Gunsten der 
Bürger herzurichten. Dabei wird die 
Erinnerung an die Verfolgung und 
Verleumdung , die die ehemaligen 
jüdischen Mitbi.Jrger auch in Ho­
henlimburg erleiden mußten, in-an­
gemessener Weise zu berücksich­
tigen sein. 
Erfreulich ist schließlich, daß auf­
grund der Bemühungen des Ar­
beitskreises „Jüdische Gemeinde„ 
inzwischen zahirelche Bürgerbrief­
lich Kontakt zu einigen ehemaligen 
jüdischen Mitbürgern aufgenom-· 
men haben. Oie den Mitgliedern 
des Arbeitskreises bekannten An­
schriften sind über das Ev. Gemein­
deamt (Tel. 5 90 11) zu erfragen. 
Steuerabzugsfähige Spenden für 
die Restaurierung der Synagoge 
können weiterhin auf das Spenden­
konto eingezahlt werden. 

HocHENKURIER 

16. 4.1981 

Leser schreiben 
dem wochenkurier 

Stellungnahme 
Synagoge 
Hohenlimburg 

den niemals ihre Heimat hatten, 
denn es war wirklich Utopie, daß 
mein Großvater jüdische Bürger in 
der Post bediente, meine Großmut­
ter beim jüdischen Fleischer ein· 
kaufte, meine Mutter als Kind mit 
jüdischen Gleichaltrigen spielte. 
Dann können Volksvertreter und 
Verwaltung zum Abriß der Synago­
ge blasen - im Na_men des Volkes. 

Die Synagoge in Hohenlimburg muß 
bleiben wie sie ist, ein exemplari· 
sches Monument wahrhaftiger Ver­
gangenheitsbewältigung. Ihr reichs· 
kristalliner Zustand muß uns jüngere 
in Atem halten und uns vor faschisti­
schem Denken bewahren . . . bis­
. . . Heimatforscher wissenschaftlich 
beweisen. daß in Hohenlimburg Ju-

Ernst Nöthe 
Tiefendorfer Str. 8 
58 Hagen-Berchum 
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2. Die Unterschutzstellung des Gebäudes 

In zwei Eingaben vom 10.7 .1981 und 7.9.1981 - abgedruckt im "Zwischenbericht zum 
Stand der Bemühungen um den Erhalt der alten Synagoge in Hagen-Hohenlimburg" -
wandte sich der Vorstand der Bürgeraktion an den Oberbürgermeister und die 
Fraktionsvorsitzenden der im Rat der Stadt Hagen vertretenen Parteien mi t der 
Bitte , das Synagogengebäude wegen akuter Einsturzgefahr nach § 4 des 
Denkmalschutzgesetzes vorläufig unter Schutz stellen zu lassen. Die 
Vorstandsmitglieder kor.nten sich dabei auf eine Empfehlung des Landeskonservators 
stützen. Die Weigerung der Stadt, von sich aus die Initiative zu ergreifen, hatte 
schließlich eine Anweisung des zuständigen Ministers für Landes-und 
Stadtentwicklung zur Folge. 

Westlahsches Amt für Denkmalpflege · Postfach 61 25 · 4400 Münster 

An die 
St1tdt !lagen 
als Untere Denkmalbehörde 
Poetf'ach 42 49 

5300 !lagen 1 

Aktenzeichen I im Antwortschreiben bitte angeben .J ? S-9 rü-ter 

LANDSCHAFTS­
VERBAND 
WESTFALEN-LIPPE 

westfälisches 
Amt für 
Denkmalpflege 
Salzstraße 38 (Erbdrostenhof) 

Telefon : 
Durchwahl (02 51) - 591 4044 
Vermittlung (02 51)-5911 
Fernschreiber 8 92 835 

MÜNSTER, Ot.06.81 

Betr .: Baudenkmal ehern. Synagoge, Jahnstr. 44, Hagen-Hohenlimburg 
Bezug: Ortsbesichtigung am 27 .05.81 

Anläßlich der Besichtigung der Synagoge wurde festgestellt, daß eine akute Gefahr 
für das Bauwerk und seine Umgebung besteht. 

Seit der Beschädigung durch Brand im Jahre 197 5 ist das Bauwerk durch die großen 
Leckstellen im Dach und die zerschlagenen Fenster ungehindert den Unbillen der 
Witterung, Frost und Regen, ausgesetzt. Außerdem ist die angekohlte 
Dachkonstruktion derart geschwächt, daß Schubkräfte freigesetzt sind, die die 
Festigkeit des Mauerwerks erheblich beeinträchtigen. Die Zermürbungen müssen in 
letzter Zeit derart rasch zugenommen haben, daß das Schadensbild an Rissen, Rost 
und Holzzerfall beängstigend ist. Es besteht Einsturzgefahr. 

Ich rege daher an, die Synagoge, die als Baudenkmal in das Inventarisationsverzeichnis 
df:s zu schützenden Kulturgutes in der Stadt Hagen unter Nr. 33, S. 24, aufgenommen 
ist, nach § 4 DSchG vorläufig unter Schutz zu stellen mit Anordnung der sofor tigen 
Vollziehung nach VwGO § 80.2.4, damit Aktionen zur Schadensbehebung, am dring-
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lichsten die Wiederherstellung von Dachstuhl und Dachdeckung, eingeleitet bzw. 
weiterverfolgt werden können. 

I.A. 

gez. 

Dr.-lng. Rückbrod 

Konto der Hauptkasse des Landschaftsverbandes : Westdeutsche Landesbank Münster Nr. 60 129 (BLZ 400 500 00) 
- Postscheckamt Dortmund 2 677~466 (BLZ 440 100 46) 

Besuche bitte nur nach vorheriger Vereinbarung 

•'lfo~enlimhurg. Von Hans L. 
Benz1an. Sohn der · Frau Paula 
Benzian. geb. Koppel. erhiel~en 
die Mitglieder des Arbeitskreises 
.Jüdische Gemeinde" ' jetzt fo). 
gende Zuschrift: 

„Bei· dem Besuch meiner jetzt 
92jährigen Mutter, geboren in 
Hohenlimb\Jrg in Westfalen, sali 
ich Ihre schöne Gedenksclµif~ 
!Ur die ich Ihnen !lehr· herzlich, 
auch im Namen ineiner Mutter;; 
danken möchte. Diese Gedenk· 
xhrilt enthielt vieles. was · uns, 
der jüngeren Generation [selb;;t 
bin ich jetzt 64 Jahre). entgangen 
ist an Familienchronik. aber auch 
andere Umstände. Ober die wir 

Ehemalige· Mitbü'rger 
wo_llen beim,,Aufbau 
der Synagoge. hellen 
Ergreifender Brief an .Jüdische Gemeinde" 

niemals haben Klarheit bekom· 
men können. Meine alte Mutter 
erinnert sich natürlich an viele 
Namen, die da genannt sind, an 
ihren alten Schullehrer. und viele 
Personen sind wie in einem Ka· 
leidoskop wieder in Erinnerung 
gebracht worden." Rückblickend 
schreibt Hans Benzian: 

„Es ist hier kaum am Platze, vi~ 

~o~:: ~=~ w'7:~~~::: 1 
äulle rn. da die Wunden nicht ge· I 
heilt sipd' . Zu,.vi.e.le. gu!e lyfen: 
scheri ' Sind ' ennoroeh worden: 
Auch in der Familie Koppel hat 
man schwere Verluste zu bekla-· 
gen. Trotz dieser schmerzlichen. 
Ereignisse. der Bitterkeit, die na­
türlich folgt, versuchen wir 8o ob-· 
jektiv wie ·möglich die jetzigen. 
Menschen zu beurteilen, ehe~ 
die, die feige waren, können sich 
nicht ge1:nz von der Verantwor-
tung losaagen. . _. 

Das ist m~lne Generation, die 
alle ·di.S.. Abscheulichkeiten 
vollbracht hat, die häufig nJchl 
den Unterschied zwischen gut 
und schlecht erkannt hal ~~gibt. 
'!her in dt.~r Verzweifluili!°ef·· 

nen TroSt, und\ Jas··sind die iun· 
gen. Ich ·habe sehr viele junge 
Deut.sehe kennengelernt, von de· 
neri man erhoffen kann . daß sie 
freiere tüchtig~ Menschen wer· 
den, die sich nicht von Vorurtei· 
Jen.beeindrucken lassen, und de· 
neri auch wir gerne bereit sind, 
eineChanceeinzuräumen, wie es 
den jungen Menschen zukommt.„ 

Weiterhin teilt Benzian mit.daß 
die einigen Hohenlimburgern 
noch bekannte Frau Luise Koppel 
Anfang' dieses Jahres in Stock· 
libliii verstorben ist. Hans Ben· 
ziari hiitet um Übersendung vrin 
fünf weiteren . Exemplaren d'er 
.Gedenkschrift zu Ehren der ehe· 
maligen jüdischen Mitbürger Ho· 
henlimburgs" und kündigt an: 
„Ich seOdefönen gerne eine Gabe 
zur Wiedererrichtung der Syna· 
goge in Hohen limburg.-sobald ich 
in unser Heim in die Schweiz zu· 
rückgekehrt bin .' 

Es ist beeindruckend, welchen 
Anteil die ehemaligen jüdischen 
Mitbürger und ihre Angehörigen 
an den Bemühungen um den Er­
halt des Synagogeitgebä~des in 
Hohenlimburg nehmen. ' 

WP 13.10.1981 
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S T A DT HAGEN 
!-~) e1 Obe rbur~Jerrn ei ster 

Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg 
z. H. Herrn Profe ssor Dr. Hermann Zabel 

Zum Alten Bruch 6 

5800 Hagen 5 

Hagen, 2o. Oktober 1981 

Sehr geehrter Herr Profes s or Dr. Zabel! 

Auf die Schreiben der 'Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg' vom 

lo. Juli und 7. September d. J. hatte ich Ihnen mit Schreiben vom 

22. September 1981 mitgeteilt, da ß die Verwaltung beauftragt wor­

den sei, im Herbst d . J. den Entwurf einer Denkmalliste vorzu legen. 

Vor einigen Tagen fand nunmehr eine Sitzung des Geschäftsord nung s ­
ausschusses statt, in der verwaltung ss eitig auf erheb li che 
Srhwierigkeiten im Zu s ammenhang mit der Denkmalliste hingewiesen 

wurde, so daß in den zeitlichen Abläufen eine neue Situation ent­

standen i st. 

Einvernehm l ich bin ich grbeten worden, der Bürgeraktion das Be­
ratungsergebnis sowie die Sachlag e , wie si e s ich zur Zeit darstellt, 

zur Kenntnis zu geben . 
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Der Herr Oberstadtdirektor hat in der Sitzung am 13. Oktober 1981 
vorgetragen, daß das zwischenzeitlich vom Westfälischen Amt für 
Denkmalpflege zugeleitete Material zur Erstellung der Denkmalli s te 

mehr als 300 Objekte beinhalte und daß aufgrund der gesetz-

lich nicht klar umrissenen Anforderungen umfangreiche Prüfun-
gen - teilweise auch Objektbesichtigungen - erforderlich 
werden, die einen längeren Bearbeitungszeitraum als ursprüng­

lich geplant in Anspruch nehmen . 

Angesichts dieser Situation ist nach neuesten Erkenntnissen 

erst in den ersten Monaten des Jahres 1982 mit der zunächst 
für den Herbst d. J. erwarteten Verwaltungsvorlage zu rechnen. 

Die Fraktionen des Rates dieser Stadt sehen sich andererseits 

aber aus grundsätzlichen Erwägungen außerstande, diese Einzel­

fallentscheidung zur Frage der Unterschutzstellung bzw. der 

Bau s ubstanzerhaltung bereits im Vorfeld zu treffen; das kann 
nur im Zusammenhang mit der Beratung der Gesamtli s te der Fall 
sein, zumal mit der Verab sc hiedung der Denkmalliste unter Um­
s tänden erhebliche finanzielle Belastungen auf die Stadt Hagen 

zukommen können. 

Die Fraktionsvorsitzenden der im Rat der Stadt vertretenen 
Parteien haben eine Fotokopie dieses Schreibens erhalten. 
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Mit der aufgrund der Mitteilungen des Oberbürgermeisters vom 20.10.1981 entstan­
denen Situation befaßte sich die Mitgliederversammlung des als gemeinnützig 
anerkannten Vereins "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" am 30.10 .1981. 
Einstimmig wurde folgende Stellungnahme beschlossen: 

Herrn 
Oberbürgermeister R. Loskand 

Rathaus 
5800 Hagen 1 

Betr.: Erhaltung des Synagogengebäudes in Hohenlimburg 

Bezug: 1. Schreiben vom 3.12.1980 sowie nachfolgende Eingaben 
2. Ihr Schreiben vom 20.10.1981 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister! 

1. Die Tatsache, daß die Denkmalliste in diesem Jahr nicht mehr verabschiedet wer­
den kann, war bereits im Juli 1981 absehbar. Dieser Umstand veranlaßte den Vorstand 
der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg", den Rat der Stadt Hagen mit Schreiben 
vom 10. 7 .1981 und 7 .9.1981 um die bei früherer Gelegenheit in Aussicht gestellte 
"Hilfe zur Selbsthilfe" zu bitten. 

Wir sind besorgt darüber, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, wie diejenigen, die 
in Rat und Verwaltung der Stadt für den Ablauf von Entscheidungsprozessen politische 
Verantwortung tragen, auf unsere konstruktiven Vorschläge zur Erhaltung des Synago­
gengebäudes Hohenlimburg reagieren. 

Unsere Bemühungen richteten sich von allem Anfang an auf die Erarbeitung konstruk­
tiver Beiträge zur Lösung des Synagogenproblems in einer für die Stadt Hagen finan­
ziell schwierigen Situation. 

Bekanntlich wies Frau Bezirksvorsteherin Marlies Schumann aus Anlaß der Kranznie­
derlegung an der Synagoge in Hohenlimburg am 9.11 .1980 darauf hin, daß es für die 
verantwortlichen Politiker eine Hilfe sei, wenn die Bemühungen um den Erhalt des 
Synagogengebäudes, die 1972 Gegenstand von Beratungen des Rates der Stadt Hohen­
limburg und 1976 Gegenstand von Beratungen der Bezirksvertretung Hagen-Ost wa­
ren, durch ein positives Echo aus der Bevölkerung unterstützt werden könnten. Diese 
Mitteilung war Anlaß für die Gründung der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg". 

Bevor wir uns jedoch mit einem Aufruf an die Bevölkerung wandten, haben wir sowohl 
mit Ihnen, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, als auch mit der Verwaltung Kon­
takt gehabt. 

In einer an Sie, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, gerichteten Eingabe vom 
3.12.1980 heißt es u.a.: "Insgesamt hoffen wir, daß unsere Initiative einen 
konstruktiven Beitrag zur Lösung eines Problems darstellt, das schon vor Jahren den 
Rat der Stadt Hohenlimburg und späte;· die Bezirksvertretung Hagen-Ost beschäftigt 
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hat. Um es noch einmal zu betonen: Wir haben Verständnis für die schwierige 
finanzielle Situation, in der sich die Stadt Hagen befindet und sind bereit, einen 
Beitrag zur Finanzierung der verschiedenen Vorhaben auf dem Wege einer 
Spendenaktion einzutreiben." In einem wiederum an Sie, sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister, gerichteten Schreiben vom 16.12.1980 wurden Sie gebeten: 
"Geben Sie der Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg die Möglichkeit, finanzielle 
Mittel zur Durchführung von Maßnahmen, die der Erhaltung der Bausubstanz der 
Synagoge dienen, auf dem Wege einer Spendenaktion einzuholen. Sollte allerdings bei 
der Stadt Hagen die Absicht bestehen, die Synagoge in der nächsten Zeit abreißen 
zu lassen, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie mich darüber möglichst umgehend in 
Kenntnis setzen könnten." 

Vor unserem Spendenaufruf haben wir uns bei der Verwaltung nach der 
Förderungswürdigkeit einer Initiative zugunsten der Erhaltung des Synagogengebäudes 
erkundigt. Unter dem Datum vom 29.12.1980 teilte uns der Herr Oberstadtdirektor 
mit: "Ich bestätige Ihnen hiermit, daß die Instandsetzung der Synagoge in 
Hohenlimburg im Sinne der Unteren Denkmalbehörde und des Westfälischen Amtes 
für Denkmalpflege in Münster ist und im Rahmen der hier im Haushaltsjahr 1981 zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel Unterstützung finden soll." 

3. Die Bezirksvertretung Hagen-Ost war sich am 5.2.1981 lt. Berichterstattung der 
Presse einig in der Unterstützung des von Herrn Kämmerer Dr. Pesch entwickelten 
Vorschlags einer "Hilfe zur Selbsthilfe". Dem stimmte auch der Hauptausschuß in sei­
ner Sitzung vom 9.4.1981 zu. Das Westfälische Amt für Denkmalpflege und der Regie­
rungspräsident in Arnsberg haben unsere Bemühungen anerkannt und dem Land Nord­
rhein-Westfalen die Förderung des Vorhabens vorgeschlagen. 

Wir möchten Sie, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, daran erinnern, daß sich 
zahlreiche Bürger zu einer Unterstützung unserer Bemühungen bereit gefunden haben. 
Die "Kompanie des guten Willens" hat uns im Blick auf die anfallenden Arbeiten zur 
Erhaltung der Bausubstanz ihre Dienste angeboten . Der Hohenlimburger Bauverein 
würde sich ggfs. einer Mitarbeit in Sachen Trägerschaft nicht versagen. Die Mitglie­
der der Bürgeraktion haben sich zu einem als gemeinnützig anerkannten Verein 
zusammengeschlossen, um als rechtsfähige Körperschaft erforderliche Verhandlungen 
führen zu können. Das international bekannte jiddische Kabarett "Li-La-Lo" aus 
Amsterdam wird am 29.11.1981 im Auditorium maximum der Fachhochschule Hagen 
ein Konzert zugunsten der Restaurierung der Synagoge Hohenlimburg geben, wobei 
die Künstler auf ihre Gage verzichten. 

4. Trotz dieser, wie Sie bei ernsthafter Prüfung zugeben werden, konstruktiven 
Vorschläge, die die finanzielle Situation der Stadt voll berücksichtigen, ha t die 
Verwaltung wiederholt Gespräche mit uns abgelehnt . Auch unser Vorschlag vom 
7 .9.1981, nach dem Essener Vorbild zur Erörterung der anstehenden Fragen einen 
Arbeitskreis, bestehend aus Vertretern des Rates, der Verwaltung, der Kirchen und 
des öffentlichen Lebens, zu bilden, ist offenbar nicht auf fruchtbaren Boden gefallen. 

So kennen wir z.B. den Inhalt der Verwaltungsvorlage für die Sitzung des Hauptaus­
schusses am 9.4.1981 bisher nicht und wären Ihnen für eine Übersendung einer Kopie 
dieser Vorlage dankbar. Ihr wiederholter Hinweis auf die finanziellen Belastungen, 
die im Falle der Unterschutzstellung bzw. Bausubstanzerhaltung auf die Stadt Hagen 
zukommen könnten, läßt uns vermuten, daß die Verwaltung offenbar ein Maximalpro­
gramm für die Restaurierung der Synagoge ins Auge gefaßt hat, welches sich unter 
den gegebenen finanziellen Möglichkeiten der Stadt nicht realisieren läßt und welches 
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auch unseren Vorstellungen nicht entspricht. 

Durch das Schreiben des Herrn Oberstadtdirektors vom 29.12.1980 und durch die Ent­
scheidung des Hauptausschusses vom 9.4.1981 sind uns Zusagen gegeben worden, die 
eine Durchführung notwendiger Maßnahmen zur Erhaltung der Bausubstanz im Jahre 
1981 durchaus zulassen. 

5. Die Denkmalswürdigkeit der Synagoge in Hohenlimburg wird - soweit wir sehen -
von niemandem bestritten. Sie ist bekanntlich vom Landeskonservator mehrfach a us­
führlich begründet worden. Daher dürften auch bei einer außerordentlich angespann­
ten Haushaltslage nach unserer Auffassung kurzfristig folgende Maßnahmen zur 
Er haltung des Gebäudes der ehemaligen Synagoge in Hohenlimburg möglich und 
vert retbar sein: 

- Un terschutzstellung des Synagogengebäudes nach § 4 DSchG 
- Bereitstellung einer Summe von max. DM 30.000,-- zur Erhaltung der Bausubstanz 
- Entschädigung des Eigentümers für das Synagogengrundstück im engeren Sinne (ca . 

320 qm) durch Tausch mit einem angrenzenden städtischen Grundstück. 

In diesem Zusammenhang kann nach unserer Auffassung beschlußmäßig festgehalten 
werden, daß weitere Maßnahmen im Rahmen zukünftig zur Verfügung stehender Haus­
haltsmittel von dem Ergebnis der von der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" be­
triebenen Spendenaktion abhängig gemacht werden. 

6. Aufgrund unserer Verpflichtung gegenüber den ehemaligen jüdischen Mitbürgern 
Hohenlimbur gs, die sich mit ihren Spenden an den Bemühungen um den Erhalt des 
Synagogengebäudes bereits beteiligt haben, und gegenüber den Bürgern Hagens und 
Umgebung, die unsere Bemühungen tatkräftig unterstützen, legen wir Ihnen, sehr 
geehrter Herr Oberbürgermeister, diesen unseren Vorschlag zu einer Lösung des 
Synagogenproblems schriftlich vor. Die politische Verantwortung hinsichtlich der 
Annahme, Ablehnung oder Modifizierung unseres Vorschlags liegt - darüber dürfte 
kein Zweifel bestehen - beim Rat der Stadt Hagen. 

Für Ihre bisherigen Bemühungen in der genannten Angelegenheit möchten wir Ihnen, 
sehr geehr ter Herr Oberbürgermeister, herzlich danken. 

Amt für Denkmalspflege: Schäden beträchtlich! 

Die Synagoge droht einzustürzen 
Hohenlimburg. Die Bemühun- wichtige Voraussetzung für den 

gen. die Synagoge in Hohenlim- ErhaltdesGebäudeszuschaffen. 
burg zu erhalten, werden jetzt Die Untersuchungen des West· 
auch vom Westfälischen Amt für fälischen Amtes für Denkmals­
Denkmalspflege in Münster un- pflegehabenergeben,daßseitder 
terstützt. Beschädigung durch einen Brand 

Als Ergebnis einer eingehen- im Jahre 1975 eine akute Gefahr 

I
den Besichtigung hat Dr. Ing. für das Bauwerk besteht. 
Rückbrod vom Amt für Denk- Die Dachkonstruktion ist so ge­
malspflege der Stadt Hagen vor· schwächt, daß freigesetzte 
geschlagen. die Hohenlimburger Schubkräfte die Fe~tigkeit des 
Synagoge vorläufig unter Denk- Mauerwerks erhebhch beem­
malschutz zu stellen und so eine trächtigen. 

Durch Witterungseinflüsse 
sind die Schäden in letzter Zeit 
rasch fortgeschritten. Nach Dar· 
stellung des Amtes für Denkmal­
pflege besteht Einsturzgefahr. 

Da auch die Bezirksvertretung 
Hagen-Ost die Bemühungen der 
.Aktion Syngagoge Hohenlim• 
burg" unterstützt, hofft · man in 
Hohenlimburg jetzt aüf !;ine 
schnelle Beseitigung der Schä­
den. 

WR 24.8. 1981 



33 

Statt von der „ Reichskristallnacht"· 
von der ;, Pogrom-Nacht" sprechen 

. - -

Synagoge erhalten 
Hohenlimburger gedachten der Opfer 

Hohenllmburg.JnderGedenk· sammelt~n auf, dafür Sorge zu 
slunde Zllr Mahnung an die tragen, daß Auschwitz nicht 'Xi•· 
.Reichskristallnacht", zu der der der vorkomme. Er wies in diesem 
Arbeltskreis .Jüdische Gemein· Zusammenhang auf in unserer 
de"vorderehemaligen Synagoge Gesel~haft erkennbare T~n· 
anderJahnstraßeeingeladenhat· denzen hin, ausländische Mil· 
te, zitierte der stellvertretende bürger zu diskriminieren und ih· 
Bezirbvorsitzende Sonnenberg nen die durch das Grundgesetz 
aus einem Schreiben vom 29. Juli garantierten Grundrechte vor· 
1933. In diesem Brief hatte der da· zuenthalten. 
malige Bürgermeister der Stadt Abschließend las ein Mitglied 
Hohenlimburg dem Landrat in desArbeitskreisesdieNamendet 
Iserlohn über ehemalige jüdische jüdischen Einzelpersonen und 
Mitbürger diskriminierend Be· Familien vor, die im Jahre 1,938 in 
riebt erstattet. Hobenlimburg wohnten, und er· 

Auf diese Diskriminierungen innerte daran, daß \riele dieser 
ging anschließend auch Pfarrer Mitbürger - wie aus vorhande· 
Uhr in seiner Gedenkrede ein. Er nen Fotos hervorgehe - verrnut· WP lQ 11 19 81 
wandte sich gegen den national- lieh im Jahre 1942 von dem Platz ' ' 
sozialistischen Begriff der vor der Synagoge aus auf Lastwa· 
.Reichskristallnacht"und forder· gen in Konzentrationslager ver· 
tedazu auf, zukünftig von der Po· schickt wurden. DieGedenkstun· 
gromnacht zu sprechen, die da· de endete mit einem Totengebet 
mals unendliches Leid über jüdi· fllr die ehemaligen jüdischen 
sehe Mitbürger gebracht habe. MitbürgerHohenlimburgs,dasin 
Unter Hinweis auf ein Wort von hebräischer und deutscher Spra· 
Adorno rief Pfarrer Uhr alle Ver- ehe vorgetragen wurde. ' 

An der Gedenkfeier vor cler.etiimlllgen IUclllcllen IJllllOle llaMnllmbulg ......_ MIMll ulllnlcMn 111qem und~ 
lern auch R1tamltglild Horn lind Kul~Vonlmndlr Dr. Hlgllier teil. Elnhelllge Meinung:~ mue et111111en-· den. . . ' 

ll :>, " • 1n17•t) DI1l.Jl7H 'f~Xn "1x l1'<1~11 •) 
Ai..O WHftJ YE SHAl.l COME INTO THE LAND ~D Yf S HAU PLANT (lcY1 nuu19. ]J) 

planted throug/i /-ladassah 

In Lov.Wg Me.moJty o 6 My Fam-Uy and 
The. Hohe.n.li.mbWtg e.Jt Jew-1> wlw PV!Mhe.d 

Tlvwugh Tlte. Holoc:aUJ.>t 

ELSE MONV NEE LOEWENSTEIN 

' l '''(,, ,. , , 

5 1 

TREES 1 
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!Mit viel Wit~, Charme und Esprit: 
Jiddisches· /Kabarett „Li-La-Lo" 

vor ausverkauftem Haus 
[HumorvOlles-Unternehmen galt Wiederaufbau 

der -Hohenlimburger Synagoge! 
1 (MH.)SeitlangemgabesinHa· ter abhängt, sondern von Witz· 
gen nicht mehr ein derart volles ,Charme Und Esprit, über die das 
Haus und so viel begeisterten Bei· jüdische Ehepaar Halland souve­
fall wie beidem Besuch des Jiddi· rän verfügt. 
sehen Kabaretts in der Aula der 
Ricarda-Huch-Schule auf Einla­
dung der .Bürgeraktion Synagoge 
Hohenlimburg". DasZwei·Perso· 
nen-Kabarett .Li-La-Lo" aus Am· 
sterdam mit den großartigen Kön· 
nem des Gesangs, Klavierspiels, 
der Pantomime und Sprechkunst, 
Jossy und Jacques Halland, be· 
wies einmal mehr, daß Kunst von 
KönnenkommtundnichtvomAl· 

Angst zu verjagen; empfahl sie, 
sich zu vertragen und warb auch 
mit einem Partisanenlied und der 
Fabel von .Kain und -Abel" für 
den Frieden. 

AlleTextewurdensoguterklärt 
und in Mimik und Gestik umge· 
setzt, daß sie jedem verständlich 
waren. Großartig auch der musi· 
kalische Tausendsassa Jacques 
am Klavier, der aus dem Handge· 
lenk jede kleine Liedmelodie in 
•unterschiedlichste Musikstile 
einzubauen wei.11. Mal klingt es 
wie Bach, Mozart und Beethoven, 

WP 1.12.1981 

Ganz ohne Technik, füllten sie 
den großen Raum bis in den letz· 
ten Winkel in jeder Silbe ver· 
ständlich. Die ehemals bekannte 
Schauspielerin am Warschauer 
jiddischen Theater entwickelte 
unerschöpfliche Phantasien im 
Vortrag von satirischen Protest­
liedern wie .Briederla, es brennt" 
oder .Antisemiten". Als MitteL 

dann werden Wagner und Mah· 
ler, Schumann, Chopin oder 
Gershwin imitiert. Ein Musical­
Ausschnitt aiis .Anatevka" galt 
dem Kampf zwischen Tradition 
und Liebe. 

Das gesamte ebenso erfri­
schend wie hintergründig humor­
volle Unternehmen galt dem 
Wiederaufbau der Synagoge in 
Hohenlimburg. Professor Zabel 
wies auf den Charakter der Wohl­
tätigkeitsveranstaltung hin und 
begrüßte Bezirksvorsteherin Ma­
rie Schumann in Vertretung des 
Oberbürgermeisters. Die Bürger­
aktion hatte line beklemmend 
aktuelle Ausstellung vorbereitet 
mit historischen Dokumenten 
ober den Bau der weit über hun- ' 
dert Jahre alten Synagoge, die ! 
jetzt vor dem Verfall geschützt : 
werden muß. ! 

Für authentischen Schrift­
wechsel mit Nazibehörden aus 
der Zeit der Verfolgung interes· 
sierte sich besonders die sehr 

1 zahlreich erschienene Jugend. 
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EINGABE DER BÜRGERAKTION AN HERRN MINISTER DR. ZÖPEL VOM 26.11.1981 

Betr. : Erhaltung der alten Synagoge in Hagen-Hohenlimburg 

Bezug: 1. Schreiben des Regierungspräsidenten in Arnsberg vom 15.5.1981 
2. Zwischenbericht zum Stand der Bemühungen um den Erhalt der 

alten Synagoge in Hagen-Hohenlimburg (November 1981) 
3. Schreiben der Herren Prof. Dr. Ellger und Dr.-Ing. Rückbrod vom 

20.11.1981 
4. Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande 

Nordrhein-Westfalen vom 11.3.1980 

Sehr geehrter Herr Minister! 

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz NW obliegt Ihnen als der Obersten Denkmalbehörde 
im Lande NW die Aufgabe der Gefahrenabwehr. 

Aus diesem Grunde wenden wir uns heute mit der dringenden Bitte an Sie, die alte 
Synagoge in Hagen-Hohenlimburg möglichst umgehend unter Denkmalschutz stellen 
zu lassen. 

Die beigefügten Unterlagen belegen folgenden Sachstand: 

1. Mit Schreiben vom 29.12.1980 hat der Oberstadtdirektor der Stadt Hagen bestätigt, 
daß die Instandsetzung der Synagoge in Hohenlimburg im Sinne der Unteren Denkmal­
behörde und des Westfälischen Amtes für Denkmalpflege in Münster sei und im Rah­
men der im Haushaltsjahr 1981 zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel 
Unterstützung finden solle. 

2. Mit Schreiben vom 15.4.1981 hat der Regierungspräsident in Arnsberg die auf 
Veranlassung des Amtes für Denkmalpflege der Stadt Hagen erarbeiteten Pläne für 
die Instandsetzung des Daches genehmigt und die Maßnahme als Reserve-Objekt 1981 
akzeptiert. Er hat weiterhin mitgeteilt, daß die Förderung in jedem Falle 1982 
erfolgen werde. 

3. Die Bezirksvertretung Hagen-Ost und der Hauptausschuß des Rates der Stadt Ha­
gen haben sich für die Bereitstellung von Mitteln ausgesprochen. 

4. Sie selbst haben, wie aus dem Schreiben des Westfälischen Amtes für Denkmalpfle­
ge vom 20.11.1981 hervorgeht, gemäß der gebotenen Dringlichkeit Beihilfen in 
Aussicht gestellt für Maßnahmen, die fachtechnisch zwischen dem 
Regierungspräsidenten in Arnsberg und dem Westfälischen Amt für Denkmalpflege 
abgestimmt worden waren. 

5. Der Landeskonservator hat mit Schreiben vom 1.6.1981 bei der Stadt Hagen ange­
regt, die Synagoge nach § 4 DSchG unter Schutz zu stellen und später, wie aus seinem 
Schreiben vom 14.7.1981 hervorgeht , diese Unterschutzstellung beantragt. In ihrem 
denkmalpflegerischen Gutachten vom 22.11.1981 weisen die Herren Prof. Dr. Ellger 
und Dr.-lng. Rückbrod mit Nachdruck auf die für das Gebäude bestehende Gefährdung 
hin. 

6. Hunderte von Bürgern sind unserem Spendenaufruf schon gefolgt und haben mit 
Einzelspenden von DM 5.-- an aufwärts dazu beigetragen, daß bis zum heutigen Tage 
Spenden in einer Höhe von DM 11.000,-- eingegangen sind. Weitere Bürger haben 
namhafte Spenden in Aussicht gestellt für den Zeitpunkt, an dem das Gebäude unter 
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Denkmalschutz gestellt wird. Am 29.11.1981 gibt das international bekannte jiddische 
Kabarett Li-La-Lo aus Amsterdam in Hagen eine Vorstellung zugunsten der Erhaltung 
der alten Synagoge in Hagen-Hohenlimburg. Weitere Spendenaktionen sind geplant. 

Angesichts dieser Fakten halten wir die Argumentation des Oberstadtdirektors der 
Stadt Hagen, zunächst müsse die Verabschiedung der Denkmalliste abgewartet wer­
den, nicht für überzeugend. Eine Beschlußfassung über diese Liste kann nach neuesten 
Erkenntnissen nicht vor Mitte des Jahres 1982 erfolgen. Für die alte Synagoge in Ha­
gen-Hohenlimburg ist jedoch Gefahr im Verzuge; hier muß eine umgehende 
Unterschutzstellung erfolgen, damit die dringend erforderlichen Maßnahmen zur 
Erhaltung der Bausubstanz eingeleitet werden können. 

Die Mitglieder des als gemeinnützig anerkannten Vereins "Bürgeraktion Synagoge Ho­
henlimburg" haben am 30 .10.1981 die auf Seite 36 ff des Zwischenberichtes 
abgedruckte Stellungnahme sowie einen Lösungsvorschlag erarbeitet und dem Herrn 
Oberbürgermeister der Stadt Hagen am 5.11.1981 zugeleitet . Eine Beant wortung 
dieser Eingabe steht noch aus. 

Aus den dargestellten Gründen bitten wir Sie, sehr geehrter Herr Minister , im Rah­
men der Ihrem Hause durch das Denkmalschutzgesetz übertragenen Aufgaben der Ge­
fahrenabwendung nunmehr unverzüglich tätig zu werden. 

Minister Zöpel entschied: 

Denkmalschutz 
für die Synagoge 
in Hohenlimburg 

Hohenlimburg. Unter vor­
läufigen Schutz nach Para­
graph 4 des Denkmalschutzge­
setzes wird die ehemalige Sy­
nagoge Hagen-Hohenlimburg 
gestellt. Dies hat der Minister 
für Landes- und Stadtentwick­
lung Christoph Zöpel jetzt ent­
schieden und den Regierungs­
präsidenten in Arnsberg fern­
schriftlich angewiesen, eine 
vorläufige Unterschutzstellung 
durch die Stadt Hagen zu ver­
anlasst!n. 

Bereits im April dieses Jahres 

hatte eine Bürgeraktion auf den 
beklagenswerten Zustand der 
im Privateigentum befindli­
chen Synagoge aufmerksam 
gemacht. Untersuchungen der 
zuständigen Behörden beleg· 
ten kurz darauf, daß die bau­
liche Substanz der Synagoge 
akut gefährdet war. Minister 
Zöpel machte damit zum er­
stenmal von seinem Recht Ge­
brauch, bei akuter baulicher 
Gefahr, die Unterschutzstel· 
lung eines Denkmals durchzu­
setzen. 

WP 24.12.1981 
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DER REGIERUNGSPRÄSIDENT ARNSBERG 

Oberstadtdirektor 
der Stadt Hagen 
-Untere Denkmalbehörde-

5800 Hagen 

Betr.: Denkmalrecht; 

Dienstgebäude : Fernspr. : ( 02931) 

X4J Seibertzs tr . 1 821 oder 82 + Hausruf 
0 SchloBslr. 14 

D Eichholzstr . 9 

361 818 
Bitt e mein Zeichen in der Anlworl angeben 

Mein Z11chen Arnsberg 

35.4 , /L ' Dez. 1981 

hier: Ehemalige Synagoge, Jahnstr. 44, Hagen-Hohenlimburg 

Aufgrund von § 9 Abs. 2, Buchstabe b Ordnungsbehördengesetz, in Verbindung mit 
§ 20 Abs. 3 Denkmalschutzgesetz weise ich Sie hiermit an, die ehemalige Synagoge, 
Jahnstr. 44, Hagen-Hohenlimburg, gemäß § 4 DSchG vorläufig unter Schutz zu stel­
len. 

Nach dem mir vorliegenden denkmalpflegerischen Gutachten des Landschaftsverban­
des Westfalen-Lippe - Westfälisches Amt für Denkmalpflege - vom 20 .11.1981 ist 
die ehemalige Synagoge, Jahnstr. 44, Hagen-Hohenlimburg im Sinne von § 2 DSchG 
ein Baudenkmal. 

Seit der Beschädigung durch den Brand im Jahre 1975 ist das Baudenkmal durch große 
Leckstellen im Dach und die zerschlagenen Fenster ungehindert den Unbilden der Wit­
terung, dem Frost und dem Regen ausgesetzt. Die angekohlte Dachkonstruktion ist 
derar t geschwächt, daß Schubkräfte freigesetzt sind, die die Festigkeit des Mauer­
werks erheblich beeinträchtigen. Die Zerstörungen sollen in letzter Zeit derart zuge­
nommen haben, daß für das Baudenkmal Einsturzgefahr bestehen kann. 

Der Minister für Landes- und Stadtentwicklung des Landes NW hat mich mit FS-Erlaß 
vom 04.12.1981 - III B 3 - 32 - 1-1391 / 81 - darauf hingewiesen, daß Sie das oben nä­
her bezeichnete Baudenkmal nicht unter Schutz gestellt haben. Gerade aber für Bau­
denkmäler, die konkret gefährdet sind, hat der Gesetzgeber das lnstrument der vor­
läufigen Unterschutzstellung in § 4 DSchG geschaffen. lch bin gehalten darauf zu ach­
ten, daß das DSchG von den unteren Denkmalbehörden beachtet wird. 

Daher bitte ich, entsprechende Maßnahmen einzuleiten und mich über das Veranlaßte 
zu unterrichten. 
Als Termin habe ich mir den 21.12 .1981 vorgemerkt. 

Im Auftrag 
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•Ein bißchen 
Rundbogenstil« 

Was Hagens Stadtväte.-
vom Denkmalschutz haltenl 

von Günter Olthmer nes· Ratsherren »über die Kartoffel-
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung kiste• gehöre. 
kommentierte im vergangenen Jahr 
einen Beschluß der Baukommission Am 14. 1. 1982 beschloß der Haupt­
mtt den Worten: • Die öffentliche ausschuß, die ehemalige Synagoge 
Hand der westlälischen Stadt Hagen Hohenlimburg vorläufig unter Denk­
agiert in kulturellen Dingen nicht im- malschutz zu stellen unter der Vor­
mer sehr glücklich und rühmlich, sie aussetzung, daß das Land Nordr­
macht gelegentlich den Entschei- hein-Westfalen alle Kosten überneh­
dungen der Bürger von Schilda Kon- me. Er lehnte damit die Verwal­
kurrenz.„ Es ging um ein Bild von tungsvorlage, die keine Bedingung 
Schumacher, das nach Meinung ei- enthielt, ab. Der Beschluß wurde im 

Die Synagoge In Hohenllmburg. Am 4. 12. 1975 brannte eine In Ihr 
untergebrachte Fabrik aus. Das westfälische Landesamt für Denkmal­
pflege befürchtet, daß s ie diesen harten Winter kaum überstehen 
wird. 

WDR am 15. 1. 1982 kritisch kom­
mentiert, der Regierungsprästdent 
nannte ihn »politisch instinktlos„, 
Stadtdirektor Pesch kündigte an, 
von dem ihm nach der Gemeinde· 
Ordnung zustehenden Beanstan­
dungsrecht Gebrauch zu machen. 
Was war geschehen? 

Die Verwaltung 
entzieht s ich 
der Verantwortung 
Auf Veranlassung des Ministers hat· 
te der Regierungspräsident in Arns· 
berg die Stadt angewiesen, die ehe· 
malige Synagoge vorläufig unter 
Schutz zu stellen, weil sie nach ei­
nem Gutachten des Westtälischen 
Amtes für Denkmalpflege ein Kultur­
und Baudenkmal und damit schul· 
zwürdig ist. Es handelte sich dabei 
um einen bisher in Nordrhein-West· 
falen einmaligen Eingriff des Mini· 
sters. Die Stadt Hagen darf den trau­
rigen Ruhm in Anspruch nehmen, 
obwohl wiederholt auf dringende 
Gefahren und auch auf steigende 
Kosten für dieses Bauwerk hinge­
wiesen, durch schlichtes Nichtstun 
zugesehen und gegen das Gesetz 
verstoßen zu haben. 

Bereits am 1. 6. 1981 hatte das 
Westfälische Amt für Denkmalpflege 
die Stadt auf die akuten Gefahren 



aufmerksam gemacht. Der Ausweg 
sei, das Bauwerk auf die Denkmals­
liste zu setzen, weil dadurch Schä­
den abgewendet werden könnten. 

Der Regierungspräsident wollte für 
die dringenden Erhaltungskosten 
40 000 DM zur Verfügung stellen. 
Oie Bürgeraktion „synagoge Ho­
henlimburg" hatte sich bereits berei­
terklärt, aus Spenden und Beiträgen 
1 /3 der Kosten von insgesamt 
90 000 DM aufzubringen. 

Der »Wochenkurier« berichtete am 
16. 4. 1981 ausführlich über die Ar­
beit dieser Bürgeraktion. Sie wird 
von Ministerpräsidenten Johannes 
Rau in seinem Geleitwort zu der von 
der Bürgeraktion herausgegebenen 
»Gedenkschrift zu Ehren der ehe­
maligen jüdischen Mitbürger Hohen, 
limburgs„ gewürdigt. 

1 

Am 20. 11. 1981 teilte das Westfäli­
sche Amt für Denkm'alpflege der 
Stadt mit, aus fachgutachtlicher 
Sicht müsse Alarm geschlagen wer­
den. Es wies darauf hin, die Schä­
den hätten in der letzten Zeit derart 
zugenommen, daß das Schadens­
bild beängstigend sei. Die Gefahr für 
die Wiederherstellung steige stän­
dig. - Die Stadt schwieg. 
Einsturz des Bauwerks 
erhofft? 
Der Schriftwechsel des Oberbürger-
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meisters der Stadt Hagen mit der 
Bürgeraktion läßt leider diesen 
Schluß zu. Am 22. 9. 1981 lehnte 
Oberbürgermeister Loskand ab, die 
Synagoge vorläufig unter Denkmal­
schutz zu stellen. Grund: »Die Ver­
waltung sei ja beauttragt, im Herbst 
1981 den Entwurf der Denkmalliste 
vorzulegen, so daß dann gleich eine 
endgültige Entscheidung erfolgen 
könne. Am 20. 10. 1981 teilte er mit, 
mit der Verwaltungsvorlage zur 
Denkmalliste sei in den ersten Mo­
naten des Jahres 1982 zu rechnen. 
Zur Frage der Bausubstanzerhal­
tung könne auch im Vorfeld keine 
Entscheidung getroffen werden, 

hieß es unmißverständlich. In der 
Hauptausschußsitzung am 14. 1. 
1982 wurde dann vollends klar, daß 
mit der Vorlage der Denkmalliste in 
1982 nicht zu rechnen ist. 

Schildbürgerstreiche 

Die Weisung der Aufsichtsbehörde 
gebe der Verwaltung Veranlassung, 
»die Sache aufzugreifen«, heißt es 
in der Vorlage an den Hauptaus­
schuß. Es ist nicht auszumachen, ob 
die Leiterin des Rechtsamtes mit 
dieser Vorlage allen Ernstes meinte, 
für eine Anweisung benötige man 
noch die Zustimmung des Angewie-

Synagoge Hohenlimburg 
In Ihrem Bericht " Ein bißchen Rund­
bogenstil " über die Ruine der ehe­
maligen Synagoge in Hohenhmburg 
wird der Vorwurf des Regierungs­
präsidenten von einer „politischen 
lnstinktlosigkeit" wiederholt . Die 
Stadt Hagen widerspricht diesem 
Vorwurf energisch . 
Oie Weisung des Regierungspräsi­
denten Arnsberg, die Synagoge Ho­
henlimburg vorläufig unter Schutz zu 
stellen, konnte der Oberstadtdirektor 
der Stadt Hagen nicht als ein „einfa­
ches Geschäft der laufenden Ver­
waltung„ behandeln. Dafür gibt es 
zwei Gründe: 

2. Angesichts der schwierigen Haus­
haltslage der Stadt (Defizit ca. 15 
Mio. DM) war es für den Oberstadt­
direktor unerläßlich. den zuständi­
gen Hauptausschuß zu beteiligen. 
Denn: Die Unterschutzstellung kann 
erhebliche finanzielle Auswirkungen 
haben. 
Unter diesen Umständen kann von 
einer »politischen lnstinktlosigkeit" 
nicht die Rede sein. Der Oberstadt­
direktor hat vielmehr im Rahmen der 
kommunalverfassungsrechtlichen 
Vorschriften gehandelt. 
Inzwischen wurde der Beschluß des 
Hauptausschusses vom Oberstadt­
direktor beanstandet. Das Thema 
Synagoge kommt erneut auf die Ta­
gesordnung. 

senen oder ob man den Hauptaus­
schuß mitverantwortlich machen 
wollte. Sie schwieg sich aus. Oie 
Begründung des Stadtbaurats war 
eine ermüdende Pflichtübung. Auch 
er ließ den Dingen seinen Lauf, nicht 
ohne wieder die sattsam bekannte 
Klage anzustimmen, er habe zu we­
nig Personal. Die Ratsherren disku­
tierten 40 Minuten über eine Anwei­
sung, die keine Fragen offenließ. Ein 
zaghafter Hinweis von Stadtdirektor 
Pesch ging unter. Man gefiel sich in 
flapsigen Äußerungen "Der Zöpel 
soll zahlen„ - »Ein bißchen Rundbo­
genstil«. Dann beschloß man zuzu­
stimmen, wenn das Land die Kosten 

voll trage. Vergleichbar einem Auto­
fahrer, der abgefahrene Reifen er­
neuern will, wenn die Polizei die 
neuen Reifen bezahlt. 

Falschlnformationen und 
Unwahrheiten 

Von den Aktivitäten der Bürgerak­
tion war keine Rede. Das entsprach 
konsequent der bisherigen Behand­
lung. Über ihre Bereitschaft, auch 
finanziell beizusteuern, sprach man 
nicht, Kooperation war bisher stets 
abgelehnt worden. Bürgernähe war 
nicht gefragt. Obwohl verschiedene 
Vorschläge für die Nutzung des Ge­
bäudes gemacht worden waren, 
hieß es schon in der Verwaltungs­
vorlage, dem sei nicht so. Man be­
stritt überhaupt, ob es sich denn um 
ein Denkmal handele, obwohl be­
reits am 29. 12. 1980 der Oberstadt­
direktor mit der Begründung, das 

Denkmal sei schutzwürdig, die 
Spendenaktionen veranlaßt hatte. 

Man darf gespannt sein, ob die Stadt 
Hagen der Anregung eines Rats­
herrn folgen und einen Prozeß ge­
gen das Land führen wird. Fragen 
auch an das Werbeamt 

Wochenkurier 23.1.1982 

1. Bereits im vergangenen Jahr hat­
te der Hauptausschuß der Stadt Ha­
gen be-schlossen, eine endgültige 
Entscheidung über die Synagoge 
erst dann zu treffen, wenn eine 
Denkmalliste der Stadt vorlieg t. 

Verkehrs- und Werbeamt, 
5800 Hagen 1 Wochenkurier 29.1.1982 
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Das Land~ soll Kosten 
für · Synagoge tragen WP lS.1.

1982 

Hauptausschuß gestern wenig salomonisch 
Hohenllmburg; au.) Unter Da· . geschah am 10. Dezember 1981 

turn vom 20. November 1981 steU- per Weisung der Fachaufsicht an 
ledasWestfälischeAmtfUr Denk· die.Stadt Hagen, die dagegen kei· 
ma!ijltlelliflif~llf'~· neRechtsmittelhat. · • '• · · 
Oenkma!sp!legeriBclien Gutach· Frage: Woher kommen die 

'i len an die Stadl Hagen als Untere 90 000 DM, die erforderlich sind, 
Denkmalbehörde. fesl, daß die um die Synagoge vorerst nur vor 
ehemalige Synagoge - gefährde· dem Verfall zu bewahren? Und 

lies Baudenkmal in Hohenlim· woherkommendieMittelzurSa· 
burg - .einen weiteren Winter nierung und Renovierung des 
wohl nicht mehr überstehen kulturhistorisch bedeutsamen 
wird". Gebäudes? 

Ende Dezember wurde be· Gestern beriet der Hauplaus: 
kannt, daß NRW-Landesminister schuß der Stadt Hagen. Er stimm· 
Zöpel den Regierungspräsiden· le der Unterschulzstellung zwar 
teninAr8nl>ergengewiesenhatte, zu, doch wird vom Land nir.ht nur 
die Synagoge unter vorläufigen erwartet, daß der Stadt Hagen 

I Denkm~lachuti . zu stellen. Das eventuell entstehende Kosten !ur 

die Erhaltung der(noch in Privat­
besitz b\lfindlichen) Synagoge 
w~itgehend abgenommen wer­
den, so'ridern die Quasi-Garantie 
da!Ur gegeben wird, daß alle Ko· 
sten übernommen werden. 

Doch dieser Beschluß, auf SPD· 
Vorschlag gefaßt von der CDU 
nicht einstimmig mitgetragen, 
wird noch Ärger bringen, weil er 
zu beanstanden sein wird. !Dazu 
auch ein Beitrag auf der Seite Ha· 
gen in dieser Ausgabe). Ganz ab· 
gesehen davon: Wie wird die Syn­
agoge am Ende dieses Winters 
aussehen, den sie - siehe oben -
kaum noch überstehen kann? 

Kein.Geld für Synagoge 
„politisch instinktlos" 
Arnsberg verärgert über Hagener Entscheidung 

Hagen. [rd] "Politisch instinkt· und Stadtplanung nur folgen, 
los": So kommentierte der Re· wenn das Land die anfallenden 
gierungspräsident in Arnsberg Kosten übernimmt. Beim RP in 
die Entscheidung des Hauplaus· Arnsberg hieß es dazu: „Der 
schusses der Stadl Hagen, die Obersladldireklor hätte dieses 
Übernahme von Kosten für die Thema überhaupt nicht dem 
Erhaltung der ehemaligen Syna- Kommunalparlament vorlegen 
gogein Hagen·Hohenlimburgab- dürfen." Eine Konfrontation 

'

. zulehnen. Die Stadt will einer scheint unausweichlich. Dann 
entsprechenden WeisungdesMi· kann der RPalsAufsichlsbehörde 
nisters für Landesentwicklung die Verordnung durchsetzen. 

WP 16.1.1982 
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Synaogoge erst dann zu treffen, 
wenn eine Denkmalliste der Stadt 
vorliegt. 

Synagoge Hohenlimburg 
Betr.: „Kein Geld !Ur Synagoge 

,politisch lnstinktlos' "(WP vom 
16.1.}. 

2. Angesichts der schwierigen 
Haushaltslage !Defizit ca. 15 Mio. 
DM) war es fUr den Oberstadtdi· 
rektor unerläßlich, den zuständi· 
gen Hauptausschuß zu beteiligen. 
Die Unterschutzstellung kann er­
hebliche finanzielle Auswirkun­
gen haben. 

Die Weisung des Regierungs· 
präsidenten Arnsberg, die Syna· 
goge Hohenlimburg vorläufig un· 
ter Schutz zu stellen, konnte der 
Hagener Oberstadtdirektor nicht 
als "einfaches Geschäft der lau· 
fenden Verwaltung" behandeln .• 
Zwei Gründe: 

1. Bereits im vergangenen Jahr 
hatte der Hauptausschuß der 
Stadt Hagen beschlossen. eine 
endgültige Entscheidung über die 

Unter diesen Umständen kann 
von einer „politischen Instinktlo­
sigkeit" nicht die Rede sein. Der 
Oberstadtdirektor hat vielmehr 
im Rahmen der kommunalver­
fassungsrechtlichen Vorschriften 
gehandelt. 

Jürgen MENSENDIEK, 
Presseamt der Stadt Hagen 

WP 20.1.1982 

Für Synagoge will Stadt kein Geld ausgeben 

Busse z·u Kindergärten: 
Eltern sollen nicht zu 
stark belastet werden 

Hohenllmburg/Berchum/Ha· 
gen. lmi) Nach der vom )ugend­
wohlfahrtsausschuß beschlosse­
nen Kürzung der Buskostener­
stattung um 50 Prozent hatten 
sich, wie berichtet, Elterninitiati­
ven von Hagener Kinderbuskin­
dern nachdrücklich zu Wort ge· 
meldet. Mit „Kind und Kegel" 
standen sie gestern auch beim Fi­
nanzausschuß, der im Hagener 
Rathaus tagte. auf der Matte. 

Und die engagierten Eltern 
konnten einen Teilerfolg für sich 
verbuchen. Nach längerer Aus­
sprache wurde einmütig bei nur 
einer Gegenstimme ein Antrag 
des Ratsmitgliedes Wilfried 
Kramps !SPD) angenommen. Er 
hatte sich dafür ausgesprochen, 
die im Haushalt 1982 veran· 
schlagten Mittel für die Kinder­
gartenbusse nicht um 50 Prozent, 
sondern lediJ1tlich um 20 Prozent 

zu kürzen. Oie Kostenbeteiligung 
für die Eltern soll vom Jugend· 
wohlfahrtsausschuß festgel egt 
werden. 

übereinstimmend brachten 
die Vertreter der einzelnen Par· 
teien zum Ausdruck, daß bei einer 
generellen Kürzung der städti­
schen Mittel um 50 Prozentfürdie 
Busfahrten zu den Kindergärten 
auf die Eltern eine zum Teil un­
verhältnismäßig hohe Belastung 
zugekommen wäre. 

Dargelegt wurde, daß die Bus­
kostenerstattung durch die Stadt 
Hagen eine freiwillige Leistung 
darstellte. Es seien die Busse aber 
auch bewußt eingesetzt worden, 
damit Neubauten von Kindergär· 
ten in einigen Bereichen nicht er­
forderlich wurden. 

In einem weiteren Fachaus­
schuß. dem Hauptausschuß, der 

auch am gestrigen Oonnerstag­
nnchmittag im Hagener Rathaus 
tagte. kam die Synagoge in Ho­
hen limburg zur Sprache. Wie be­
re its berichtet, ist von dem Lan­
desminister Christoph Zöpel die 
Unterschutzstellung der Synago­
PI'.' verfügt worden. Unmut wurde 
uarüber im' Hauptausschuß laut. 
Die Stadt Hagen ist nicht gewillt, 
die Kosten. die durch den Denk· 
malschutz für die Synagoge ent· 
stehen. zu .tragen. Das Land soll 
veranlaßt werden. diese Kosten 
voll zu Ubernehmen. 

Schon allein für die Sicherung 
des Daches müssen rd. 90 000 DM 
ausgegeben werden. Die ferner 
erforderliche Restaurierung wür­
de ferner noch ganz erhebliche 
Summen ausmachen. Und diese 
Gelder will die Stadt Hagen nicht 
bereitstellen . 
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RUNDFUNKBERICHTE ÜBER DIE SYNAGOGE HOHENLIMBURG 

Forum West 
berichtet 
über Aktion 
Synagoge 

WDR 3 Forum West 30 .12.1981 

Text: Heiner Lichtenstein 

Hohenllmburg. Ober die .Bür­
geraktion Synagoge Hohenlim­
burg" berichtet das . Forum West" 
heute. Mittwoch, zwischen 17.30 
und 18 Uhr im dritten Programm 
des WDR-Hörfunks. 

Alctueller Anlaß: Minister 
Christoph Zöpel, im Düsseldorfer 
Landeskabinett zuständig !Ur 
Landes- und Stadtentwicklung, 
hat die Synagoge unter den vor­
läufigen Schutz nach Paragraph 4 
des Denkmanschutzgesetzes ge­
stellt und den Regierungspräsi­
denten in Arnsberg angewiesen, 
eine vorläufige Unterschutzstel­
lung durch die Stadt Hagen zu 
veranlassen. 

Der Minister machte damit zum 
ersten Mal von seinem Recht Ge­
brauch, bei akuter baulicher Ge­
fahr die Unterschutzstellung ei­
nes Denkmals durchzusetzen. 

WP 30.12.1981 

Als in der Reichspogromnacht am 9. November 1938 im damaligen deutschen Reich 
der Straßenmob Geschäfte und Wohnungen deutscher Juden plünderte, wurden binnen 
fünfzehn Stunden 101 Synagogen gebrandschatzt und 76 Synagogen niedergerissen. 
Nur wenige jüdische Sakralbauten blieben verschont. Zu ihnen zählten eine Synagoge 
in Stommeln im Erftkreis und die Synagoge in Hohenlimburg, das heute zur Stadt 
Hagen gehört. 

In Stommeln war es Studienrat Peter Schreiner, der dafür sorgte, daß das Gebäude 
vor dem Verfall gerettet werden konnte. Im März 1977 machte er die Öffentlichkeit 
auf das vergessene Bauwerk a..ifmerksam. Die freiwillige Feuerwehr sicherte den Bau 
durch ein neues Dach und räumte Schutt beseite. Dabei zeigte sich, daß noch einige 
Reste der Inneneinrichtung erhalten waren. Sie gehört heute der Stadt Pulheim, dem­
nächst soll dort ein Begegnungszentrum eingerichtet werden. Das Beispiel zeigt, was 
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durch die Initiative einzelner Bürger möglich ist. 

Geradezu trostlos ist die Lage demgegenüber im Fall der Synagoge in Hohenlimburg. 
Zur Zeit plätschert tauender Schnee in das Gebäude, das nach einem Brand im Jahre 
1975 ungenutzt verfällt. Zwischen 1938 und dem Brand war es als Lagerhalle verwen­
det worden. Die Mauern zeigen Risse, die Türen sind mit Brettern verrammelt, weil 
Einsturzgefahr besteht. Das Westfälische Amt für Denkmalpflege hat in einem Gut­
achten erklärt, für Schutzmaßnahmen bestehe höchste Dringlichkeit. 

Anders als im Fall der Stadt Pulheim tut sich die Verwaltung von Hagen aber schwer, 
helfend einzugreifen. Auch in Hagen hat sich eine Bürgerinitiative gebildet, die alles 
daransetzt, die Synagoge zu retten. 

Einer der Gründer ist der Germanist Prof. Dr. Hermann Zabel. 
"Auf Anregung der evangelischen Kirchengemeinden in Hohenlimburg wurde am 10. 
November 1980 im Rahmen des 750-jährigen Stadtjubiläums am Gebäude der ehema­
ligen Synagoge in Hohenlimburg auch der ehemaligen jüdischen Mitbürger gedacht. 
Seinerzeit wies die Bezirksvorsteherin Marlies Schumann darauf hin, daß für die 
Erhaltung der Synagoge ein positives Echo aus der Bevölkerung von Nutzen sein 
könne. Dies war gleichsam die Geburtsstunde der 'Bürgeraktion Synagoge 
Hohenlimburg'." Seitdem bemühen sich die Mitglieder der Bürgerinitiative urn 
Unterstützung durch die Stadt. 

DM 80.000,-- sind zunächst erforderlich, um das Gebäude durch ein neues Dach zu 
schützen. Vor wenigen Tagen hat der Minister für Landes- und Stadtentwicklung 
Christoph Zöpel der Bürgerinitiative mitteilen lassen, der Hag!!ner Oberstadtdirektor 
werde angewiesen, die Synagoge unter Denkmalschutz zu stellen. Im Haushalt 1982 
würden Landesmittel vorgesehen, um die Synagoge instand zu setzen. 

Das wird freilich auch allerhöchste Zeit! In dem Gutachten des Amtes für Denkmal­
pflege vom 20. November 1981 findet sich nämlich der beängstigende Satz: "Einen 
weiteren Winter übersteht das Bauwerk wohl nicht." 

Hermann Zabel schildert, woran Rettungsversuche bisher gescheitert sind. "Es sind 
verschiedene Versuche unternommen worden: 1972 schon im Rat der ehemaligen selb­
ständigen Stadt Hohenlimburg, 1975 dann in der Bezirksvertretung Hagen-Ost. 
Wesentliche Gründe für das Scheitern der früheren Bemühungen sind finanzielle 
Überlegungen und vielleicht das fehlende Echo aus einem breiteren Kreise der 
Bevölkerung. Die Stadt hat sich etwas zwiespältig verhalten. Bevor wir nach der 
Gedenkfeier im Jahre 1980 an die Gründung einer Bürgeraktion herangingen, haben 
wir uns mit dem Oberstadtdirektor in Verbindung gesetzt. Dieser ließ uns bestätigen, 
daß die Instandsetzung der Synagoge sowohl im Sinne der Unteren Denkmalbehörde 
wie des Westfälischen Amtes für Denkmalpflege in Münster sei. Der 
Oberbürgermeister hat auf die möglichen finanziellen Verpflichtungen der Stadt 
hingewiesen und zunächst die politische Meinungsbildung abwarten wollen. Dies ist 
aber im Jahre 1981 unserer Auffassung nach dann geschehen, insofern als sowohl die 
Bezirksvertretung eine Unterstützung zugesagt hat wie auch der Hauptausschuß des 
Rates der Stadt Hagen am 9.4.1981 einen entsprechenden Beschluß gefaßt hat." 

Nun ist es selbstverständlich nicht möglich, alle vom Verfall bedrohten Bauwerke zu 
retten. Es kommt hier zumindestens auf zwei Dinge an: 

1. ob es sich um ein architektonisch oder historisch wertvolles Gebäude handelt, 
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2. wozu das gerettete Gebäude später benutzt werden kann. Die Antwort auf die erste 
Frage sollte sich angesichts der historischen Bedeutung der wenigen noch übriggeblie­
benen Synagogen von selbst verstehen. Wie sich das zweite Problem lösen läßt, hat 
sich in Pulheim gezeigt. 

In Hagen denkt die Bürgerinitiative daran, sich am Beispiel einer anderen Stadt zu 
orientieren. In Essen ist vor einigen Jahren die große alte Synagoge restauriert wor­
den. Seitdem gibt es dort Ausstellungen, vor allem über die Nazi-Zeit, die inzwischen 
von einigen zehntausend jungen Bürgern des Ruhrgebietes besichtigt worden sind. Es 
wird eingeladen zu Vorträgen, Diskussionen, und außerdem kann man einfach hinge­
hen, um jemanden zu treffen, zu lesen: ein Begegnungszentrum im Sinne des Wortes. 

Hermann Zabel zu den Vorstellungen, was mit der Synagoge in Hohenlimburg gesche­
hen soll: "Uns schwebt vor, daß das Gebäude zugunsten aller Bürger genutzt werden 
muß. Dabei soll in angemessener Weise die Absicht verfolgt werden, vorhandene 
Vorurteile zwischen Menschen verschiedener religiöser, rassischer und politischer 
Herkunft abzubauen. Wie das im einzelnen geschieht, kann natürlich gegenwärtig noch 
nicht endgültig gesagt werden. Wir haben den im Rat der Stadt Hagen vertretenen 
politischen Parteien den Vorschlag gemacht, nach dem Essener Vorbild einen 
Arbeitskreis 'Alte Synagoge Hohenlimburg' zu gründen, in dem dann die Vertreter der 
Parteien, des öffentlichen Lebens, der Kirchen gemeinsam ein solches Konzept 
erarbeiten sollen." 

TEXT: 

Heute über Synagoge 
Hohenllmburg. Heute, Diens· 

tag, steht gegen 7.40 Uhr im 
Deutschlandfunk ein Bericht 
über die Hohenlimburger Syn•. 
ago'ge auf dem Programm. Ein 1 
Hinweis für alle, die dann Gele· ' 
genheit haben._ Radio zu horen. 

WP 12.1.1982 

Synagoge im Radio 
Hohenlimburg. Der nächste 

Bericht über die Synagoge in Ho­
henlimburg ist am heutigen 
Dienstagab7.40Uhrim.Deutsch· 
Jandfunk" zu horen. 

WR 12.1.1982 

Für die Erhaltung der wenigen Synagogen, die nicht von den Nazis zerstört wurden, 
ist in der Bundesrepublik wenig getan worden. Das erste Mal hat nun der 
nordrhein-westfälische Minister für Landes- und Stadtentwicklung, Dr. Christpoh 
Zöpel, von seinem Recht Gebrauch gemacht, von sich aus bei akuter baulicher Gefahr 
für ein schutzwürdiges Objekt einzugreifen. Das war vor einigen Tagen, und es betraf 
die ehemalige jüdische Synagoge im nordrhein-westfälischen Hagen-Hohenlimburg, 
die von Zöpel unter vorläufigen Denkmalschutz gestellt wurde. 

Als oberster Denkmalschützer Nordrhein-Westfalens wies er den zuständigen Regie­
rungspräsidenten in Arnsberg an, die notwendigen verwaltungsrechtlichen Schritte 
zu veranlassen. Doch mit dem Denkmalschutz, über den die Stadt Hagen endgültig 
beschließen wird, ist es allein noch nicht getan. Zwar wollen alle die Synagoge erhal-
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ten, aber keiner möchte für deren Erhaltung zahlen. 

Hören Sie einen Bericht von Stefan Huy: 

Es bedarf schon der genauen Kenntnis eines Einheimischen, um die jüdische Synagoge 
Hagen-Hohenlimburg zu finden. Versteckt und eingekeilt zwischen alten 
Mehrfamilienhäusern steht das hellgrau angestrichene 11 mal 11 Meter große Gebäude 
auf einem kleinen Hügel - "Vorsicht Einsturzgefahr!" und "Betreten verboten!", so 
warnen Aufschriften den Besucher in den zwei ausgeschlagenen großen 
Sandsteinfenstern mit Mittelsteg und Doppelbogen, die das hohe dekorative Portal 
einrahmen. Einen Blick in das Gebäude läßt den Besucher schaudern. Angesenkte 
Mauern, verkohlte Bretter, verfault beinahe das gesamte lnnere. Durch das undichte, 
leicht gewölbte Dach regnet es durch. Einst war diese Synagoge ein schmuckes 
Gebäude, damals, 1870. Sie war zwar relativ klein, gedacht für eine jüdische 
Gemeinde Hohenlimburgs mit etwa 150 Mitgliedern bei 12.000 Einwohnern um die 
Jahrhundertwende. Aber sie war dennoch repräsentativ. Mit einem hohen Saal mit 
Innengalerie, ornamental sichtbarem Gesims und der Spalierdecke, die ein 
Stockgesims umgab. Die Wand und Decken leuchteten einst in zartrosa 
Schlemmkreide und sechs sauber bearbeitete Holzsäulen trugen die Empore. 

Ein Rückblick auf die Geschichte der Synagoge von Dr. Hermann Zabel, dem Vorsit­
zenden der Bürgeraktion "Synagoge Hohenlimburg": 

"Die Synagoge ist von 1870-1938 als Gotteshaus der jüdischen Gemeinde am Ort be­
nutzt worden, wurde dann im Dezember 1938 verkauft an einen hiesigen Fabrikanten, 
der dieses Gebäude von 1941 bis 1975 als Fabrik bzw. als Lagerhalle vermietet ha t 
und dadurch indirekt nutzte. 

Die Synagoge ist 1938 nicht in Brand aufgegangen, vor allen Dingen ist die Innenein­
richtung zerstört worden. Die ganze kultische Einrichtung war auf die Straße gewor­
fen worden. Direkt angezündet hat man sie nach Berichten wohl nicht wegen der um­
stehenden Gebäude, die mit in Brand geraten wären. Kurioserweise ist der eigentliche 
Brand erst 1975 geschehen, als nämlich das Pelzlager, das hier untergebracht war in 
Flammen geriet, und damit das ganze Gebäude in Mitleidenschaft zog." "Und das war 
keine Brandstiftung?" "Nein, das war keine Brandstiftung, soweit wir wissen." 

Seit fast 10 Jahren beschäftigt die alte Synagoge Bürger und Rat von Hagen und 
Hohenlimburg. Zunächst sollte die Synagoge Mahnmal für die Toten des 2. Weltkrieges 
sein, dann wollte man ein Museum für jüdische Kultgegenstände dort unterbringen. 
Die Projekte scheiterten. Zum einen aus finanziellen Gründen, zum anderen, weil das 
Echo in der Bevölkerung für solche Pläne ausgesprochen gering war. Zwar bot der 
jetzige Eigentümer das Synagogengelände, das er 1938 erworben hatte zum Kauf an, 
doch niemand wollte das alte Haus haben. 

1980 schließlich gründete sich eine Bürgeraktion "Synagoge Hohenlimburg'', bestehend 
aus 20 Mitgliedern. Vorsitzender Dr. Hermann Zabel: 

"Wir haben einen Stufenplan entwickelt, der etwa so aussieht, daß wir uns zunächst 
um die Erhaltung der Bausubstanz kümmern müssen. Danach hoffen wir, in einem 
zweiten Schritt die gerettete Synagoge in eine öffentlich-rechtliche Trägerschaft 
zu überführen, und als Fernziel steht dann die Nutzung der Synagoge zugunsten aller 
Bürger ins Haus. Die Spenden, die uns bisher zugegangen sind, sind angesichts des 
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Tatbestandes, das es sich um ein völlig ungesichertes Gebäude handelt, 
außerordentlich erstaunlich, wir nähern uns der Summe von ca. DM 14.000,--. 

In Verbindung mit dem Amt für Denkmalpflege in der Stadt Hagen und dem 
Landeskonservator in Münster haben wir im Frühjahr des Jahres 1980 einen Antrag 
auf Landesmittel gestellt und in diesem Antrag geht es um die Erneuerung des 
Dachstuhls, dafür sind etwa DM 90.000,-.- erforderlich, die nach den geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen zu einem Drittel vom Land, zu einem Drittel von der 
Stadt und zu einem Drittel von dem Eigentümer, in diesem Falle der Bürgerinitiative 
aufgebracht werden müßten. Wichtig für uns ist im Blick auf diesen Teil der 
Geschichte der Stadt, daß die Herrichtung der Synagoge in angemessener Weise die 
Absicht verfolgt, Vorurteile zwischen Menschen unterschiedlicher rassischer, 
politischer und religiöser Herkunft abzubauen und in gewisser Weise damit eine 
Verständigung, eine Begegnung mit unterschiedlichen Personen zu ermöglichen." 

Erfolg scheint der Bürgeraktion jetzt langsam beschieden. Bereits 1978 empfahl der 
Landeskonservator der Stadt Hagen die Synagoge, das einzige historische Gebäude 
dieser Art im Märkischen Kreis im Stadtgebiet von Hagen zu erhalten und in die 
öffentliche Trägerschaft zu übernehmen. Nachdem nun der nordrhein-westfälische 
Minister für Landes- und Stadtentwicklung, Dr. Christoph Zöpel, die ehemalige 
jüdische Synagoge in Hagen-Hohenlimburg unter vorläufigen Denkmalschutz gestellt 
hat, liegt dem Rat der Stadt Hagen in dieser Woche ebenfalls ein entsprechender 
Beschluß vor , der auch angenommen werden wird. Nicht zuletzt deshalb, weil es sich 
dabei um eine Weisung des Regierungspräsidenten in Arnsberg handelt. Genauso sicher 
dürfte auch sein, daß die Stadt Hagen die Synagoge nicht kauft, zumindest solange 
nicht, bis umfangreiche Landesmittel in die Restaurierung fließen. Die Stadtväter 
denken indes auch an die Folgekosten. Die Heizkosten würden - so Berechnungen -
gut DM 150.000,-- pro Jahr verschlingen, und das Geld in den Gemeinden wird immer 
knapper. 

HINWEIS 

Die in dem Beitrag genannte Summe von DM 150.000,-- ist nach den Recherchen des 
Redakteurs in einer nicht-öffentlichen Sitzung genannt worden. Diese Auskunft gab 
Herr Huy nach Rücksprache mit dem Leiter des Informations- und Werbeamtes der 
Stadt Hagen. 

In der folgenden Eingabe wurde seitens der Bürgeraktion darum gebeten, Herrn Men­
sendiek zu veranlassen, die Zahl beim WDR offiziell zurückzunehmen. 

In dem WDR-Bericht über die Synagoge Hohenlimburg, der am 15.1.1982 in der Sen­
dung "Echo West" ausgestrahlt wurde, fand die Zahl keine Berücksichtigung mehr. 

Unter dem Datum vom 19.1.1982 teilte der Leiter des Werbeamtes mit, über den ge­
nannten oder einen ähnlichen Betrag gebe es überhaupt keine Unterlagen. 
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'lhntlicfJ cv 
vom 10.12.1981, die zu der 
Belwldlung dieser Angelegen· 
heit im Hauptausschuß am Hohenllmburg. Die im Haupt· 

ausschuß gezeigte Entrüstung 
wird den Hagener Ratsmitglie­
dern nicht helfen: Der Re­
gierungspräsident hat Oberstadt­
direktor Dr. Klaus MU1ler jetzt in 
einer Verfügung beauftragt, die 
ehemalige Synagoge in Hohen­
limburg vorläufig unter Denk­
malschutz zu stellen. Die Korn- ' 
munalpolitiker hatten sich zwar 
auch für eine Wiederherstellung 
der Bauruine ausgesprochen, al­
lerdings mit der Maßgabe, daß 
das Land die Kosten übernimmt. 
Abteilungsdirektor Koppe aus 
Arnsberg sieht zunächst auf di!=! 
Stadt keinerlei Kosten zukom­
men. Die Verfügungtreffeden Ei· 
gentümer, der wiederum auf ei· 
nen großzügigen Zuschuß des 
Landes bauen könne. 

Aufgrund der zwingendell 14.1:1982 führte, sich auf§ 9 
Weisung des Ragierungspräsi· Abi. 2 bl OBG gestützt hatte. 
denten Arnsberg nach § 9 Hier war die Stadt Hagen als 
Abs. 4 Ordnungsbehördenge· Untere D8nkmalbehörde an· 
setz vom 22.1.1982 hat Ober· gesprochen und . bekanntlich 
stadtdirektor Dr. Müller als hat der Oberstadtdirektor als 
staatlicher Verwaltungsbeam· Hauptgemeindebeamter den 

·ter gestern die vodäufige Un· Hauptau11ehul!beschluß bean· 
tenehutzstellung der auf dem standen müssen. Die recht· 
Grundstück Jahnstrat!e 46 liehen und tatsächlichen Aus· 
stehenden ehemaligen Syna- wirkungen der vorläufigen 
goge anordnen müssen. Durch Unterschutzstellung gem. § 9 
Weisung des Ragiorungspräsi· Abs. 4 OBG wenlen von der 
denten vom 22.1.1382 wurde Verwahung zur Zeit noch 
eine neue Situatio.1 geschaf· überpriilt. 
fen. weil die frühere Weisung 

WR 30.1.1982 

ANZEIGER 
4.2.1982 

RP verdonnnert Hagen: 
„Ex-Synagoge sichern" 

1 60 000 DM aus Düsseldorf? - Antrag des Besitzers fehlt 

I

I (kol Die Stadt Hagen kommt .vicklung und Städtebau, das die 
nicht daran vorbei, die Weisung vorläufige Unterschutzstellung 
desRegierungspräsidentenzuer· angeordnet hatte, auch die Ver· 
füllen unddieehemaligeSynago· antwortung für die Finanzierung 
ge im Stadtteil Hohenlimburg der notwendigen Renovierung . 
"vorläufig unter Si;hutz zu stel· übernehmen sollte. Die Kosten 

l 
len". Dies geht aus einer neuen werdenauf90000DMgeschlltzt. 
Weisung an den Oberstadtdirek- Wie jetzt bekannt wurde, will 
tor hervor, in der der Hagener Düsseldorf60000DMzurVerfü· 
Verwaltungschef nicht als Ver· gung stellen. Weitere 15 000 DM 
treter der Unteren Denkmal· hat die Bürgerinitiative inzwi· 
schutzbehördesondemalsOrgan sehen gesammelt. Oberstadtdi· 
der Staatsaufsicht zur Erfüllung rektorDr.MüllergestemzurWP: 
dieser Aufgabe verpflichtet wur· "Mit den Renovierungsarbeiten 
de. kann freilich erst dann begonnen 

Zum Teil ausgeräumt sind in· werden. wenn ein formeller An· 
zwischen die finanziellen Beden· trag des Besitzers vorliegt". 
ken, die vor zwei Wochen im Im Hagener Rathaus hatte man 
Ha~ptausschuß artikuliert wur· sichnichtgrundslltzlichgegendie 
den. Dort war klipp und klar zum Unterschu~e]lung des Geb11u, 
AUldruck gebracht worden, da~ desawigespioc;hen: wofüe:~.\chj~;­
das·Ministerium fur Landesent· dochnicht\Jt\terDrucksetzenlas' 

WP 30.1.1982 

sen. Der -bisherige Hagener 
Standpunkt: Aufnahme in die Li­
ste von möglicherweise schut„ 
zwürdigen Bauten und sachliche 
Entscheidung darüber. ob eine 
Renovierung · ·aus · kulturellen 
Gründen angebracht ist oder 
nicht. · 
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Synagogen-Renovierung 

Antrag liegt seit März 81 vor 
Zu dem Bericht "RP verdonnert 

die Stadt: Ex-Synagoge sichern" 
in der WP vom 30. Januar nimmt 
der Sprecher der .BUrgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg", Prof. 
Dr. H. Zabel, wie folgt Stellung: 

.Mit Bezug auf die von Minister 
Dr. Zöpel bewilligten Mittel von 
60 000 DM erklärt Oberstadtdi­
rektor Dr. Müller: ,Mit den Reno­
vierungsarbeiten kann freilich 
erst dann begonnen werden, 

. wenn ein formeller Antrag des 
! Besitzers vorliegt'. Offenbar ist 

1

. dem Oberstadtdirektor nicht be­
kann~ daß die Bürgeraktion Sy­
nagoge Hohenlimburg aufgrund 

i einer entsprechenden Vollmacht 
des Eigentümers bereits am 

18.3.1981 einen solchen Antrag 
gestellt hat. Die BUrgeraktion Sy­
nagoge Hohenlimburg, ein alsge· 
meinnUtzig eingetragener und 
anerkannter Verein, wurde laut 
Mitteilung des Landeskonserva­
lors vom 20.11.1981 als Beihil· 
feempfllnger akzeptiert. Der Re· 
gierungspräsident in Arnsberg, 
das Westfälische Amt fUr Denk­
malspflege in Munster und der 
Minister für Landes- und Stadt­
entwicklung in DUsseldorf stehen 
in ständigem Kontakt mit der Bür­
geraktion. Lediglich Oberstadtdi­
rektor Dr. Müller hat die wieder­
holt vorgetragene Bitte der BUr­
geraktion um ein Gespräch abge­
lehnt". 

WP 4.2.1982 

Bürgeraktion schießt 
gegen die Stadt Hagen 
„ Oberstadtdirektor hat Pflichten versäumt" 

Hohen 1 im b ur g. OU.) Die „Bürgeraktion SynagCJle Hohenlimburg" - vertreten durch ihren 
Sprecher Prof. Dr. Hermann Zabel - geht erneut mit der Stadt Hagen - und hier vor allem mit 
Oberstadtdirektor Dr. Klaus Müller - hart Ins Gericht. Sie wirft Ihr Untätigkeit vor, obwohl alle 
(oder doch fast alle) Voraussetzungen gegeben seien, die akute Gefahr, durch die das Gebäude an 
der Jabnstralle bedroht III, abzuwenden und die bauliche Substanz der Synagoge zu sichern. Im 
nachstehenden Bericht stutzt si~h die WP auf eine Presseerklärung der Bürgeraktion. 

Am 9. April 1980 sei der Haupt· 
ausschuß der Stadt Hagen bereit 
gewesen, als .Hilfe zur Eigenhii­
fe"50 Prozent der bei der Herrich­
tung der ·Synagoge anfallenden 
Kosten zu Ubernehmen. Das habe 
Stadtbaurat' Manfred Osthaus 
mitgeteilt. 

In jüngster Zeit hätten auch 
Funk und Fernsehen darauf ver· 
wiesen, daß der Landeskonserva· 
torderStadt Hagen bereits im Juni 
1981 mitgeteilt habe, daß wegen 
der Gefahr fUrdie Synagoge bald· 
möglichst notwendige Maßnah­
men einzuleiten seien. 

Dem Spendenaufruf der BUr· 
geraktion seien bisher weil Uber 
1000 Bürger aus Hohenlimburg 
und Umgebung gefolgt. Inzwi­
schen seien mehr als 15 000 DM 

.rusammengekommen. Landes­
minister Dr. Christo! Zöpei habe 
fur 1982 einen Betrag von 60 000 
DM aus dem Denkmalförde­
rungsprogramm in Aussicht ge· 
steilt. 

Mit diesen Geldern hätten die 
dringend erforderlichen Bau­
maßnahmen (fUr insgesamt etwa 
90 000 DM) längst eingeleitet wer· 
den können. Doch der Oberstadt­
direktor sei bis heute der Anwei­
sung des Regierungspräsidenten 
in Arnsberg vom 10. Dezember 
1981,dasGebäudevoriäufigunter 
Schutz zu stellen, nicht gefolgt! 

Dr. Klaus MUiler habe nur er­
klärt, mit den Renovienmgsarbei­
ten könne erst begonnen werden, 
wenn ein formeller Antrag des 
(privaten) Besitzers vorliege. Ihm 

mUsse indes bekannt sein, daßdie 
"BUrgeraktion Synagoge" mit ent­
sprechender Vollmacht des Eigen­
tümers bereits am 18. März 1981 ei· 
nen solchen Antrag gestellt habe. 

Der Landeskonservator habe 
die BUrgeraktion schon am ZO. 
November 1981 als Beihilfeemp­
fänger akzeptiert. Das Amt für 
Denkmalpflege in Münster, der 
RP in Arnsberg und das DUssel­
dorf er Landesministerium stän­
den mit der Hohenlimburger !!Ur­
geraktion in ständigem Kontakt. 
Nur der HagenerObersladtdirek­
tor habe die Bitte, ein Gespräch 
mit der BUrgeraktioh zu führ11ri. 
abgelehnt: · ·. 

Von .BUrgernähe" halle der 
Hagener Verwaltungschef offen· 
bar nichts, heißt es abschließend. 

WP 4.2.1982 
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Die Unterschutzstellung des Synagogengebäudes bedeutete keineswegs das Ende der 
öffentlichen Auseinandersetzung. 

Bürgeraktion 
erwartet heute 
Ratsentscheid 
Auch andere Modelle denkbar.? 

Hohen 1 im b ur g (jü.) Die .Bürgeraktion Synagoge Hohen· 
limburg" hofft, daß Im Rat der Stadt Hagen heute die Weichen 
dafür gestellt werden, die Synagoge an der JahnstraBe vor dem 
weiteren Verfall der Bausubstanz zu sichern. Erforderlich wären 
nach überschläglicher Berechnung 90 000 DM. Davon würde das 
Land Nordrhein·Westfalen 60000 DM bereitstellen. Aus dem 
Spendenaufkommen der Hohenlimburger Bürgeraktion könnten 
15 000 DM hinzukommen. Die Stadt Hagen müllte also lediglich , 
15 000 DM zusteuern. Und das - so die Bürgeraktion - sollte auch 
angesichts knapper Finanzmittel machbar sein. · 



50 

Die Bürgeraktion legte recht- sicheigeOtlich unbeteiligteßilr­
zeitig ihren zweiten Zwischen- ger machen. Unsere nebenste­
bericht zum Stand der Bemü- hendeSkizzezeigt, wie sich eine 
hungen um den Erhalt der alten Lösung anbieten könnte, die ei­
Synagoge_in Hohenlimburg vor. nerseits die Erinnerung an die 
In ihm wird durch Briefe und SynagogeunddiejüdischenMit­
Presseveröffentlichungendoku- bürger wachhält, anderers~ts 
mentiert, wie die Bürgeraktion aber auch städtebaulichen 
arbeitet und welches Echo sie im Aspekten und für das Gebiet um 
Verwaltungs- und Zeilungsbe- die Synagoge geplanter Wohn­
reich findet. ' bebauung Rechnung trägt. Ein 

Auf einem ganz anderen Blatt Denkanstoß, der zudem finan­
Papier steht, welche Gedanken zieBe Probleme ausräumen 
um das nicht einfache Thema möchte. 

Wir begrüßen 
1 das Denkmoden 

Bürg~raktion zum WP-Bericht 
Hoheniimburs . • Die Bürger- Der Bericht informiert aus­

aktion Syl\8goge ist für jeden führlichüberZieleundAktivilä­
konstruktiven VorschlagzurLö- ten der Bürgeraktion, Gutach­
sung der Synagogenproblema- ten, Eingaben, Zusagen und 
tik dankbar. Sie begrüßt daher ReaktionenderStadtHagen,des 
die Veröffentlichung eines alter- Regierungspräsidenten in Arns­
nativen Denkmodells i n der berg, des Westfälischen Amtes 
WESTFALENPOST. Der Vor- für Denkmalpflege in Münster 
stand der Bürgeraktion hat sich und des Ministeriums für Lan­
bereits mit der Ideenskizze des des- und Stadtentwicklung in 
anonymen Initiators beschäftigt Düsseldorf. 
und wird das Modell in der Jah- Der Wortlaut von zwei Rund­
reshauptversammlung der Bür- runksendungen über die Syn­
geraktion, die für März geplant agoge dürfte aufallseitiges Inter­
ist, zur Diskussion stellen~ So esse stoßen. Beme'rkenswert ist, 
P~~rmann Zabel gestern daß sich auch die ehemaligen jü­
wörtU-, dischen Mitbürger Hohenlim-

Der Name . Hohenlimburg" ist burgs für den Erhalt der Synago· 
auch dun:h die Aktivitäten der ge und ihre ehemalige Heimat­
Bürgeraktion Synagoge in den stad! einsetzen. 

WP 2S.2.1982 

letzten Monaten in Presse, So schreibt Heinz Rosenberg 
Funk- und Fernsehen erneut in in einem Brief an Oberbürger­
das Bewußtsein der Öffentlich- meister Loskand am 30.10.1980 
keitgerücktworden.Die Bürger- u. a.: . Die Stadt Hagen hat, so­
aktion hat -wie schon berichtet weit ich dieses beurteilen kann, 
- einen zweiten „Zwischenbe- durch die Eingemeindung von 
riebt zum Stand der Bemühun- Hohenlimburg,einerhochindu­
gon.um den Erl)alt deralterrSyn- strialisierten Stadt, bedeutende 
agoge iq. Hagen-Hohenlimburg„ Steuereinnahmen, die sie ohne 
vorgelegt,dergegeneinenSpen- Zweifel in die Lage versetzeh, 
denbetrag von 5 DM bei den eine Hand~oll frühere Hohen­
Buchhandlungen Waldemar limburger Bürger einzuladen, 
Schmidt und Steglich erworben diese Stadt, an die sie soviel ver­
werden kann. bindet, nochmal zu besuchen.„ ' 

WP 26.2.1982 
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1 · · Briefe an die Redaktion 

Synagoge 

Es geht um die Erhaltung 
des denkmalwürdigen Baues 

Zu <lern veröffentlichten 
Schaubild eines Dreigiebelhau­
ses (WP vom 25.2.82), das die Ver­
wendung der Synagogenfassade 
wiedergibt, wobei diese noch 

~inm~}.: p;b · 

~· Bausubstanz der Synagoge in 
Hohenlimburg geht es ja nicht 
alleine darum, das Gedächtnis 
an die ehemalige jüdische Kul­
tusgemeinde, bzw. an die ehema­
ligen jüdischen Mitbürger auf­
recht zu erhalten, sondern auch 
sachbezogen an sich um die Er­
haltung eines denkmalwürdi­
gen Bauwerks aus ..dem vorigen 
Jahrhundert, von dessen Art es 
in dieser, wenn auch angeschla­
genen Vollstiindigkeit, keines 
mehr in Hagen, im ganzen Mär­
kischen Kreis und in der weite-

ren Umgebung·gibt. 
. Hier handelt es sich um ein 

kunst· und kulturhistorisch 
wichtiges Denkmal. das in sei· 
ner ihm eigenen Bausubstanz 
·erhalten werden muß. Dies ist 
it~.dasAn\iJllll'iJ.\iiti!,d~t WaL. 
d ' ~ndeskoitservators. ' '' ~ 

Weses Baad'~filtiDa! danrutl!t 
mit ein8m jetztzeitliclten Bau 
verkitscht werden, indem man 
die charakteristische Fassade im 
Rundbogenstil in Etinen mit no­
stalgischen F?chwerkgiebeln 
versehenen dilettantischen und 
spießisch nachempfundenen 
Großbau wie ein Feigenblatt 
einfügt. 

Dagegen spricht der kulturge­
schichtliche Gehalt des Synago· 
gen haus in seiner Gesamtheit. ' 

Dr. phil. Ehnar Hartmaß!I 
Hohenllmburg 
Ziegelstralle 2 

Bitte nicht Denkmalschutz 
als „Renditetempel" 

Kapitalanleger und Investor- Nicht die Reduktion des Gesam· 
herz, was wollt Ihr mehr: Sauer- ten auf eine historische Scham­
ländischer Fachwerkliebreiz im wand, die als ·nostalgischer 
Dachgeschoß, ein jüdisches Ein- Knüller dem übrigen bisney­
gangsportal im Erdgeschoß, da- land der Architekturmotive iro­
zwischen· ein paar Geschosse nisch Konkurrenz macht, son­
Mietwohnungsbau, und dies al - dem die behutsame Saniefung 
les in einer Fassade. Dekore- der gesamten Bausubstanz ist 
tionsballast, der zum

0

Abwerfen gefordert. 
reizt. Nur hierfür' sind Landeszu-

Konkret: Bei aller Würdigung schüsse in Aussicht gestellt, nur 
der laienhaft gekonnten Zeich- dies ist auch das Anliegen der 
nung und des spürbaren Bemü- Bürgeraktion in ihrer sich selbst · 
hens um eine mögliche Realisie- gegebenen Satzung. 
rungskonzeption,dasichdurch- Denkmodelle, die diesen 
aus anerkenne: Es geht um die Grundsatzanspruch ignorieren, 
Sicherung eines historischen sollten aus dem Diskussion·sfeld 
Gebäudes, welches vom Westfii- .ausscheiden und nicht, wie in 
lischen Amt für Denkmalpflege der WP von gestern, auch noch 
als erhaltenswertes Baudenk- begrüßt werden. 
mal eingestuft ist. Denkmal- Gerhard Pickenhaa 
schutz hat zu tun mit dem Re- Archl~t BdA 
.spektieren des Gegebenen. Stelteniierptralle 30 

WP 27.2.1982 
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Briefe an die Redaktion 

Synagoge 

Sind Mitdenker wirklich 
i so sehr unerwünscht? 
1 

1 

So ist das also, wenn ein Bürger die „Anregung ohne Eigennutz" 
einen Denkanstoß zu einer „öf- von jemand, der weder der Bür­
fentlichen Angelegenheit" lei- geraktion Synagoge Hohen.lim­
s let , der den Vorstellungen von burg angehört. noch Architekt 

1„Experten" nicht entspricht. Da oder Kunsthistorike~ ist. 
i macht sich ein Hohenlimburger Anscheinend gen\,i.gen diese 
j ,,skizzenhaft" Gedanken über „Voraussetzungen" den Leser­
. eine Gestaltung des ehemaligen brief-Schreibern Pickenhahn 
Synagogenbereiches Jahnstra- und Dr. Hartmann, Um andere 
ße-Wesselbach und schon wird „Mitdenker" am liebsten auszu· 
er „verkloppt". schließen. Ob die Herren Archi· 

Dabei versuchte dieser „böse tekt und Pädagoge i.R. wohl be· 
Mensch" doch nur, die Nutzung reit sind, den betagten Grund­
desGrundstückssowohl für eine stücksbesitzern für entfleu­
Wohnbebauung als auch in Er- chende Rendite aus ihrem Ho­
innerung an die Synagoge und norar bezw. Ruhegehalt einen 
das den jüdischen Mitbürgern angemessen Teil abzutreten? 
zugefügte Leid in die Debatte Wilfried Horn 
einzubringen. Allerdings kam Möllerstra8e83 

,~Eine·· Zumutung für die 
Stadt und ihre Bürger" 

Aufgrund der andauernden ben zu erhalten. 
Diskussionen über die Instand- Es ist eine Zumutung für die 
setzung der Synagoge Hohen· Stadt Hagen und die Bürger, daß 
limburg sehe ich mich veran- die Stadt Hagen sich Gelder lei­
laßt, dazu nochmals Stellung zu hen soll (wie allen bekannt ist, 
nehmen.WärediealteRuineab• sind keine Gelder vorhanden), 
gebrochen, so brauchte sich die um der Bürgeraktion Synagoge 
Bürgeraktion Synagoge Hohen· Hohenlimburg Zuschüsse zu ge· 
limburg nicht mehr mit „ge· ben, und die Steuerzahler dafür 
konnten, laienhaften Zeichnun- Zinsen zahlen sollen. 
gen aus dem Disneyland befas- Es stellt sich die Frage, inwie­
sen," wie Architekt Pickenhan weit evtl. Auflasen von Minister 
esinseinernLeserbriefvom27.2. Zöpel bzw. vom Regierungsprä-
82 nennt. Nach Abbruch der sidenten bei einem unausgegli­
Ruine wären alle weiteren chenen Haushah-wieer bei de1 
Denkmodelle überflüssig und Stadt Hagen vorhanden ist- zu­
der Grundsatzanspruch würde läsSig sind. Wenn die Stadt Ha­
gewahrt bleiben. gen nicht mehr die Schul· und 

Weiter ist noch zu bemerken: Kindergartenbusse voll bezah­
Die Bürgeraktion Synagoge Ho· len kann, so ist es doch für alle 
henlimburghatihrZielnichter- Bürger unverständlich, wenn 
reicht und versagt, um die ~rfor- Gelder zur Erhaltung der Ruine 
derlichen Spenden für die Re· Synagoge Hohenlimburg ausge· 
staurierung der Synagoge zu er- geben werden sollen. ' 
bringen. Sie geht jetzt von einer HugoSchmidtke 
Behörde zur anderen hausieren, Ergster Weg 34 
um Steuergelder für ihr Vorha· 5800 Hagen l·Berchum 

WP 3.3.1982 
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Und jetzt mit aller Gewalt? 
Teurer Denkmalschutz in einer Zeit der leeren Kassen 
Oie Ansichten von den Herren setzung de r Pläne der Bürgerak· der Bürgeraktion, bestätigt. da~ 
Dr. Hartmann und Pickenhan lion eingesetzt werden sollen. man „für jede,n konst ruktiven 
kann ich nicht teilen. Ich hatte Außerdem ist bekannt. daß der Vorschlag zur Lösung der Syna­
mir erlaubt, mir Gedanken über Vorsitzende der jüdischen Kul· g_ogenproblematik" dank bar ist 
Pläne derBürgeraktion„Synago· tusgemeinde Hagen, sicher Uber diese Ansicht war ich er· 
ge" zu machen. Ein mit mir be· nicht ohne Rückendeckung von freut, zeigte sie mir doch, da r 
freundeterältererHerr[gebürti· Gemeindemitgliedern, der Bür· man gewillt ist , einmal gefaßt< 
ger Hohenlimburger, der unge· geraktion ablehnend gegen· Pläne auch zu überdenken. 
nannt bleiben möchte}, hat mei- übersteht. Man kann doch nicht Wie kommt Herr Pickenhan 
nen Gedanken Gestalt in Form jemanden ehren,der esgarnicht zu der unverständlichen Be· 
einer Zeichnung (WP v. 25. Fe· will! hauptung, daß das Gelände zur 
bruar82}gegeben.Esist kein An· Bebauung mit einem „Rendite· 
spruch-darauf erhoben worden. tempel" vorgeschlagen worden ' 
daß dies die 100%ige Lösung ist. ist? Ersolltesich doch einmal bei 

Nachdem ich um Besichti- Das Wort Herrn Prof. Za'bel erkundigen. 
gungderSynagogegebeten wur- An ihn habe ich am 19. Frebruar 
de, mußten ein hinzugezogener hat d. er 82 u. a. geschrieben: „Besonders 
Dachdecker und ich feststellen, möchte ich darauf hinweisen, 
daß eine provisorische Repara- daß der Zeichner des Entwurfs 
lurdes verbrannten Dachstuhls WP Lese kein Architekt noch Bauunter­
nicli.fillö81ich ist. Ich habe mich • r nehmer oder sonst j'n. irgeodei­
dan'rnnlf den· fuiheren Umstän- Lesetbriefe stimmen nicht unbedinRt mii ner Weise flrianzlefl.~n 6fo'em 
den befaßt und mußte feststel- der MeinungderRedaktionüberein Bauobjekt interessiert ist. Glei-
len: Die Synagoge wurde nach-

1
._ _________ __, chesgiltfürmich.DieZeichnung 

we'islich von dem jetzigen Besit- soll nuralsAnregungdienen.Sie 
zer,derinzwischen über SO Jahre Zum Zustand der Synagoge ist kann ohne eine Bedingung an ei­
alt ist , auf Drängen des befreun- noch zu sagen, daß das Amt für nen Ihnen genehmen Architek­
deten Herrn Löwenstein im Jah- Denkmalpflege u. a. Ende 81 ten weitergeleitet werden." 
re 1938 käuflich erworben. Der feststellt: „Einen weiteren Win- Eine Bebauung könnte evtl. 
Besitzer hat sich damals trotz ter übersteht das Bauwerk wohl mit Hilfe des Hohenlimburser 
Androhung einer Verhaftung nicht." Wenn dem so ist, dann Bauvereins, der ja seine Mitar­
geweigert, jüdische Bewohner sind wohl die Wiederaufbauko· heil beiderLösungdesProblems 
des zur Synagoge gehörenden sten so hoch, daß die im Artikel mit Schreiben vom 6. August 81 
Hauses auszuweisen. der WP vom 30. Januar 82 er- in unbestimmter Form angebo-

Warum setzt man sich erst in wähnten 90 000 DM nur einen ten hat, überlegt werden. Die Art 
letzter Zeit so energisch für die Bruchteil der wirklich erforder- von Herrn Pickenhan, sich.über 
ErhaltungderSynagogeein? Die liehen Summe ausmachen. Gedanken und Vorschlägeande· 
Zeit der vollen Kassen hat man Auch steht in keiner Weise fest , rer Hohenlimburger Bürger zu 
verstreichen Jassen, und ausge- wann die nötigen Gelder zur Ge· äußern, spricht für sich und be­
rechnet jetzt. wo Kürzungen im samtrenovierungzur Verfügun~ darf keines Kommentars. Zu­
sozialen Bere'ich allenthalben stehen, und von der Sicherun~ sachlichen Gesprächen bin ich 
hingenommen werden müssen, der Folgekosten hat man nur jedoch bereit. RolfKünzer 
ist es doch schwer verständlich, ganz vage Vorstellungen. In der Hohenlimburg 
daß Steuergelder für die Durch· WP vom 26. Februar wird von Zum Alten Bruch 2 
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Hauptausschuß befaßt sich mit der Synagoge 

Verwaltung zitiert 
Max Blecher: „Eine 

Restaurierung ist 
ausgemachter Unsinn" 

Hohenlimburg. (Leiij Die 
ehemalige Synagoge in Ho· 
henlimburg steht am Don­
nerstag. 11 . März, unter ande­
rem auf der Tagesordnung 
des Hauptausschusses, der 
um 16 Uhr im Sitzungsraum 1 
des Hagener Rathauses zu ei-

;i9er .?f\'l:lt)J.~lt~ §il~~ll8 zu· 
. S.OJl\11\'! . ,9.IDfli,~ '" " 

·In einer Verwalt~ngsvorla­
ge dazu heißt es unter ande· 
rem: .In der Sitzung des 
Hauptausschusses am 14. Ja­
nuar 1982 wurde die Verwal­
tung beauftragt, erneut Kon­
takt mit der Jüdischen Kul­
tusgemeinde aufzunehmen, 
um sich noch einmal über de­
ren Einstellung zu der Syna· 
gogenangelegenheit zu verge­
wissern. Bei der telefoni-· 
sehen Unterredung zwischen 
Stadtdirektor Dr. Pesch und 
dem Vorsitzenden der Jüdi-

sehen Kultusgemeinde H,a· 
gen, Herrn Max Siecher, hat 
sich dieser wie folgt geäußert: 

daß die Restaurierung der 
ehemaligen Synagoge im Sin· 
ne einer Gedenkstätte erfah· 
rungsgemäß zu Schmiererei-

.Die Jüdische Kultusge· en am Gebäude führe. Das 
meinde hat an der ehemali- könne nicht im Interesse der 
gen Synagoge Hohenlimburg jüdischen Mitbürger sein. 
nicht das geringste Interesse. Herr Siecher stellte abschlie­
D"f.Jil\W!irWl k~n.e Syna~~ - · ßei>il folgendes. wqr~li,ch fe~t.: . 
mehr. ES ist e1~e ehemahge , .Ich.bin Kaufmann unc! Stell: . 
Fabril\.•' öäs 'Ce6iiude zu re-- erzahler. Mir stehen die Haa· 
staurieren, sei „völliger Un- re zu Berge, wenn ich höre, 
sinn". Er - Herr Siecher - sei daß man für solchen Quatsch 
der „größte Gegner" solcher Geld ausgeben will." Soweit 
,Maßnahmen, und er glaube, der Extrakt aus der Verwal­
im Namen der gesamten Ge- tungsvorlage. 
meinde sprechen zu können. In der kommenden Sitzung 
Ihm sei auch die Mitglied- will der Hauptausschuß er­
schan in dem Hohenlimbur· wägen, ob die Frage der Re· 
ger Ausschuß der Bürgerini- staurierung der ehemaligen 
tiative angeboten worden. Synagoge erst dann wieder 
Dies habe er strikt abgelehnt. aufgegriffen wird, wenn über 
Ein wichtiger Grund für seine das Objekt im Rahmen der 
ablehnende Haltung gegen· Erörterung der Denkmalliste 
über den Bemühungen der abschließend entschieden 
Initiative sei insbesondere, worden ist. 

„Nur persönliche Meinung" 
„Der Bericht erweckt beim Le- ·ich als Jude aktiv in der Bürger­

ser den Eindruck, als ob Herr aktion Synagoge Hohenlirnburg 
Max Blecher Herrn Stadtdirek- mit, weil ich um das Schicksal 
tor Dr. Pesch eine offizielle Stel· der ehemaligen jüdischen Mit· 
!ungnahme der Jüdischen Kul· bürger Hohenlimburgs weiß 
tusgemeinde Hagen übermittelt und die Anteilnahme kenne, die 
habe. Dies istjedoch keineswegs die noch lebenden jüdischen 
der Fall. Herr Blecher hataufBe· Mitbürger Hohenlimburgs an 
fragen lediglich seine persönli- der ehemaligen Synaoge neh­
che Meinungdargelegt. Die Kul· men. Von dem Schicksal, das 
tusgemeinde Hagen hat bereits meine eigenen Angehörigen un-
1952 auf alle Ansprüche gegen- ter der nationalsozialistischen 
über der Synagoge Hohenlim· Herrschaft erlitten haben, will 
burg verzichtet. Allerdings gibt ich an dieser Stelle nicht spre­
es mehrere Mitglieder der Kul· eben.'' 
tusgemeinde Hagen, die die Be­
mühungen um die Erhaltung der 
Synagoge Hohenlimburg begrü· 
ßen und unterstützen. So arbeite 

Gondrand Karle 
Vorstandsmitglied 

der jüdischen 
Kultusgemeinde Hagen 

WR 8.3.1982 
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PRESSEERKLÄRUNG 
der Bürgeraktion Synagoge 

Unter dem Datum vom 7. 7 .1980 schrieb Frau Hilde Bloch, eine ehemalige jüdische 
Mitbürgerin Hohenlimburgs, die jetzt in den USA lebt, an den Arbeitskreis "Jüdische 
Gemeinde": "Wäre es nicht möglich, daß die Synagoge wenigstens wieder in einen or­
dentlichen Zustand gebracht würde? Eine Synagoge, wie jede Kirche, sollte doch et­
was Heiliges sein!" Dieser Hinweis führte im Dezember 1980 zur Gründung der 
"Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg". Im März 1981 nahm Frau Bloch zu den 
Bemühungen noch einmal Stellung: "Ich freue mich sehr, daß Ihr Aufruf zur 
Wiederherstellung der Synagoge einen so schönen Erfolg hat. In der Beilage übersende 
ich Ihnen einen Scheck über 25 Dollar, was nach dem heutigen Stand etwa DM 50,-­
sein sollte. Es ist nur ein bescheidener Beitrag: er kommt jedoch von Herzen." Am 
27 .12.1980 schrieb Frau Herta Stern, jetzt in London lebend, u.a.: "Es ist sehr 
erfreulich, daß die ehemalige Synagoge wieder aufgebaut werden soll, und ich 
wünsche der Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg weiteren guten Erfolg." Mit 
Schreiben vom 4.1.1982 übersandte Frau Stern 25 Dollar als Stiftung für den Aufbau 
der Synagoge. Im Februar 1981 ließ Herr Kurt Rosenberg (Pacific 
Palisades/California) DM 20,-- auf das Spendenkonto "Synagoge Hohenlimburg" 
überweisen. Im Mai 1981 teilte Herr Günter Perl aus Jerusalem seinem ehemaligen 
Klassenkameraden Dr. Elmar Hartmann u.a. mit: "Lieber Elmar, als Dein 
Klassenkamerad muß ich Dir schreiben, wie mich Eure Initiative, die Synagoge 
Hohenlimburg in einen würdigen Zustand zu versetzen, persönlich berührt hat. Es ist 
ja wohl alles symbolisch. Den deutschen Juden der damaligen Zeit ist nicht mehr zu 
helfen, und eine jüdische Gebetsstätte wirds kaum noch werden. Aber wenn sich viele 
Leute jetzt solche Gedanken machen wie Ihr, wird es hoffentlich wenigstens kein 
Auschwitz mehr geben." In einem Brief vom 11.6.1981 drückt Herr Gerhard Salinger 
(New York) seine Hoffnung aus, daß die Bemühungen zur Erhaltung des alten Gottes­
hauses Erfolg haben. In einem Schreiben des Herrn Hans L. Benzian (Schweiz), dessen 
Mutter in Hohenlimburg geboren wurde, heißt es unter dem Datum vom 22.9.1981 : "Es 
ist hier kaum am Platz, viele, mehr oder weniger kritische Worte zu dem Verflossenen 
zu äußern, da die Wunden nicht geheilt sind. Zu viele gute Menschen sind ermordet 
worden. Auch in der Familie Koppel hat man schwere Verluste zu beklagen. Trotz 
diesen schmerzlichen Ereignissen, der Bitterkeit, die natürlich folgt, versuchen wir 
so objektiv wie möglich die jetzigen Menschen zu beurteilen, aber die, die feige wa­
ren, können sich nicht ganz von der Verantwortung lossagen. Das ist meine Genera­
tion, die alle diese Abscheulichkeiten vollbracht hat, die häufig nicht den Unterschied 
zwischen gut und schlecht erkannt hat." Herr Benzian überwies einen Betrag von SFr 
250,--zur Wiedererrichtung der Synagoge in Hohenlimburg. Bereits unter dem Datum 
vom 30.11.1980 hatte Herr Heinz Rosenberg (USA) Herrn Oberbürgermeister Rudolf 
Loskand darauf hingewiesen, daß in dem gottesdienstlichen Versammlungshaus der 
jüdischen Gemeinde die Hohenlimburger Juden seit 1870 zu dem gleichen Gott der 
Protestanten und Katholiken beteten und am Volkstrauertag der Zehntausend Gefalle­
nen des Ersten Weltkrieges, die aus ihren Reihen ihr Leben für Deutschland hergaben, 
gedachten. Am 20.1.1982 übersandte Herr Rosenberg einen Scheck über 20,-- Dollar 
zugunsten der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg". Am 15.1.1982 schrieb Herr 
Erwin Mosbach (Schweden), Sohn des Louis Mosbach aus Hohenlimburg, er freue sich 
sehr, "daß es heute doch noch Deutsche gibt, die sich der ehemaligen jüdischen 
Mitglieder erinnern und mit Geld und gutem Willen bereit sind, eine Erinnerungsstätte 
für die Nachwelt zu erhalten." In einem Schreiben des Herrn Hugo Mosbach (Paris) 
vom 31.1.1982 heißt es: "Ich erkenne Ihre Arbeit sehr an und hören Sie in Bälde von 
mir." Die Mehrzahl der Angehörigen der Herren Mosbach sind deportiert und in 
Konzentrationslagern umgebracht worden. Auch die Mutter von Frau Lotte Chaim 
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(Israel) kam im Konzentrationslager um ebenso wie ihre Schwester und viele ihrer 
Angehörigen. Frau Chaim übersandte einen Einhundertmarkschein zugunsten des 
Spendenkontos 128.011.238 (Synagoge Hohenlimburg) bei der Sparkasse Hagen und 
erklärte: "Ich bewundere Ihre Bemühungen um den Erhalt der Synagoge. Wie gut, daß 
es Menschen gibt, die wieder gut machen wollen, was andere gesündigt haben." 

Diese Äußerungen und Stellungnahmen waren Herrn Blecher, dem Vorsi tzenden der 
Kultusgemeinde Hagen, nicht bekannt, als er von Herrn Stadtdirektor Dr. Pesch 
telefonisch über seine Meinung zur Erhaltung der alten Synagoge in Hohenlimburg 
befragt wurde. Sonst hätte Herr Blecher sich sicherlich anders geäußert, ganz 
abgesehen von der Frage, ob Herr Blecher von Herrn Stadtdirektor Dr. Pesch darüber 
informiert war, daß seine persönliche Meinung publizistisch ausgeschlachtet werden 
sollte. Bekanntlich stellte die Jüdische Gemeinde Hagen am 3.3.1950 einen 
Rückerstattungsantrag gemäß Gesetz Nr. 59 der Militärregierung. Auf Anweisung 
des Wiedergutmachungsamtes beim Landgericht Hagen wurde ein entsprechender 
Rückerstattungsvermerk in das Grundbuch des Eigentümers des Synagogengrundstücks 
eingetragen. 1952 erfolgte die Löschung des Vermerks und die Entsperrung des 
Vermögens des Besitzers des Synagogengeländes, der eine Ausgleichszahlung geleistet 
hatte. Mit der Annahme dieser Ausgleichszahlung verzichtete die Kultusgemeinde 
Hagen bereits 19 52 auf alle Ansprüche an dem Gebäude der ehemaligen Synagoge in 
Hohenlimburg. Die Jüdische Kultusgemeinde Hagen ist an der Erhaltung der Synagoge 
in Hohenlimburg nicht interessiert . Herr Blecher hat seine persönliche Meinung 
dargelegt. 

lm übrigen haben sich nicht nur ehemalige jüdische Mitbürger geäußert. Mit Schreiben 
vom 19.1.1981 wünschte Herr Ministerpräsident Johannes Rau den Bemühungen im 
Rahmen der Bürgeraktion für die Erhaltung der Hohenlimburger Synagoge Erfolg. In 
einem Schreiben vom 15.1.1981 wies der Zentralrat der Juden in Deutschland auf den 
hohen Wert der Initiativen des Arbeitskreises "Ehemalige Jüdische Gemeinde Hohen­
limburg" hin. Wörtlich heißt es in dem Schreiben: "Wir hoffen sehr, daß es Ihnen ge­
lingt, die förderungswürdigen Pläne erfolgreich zu verwirklichen." Am 5.2.1982 
schrieb Herr Prof. Joseph Walk, der Leiter des Leo-Baeck-Instituts in Jerusalem an 
die Mitglieder der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg": "lhre ernsthaften und 
ehrlichen Bemühungen um die Instandsetzung und Instandhaltung der alten Synagoge 
und die Tatsache, daß Sie immer wieder auf bürokratische Schwierigkeiten stoßen, 
ergänzen einander, heben aber einander nicht auf. Ich hoffe mit Ihnen und Ihren 
Mitarbeitern, daß das Wissen um die schreckliche Vergangenheit das Gewissen Ihrer 
jetzigen Mitbürger aufrütteln wird und wünsche Ihrer Aktion vollen Erfolg"' 

Die Bemühungen um die Erhaltung der Synagoge in Hohenlimburg werden von den ehe­
maligen jüdischen Mitbürgern Hohenlimburgs, anderen jüdischen Bürgern in aller Welt 
sowie von einer Vielzahl von anderen Persönlichkeiten und Institutionen als Beitrag 
zur Bewältigung der Geschichte unseres Volkes verstanden und sollten daher auch von 
denjenigen, die sich mit den Zielen der Bürgeraktion nicht identifizieren können, re­
spektiert werden. 

Bei den Bemühungen um die Erhaltung der ehemaligen Synagoge in Hohenlimburg geht 
es um ein kulturhistorisch bedeutsames Bauwerk, dessen Denkmalwert von dem fach­
lich zuständigen Landeskonservator für Westfalen und Lippe in mehreren Gutachten 
dargelegt worden ist. Die vorläufige Unterschutzstellung sowie die Zusage von Mit­
teln aus dem Denkmalpflegeetat des Landes Nordrhein-Westfalen in Höhe von DM 
60.000,--erfolgte aufgrund gesetzlicher Grundlagen und Bestimmungen, die in unserer 
freiheitlich demokratischen Staatsverfassung für alle Bürger bindend sein sollten. Das 
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Spendenaufkommen der Bürgeraktion beläuft sich bereits auf mehr als DM 15.000,--, 
weitere Spenden sind in Aussicht gestellt. 

Der Hauptausschuß des Rates der Stadt Hagen hat bereits am 9.4.1981 eine "Hilfe 
zur Selbsthilfe", d.h. finanzielle Unterstützung, beschlossen. Die Mitglieder der "Bür­
geraktion Synagoge Hohenlimburg" gehen daher davon aus, daß diese Mittel nunmehr 
in der Sitzung des Hauptausschusses am 11.3.1982 zur Verfügung gestellt werden. 
Über die evtl. Übernahme des Synagogengebäudes durch die Stadt Hagen kann 
selbstverständlich erst im Zusammenhang der Verabschiedung der endgültigen 
Denkmalliste entschieden werden. 

..... 
0 
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Professor Dr. Hermann Zabel im Gespräch mit WR: 

Eine ,Primitivnutzung' 
der Synagoge würde für 
erste Zeit ausreichen 

Hohenlimburg. (Leit) „Die Be· 
mühungenumdieE.rhaltungder 
Synagoge in Hohenlimburg wer­
den von den ehemaligen jüdi-

1schen Mitbürger~ Hohenlim-

l

burgs, anderen jU.dischen Mit­
bürgern in aller Welt sowie von 
e iner Vielzahl anderer Persön­
lichkeiten und Institutionen als 
Beitrag zur Bewältigi.tng der Ge­
schichte unseres Volkes ver­
standen und sollten daher auch 
von denjenigen, die sich mit den 
Zielen der Bürgeraktion nicht 
identifizieren können, respek­
tiert werden!" Diese Meinung 
vertrat einer der Mitbegründer 
der „Bürgeraktion Synagoge Ho­
henlimburg", Professor Dr. Her­
mann Zabel. gestern im Ge­
spräch mit der WESTFÄL!· 
SCHEN RUNDSCHAU. Zabel 
wird auch dabei sein, wenn sich 
am Donnerstagnachmittag der 
Hauptausschtiß des Rates der 
Stadt Hagen mit dem Thema Sy· 
nagoge weiter befaßt. 

„Blecher hat seine persönliche Zeil zu Zeit Ausstellungen oder 
Meinungdargelegt. Sie ist weder auch Führungen stattfinden. 
fürdieJüdischeKultusgemeinde Ansonsten bliebe es verschlos­
Hagen noch für die Mitglieder sen." 
der ehemaligen jüdischen Ge- Der Hauptausschuß des Rates 
meinde in Hohenlimburg re- derStadtHagenhattebereitsam 
prä sentati~r· 9. April 1981 eine „Hilfe zur 

Die „Bürgeraklion" betont, Selbsthilfe", das heißt finanziel· 
daß es bei den Bemühungen um le Unterstützung, beschlossen. 
die Erhaltung der ehemaligen Professor Dr. Hermann Zabel: 
Synagoge um ein kulturhisto- „Die Mitglieder der Bürgerak· 
risch bedeutsames Bauwerk tiongehen daher davon aus, daß 
gehe, dessen Denkmalwert von dieseMittelnunmehrinderSit· 
dem fachlich zuständigen Lan- zung des Hauptausschusses am 
deskonservator für Westfalen morgigen Donnerstag zur Verfü­
und Lippe in mehreren Gutach- gung gestellt werden. Über die 
ten dargelegt worden sei. Zabel: eventuelle Übernahme des Sy­
„Die vorläufige Unterschutz- nagogengebäudes durch die 
st'ell ung sowie die Zusage von Stadt Hagen kann selbstver­
Mitteln aus dem Denkmalpfle- ständ lich erst im Zusammen­
geetat des Landes in Höhe von hang der Verabschiedung der 
60 000 DM erfolgte auf Grund ge· endgültigen Denkmalliste ent· 
setzlicher Grundlagen und Be- schieden werden." 
stimmunger , die für alle Bürger 
bindend sein sollten. Das Spen­
denaufkommen der Bürgerak­
tion beläuftsich bereits auf mehr 
alst5 OOODM, und weitereSpen· 

. Professor Dr. Zabel bezog sich den sind in Aussicht gestellt'" 
auf den WR-Bericht vom ver- AngesichtsderFinanznöteder 
gangenen Montag „Verwaltung Stadt Hagen sei er mit einer Art 
zitiert Max Blecher" und be- „Primitivnutzung"derehemali­
zweifel(e, ob der Vorsitzende gen Synagoge durchaus schon 
der Jüdischen Kultusgemeinde einverstanden, erklarte Zabel 
Hagen von Stadtdirektor Dr. gegenüber der WR. „Das bedeu­
Pesch darüber informiert war, tet. das Gebäude wäre zunächst 
daß seine persönliche Meinung einmal baulich gesichert, und in 
pub1iziert werden sollte. Zabel: seinem Inneren könnten von 

Aus einem Brief an ihn aus Je­
rusalem zitiert Zabel: „Ihre 
ernsthaften und ehrlichen Be· 
mühungen und aie bürokrati­
schen Schwierigkeiten, auf die 
Sie stoßen, ergänzen einander, 
heben einander aber nicht auf. I 
Ich hoffe mit Ihnen und Ihren : 
Mitarbeitern. daß das Wissen 
um die schreckliche Vergangen­
heit das Gewissen Ihrer jetzigen 
Mitbürger aufrütteln wird und 
wünschen Ihrer Aktion vollen 
Erfolg!" 
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L E 0 B A E C K I NST I TUTE 

Founded by tbe Couocil of Jews from Germaoy 

JERUSAL EM • LONDON • NEW YORK 

Jerusalem, am ; . 2 .1 982 

J r . phil . Elnar Har tmann 

5800 H a g c n 1 (Hohen:imburg ) 

Sehr eeehrter Herr ~r. Hartmann, 

UD er das S tn.d -:archiv Ilaaen erhiel ten wir c!.ie " Ged enknchrtf't zu 

Ehren de r ehemaligen j ü d i s chen l·'.i tbürger !lohenlimbureG ~· -„:ofür ;;i r 

u n s mit eleicher Post bed a nken , Dennoch möcht e ich auch an Sie und 

d ie mit Ihnen arbei t en<l e Initiativ- Gruppe cir:ii:;e Worte rich.,;en . 

Ih re ernsthaften und ehrlic:hen Bemühungen un d ie I nstand setzunc 

und Ins t andhaltung der alten Synagoge unf. d.ie Tatsache , caos Sie 

im'.llcr wiede r auf bÜroY...rati~.; che Schwicr:i.gkei t en s tossen "ergänzen" 

einander, heb en aber einander nicht auf, I hre eesohmackvoll au35e­

stattete unr~ in!laltsreiche Ged enkGchrif i muGs unr! wirr! i' as Vcr:itänr: ­

ni~ fÜr Gi e Notwendigkeit d e s Si c!l- Erinnerns i n r~ er Öffentlich ke it 

Kecken* Ich hoffe r.li t Ihnen u n d Ihre n Mitarbeitern, riazs r: as ~:issen 

u:n <~ ie 3 chrec kliche Vereaneenhei t. nas Gewissen Ihrer ~. etzicen !·:::. '.:bür­

cer aufrUtteln ;ei r e' und wüns che Ihrer Akti on vollen El"folg l 

l<\i t freu n c :ichen Griiascn 

·lr-,~ l,,te..,._,,__.­
(Pr<1f . Jc sept .~lk) 

" IUSTANAI STRllT • TEL. 6 3 3 7 9 0 , C, U • l 3 , K l O O i ::1. :1' n i 
JERUSALEM 93229, P.O.B. 8 29 1 ,„ .n ,93229 o,'1wi,, 

CABL.ES 1 MAHOBEK p:imn 1 O,?,:lD 
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Hauptausschuß behandelte gestern die Synagoge: 

Weiter geht's erst im Juni 
Kramps: „Gebäude hat den 
Winter ja ·gut überstanden'' 

Hohenlimburg. (LeiD Mit ei- eingetragen werde. Bis dahin 
nerGegenslimme und einer Ent- müsse sie aber erhalten bleiben. 
haltung beschloß der Hauptaus- und unverzüglich seien Notsi­
schuß des Rates der Stadt Hagen cherungsmaßnahmen zu ergrei­
in sei ner gestrigen Sitzung. die fen, um ihrem baulichen Verfall 
Frage der Restaurierung der zu begegnen. Dr. Müller habezu­
ehemaligen Hohenlimburger rückgefragt. was diese Maßnah­
Synagoge bzw. der Übernahme men seien. vom Vertreter des 
des Grundstücks erst dann wie- Ministers aber bis zum Beginn 
der aufz'ugreifen. wenn über das der Sitzung nichts Konkretes er­
Gebäude innerhalb der Erörte- fahren können. Dr. Müller: „Wie 
rung der Denkmalliste a bsc:hlie- es auch aus der Verwaltungsvor-

1 ßend entschieden worden ist. Jage hervorgeht , soll am 3. Juni 
! Oberstadtdirektor Dr. Klaus dem Hauptausschuß eine Dek­
Müller berichtete vo r dem Aus- malliste vorge legt · werden. Im 
sch uß. e r habe noch am ges tri- luni müssen wir dann mit a ller 
gen Morgen e in Fernschreiben Sorgfalt entscheiden!" 
im Auftrag Minister Dr. Zöpels Flir die SPD erkrnrte Frak li­
e rhalttrn, in dem jeiler sich ein- o nsvors it zend er \\'ilfried 
ve rstanden e rklärt habe. daß die Kramps. man s timme de r Vorla­
Synagogee~s t zu einem späteren ge zu. „Wenn die Denkmalliste 
Zeitpunkt in die Denkmalliste im Juni e inge bracht wird. sollte 

ERtaoheidung 
erst im Juni 

(HB) Auch wenn der Re­
gierungspräsident den Ober­
stadtdirektor zur "Vorläufigen 
Unterschutzstellung" der ehe­
maligen Hohenlimburger Syna­
goge "verdonnerr hat. wird die 
Stadt über die Frage der Restau­
rierung und Übernahme des 
Grunds tücks erst im Juni ent­
scheiden. Dann nämlich soll 
über die Denkmalliste beraten 
werden, in der alleschützwürdi­
gen Bauten aufgeführt sind. Dar­
auf einigte sich gestern der 
Hauptausschuß des Rates. 

a be r auch e in Verwendungs­
zweck genan nt \Verden!" Beson ­
dere Eil e se i n un nicht mehr ge­
bolen. meinte er. denn die Syna ­
goge haue in den letzten Winter 
und den jüngsten St urm gut 
überstanden. 

Karl Josef Ludwig (CDU) 
schloß sich ebenfalls der Ver­
waltungsvorlage an. Für die FDP 
meinte Ratsherr Bernd Freu­
denberg, daß es sich bei de r Ho­
hen limburger Synagoge nur um 
ein Baudenkma l im Rah men 
vie le r anderer handele. „Nur 
leere Sc.lrnchte ln wolle n wir mi l 
Sichr. rheit nicht schützen!" 

Dr. ~lü l ler : „Ich möchte diese 
Dinge e ingebett e t sehen in eine 
generelle Diskussion im kom­
menden Jun i!" 

Mit dieser Regelung hatte sich 
auch Minister Zöpel gestern in 
einem Fernschreiben an den 
Oberstadtdirektor ei nverstan­
den erklärt. Allerdings machte 
er die Auflage. daß vorab Notsi­
cherungsmaßnahmen veranlaßt 
würden. um dem baulichen Ver­
fall der ehemaligen Synagoge zu 
stoppen. 

WR 12.3.1982 

WR 
12.3. 
1982 
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Wenn eine Ruine zum Prüfstein wird 

In Hagen spielt sich ein unwürdiges Feilschen um das Schicksal 

einer ehemaligen Synagoge ab, die das Dritte Reich überstand 

Von unserem Redaktionsmitglied Gerd Kröncke 

Hagen, 18. März 
Die Liste reicht von Aachen bis Zülpich, und 

unter der Rubrik 11Bauschicksal" steht fast im­
mer „verbrannt" oder „demoliert" oder einfach 
„zerstört". Nur wenige von gut 200 Synagogen im 
heutigen Nordrhein-Westfalen haben das Kriegs­
ende überstanden, fast alle sind in der Nacht des 
Pogroms vom 9. November 1938 niedergemacht 
worden. In Emmerich, heißt es, mußten die Ju­
den selbst das Feuer legen. Da war es, wenn man 
so sagen darf, ein Glück, daß man die Synagoge 
der Stadt Hohenlimburg (heute: ein Teil von Ha­
g~n in Westfalen) nicht abbrennen ließ, weil sie 
offenbar zu nahe an arische Wohnhäuser grenz­
te. Danach ist sie, wie da~ Verzeichnis des 
Frankfurter Historikers Adolf Diamant ver­
merkt, "zweckentfremdet" worden. 

Die alte Synagoge aus dem Jahre 1869, die der 
jüdische Bürger Hugo Loewenstein im Auftrag 
seiner Gemeinde dem Fabrikanten Ernst Um-

beck verkaufen mußte, ist nun in Gefahr, von 
de1 Fallbirne eines Abb~chunternehmens zer­
stbrt zu werden, wenn sie nicht vorher schon in 
sich zusammenfällt. In Hagen hat ein unwürdi­
ges Feilschen um die Zukunft der ehemaligen 
5ynagoge eingesetzt. "Wenn von dem Bauwerk 
noch ein Rest an Substanz erhalten werden und 
der Kostenaufwand für die Wiederherstellung in 
einem noch tragbaren Umfang bleiben soll", so 
ein Gutachten des Westfäl.ischen Amtes für 
Denkmalpflege, „dann besteht für Schutzmaß­
nahmen höchste Dringlichkeit." Ironischerweise 
nämlich hatte das Gebäude, in dem nach dem 
Verkauf zunächst eine Schreinerei und zuletzt 
ein Pelzlager untergebracht war, erst 1975 rich­
tig gebrannt. Seitdem besteht Einsturzgefahr. 
Nun sind die Fenster zersprungen, das Dach ist 
defekt, die Tür vernagelt. „Einen weiteren Win­
te1 ",urteilte das Amt für Denkmalpflege im No­
vember, „übersteht das Bauwerk nicht mehr." 

EIN BAUWERK mit wechseLvoller Geschichte: Die ehemalige Synagoge von Hohenlimburg diente 
zuletzt als Schreinerei und Pelzlager. Photo: Westfalenpost 
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Das Problem hätte sich vielleicht schon erle­
digt, wenn zur 750-Jahr-Feier von Hohenlim­
burg die Christen des Ortes sich nur ihrer eige­
nen Geschichte erinnert hätten. Aber da aktive 
Gemeindeglieder beider Konfessionen sich auch 
der Historie der jüdischen Gemeinde entsannen, 
rUckten sie die alte Synagoge wieder ins allge­
meine Bewußtsein, brachten gegen den Wider­
stand der etablierten Heimatforscher eine „Ge­
denkschrift" zu Ehren der ehemaligen jüdischen 
Bürger heraus. Sie gründeten überdies eine 
„Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" und 
werben seitdem für die Erhaltung des ehemali­
gen Gotteshauses. 

Der Verwaltung und dem Stadtrat kam das al­
les, in der Zeit der knappen Kassen, denkbar un­
gelegen. Ein Erwerb des Synagogen-Grund­
stticks von dem inzwischen hochbetagten Fabri­
kanten, so beklagt der zuständige Ratsausschuß, 
„kommt nicht in Frage". Doch der Kauf, samt 
Folgekosten, wäre nötig, wenn die ehemalige 
Synagoge unter Denkmalschutz gestellt würde. 
Zwar haben die vorgesetzten Behörden - Re­
gierungspräsident und Landesregierung - die 
Kommune angewiesen, den Bau wenigstens vor-
13ufig unter Schutz zu stellen, aber die Spitzen 
der Stadt lassen durchblicken, daß· sie sich die 
Synagoge nicht aufdrängen lassen wollen. 

„ Nicht das geringste lntereese" 
Der Stadtdirektor hat sich ein schlaues Argu­

ment einfallen lassen. Er befragte den Vorsit­
zenden der jüdischen Kultm.gemeinde Hagen, 
der „nicht das geringste Interesse" an der Syn­
agoge bekundete. Das Gebäude zu restaurieren, 
sagt der Kaufmann Max Blecher, sei „völliger 
Unsinn, ausgemachter Blödsinn". Als Steuerzah­
lei stünden ihm die Haare zu Berge, wenn er hö­
re, „daß man für solchen Quatsch Geld ausgeben 
will". Ganz besonders aber hat er Angst, daß ei­
ne- restaurierte Synagoge Ziel antisemitischer 
Hetzparolen sein könnte. 

Die Juden sind also selbst nicht an der Syn­
agoge interessiert, lautet mithin das am meisten 
gebrauchte Argument der lokalen Politiker. 
Dem hält Hermann Zabel, Mitbegründer der 
Bürgeraktion und Presbyteriumsmitglied der 
Kirchengemeinde, entgegen: Die Synagoge solle 
a uch nicht für die Juden, sondern eher für alle 
anderen erhalten bleiben. Juaen nämlich woh­
nen nur noch zwei in Hohenlimburg, und die 
sind erstens Zugereiste, und zweitens steht ih­
nen, wie der kleine~ jüdischen ~meinde in Ha-

gen, eine neue Synagoge zur Verfügung. Die jü­
dische Gemeinde hatte schon vor 30 J ahren 
auch juristisch auf alle Ansprüche verzichtet, als 
sie eine Zahlung von 9000 Mark akzeptierte -
ein Ausgleich, den der Käufer von 1938 auf den 
Kaufpreis legte. Was sollten sie damals auch mit 
dem Haus? Die letzten Juden. die in Hohenlim­
burg lebten, mußten sich am 23. April 1942 auf 
dem Platz vor der Synagoge einfinden - dort i 
begann der Transport, der im Konzentrationsla- j 
g~r endete. · 

Aus aller Welt haben sich unterdessen ehe­
mals deutsche Juden, darunter mancher aus Ho­
ht:!nlimburg Gebürtige, für <len Erhalt der ehe­
maligen Synagoge eingesetzt. Aus Israel schrieb 
emer an einen d~r I~itiatoren ,~e~ ~nstandset­
zung des Baus, „wie mich Eure Initiative ... per­
sönlich berührt hat". Eine jüdische Gebetsstätte 
werde es ja nimmer werden, „aber wenn sich 
viele Leute jetzt solche Gedanken machen wie 
Ihr, wird es hoffentlich wenigstens kein Au­
schwitz mehr geben". Und cus dem kaliforni­
scnen Pacific Palisades, wo Lion Feuchtwanger 
im Exil lebte, etirtnert der gebürtige Hohenlim­
burger Heinz RoSenberg den Oberbürgermeister 
von Hag~n dar:an, daß die Juden in ihrem gottes­
dienstlichen Versammlungshaus seit 1870 zu 
dem gleichen Gott wie Protestanten und Katho­
liken beteten un,_d am Volkstrauertag der Gefal­
lenen gedachten, die aus jüdischen Reihen „ihr 
Leben für Deutschland hergaben". 

Ob solche Appelle etwas nützen, ist fraglich. 
Zwar hat die Bürgeraktion 15 000 Mark gesam­
melt und das Land 60 000 Mark aus dem Denk­
mo.lsfonds in Aus~icht gestellt, so daß fürs erste 
die Stadt Hagen lediglich weitere 15 000 Mark 
dazugeben müßte, damit em neues Dach a ufs 
Haus kommt und der Verfall gestoppt wird. 
Aber die Angst der Kommune vor den Folgeko­
sten ist nicht auszuräumen. Da war man froh in 
Hagen, daß ein Weg gefunden wurde, die end­
gültige Entscheidung bis zur Juhresmitte zu ver­
tagen, wenn klar ist, was sonst noch alles als 
Denkmal geschützt werden muß. „Den Winter", 
sagt der Sprecher der SPD-F raktion, „hat sie ja 
Uberstanden, und Sturm ist auch gewesen." 

Alexander Ginsburg, Generalsekretär des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, sieht die 
Auseinandersetzung mit großer Gelassenheit. 
Auch für ihn ist die Frage von Erhalt oder Zer­
fall ein Vorgang, der seine Glaubensbrüder nicht 
betrifft. 11Wir sind nur Zuschauer, und wir sind 
froh, wenn wir die bestehenden Synagogen pfle­
gen und erhalten können." 

sz 19.3. 1982 



62 

Die Bemühungen um die Erhaltung und Herrichtung des Gebäudes der ehemaligen 
Synagoge Hohenlimburg wurden von einer Vielzahl von Einzelpersonen und Gruppen 
unterstützt. Nicht verschwiegen werden sollen aber auch verschiedene antisemitische 
Aktionen . Anonyme Schreiber und Anrufer versuchten die Bürgeraktion von ihrem 
Vorhaben abzubringen. 

In dem neonazistischen Publikationsorgan "Deutscher Anzeiger" erschien am 2.4.1982 
folgende Darstellung: 

Was soll der Quatsch? 
Hagener Christen wollen Juden eine alte Synagoge aufdrängen 

Die Deutschen sind ein gründliches Volk. 
Was sie machen, wird hundertprozentig 
gemacht. Das betrifft alle Lebensbereiche. 
Auch den der sogenannten Vergangcnhelts­
bewältigung. 

Da gibt es jetzt im nordrhein-wcstfäli­
schen Hagen einen Fall, der ab Schildbür­
gerstreich in die Ortsgeschichte eingehen 
könnte. Nach langer Suche hat ein kleiner 
Kreis von sühnebcsessenen Bürgern end­
lidl ein Objekt seiner Leidenschaft gefun­
den : eine Ruine im Stadtteil Hohenllm­
burg, die früher einmal als Synagoge dien­
te. 

Das verfallene Mauerwerk, zuletzt als 
Schreinerei und Pelzlager genutzt, soll nun 
- so will es die „Bürgeraktion„ - auf 
Steuerzahlers Kosten restauriert werden. 
Tatsächli ch hat die L<mdesregierung schon 
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60 000 Mark In Aussicht gestellt; der Rest 
entfiele auf die Stadt Hagen. 

Der Clou beim Ganzen ; Die ortsansä:1sige 
jüdische Kultusgemeinde hat „nicht das 
geringste Interesse„ an einer Wiederher­
stellung der 1869 gebauten Synagoge. Das 
Gebäude zu restaurie ren, sagt der Gemein­
devorsitzende Max Siecher, sei „völliger 
Unsinn, ausgemachter ·Blödsinn". Als 
Steuerzahler stünden ihm die Haare zu 
Berge, wenn er höre, „daß man für solchen 
Quatsch Geld ausgeben will„. Dadurch wer­
de eventuell noch der Antisemitismus ge­
fördert. 

Die jildisdte Gemeinde, längst im Besitz 
einer neuen Synagoge, hatte schon vor 
dreißig Jahren auf alle juristischen An­
sprüche auf dns heruntergekommene Ge­
mäuer verzichtet. Der Eigentümer, an den 
das Haus 1938 verkauft worden war, der 
Fabrikant Ernst Umbeck, hatte Jahre nach 
dem Krieg nochmals einen Betrag an die 
Gemeinde berappt, um den Verdacht einer 
unlauteren Bereicherung gar nicht erst auf­
kommen zu lassen . 

Daß die Juden selbst nicht an der Syn­
agoge interessiert sind, kann die Hagener 
„ Vergangenhel tsbewäl tlger" keineswegs von 

threffi u·nstnrligen. Plan abbringen. He: 
mann Zabel, Mitbegründer der Bürgera: 
tion und Presbyteriumsmitglied der -
christlichen - Kirchengemeinde, will gt 
wissermaßen jüdischer als die Juden sei! 
Die Synagoge müsse wiederhergeste l 
werden - wenn nicht für die Juden, da1~ 
für die anderen. Was die fre ilich darr. 
sollen, bleibt das Geheimnis der seltsam (;• 
Bü rgcra ktion. 

Sogar Alexander Cinsburg. Ceneralsr 
krctär des Zentralrats der Juden in Deutscr 
land, Ist uoer aen pnuosemmscnen .t;uer-i 
Hagen erstaunt, nicht als Betrortener, sor 
dern, wie er selbst sagt, als Zusd'l8ue: 
„Wir sind froh, wenn wir die bestehende: 
Synagogen pflegen und erhalten könner .. 

Alles das stört die Bürgeraktion nlch 
Sie meint, daß die Deutschen auch dort t ;: 
tige Sühne zu verrichten haben. wo f 

keine Adressaten gibt. Einfach so. Wie i 
Schilda. 
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Jüdischer Friedhof 
Tatort von Rowdies 
(haja) Friedhofsschänder am 

Werk! In den Nachtstunden 
stürzten Rowdies . offensicht· 
lieh wie von Sinnen· die mei­
sten Grabdenkmäler auf dem 
jüdischen Friedhof ar. der Hei­
destraBe um. Mehrere Mar­
morplatten gingen zu Bruch. 

Die durch und durch 
schwachsinnige Tat ist umso 
schändlicher, als sich gerade 
in Hohenlimburg mit der Re­
staurierung des ehemaligen jü­
dischen Gotteshauses an der 
JahnstraBe und den damit zu. 
sammenhängenden Aktivitä-

ten der Bürgerinitiative Syn­
agoge echte Freundschaften 
mit früheren jüdischen Einwoh­
nern gebildet haben, die heute 
in Israel und Amerika leben. 
Bei einem Besuch im Vorjahr 
lobten die Gäste noch aus­
drücklich den gepflegten Zu­
stand des jetzt zum zweiten­
mal seit 1982 geschändeten 
Friedhofes. - Bleibt die Frage: 
Ob diese Zerstörungswut im 
Zusammenhang mit Ehrenmai­
schmierereien zu sehen ist 
(kleines Bild)? 

Fotos: cobs 

WP 11.5.1984 
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Ehrenmitgliedschaften bei 
der Bürgeraktion Synagoge 
Ehemalige jüdische Mitbürger Hohenlimburgs 

Hohenlimburg. Gemäß§ 3 der 
Satzung der „Bürgeraktion Syn­
agoge Hohenlimburg" wurden 
auf Vorschlag des Vorstandes 
durch die Mitgliederversaml)l­
lung. ain 24. März solche Perso­
m;n .. zu Ehrenmitglieder er-

ZusC:hriften die Bemühungen Durch die Verleihung der Eh­
um den Erhalt des Synagogenge- renmitgliedschaft an Frau Jossy 
bäudes in Hohenlirnburg förder- undHerrnjacquesHalland (Nie-
ten: derlande) wird der überaus er· 

~~~~bt~~~ 
sondere Verdienste er~orben 
haben. „,.,,. .'""!!' ~,<? ,,. 

Bei den gBehrten Personen 

!

handelt ess~ch um ehemalige jü­
dische Mitbürger Hohenlim­
bur~. die durch Spenden und 

Herr Hans L. Benzian folgreicheAuflrittdesKabaretts 
(Schweiz), Frau Hilde Bloch Li-La-LoirnRahmeneinerBene­
(USA), Frau LotteChaim (Israel), fizveranstaltung gewürdigt. 
Herr M2ßlt~,Lp~wqry;~'\(l~~·.- t:i!'J! 'l'li':J'rechende:Eb.'JM!I ~i·, 
el), Fraul'.lsii'M'"onälOS'l\J:lterr iulir Frau Hildegard COMO:·dle 
Erwin ..,.lll!!ijhach (Schweden). vor ihrll!ll Eintritt ip.dellju!ie­
Herr Hugo M"iisbachs (Frank- stand uber lange Jahre limweg 
reich), Herr Heinz Rosenberg die Bemühungen um den Erhalt 
(USA), Herr Kurt Rosenberg de~ Synagogengebä.udes fa~h­
(USA), Frau Herta Stern (Eng- lichberatenund-mitHerz-un­
land). terstützt hat. ' 

Synagoge 

„Haus der Stille" 
Bedauerlicherweise ist in ei- . sein, wie dieser Begriff inhait­

nigen Teilen den Öffentlichk~i!' }ich gefüllt wer.den kann. 
der falsche Eindruck · eritstan' Die . ßürgeraktion· hat ver­
den, als ob die „Bürgeraktion k hiedene. Vo11iilJ'lä~· für eine 
Synagoge Hohenlimburg". für sinnvoll~ 1'/tttzllng des herzu­
die jüdischen Mitbürger eine richtenden. Gebäudes entwik~ 
alte Synagoge wieder herrichten kelt. In e"inem vertraulichen Ge-
lassen wolle. · spräch sind Herr Oberstadtdi-

. rektor Dr. MÜiler . und Herr 
D.erVomtzendederKu[\J!sge- Stadtdirektor Dr. I>Osch am· 

memde. Hagen hat uns ·.d•falJf ·22.4-1982 über diese Vorschläge 
hmgew1esen, zu welch'l!l·Bela: ·•. ·i i:ir t w ~ ' . , 
stigungen dieses Miß'{,~00 · :!? or 1~ or .. n . . ~ ·~ 

· fü· 'h d · ·G · ·· · ·-t.. , ;iis gelit l\DSUtn duiErhaltung 
ms __ r 1 nun seme eme1:11~11 .einesdenk~alwerteUGebäudes 
geführt hat , und uns gebeten, ·. . · St dt D fü b'tt · 
den Begriff „Synagoge" nach m unserer .a . a . r l . en w.u 
Mögl' hk ·t · ht h alle Hohenhmburger we1terhm 

d.C 81 mc ·me r zu ver- um Unterstützung. Wir sind 
wen en. nach wie vor gern b~teit,steuer-

Wir kommen dieser Bitte des wirksame Spendenbescheini­
Vorsitzei:iden der Kultusge- gungen, die vom FinanzamJ an­
meinde Hagen gern nach und erkannt werden, für jede einge­
schlagen vor, als vOrläufige Be- hendeSpendeal,lszustellen. 
zeichnurigdenBegriff „Haus der · Der Vorstand 
Slille" zu verwenden. Es wird der Bürgeraktion 
später darüber zu entscheiden !!ynagoge Hohenlimburg 

WP 1.4-1982 

HP 
28.4.1982 
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3. Der Einsatz der Helfer 

[VERTRETER des Architektenbüros Kohlhage und Pickenhan trafen sich gestern mit Dr. Rückbrod 
'und Diplom-Ingenieur Bergmann vom Westfälischen Amt für Denkmalpflege am .Haus der Stille" an· 
der Jahnstraße, um Einzelheiten des Wiederaufbaues zu erörtern. (WR-Bild: -pgt) 

H o h e n 1 i m b u r g. (jü.) Die „Bürgeraktion Synagoge 
Hohenlimburg" hat offenbar erreicht, daß der erste 
Schritt zur Erhaltung des denkmalwerten Bauwerks an 
der Jahnstraße getan werden kann. Das wurde gestern in 

WP 19.5.1982 

einer Pressekonferenz deutlich, zu der in das Paul-Ger- B b t 
hardt-Haus eingeladen worden war. Prof. Dr. Hermann aus u s an z 
Zabel gab sich angesi~hts der Tatsache, daß viele Kräfte 
unterschiedlichster Prägung ihre Hilfe zur Verfügung d s 
stellen, zuversichtlich! er ynagoge 

Sein besonderer Dank galt zu- Fenster und Turen wetterfest zu 
nächstdemEigentümerder ehe- machen. • d h lt 
mali gen Synagoge. Ernst Um- Danach hatten die Vertreter w 1 r er a e n 
bec_k. der in verständnisvoller der „Hilfstruppen" das Wort. 

•Weise das Vorhaben unterstüt- Jürgen Kuss versicherte, die · 
ze. zumal jetzt in gewisser Hin- „Kompanie des gu ten Willens" Ab M t t A b 't 
si_chl mildem „drillen Schrill" ausHagen-HaspeslehezurVer- on ag ers e r e1 en 
ein Anfang gesetzt werde, man- fugung. Die rüstigen Rentner sei-
che Dinge noch abzuklären sei· en bereit. bei einem Stück Wie· 
en. dergutmachung mitzuwirken. 

Dann erläuterte Architekt Prof. Manfred Zabel. Mitar· 
Gerd Pickenhan, was bereits am beiter in der „Arbeitsgemein· 
Montag in Angriff genommen schaftSolidarischeKircheWest·1 
werden soll: Es gilt die Bausub· falen" sah die Möglichkeit. hier 
stanz zu erhalten. also die „Au· regional eine „Aktion Sühnezei· 
ßenhaut" zu sichern, ein neues chen" zu verwirklichen. Das Be· 
Dach aufzubringen und auch sondere: Hier sei eine Chance 
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zur Zusammenarbeit zwischen :m0Arbeit beitragen. Die Pionie­
Bundeswehr und Friedensbe- ,re der Brigade würden schon am 
wegung gegeben, gleichsam als Monrag mit ihrer Arbeit am· 
Lehrstück gegen das Vergessen. 'Synagogengebäude beginnen. 

Oberst Dr. Dietrich Gensehei, · >'i?'! ein praktischer Ubung· 
Kommandeur der Panzerbriga- in der Tat sinnvoll. 

1 

de in Iserlohn , knüpfte an. Es sei ; Geprg Leifols von der Hagener 
sinnvoll , daß „friedenserhalten- 1Friedensbew,egung, einem Fa­

, de Gruppen" zusammenwirk- 'nimvonrundzwanzigverschie­
ten. um vorgefaßte Meinungen .densten Gruppierungen, bot 
auszuräumen. Und dazu könne ~benf8 11s Mithilfe an. Hier wer­
auch die praktische gemeinsa- 'de praktische Erinnerung be-

..__. 
:~ 
· ... 

trieben, Mitarbeit keine Frage, 
sondern eine Antwort. 

Prof. Dr. Hermann Zabel 
nannte einen ersten Zeitplan: 
Die vom Land Nordrhein-West­
falen zur Verfügung gestellten 
60 000 DM plus der gesammelten 
15 000 DM Spendengelder der 
Bürgeraktion müßten ausrei­
chen, um in Etappen und bis 
zum August die Bausicherungs-

maßnahmen abzuschließen, an 
eine einfache Nutzung3.1s „Haus 
der Stille" zu denken. 

WeitereSchr.ittemül)umal)ge· 
sichts leerer Kassen 11\!~~~h 
der Zukunft überlass~n. 
Auch die Stadt Hagen werde 
sich entscheiden müssen. 

Er empfahl, weitere Gesprä­
che und Verhandlungen ver­
traulich zum Abschluß zu brin· 
gen, um Schaden abzuwenden. 

WP 13.5.1982 



68 

Zabel: Helfer aus vielen Lagern 

Kompanien stehen 
an der Synagoge 
Schaufel bei Fuß 

Hohenlimburg. (LeiO Auf Bit­
tender „Bürgeraktion Synagoge" 
hin haben sich verschiedene 
Gruppen bereit erklärt, bei der 
Herrichtung des „Hauses der 
St ille" mitzuwirken. Vertreter 
dieser Gruppen stellten sich ge­
stern im Paul-Gerhardt-Haus 
vor. Mit dabei war auch der bau­
leilende Architekt, Diplom-In­
genieur Gerd Pickenhan, der die 
geplanten Maßnahmen erläu­
terte. Professor Dr. Hermann Za· 
bei. Mitinitiator der Bürgerak­
tion, gestern zur WR: „Start­
schuß für die Aktivitäten an der 
ehemaligen Synagoge - wird 
schon am kommenden Montag 
~ein. Dann rücken um 9 Uhr die 
Pioniere von der Panzerbrigade 
an!" 

Zabel begrüßte unter den An­
wesenden besonders den Kom­
mandeur der Iserlohner Panzer­
brigade 20, Oberst Dr. Dieirich 
Gensehei , Jürgen Kuss von der 
„Kompanie des guten Willens" 
in Hagen und seinen Bruder 

Manfred Zabel. der als Professor 
für Sozialethik und theologische 
Anthropologie an der Gesamt­
hochschule Siegen tätig ist und 
aktiv der „Friedensbewegung" 
angehört. 

Architekt Pickenhan schil­
derte zunächst die geplanten 
Baumaßnahmen: Die Synagoge 
habe früher über eine Empore 
verfügt , die jetzt als Zwischen­
decke diene. Diese werde man 
zunächst stabilisieren 

1 
müssen. 

urri sie als Arbeitsbühne benut­
zen zu können. Auf der Bühne 
werde man mit Kleingerüsten 
die Resthöhe bis zum Dachstuhl 
überwinden. der neuaufgebaut 
werden müsse. Er müsse so her­
gerichtet werden. daß das Ge­
bäude wasser- und wetterfest 
den nächsten Winterüberstehen 
könne. Pickenhan: „Das ist unse­
re Sicherungsmaßnahme und 
gleichzeitig die Voraussetzung 
fur alle weiteren Baumaßnah­
men 

„Lehrstück gegen das Vergessen" 
Jürgen Kuss sprach für die Ha­

gener „Kompanie des guten Wil­
lens": „Diese unsere Gruppe von 
Rentnern renoviert gemeinnut­
zige Einr ichtungen. und wir ste­
hen besonders gern bei dieser 
Aktion „Schaufel bei Fuß". weil 
unsere Senioren a uch glauben, 
daß ihre Generation hiereinege­
•.visse Verpflich tung hat." 

Zabel-Bruder Manfred: „Die 
Idee, durch gemeinsame Arbeit 
an der Instandsetzung der Syna­
goge in Hohenlimburgöffenllich 
zu demonstrieren. daß wir doch 
schließlich in einer Republik le­
ben. stammt von Dr. Gensehei. 
Unsere gemeinsame Arbeit hier 
an der Synagoge kann eine klei­
ne Aktion Sühnezeichen wer­
den. ein deutliches und ein ge-

meinsames Lehrs tück gegen das on halle ich für eine moralisch 
Vergessen. Wenn wir gemein- schlich t sinnvolle Bürgerinitia ­
sam dafür sorgen. daß die Syna- live. 'Nenn man die Moglichkeit 
gogeerhalten bleib t, können wir hat. sie zu unterstützen. sollle 
deutlich machen, was die Gu t- man das tun. Zudem sehe ich 
willigen in der Bundeswehr und dies als praktischen Brücken­
die Gutwilligen in der Friedens- schlag zwischen Solda ten und 
bewegung gemeinsam sagen: anderen friedenserhaltenden 
von deutschem Boden darf nie Gruppen an. Wenn dieses Haus 
wieder Krieg ausgehen! Und da einmal fertig ist, hoffe ich, daß es 
ein Krieg. lange bevor er aus- auch zu einer Begegnungsstatte 
bricht. in den Herzen der Men- mit Soldaten wird." 
sehen beginnt, ist dieses gemein- Die freiwilligen Helfer erfuh­
same Arbeiten auch ein Signal ren, daß der erste Bauabschnitt 
gegen die Wurzeln des Antise- im August im wesentlichen ab­
mitismus und des Fremdenhas- geschlossen sein könne. Her­
ses" mann Zabel: „Für die Zeit nach 

der Sommerpause erhoffen \.Vir 
Dr. Genschel: „Ich sehe diese unsdanrieinepositiveEn tschei­

Aktion als ein Stück lokalisier- dung des Rates der Stadt Hagen 
barer und anfaßba rer Vergan· zwecksÜbernahmederSynago­
genheitsbewälligung. Die Akti- ge." 
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:Pioniere erste Hilfskompanie 
Arbeiten zur baulichen Rettung der Synagoge begannen 

Hohenlimburg. ijü.) Wie vor­
gesehen, rückte gestern vormit­
tag die Iserlohner Panzer-Pio­
ni er~Kompanie 200 an der Syna­
goge an der Jahnstraße an, um 
die' Arbeiten zur Sicherung der 
Batisubstanz dieses Gebäudes, 
das Inzwischen „Haus der Stille" 
genannt wird, aufzunehmen. 

Major Rainer Faller und 
Hbptfe ldwebel Karl Schulz lei- , 
teii;<!iesen „Übungseinsatz" mit 
plabi;iblem Hintergrund und in 
öffen11ichem Interesse. Sie ge­
hen die Bauruine von innen an, 
werden die Zwischendecke si­
chern und mit Kleingerüsten da­
für sorgen, daß der Dachstuhl 
mm aufgebaut werden kann. 

1 
Damit ist die erste Kompanie 

des guten Willens ans Werk ge­
gangen, die von der Bürgerak­
tion gewonnen werden konnte , 
um mit relativ wenig Geld recht 
viel zu erreichen. 

Für heute har sich Landeskon­
se1vator Dr. Rückbrod aus Mün­
ster angesagt. um sich von den 
erslen Bausicherungsmaßnah­
men unterrichten zu 'lassen. 
Über den vorgesehenen Ablauf 
beri;:;htete die WP bereits aus­
führlich. 

WP 18.5.1982 
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„Ein Lehrstück gegen das Vergessen" 
„Große Koalition" rettet die Synagoge von Hohenlimburg vor dem Verfall 

Soldaten der Bundeswehr in 
einer ,.großen Koalition" mit 
Vertretern der Friedensbewe­
gung: Das wird in Hohenlim­
burg möglich, wo Mitte Mai 
Pioniere der Panzerbrigade 20 
aus Iserlohn-Hemer in der 
J ahnstraße anrückten. Ihr 
Auftrag: Sie erledigten die er­
sten wichtigen Baumaßnah­
men zur Erhaltung der Bau­
substanz der alten Hohenlim­
burger Synagoge. 

Für die Arbeiten danach ste­
hen verschiedene Friedens­
gruppen aus Hagen, Iserlohn, 
Lüdenscheid, die „Kompanie 
des guten Willens" der evange­
lischen Männerarbeit Süd­
westfalen, Konfirmanden, An­
gehörige der evangelischen 
und der katholischen Gernein­
ßen „Schaufe l bei Fuß". Am 
Ende wird da nn, so hoffen die 
Verantwortlichen der „Bürger­
aktion Synagoge Hohenlim­
burg'', die wieder hergestellte 
Synagoge der im Dritten 
Reich fast vollständig ausge­
rotteten jüdischen Gemeinde 
Hohenlimburg als Sühnezei-

chen und als Mahnmal wieder 
zugänglich sein. 
Oie Hohenlimburger Synago­
ge ist eine der wenigen in 
Nordrhein-Westfalen, die das 
Nazi-Regime und die Nach­
kriegszeit überhaupt über­
standen haben. Der Landes­
konservator für Westfalen­
Lippe gab ihr wegen ihrer 
künstlerischen und geschicht­
lichen Bedeutung und wegen 
ihres Wertes als Sakralbau 
den Rang eines wichtigen 
Baudenkmals. Ein Brand in 
dem zuletzt als Fabrik benutz­
ten Gebäude bedeutete den­
noch 1975 beinahe das Ende. 

Das erste Ziel der Bürger­
initiative ist mit dem Votum 
des Landeskonservators er­
reicht. Weitere wichtige Sta­
tionen waren bisher: eine Fi­
nanzzusage des Landesbaumi­
nisters über 60 000 Mark, die 
Bereitschaft der Soldaten und 
der anderen Gruppen zur akti­
ven Arbeit an der Synagoge, 
vor allem aber die Tatsache, 
daß der heutige Besitzer Ernst 
Umbeck sich dazu entschlos-

Die alte Synagoge der jüdischen Kultusgemeinde in Hohenlimburg, er­
baut um 1867/68, wird von verschiedenen Friedensgruppen aus Ha­
gen. Iserlohn und Lüdenscheid wieder aufgebaut. An der Herrichtung 
zu einem Meditationszentrum sind auch die „Kompanie des guten Wil­
lens" der evangelischen Männerarbeit Südwestfalens sowie Konfir­
manden und Gemeindeglieder der evangelischen und der katholischen 
Gemeinde in Hohentimburg beteiligt. Foto Bernhard Angersbach 

UNSERE KIRC HE 6.6.1982 

sen hat, der Bürgeraktion das 
Gebäude als Schenkung zu 
vermachen. 
Bei einer Pressebesprechung, 
auf der die Bürgeraktion in 
dieser Woche den bevorste­
henden Arbeitsbeginn an der 
alten Synagoge ankündigte, 
würdigte deren Sprecher, Pro­
fessor Dr. Hermann Zabel 
(Hohenlimburg), die Verdien­
ste des heute 83j ährigen Ernst 
Umbeck, der im Dritten Reich 
jüdischen Mitbürgern Unter­
kunft gewährte und dem es 
überhaupt zu verdanken sei, 
daß das Gebäude noch steht. 
Nach den ersten Arbeiten zur 
Erhaltung der Bausubstanz, 
von den Iserlohner Panzerpio­
nieren als Teil ihres Übungs­
programmes praktiziert, soll 
mit Hilfe der anderen Grup­
pen das Haus winterfest ge­
macht und dann nach den Plä­
nen von Architekt Gerd PiC­
kenhan, der sich an Zeichnun­
gen von 1867 hält, zu einer 
Stätte der Besinnung, der Be­
gegnung und der Stille gestal­
tet werden. Die Verantwortli­
chen der Bürgeraktion sind 
zuversichtlich, daß die Behör­
den und die Kommunalpoliti­
ker sich jetzt schnell von dem 
Schwung anstecken lassen, 
der die Freiwilligen und die 
Soldaten aktiviert. 
Dies gilt zum Beispiel für die 
noch erforderliche Überfüh­
rung des Geländes um die 
Synagoge in den Besitz der 
Stadt Hagen und die Aufnah­
me in die offi zielle Denkmal-
liste. 
Auf der Pressekonferenz im 
evangelischen Paul-Gerhardt­
Haus in Hohenlimburg-Elsey 
bezeichnete der Kommandeur 
der Panzerbrigade 20 aus Iser­
lohn-Hemer, Oberst Dr. Diet­
rich Genschel, die Arbeit an 
der Synagoge als wichtigen 
Brückenschlag zwischen Sol­
daten und Friedensbewegung. 
Professor Manfred Zabel (Sie­
gen) nannte die gemeinsame 
Arbeit „eine kleine Aktion 
Sühnezeichen und ein deutli­
ches Lehrstück gegen das Ver­
gessen". 
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Johannes Rau: »Ich trage zum Gelingen beicc 
von Günter Dithmar 

Hagen-Hohenllmburg. Der Arbeits­
kreis „ Jüdische Gemeinde Hohen­
limburg„, gegründet anläßlich der 
750-Jahr-Feier Hohenl imburgs, hat 
Bemerkenswertes geleistet. Er hat 
eine Denkschrift herausgegeben, 
deren unscheinbarer Titel trügt. Sie 

ist ein zeitgeschichtliches Doku- Der Arbeitskreis hat zum anderen in 
ment, lesenswert, nicht nur für Ho- erstaunlich kurzer Zeit erreicht, was 
henlimburger. Sie ist aber auch vor- sich viele Hohenlimburger seit !an­
zügliches Unterrichtsmaterial zur gern wün.schen: Heute ist Richtfest 
jüngeren Geschichte, Geschichte der alten Synagoge, ermöglicht in 
vor Ort, Geschichte hautnah. Der gemeinsamer Aktion der Hohenlim­
Denkschrift ist eine Verbreitung in burger Friedensbewegung und Pio­
Hagens Schulen zu wünschen. nieren einer 1serlohner -~-nzer~-

gade. 
Die Arbeit hat weit über Hagens 
Grenzen hinaus beeindruckt und 
Echo gefunden. In den letzten Wo­
chen berichteten u.a. »Süddeutsche 
Zeitung" und die in Tel Aviv erschei­
nenden „Jsrael Nachrichten„ .. 

Hohenlimburger Arbeitskreis will 

ehemalige jüdische Mitbürger einladen 

Lebendige 
Vergangenheit 
Bei dieser Arbeit ist etwas gesche· 
hen, was auch die Initiatoren in die­
ser Weise nicht vorausgesehen ha­
ben: die Geschichte ist so lebendig 
geworden. daß zahlreiche schriftli· 
ehe und persönliche Verbindungen 
zu ehemaligen Hohenlimburgern in 
aller Welt geknüpft wurden. 

Ein Gespräch 
mit OB Loskand 
Hagen. Was sagt der oberste Re­
präsentant der Stadt Hagen zu 
den erstaunlichen Aktivitäten des 
Hohenlimburger Arbeitskreises? 
Der wochenkurier fragte Oberbür· 
germeister Rudolf Loskand. 
OB Loskand :»lch möchte anre­
gen, den Kreis der Einzuladenden 
noch auf die jüdischen Mitbürger 
Hagens zu erweitern. Wenn es 
noch zu einem · Spendenaufruf an 
die Hagener Wirtschaft kommt, 
werde ich ihn mitunterzeichnen. 
Der Beitrag der Stadt zu dieser 
Aktion könnte darin bestehen, daß 
die Kosten für Unterbringung und 
Verpflegung der Gäste im Einzel­
fall übernommen werden." 
Das ist wirklich ein guter gemein­
samer Start, auch für die weitere 
gemeinsame Arbeit an der Syn­
agoge. Das sollte vergessen las­
sen, daß bisher Ermunterung und 
Anerkennung städtischer Vertreter 

fehlten::.·--------

Aus lsra01 schrieb Frau Lotte Chaim: 
»Da ich die entscheidenden Jahre in 
Hohenlimburg verbrachte, macht die 
Gedenkschrift großen Eindruck auf 
mich. Ich bewundere Ihre Bemühun­
gen." Ein anderer: »Wie mich der 
Inhalt persönlich berührt hat. Wenn 
sich mehr Leute jetzt solche Gedan­
ken machen, wird es hoffentlich kein 
Auschwitz mehr geben." Aus den 
USA Herr H •Rosenberg: »Ich ha­
be von Ihrer verdienstvollen Arbeit 

mitgroßem Interesse gelesen." Aus 
London meldete sich Frau Lotte 
Stern, Herr Max Loewenstein 
schrieb aus Israel. Herr Erwin Mos­
bach aus Schweden: "Es ist mir ein 
Bedürfnis, Ihrer Vereinigung und der 
Lutherischen und Presbyterischen 
evangelischen Kirchengemeinden 
tiefsten Respekt und Hochachtung 
auszudrücken. für die einzigartigen 
Bestrebungen. den jüdischen Op· 
fern der Nazizeit durch Ihre Haltunp 

Soldaten der Bundeswehr u.id Mitglieder Friedensbewegung bei der 
Herrlchtung des 11Hauses der Stlllec1 (ehemali,ge Synagoge Hohenllm­

burg). 
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und durch Ihre Taten den Beweis zu 
erbringen, daß bei Ihnen Gefühl und 
Verständnis der damaligen Situation 
vorliegt. 
Die Erlahrungen, die nicht nur ich, 
sondern viele meiner Bekannten 
nach dem letzten Kriege gemacht 
haben, haben leider in überwältigen­
dem Maße gezeigt, daß trotz der 
Aufdeckung so vieler Schändlichkei­
ten eine große Anzahl der deut­
schen BevOlkerung noch immer ge­
gen die wenigen Überlebenden der 
unzähligen Opfer eih feindselige 
Haltung einnehmen. ja soweit geht, 
die Tatsachen zu leugnen und als 
Lüge und Hirngespinste hinzu­
stellen. 
Der Gedanke Ihrer Bestrebungen 
erlüllt mich mit tiefstem Respekt und 
größter Hochachtung und menschli­
cher Dankbarkeit. 
Ich werde nicht verfehlen, allen mei­
nen Freunden und Bekannten von 
Ihrer beispielgebenden Aktion Mit­
teilung zu machen. " 
Und Herr Heinz Rosenberg aus USA 
erinnert sich: „ es war Limburg an 
der Lenne, wo mein Großvater Fa· 1 
brikbesitzer J.F. Rosenberg im Jah· 
re 1859 den Grundstein für das indu· 
strielle Unternehmen der Familie 
Rosenberg legte, das im Jahre 1938 
aufgelöst werden mußte.« 

Juden und Christen 
heute 1 
Das Geleitwort von Johannes Rau 
zur Denkschrift schließt : " Aber es 
muß unser fester Wille sein, uns zur 
Mitverantwortung zu bekennen. und 
unser Tun muß bewirken. daß wir 
dies mit Hoffnung aussprechen kön· 
nen: Juden und Christen heute." 
So ging der Arbeitskreis den näch· 
sten Schritt . Er beschloß, ehemalige 
jüdische Mitbürger einzuladen. 
Wünsche waren seit langem be· 
kannt geworden. 
Johannes Rau schrieb: „ Daß Sie an 
der Wiederaufnahme von Kontakten 
mit früheren jüdischen Mitbürgern so 
großen Anteil nehmen, berührt mich 
sehr.„ 

Er erklärte sich bereit . eine Paten· 
schalt für eine Einladung zu über· 
nehmen. Er regte an, daß Stadt und 
Arbeitskreis gemeinsam an die Öl· 
fentlichkeit treten möchten, um Un· 
terstützung zu erbitten. Das Schrei­
ben schließt: "Es würde mich freu· 
en, wenn Sie mit dem Arbeitskreis 
„ Jüdische Gemeinde Hohentim· 
burg„ und mit ideeller Unterstützung 
der Stadt eine eindrucksvolle Bürge­
rinitiative im Interesse christlich·jüdi­
scher Versöhnung in Bewegung set­
zen könnten." 

WocHENKURIER 1.7.1982 
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Erster Schritt: 
Richtfest an 
der Synagoge 
Der Dachstuhl steht jetzt 
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Hohenlimburg. (jü.) Der erste Er dankte aber auch den Sol­
Sch ritt zur Sicherung der Bau- daten aus Iserlohn , die mit 
substanz der denkmalwerten Oberst Dr. Gensehei. Major Rai­
Synagoge an der Jahnstraße ist ner Faller und Hauptfeldwebel 
getan. Am Donnerstagnachmit- Karl Schulz am Richtfest !eil­
tag w urde Richtfest gefeiert. nahmen. Die Pioniere hatten 
Nach alter Tradition trug Polier durch den Einbau einer stabilen 
Eberhard Benefeld den Arbeitsbühne die Vorausset­
Richtspruch vor und ließ ein zungendafürgeschaffen ,daßein 
Glas zerschellen. stabilisierendes Betonband 

In kurzen Worten zeichnete überdieMauerkronegelegt,daß 
Prof. Dr. Hermann Zabel die der Dachstuhl aufgebracht wer­
Vorgeschichte auf, die zur Ent-. den konnte. 
stehung der Bürgeraktion Syn- ZabelsDankrichtetesicbaber 
agoge Holienlimburg führte. Er auch an die Architekten Kohl­
bedankte sich für Bereitstellung hage ur.d Pickenhari und an die 
öffentlicher Mittel und für die Firmen Krause und Petermann. 
Spenden, die diesen ersten Seinen Worten schlossen sich 
Schritt möglich machten. die Vertreter der Bürgeraktion 

Prof. Dr. Zabel überreichte Oberst Dr. Gensehei ein Bild zur Erin­
nerung an den Einsatz. Fotos (2): Ka~ Jünnemann 

natürlich an. 

Dann gab es noch kleine Erin­
nerungsgeschenke: Farbbilder 
vom~ Einsatz der Pionier.e ~ und 
dem desolaten Zustand des zu· 
künftigen Hauses der Stille so­
wie eine Dokumentation über 
dieSynagogefürOberstDr. Gen­
sehei. 

' Bei Schnaps. Bier und einem 
Imbiß war die Freude über das 
Erreichteaufallen Seiten unver­
kennbar. Doch auch das ist klar: 
Es bleibt ·noch viel zu tun. Die 
Bürgeraktion benötigt weitere 
Zuschußmittel und Spenden. 
Und hinter allem steht die Hoff­
nung, daß das Gebäude in die öf­
fentliche Trägerschaft übergeht. 

WP 3.7 .1982 
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Über der einstigen Synagoge weht der Richtkranz 

Wichtiger Schritt auf 
Weg zur Sicherstellung 
Dank an die Bundeswehr 

Hohenlimburg. (Leif) „Eine 
neue Kirche hat sich hier erho­
ben," so hieß es in den Versen. 
die- nach alter Väter Sitte-der 
Polier Eberhard Benefeld vom 
neuen Dachgestühl des „Hauses 
der Stille". dereinstigen Synago­
ge an der )ahnstraße. an die an­
wesenden Gäste richtete. Anlaß 
war das Richtfest, zu dem der 
Mitinitiator der „Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg". Pro­
fessor Dr. Hermann Zabel, am 
Donnerstagnachmittag eingela­
den hatte. 

Mit dem Richtfest ist ein erster 
Schrill auf dem WegezurSicher­
stellung des Gebäudes abge­
schlossen. Dank sprach Her­
mann Zabel bei dieser Gelegen· 
hei l auch all denen aus, die da-

bei ehrenamtlich mit Hand an· 
gelegt hatten, beispielsweise die 
Soldaten der Panzer-Pionier· 
Kompanie 200 unter Major Rai· 
ner Faller und Hauptfeldwebel 
Karl Schulz sowie deren Chef, 
Ober5t Dr. Dietrich Gensehei, 
Kommandeur der Iserlohner 
Panzerbrigade 20. 

Dr. Za bei: „Dernächste Schritt 
ist eigentlich nun. daß die Ver· 
antwortlichen der Stadt Hagen 
~ine Eritscheidung fällen." An 
den Chef der Panzerbrigade 
übergab Zabel als Erinnerungs· 
geschenk ein Bild vom Zustand 
der Synagoge vordem Beginn ih· 
rer Sicherstellung. Der verant· 
wortliche Architekt. Diplom-In· 
genieur Gerd Pickenhan. lobte 
die Zusammenarbeit mit den 

Bundeswehrsoldaten: „Sie war 
äußers t zufriedenstellend, und 
ich möchte hier vor allem die 
saubere Atmosphäre nennen, 
die die Soldaten an der Baustelle 
hinterlassen haben." Pickenhan 
übergab ein großes Farbfoto vom 
Bundeswehreinsatz bei den 
Bauarbeiten. 

Wie es denn nun an der Syna­
goge weitergehe, wollte die WR 
von Dr. Zabel wissen. „Oie Iser­
lohner Soldaten werden um 
auch weiterhin unter die Arme 
greifen. Als nächs tes so ll nun dai: 
Dach in Angriff genommen wer· 
den. Später sind die Fenster 
dran. Spender, die uns bei der 
weiteren Arbeit finanziell un· 
terstützen,sind natürlich immer 
wieder willkommen." 

• • ~ 
„Ein erster Schritt auf dem we9~-;;;r Sicherstellung der Synagoge ist mit dem heutigen Richtt:st' 
abgeschlossen," meinte Professor Dr. Zabel in seiner kurzen Ansprache vor den Gästen. 
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Friedenabewegung und Bundeswehr fuer Synagogen-Renovierung 

» We!t _und Unwert« einer Synagogenruine 
Befremdendes Unisono juedischer Funktionaere und Neonazis 

In Hohenlimburg verläuft die 
Auseinandersetzung mit der Ver­
gangenheit über die Gegenwart: 
Eine Bürgerinitiative zur Reno. 
vierung der vom Einsturz bedroh. 
ten Synagogenüberrcste in Ho­
henlimburg (heute ein Stadtteil 
Hagens) stösst auf den befrem­
denden Widerstand städtischer 
Behörden und die Gleichgültig­
keit offizieller jüdischer Vertre­
ter. 

Dabei fielen in Hohenlimburg 
runächst zwei seltene Ausnahme­
fälle zusammen. Das Syna~gen­
gebäude kor.nte in der Reichs­
pogt')manacha von den Nazi-Ter­
roristen Z\var arg demoliert, aber 
nicht wie andemoru zentört und 
,,ausradiert" werden. Ein Brand 
hätte die arische Nachbarschaft 
bedrohen können. So bcgr.ügte 
man sich m. einer ,,Zweckentfrem­
dung" des Gebäudes aus der Mit· 
te des 19. Jahrhunderts. 

1 Erst 1975 brannte das Gebäu-
1 de, in dem sich zu ,icnCr Zeit . ge­
rade eir.c Werkstatt befand, doch 
noch aus. Erst jetzt war das 
Mauerwerk den zersetzenden 
Wettereir..flüssen ungeschützt aus. 
gesetzt. Den letzten harten Win­
ter überstand es noch - zum all­
gemeinen,ii Erstaunen der Bauex­
perten. 

Auseinandersetzung mit 

der Vergangenheit 
Mittlerweile bildete sich jed0ch 

~ine Bür.~erinitiativc, d. sich die 
Erhaltung des Gebäudes zum 

~Ziel setzte - der zweite Ausnah· 
mefall. Den Gründern der Bür- • 
geiinitiative 1Z:ir..i es. d:i:~i nicht j 
um die oft beschworene „Wieder­
itutmachun,g", sondern um eine 
~ichtbare oder auch „anfassbarc" 
J nitiative zur Auseinandersetzung 
mit der deutschen -nicht etwa 
jüdischen - V ~rgangenheit. 

Doch bevor man sich in Hohe1'. 
limburg mit der Vergangenheit 
auseinandersetzen kann, muss 
man e~t die Gegenwart !;ewälti­
gen. Dabei wurde der Denkmal­
wert der .Gebäudeüberreste aner­
kannt, was den Weg zu öffentli­
chen Geldern freimachte. Von 
den aufzubringenden 90.000-DM 
stellten die sehr hilfsbereiten Lan­
desbehörden 60.000 DM zur Ver­
fügung, 15.000 DM brachte die 
Bürgerinitiative selbst durch ei­
ne Spendenaktibn auf und die 
restlichen 15 .000 DM hätte die 
Stadt Ha:gcn beisteuern sollen. 
Obwohl es sich dabei keineswegs : 
um eine_ unerschwingliche Summe 
handelt, scheuen die Stadtväter 
Hagens bis heute vor dieser finan­
ziellenBcteiügung zurück. Offiziel­
ler Grund: Der verarmte Stadt­
säckcl. Es ist zwar bekar.:nt, dass 
Hagen nicht zu den reichsten 
Kommunen der Bundesrepublik 
gehört, doch könnte ein Betrag 
von 15.000 DM bei gutem Willen 
notfalls sogar durchPrivatspenden 
der Stadträte bezahlt werden.Der 
eigentliche Grund dürften daher 
wohl eher „drohende" Folge­
kosten sein. 

Die 90.000 DM für den ge­
genwärtigen Bauplan könnten 
nämlich nur das Mauerwerk 
selbst retten. Eine Inncncinric:h„ 

· tung des Gebäudes (z.B. als Bc­
gegnun!('stätte), das von der 
vertrieber.cn und ermor<leten jü­
dischen Gemeinde Hohenlim­
burgs nicht mehr benutzt werden 
kann, müsste dann aus zusätzli­
r.hen Mitteln finanziert werden. 
Ein Beitrag zum Nichtvergessen 
ist d. Stadt somit zu teuer. Da­
bei besteht die Möglichkeit, bis 
auf weiteres, das Leerstehende 
Gebäude als Gedenkraum zur stil­
len Besinnung nutzen. 

Die Bürgerinitiative fand mitt­
lerweile ein überraschend weites 
Eclio. Sowohl die Friedensbewe­
gung Hagen-Hohenlimburgs wie 
auch eine benachbarte Pionierbri-



gade der Bundeswehr erklärten 
sich zur Zusammenarbeit bei der 
Renbvierung der Synagoge be­
reit. Eine für bundesrcpu'blikar.i„ 
sehe Verhältnisse seltene Ge­
meinsamkeit, die allein schon den 
Stadtvätem AnlaSs sein sollte, ih­
re . Ha'hung zu überdenken. 

··Keine ermunternden 
Worte 

Doch fand auch die Stadtver­
waltung für ihre Gleichgültigkeit 
Bundesgenossen. Alexar.der Gins­
burg, Generalsekretär desZentral­
rats der Juden in Dcutsehland 
sieht seine Aufgabe in der Pfle~ 
der bestehenden Synagogen und 
hat für d. Bürgerinitiative in Ho­
henlimburg nicht einmal ermun­
ternde Worte. Dafür teilt er wohl 
zu sehr die Angst der Hagener 
Stadtväter vor eventue1lcn Folge­
kosten, die ja ( cventueMY auf sei­
nen Zentralrat zurückfallen könn­
ten. Auch der Vorsitzende der jü­
dischen Kultusgemeinde Ha!!Cns, 
Max Blecher, war entsetzt: „Völ­
liger Unsinn, ausgemachttr Blöd­
sinn" und als Steuerzahler stan­
den ilim die Haare zu Berge, 
„für solchen Quatsch" Geld zu 
verschleudern. 

1 

Ein weiteres Argument: Eine 
ren0V1erte Synagoge wäre dann 
das Ziel antisemitischerSchmierc­
reien und Hetze. Ist die Erinne­
rung an die antisemitische Hetze 
der Ver.ganger.iheit nebensächlich, 
wenn dies hinderlich sei1l könnte , 
die e.r.tisemitische Hetze der Ge­
genwart zu ignorieren? Ist Ver­
gess"Echkeit nicht nur eine deutsche 
Krankheit oder etwa -eine Kran=k­
heit, die in Deutschland auch 

!
Vertreter eines Volkes befällt, das 
steh semes Erinnerungsvermö­
~ns riilmit? Oder besteht kein 
A~tisemitismus in Hagen, solange 
keine Syn"1;oge in Hohenlimburg 
bestehen bleibt? 
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Zitat im Antis~mitenblatt 
Vielleicht hätten sich die jüdi­

schen Funktionäre die Antwort 
~uf. solche Frag.en etwas länger 
übed~, wenn SJe geahnt hätten, 
wer sie ausser Hagtns Stadtvätern 
noch zitieren wird? Der „Deutsche 
Anzeiger'', ein skurriles Blättchen, 
das .Deutschland wieder einmal 
vor der Verjudiing retten will 
zeigte w.ider Etwarten Mitleid mit 
den armen jüdischen Funktionä­
ren. „Was soll der Quatsch" laute­
te die den Gemeir.defunktionär 

Jzitierende Ueberschrift eines Ar-
1 tikeb, der die Hagencr Juden vor 
den christlichenBelästigungen ret­
ten sollte: Erbarmen, den Juden 
bitte kefoe S~oge aufdrängen! 
Der anonyme Verfasser reibt sich 
wohl jetzt noch die Lachtränen 
aus d. Au,e:er.-, wenn er an die ge­
l~~en Zitate yon Juden denkt, 
die ausnahmsweise einmal ·sitmm­
ten~ 

. Ei~ige · Geistesvern;;;:n..ii:e · a,;; ' 
Schreibers wandten sich auch di- : 
i:ekt an den Leiter derBürgerinitia­
tJJ.ve, Prof. Dr. Hermann Zabel, den 

1 

sie au~ seiner gcisti~en Verirrung 
retten wollten. So klärten sie ihn 
über die Verschwöru~ des Welt­
judentums gegen Deutschland 
auf, wiesen auf die Ve.rgangenhe.it 
des „Terroristen Begin" hin und 
vergassen im Uebereifer nur, ihre 
Aufforderungen :rur Einstellung 
der Bürgerinitiative mit vollem 
Namen zu unterzeichnen. 

Ist das Verhalten der Hagener 
Behördenvertreter jedoch nur 
fiskalisch zu verstehen? Die Weige­
rur..~ des Oben;tadtdirektors der 
Stadt, Mitarbeitern der Bürger­
initiative Einsicht in das Stadt­
archiv zu geben, dürfte wohl ka­
um finanzielle Griinde gehabt ha­
ben. Doch fand eben auch der 
Versuch, ein Gedenkbuch für die 
jüdische Gemeinde Hohenlim· 
burgs herauszugeben, keine posi• 
tive Reaktion in d. Stadtverwal­
tung. Die Namen der früheren jÜ• 
di~chen Einwohner der Stadt, die 
in das Geden!kbuch aufgenom-

ISRAEL NACHRICIITEN 

men werden sollten, konnten niCht 
dem Stadtarch~v entnommen wer„ 
den. Sowohl Opfer wie Täter die­
ser Zeit haben nach Ansicht der 

1 

Verantwortlichen in Hagen Cin 
„berechtigtes Interesse" am Schutz 

1 ihrer Intimsphäre vor d. Neugier 
historischer Amatrure. Es ist nichts 
darüber bekannt, dass der Ober­
stadtdirektor letzte Ueberlebende 
unter den Täter um Erlaubnis bat, 
sie in einem Atemzug mit den 
Opfern in F.rint1el'Ung ru.fen 
zu dürfen. Da:bei dürften doch zu­
mindest· einige der Täter noch 
h~ute ein Hohcnilimburg ansässig 
sem. Im Gegensatz zu den Opfern. 

Gesetze und Anweisungen 
Der Stadtdirektor berief sich 

bei seiner Weigeruug auf Geitze 
und Anweisungen., die die Archi­
vierung von solchen DcAc.urnenten 
betreffen. Die Landeszentrale in 
Münster teilte dabei seine juristi­
sche Auslegur.~ nkht, und siehe 
da: Die Stadt Hagen hat .1961 
selbst schon ein solches. Gedenk­
buch herausgebracht, das ebenfalls 
eine Namensliste der Opfer ent­
hielt .. ~ber ein Satz aus demNach. 
wort dieses Gedenkbuches kann 

1 
hier vielleicht klärend wirken. 
„Das heisst nicht, dass ich es für 
erzieherisch richtig hielte, unsere 
Schulkir.,Jer mit dem vollen Aus­
mass des Grauens und Verbrechens 
zu konfrontieren. Kaum der 
durchschnittliche Erwachsene ist 
fähig, ·die Tiefen dieser Un.. 
menschlichkeit auszuloten." 

Soll den Nachgeborenen dem· 
nach das volle Ausmass des 
Grauens verschwiegen werden, 
weil die Erwachsenen zu einer 
Konfrontation mit der eigenen 
Geschichte unfähig sind? Dann 
allerdings ist es notwendig, jede 
Gelegenheit sorgfältig zu vermei· 
den, das schreckliche Kapitel dort 
anzugehen, wo Geschichte am 
spüri:>arsten wird - jn der eige­
nen Stadt. 

9. 6. 1982 
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Arbeiten am „Haus der Stille" 

Untersuchungen 
sollen Farben 
klären helfen 

Hohenlimburg. Auf Veran­
lassung des Westfälischen Am­
tes für Denkmalpflege in Mün­
ster führt die Firma Radema­
cher aus Olpe zur Zeit Befun­
duntersuchungen am Gebäude 
der ehemaligen Synagoge 
("Haus der Stille") durch. Diese 
UntersuchungensollenFragen 
der Ausführung der Ecktürm­
chen, des Außenputzes, der 
Putzgewände und des farbigen 
Systems der Innenausmalung 
klären helfen. 

Schon vor Beginn der vom 
Minister für Landes- und; 
Stadtentwicklung angeordne- '. 
tenMaßnahmenzurSicherung 
der Bausubstanz wurden als 
Grundlage für eine spätere Re­
konstruktion maßgenaue Auf-

maße gefertigt in Bezug auf die 
Dachkonstruktion, die Decke, 
die Fenster und die Türen. 
Glücklicherweise sind noch 
Bauzeichnungen des 1870 fer­
tiggestellten Gebäudes vor­
handen. Der Bau wurde übri­
gens von dem Limburger Mau­
rermeister Wilhelm Knapp, 
dem Großvater des Altbürger­
meisters Pai.11 Knapp, ausge­
führt. Die erhaltenen Rech­
nungen halten in vorbildlich 
sauberer Handschrift die er­
brachten Leistungen fest. 1 

\~R 10 .8.1982 

Große Hitze beim 
Arbeitseinsatz am 
Synagogen-Gebäude 

WP/ WR 29.9.1982 

Hohenlimburg. Nach Ab· 
schluß der vom Westfälischen 
Amt für Denkmalpflege in 
Münster und vom Regierungs· 
präsidenten in Arnsberg ange· 
ordneten Befundsuntersu· 
chungen führten am vefgange· 
nen Wochenende acht Mitglie· 
der der Aktion Sühnezeichen / 
Friedensdienste einen ersten 
freiwilligen Arbeitseinsatz am 
Gebäude der-ehemaligen Syn-
agoge durch. . 

Auf dem Programm standen 
einerseits notwendige Aufräu-

mungsarbeiten.' and~rerseits 
vorbereitende Maßnahmen im 
Gebäudeinneren (Entfernu ng 
von Putz und Kacheln). 

'Die bei drückender Hitze ab­
solvierte Selbsthilfeaktion von 
Vertretern der Friedensbewe­
gung stand eben.so wie der frü· 
here Einsatz von Angehörigen 
der Bundeswehr im Dienst der 
Erhaltung der Bausubstanz des 
vom Minister für Landes· und 
Stadtentwicklung Nordrhein­
Westfalen unter Schutz ge­
stellten Gebäudes. 
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4. DIE LETZTE ETAPPE 

Am 14.4.1983 empfingen Herr Oberstadtdirektor Dr. Müller und Herr Stadtdirektor 
Dr. Pesch zwei Vorstandsmitglieder der Bürgeraktion zu einer Aussprache im Rat­
haus. 

Neuer Erfolg der »Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburgcc 
Hagen-Hohenllmburg. Die Bürge­
raktion •Synagoge Hohenlimburg• -
ganzseitige Berichte über ihre Aktivi­
täten erschienen u. a. in der „süd­
deutschen Zeitung„ und in den in 
Tel Aviv erscheinenden „Israel 
Nachrichten„ - kann neue Ertolge 
verbuchen. Nach langem Zaudern 
lenkte die Stadt ein : 

Auf Einladung von Oberstadtdirektor 
Dr. Müller fand am 14. 4. 1983 im 
Hagener Rathaus eine Besprechung 
über die Zukunft des • Hauses der 
Stille• statt. Die Mitteilung des Chefs 
der Stadtverwaltung, das Gebäude 
der ehemaligen Synagoge in Ho­
henlimburg werde nunmehr in die 
endgültige Denkmalliste aufgenom­
men und dadurch auf Dauer auch 
juristisch abgesichert, nahmen die 
Vertreter der • Bürgeraktion Synago­
ge„ voller Genugtuung zur Kenntnis. 

Erfreut zeigten sie sich auch über 
den Bericht des Kämmerers Dr. 
Pasch, daß die Stadt Verhandlun­
gen mit Nutzungsinteressenten auf­
genommen habe .. Dabei wird von 
Seiten der Stadt genau auf die sich 
aus dem Denkmalschutz ergeben­
den Auflagen geachtet. Die Vertreter 
der Bürgeraktion erklärten sich be­
reit, diese Bemühungen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten tatkräftig zu un­
terstützen. Es versteht sich von 
selbst, daß Einzelheiten vor Ab· 
schluß der Verhandlungen nicht mit­
geteilt werden können. Immerhin 
zeigte die Besprechung überaus er­
freuliche Ansätze zu einer konstruk­
tiven Zusammenarbeit von Stadt 
und Bürgeraktion, die letztlich zu ei­
ner für alle Beteiligten zufriedenstel­
lenden Lösung eines kommunalpoli­
tischen Problems führen dürfte. 

(Dithmar) \'II< 24.3.1983 

Zu Beginn des Gespräches stellte sich heraus, daß der Anlaß zu der Unterredung nicht 
eine der vorangegangenen Eingaben der Bürgeraktion war, sondern das Interesse eines 
Privatmannes am Kauf des Synagogengebäudes. · 

Die Vertreter der Bürgeraktion regten eine Ortsbesichtigung mit allen Beteiligten 
an. 
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Vielleicht eine Kunstgalerie ? 
Für „Haus der Stille" sinnvolle Nutzung in Aussicht 

L 

Heinz Paschen und Neml Tübeyli von der Firma Jurtochat prüfen 
die neue Tür für das Haupt-Portal (nach Foto-Vorlage originalge· 
treu) im "Haus der Stille", vormals Gotteshaus der ehemaligen 
jüdischen Gemeinde Hohenllmburg. Foto: Cobs 

1983 die weitere Herrichtung 
des Gebäudes. Die Bürgerak­
tion erhielt vor kurzem von 
Minister Dr. Zöpel die verbind­
liche Zusage auf einen weite­
renZuschußinHöhe von80 000 
DM für den zweiten Bauab­
schnitt (schon begonnen, siehe 
oben). Diese Zuwendung be­
deutet zugleich eine Anerken­
nung für die von der Bürgerak­
tion bisher geleistete Arbeit 
und für die Bürger, die durch 
ihre Spenden dazu beigetragen 
haben, daß die Bausubstanz 
vor dem drohenden Verfall ge­
rettet werden konnte. 

In einem Schreiben vom 14. 
März '83 begrüßt Minister Zö­
pel ausdrücklich, daß sich die 
)Kompanie des guten Willens( 

Hohenlimburg. (heja) Plötz· 
liehe Betriebsamkeit im „Haus 
der Stille" an der Jahnstraße. 
Handwerker drinnen und 
draußen. Die Hohenlimburger 
Jurtschat-Mannen (Tischlerei 
und Fensterinnenausbau) ne­
ben den Technikern der Hage· 
nerStahlbau-Firma Horst Bau­
mann. Das ehemalige jüdische 
Gotteshaus wird immun gegen 
Witterungsverfall gemacht. 
Endlich - ehe noch größere 
Schäden entstehen. 

Dazu die Bürgeraktion Syn­
agoge Hohenlimburg: Die Be­
mühungen, . das unter Denk­
malsschutz stehende Gebäude 
zu erhalten und einer neuen, 
sinnvollen Nutzung zuzufüh­
ren, werden zielstrebig fortge­
setzt. Aufgrund entsprechen­
der Beratung durch das Westfä­
lische Amt für Denkmalpflege 
in Münster und durch die Un­
tere Denkmalbehörde bei der 
Stadt Hagen hat Architekt Pik­
kenhan die noch vorhandenen 
Fenster von den oben genann­
ten Firmen aufarbeiten bzw. 
rekonstruieren lassen. 

Die beiden Eichentüren-das 
Hauptportal und der Frauen­
eingang-wurden teilweise un­
ter Verwendung alter Fotos 
neu hergestellt. , 

Das Land Nordrhein-Westfa-
1 len unterstützt auch im Jahre 

bereiterklärt hat, durch ihren 
selbstlosen Arbeitseinsatz mit 
dazu beizutragen, "dieses be­
deutende Denkmal für die Zu­
kunft zu erhalten." ' 

Angesichts der fortschrei­
tenden Herrichtung des Ge· 
bäudes, an die im Jahre 1980 
niemand zu denken wagte, 
überrascht es kaum noch, daB 
sich auch Möglichkeiten für 
eine sinnvolle Nutzung des Ge-­
bäudes abzeichnen, bei der in 
angemessener Weise der Ge­
schichte der ehemaligen jüdi· 
sehen Gemeinde in Hohenlim­
burg gedacht werden kann. 

WP 16.4,1983 
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Anerkennung füf 
bisherige Arbeit 

· 1 Ortst~~in an der Synagog~ 
HOhenlimburg. AufEinla- ausmalnng. Thoranische, 

dung von Oberstadtdirektor Decke und Fußboden) re­
Dr. Müller· fand kürz.lieh an stauriert werden. 
der ehemaligen Synagoge Bei der weiteren Herrich­
an der Jahnstraße ein Or~ tung wird die Erinnerung 
termin statt. an dem von und das Gedenken an die 
Seiten der Stadtverwaltung ehemalige jUdische Ge­
such Stadtdirektor Dr. meinde in Hohenlimburg 
Pesch, Stadtbaurat Osthaus angemessen berücksichtigt. 
sowie der Leiter des Stadt- Auch bei einer privaten 
planungsamtes Buhrow und Nutzung soll das Gebäude 
cier Leiter. des Liegen- ·als Beispiel für eine l<leinsy­
schaftsamtes l<Uhne teil- nagoge des 19. fahrhunderts 
nahmen. Das Westfiilische der Offentlichkeit zugäng­
Amt für Denkmalpflege in lieh sein. 
Münster war durch Dr. Im übrigen äußerten sich 
Bergmann vertreten. die Gesprächsteilnehmer 

Erörtert wurden die wei- auch anerkennend über die 
tere Herrichtung und die bisher geleistete A.rbeit~-­
Möglichk.eiten einer späte- Einziger Wermutstropfen: 
ren Nµtzung des "Hauses Der Oberstadtdirektor war 
der Stille"„ Gemäß den B8- derAnregungderBürgerak­
stimmungen des Denkmal- tion, Bezirksvorsteherin 
schutzas soll das Gebäude Marie Schumann ebenfalls 
in seiner ursprünglichen zu dem Termin einzuladen. 
Gestaltung (Empore, Innen- nicht nachgekommen. ' 

Der Kaufinteressent erteilte der Stadt Hagen schließlich eine Absage. 

WP 24.6.1983 
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„Die Betroffenen sind schockiert!" 

Gewerbebetrieb 
gehört nicht 
ins Gotteshaus 
Die Synagoge soll Synagoge bleiben 

Hohenllmburs- .Man darf 
nicht vergessen, daß die Syn­
agoge im Jahre 1870 aus Spen­
den der damaligen Mitglieder 
der jüdischen Gemeinde Ho­
henlimburg erbaut wurde. Sie 
diente vier Generationen den 
Trägem des jüdischen Glau­
bensbekenntnisses als Gottes­
haus. 

Durch Not gezwungen und 
nicht aus eigenem Triebe wur­
de die Synagoge im Jahre 1938 
verkauft. Der Ertrag diente den 
verbliebenen Mitgliedern, ih­
ren Lebensunterhalt zu fri­
sten". 

Mit diesen Hinweisen 
nimmt Heinz Rosenberg (Mi­
ami Beach) zur zukünftigen 
Verwendung des "Hauses der 
Stille" Stellung. Aus der Ge­
schichte des Gebäudes folgert 
er: .Die überlebenden Mitglie­
der der ehemaligen jüdischen 
Gemeinde Hohenlimburg. die 
im Laufe der Machtübernahme 
·oeutschland verlassen muß­
ten, haben das moralische 
Recht, bei den Überlegungen 
über die Ausnutzung der Räu­
me nach Fertigstellung mitzu­
sprechen. 

Vier Generationen deut­
scher Juden beteten dort zu 
dem Gott aller Kofessionen, zu 
freudigen, ernsten und trauri­
gen Gelegenheiten. Was die 
letzteren betrifft , so meine ich 

hierbei die Aufbahrung der 
Toten vor der Beerdigung. 

Wenn man dies alles zusam- 1 

mennimmt, muß ich von mir 
aus feststellen, daß die Synago­
ge unter gar keinen Umständen 
zum' Zwecke des lucro ver­
kauft oder vermietet werden 
darf. Man könnte den Raum für 
Vorträge, Kammermusik, Aus­
stellungen verw~nden. Dies 
wäre eine würdige Verwen- 1 

dung". 
Für Heinz Rosenberg ist und 

bleibt das Gebäude eine Syn­
agoge, unabhängig davon, ob 
Juden in Hohenlimburg woh- , 
nenoder nicht. Die Auffassung 
des Sprechers der ehemaligen 
jüdischen Mitbürger in bezug 
aufdiezukünftigeNutzungdes 
Gebäudes wird auch von den 
Vertretern des Denkmalschut· 
zes in Hagen, Münster und Düs· 
seldorf unterstützt: die Unter­
bringung eines Gewerbebe­
triebes ist mit dem Charakter 
eines ehemaligen Gotteshau­
ses nicht vereinbar. 

Zudem soll das Gebäude, 
dessen Bausubstanz durch 
freiwillige Spenden einer 
überaus großen Zahl von Bür­
gern, Eigenhilfeleistungen und 
Zuschüsse des Landes Nord­
rhein-Westfalen gerettet wur­
de, nach seiner Fertigstellung 
de_r Öffentlichkeit zugänglic~ I 
sem. 

\·IP 28. 7 .1983 
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„Kompanie des guten Willens" 
bringt Synag~g-~ 
auf Vordermann 

Sechs „freiwillige" Rentner ersparen te-ure Lohnkosten 

im · 

- -"41;;;<<•· 
Acloll Tl'lllli, Eduard Henke und Alll'lld Heller alnd dl'lll der tonl Senioren von der Kompanie de• 
llUl9n Wiiiens", die Z!_Z~ ~llmburg1 ehem1llge Synagoge von Innen reatauri;ren. Foto: lc 

Hohenlimburg. (ic) : oas ha:- 17,SOMark „kassieren" die Ru­
hen wir · vor60 Jahren auch heständler pro Tag - das Geld 
schon gemacht", stellte Ri· ist nicht als Entlohnung, son· 
chard Wulf (78) bei der Bespre- dem als Aufwandsentschädi • 

WP 16.9.1983 

chung des Arbeitsprogramms gug · gedacht. Untergebracht 
für die Restaurierung der ehe- werden die fünf Freiwilligen 
maligen Synagoge fest. Er so- von „Bürgeraktion Synagoge 
wie fünf andere Pensionäre, Hohenlimburg„. 
Adolf Tralli, Eduard Henke, 
Alfred Heller und Gerhard 
Töpfer gehören zur „Kompanie 
des guten Willens" ,die zur Zeit 
die Innenarbeiten im „Haus 1 

der Stille" ausführen. Sie selbst ' 
umschreiben ihre Zielsetzung 
mit klarem Willen: „Unseren 
Ruhestand wollen wirnichtim 
Schaukelstuhl mit Filzpantof-
feln verbringen, sondern selbst 
etwas erleb,en, Gemeinschaft 
erfahren und zugleich etwas 
Gutes und Nützliches tun." 

Die Senioren arbeiten in en­
ger Kooperation mit der Unie­
ren Denkmalbehörde bei der 
Stadt Hagen und dem Amt für 
Denkmalpflege in Münster. 

Durch die „Kompanie des gu· 
ten Willens" fallen Lohnkosten 
bei der Synagogen-Restaurie­
rung praktisch weg._ Damit 
können die vorhandenen 
Spenden optimal eingesetzt 
werden. · 
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Ver~ntwortung für sichere.,~ 

Arbeitsplätze? 
Hohenlimburg. (heja) .Da 

llillt einem doch der Draht aus 
der Mütze!" Stukkateurmei·· 
ster Paul Säbler ist geladen. 
Und mit ihm sind zahlreiche 
Berufskollegen sauer. ,,Es wer­
den Angebote eingeholt, man 
kalkuliert, kommt auf runde 
40 000 DM, freut sich auf einen 
evtl. Auftrag, der >Durststrek-

ken< überwinden.und drohen­
de Entlassungen vermeiden 
helfen könnte- und dann wird 
eine >Rentner-Trupj>&< f!lr'n 
Appel und Ei eingesetzt." 

Paul Säbler und zahlreiche 
andere kleinere Bauhandwer­
ker sind nicht nur wegen der 
Fremdvergabe der Arbeiten 
am . Haus der Stille (Synagoge) 

1 

SeitesetzendieKreishandwer­
kerschaften>Detekti v0< ein, die 
nach illegaler Tätigkeit fahn­

i densollenundaufderanderen 
Seite werden offizielle Auftra-. 
ge in die Grau~one gewuchtet.• 

sen Lehrstunden im Städti­
schen Bauhof abgehalten wer­
den. 

Der Stukkateurmelster aus 
Reh wird konkret: .Um Azubis 
in unserem Fach spezielles 
Rüstzeug zu vermitteln, müs- . 

Zweckmäßig wäre es, wenn 
bei Arbeiten vor Ort (zum Bei­
spiel im . Haus der Stille") die 
Renovierungen von Zierges­
ims und das Verputzen von 
Stil-Decken und -Fassaden in 
prax~ binzu~e.„ 

Die .llürgerllktlon Synagoge 
Hohenlirnbutg" hat Verständ­
nis für die Verärgerung, die aus 
den Äußerungen des Stukka­
teurmeisters Paul Bäbler über 
den Einsatz der .Kompanie 
des guten Willens· bei der Her­
richtung des Synagogenge­
bäudes spricht. Leider ist der 
Innungsmeister über den Ge­
samtzusammenhang nicht 
ausreichend informiert 
(schreibt Professor Zabel). 

•Die öffentlichen Mittel (Zu­
schuß des Regierungspräsi­
denten) werden nur gewährt, 
wenn der Eigentümer bzw. der 
Zuwendungsempf-
!mt\!n!)lten Eigeni!!J " . 
.Güamtkosten ein«_ · 
nahme erbringt. Dankenswer­
terweise haben die Mitglieder 
der .Kompanie des guten Wil­
lens", umdiesen Eigenanteil zu 
erreichen, ihre Arbeitskraft aus 
Gefälligkeit zur Verfügung ge­
stellt. Da die Ruheständler 
nicht entlohnt werden, hat die 
Durchführung der Arbeiten 
ausschließlich 'Selbsthittecha­
rakter . . 

1 Echo 1 
•Die .Kompanie des guten 

Willens• ist als gemeinnützige 
Arbeitsgemeinschaft pensio­
nierter Senioren In der Män­
nerarbeit der Ev. Kirche von 
Westfalen ein elngetrage.ner 
Verein, der nur mit gemeinnüt­
zigen Verei,nen und Einrichtun­
gen Verträge über bestimmte 
handwerkliche Arbeiten ab­
schließt Zu den Aufwendun­
gen, die die Auftraggeber zu 
ersetzen haben, gehören auch 
die BeitrAge zur Berufsgenos­
senschaft. / 

e Die .Bürgeraktion S~­
agoge Hohenlmburg• ist seit 
Jahren bemüht Spendengel­
der und Zuschüsse für die Her­
richtung des Gebäudes opt~ 
mal zu nutzen. Bei der Verga­
be von Arbeiten werden dabei 
wie in der Vergangenheit so 
auch In der Zukunft heimische 
Handwerkerbetrlebe ange­
messen_~slchtlgt. 

empört; sie ärgern sich vor al' 
lem darüber, daß öffentliche 
Gelder (Zuschuß des Regie­
rungspräsidenten)nichtf!lrdie 
vielbefchworene Stabilisie­
rung des Arbeitsmarktes ver­
wendetweiden,sondemf!lran 
Schwarzarbeit grenzende Be­
schäftigungen. Dazu der ln­
nungssprecher: .Auf der einen 

i~PIUllll­
bler: • Wie kenn 11111n nw . .. 
Auflrlge fflr A-vterungaar­
belten •m Hatua cief Stille IOll­
i.n cief S.uwlrtaCUft zur Si­
cherung von Arbelt8plltzen 
zultorMMn." Foto Cobm 

WP 29.9.1983 

WP 30.9.1983 
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f Bei Arbeiten am Haus der Stille: genen Woche jedoch zeigte 
Stukkateurmeisler Richard 
Wulf, er ist schon 78 Jahre alt, 
daß er noch so manchem etwas 
vor11)81:1ten kann. Viel Sachver.it~alld.., - ' ~ . .,. .., ' :.~.;.a; 

HohenJimburg.Die.Konipa-

1 

dersiine"derehema.~_pi-· 
nie des guten Willens" zeigt agoge, daß in ihren Reilien 
nun schon seit längerem durch Handwerker mit viel Sachver· 
die Arbeiten am und im „Hau~ stand arbeiten. In der vergan· 

'~~teivon überze~·gt;~~„;;ch 
auch Landeskonservator Gerd 
Wilhelm Bergmann, Sabine 
Teubner und Jürgen Treebe 
(beide von der Unieren Denk· 
malschutzbehörde). Landes­
konservator Gerd Wilhelm 
Bergmann, der den stilge­
treuen Wiederaufbau der ehe­
maligen Synagoge überwacht, 
zeigte sich sehr beeindruckt 
von der fachgerechten A usfüh· 
rung der Stuk.kateurarbeiten. 
Unser nebenstehendes Bild 
zeigt den .Landeskonservator" 
(rechts) und den Architekten 
Gerd Pickenhan (Bildmitte) 
bei der Erörterung des weite­
ren Bauvorgehens mit dem 
.Kompanisten" Richard Wulf 
(links, in der Hand hält Wulf 
die Stuck-Form, mit der die 
Deckenstuckarbeiten ausge· 
führt wurden). wobei zu beto· 
nenist,daßhieralleSeitenglei· 
chermaßen zu Wort ka­
men. (WR·Blld: tus) 

WR 5.10.1983 

Ein Minister-Lob für 
die „Kompanisten" 

Hohenlimburg. Vor kurzem 
beendete die zweite Einsatz­
gruppe der „Kompanie des 
guten Willens ", bestehend 
aus den Herren Brans (62), 
Eulenberger (62), Raschba­
cher (66), Wulf (78), ihre Tä­
tigkeit im . Haus der Stille". 

In einem Schreiben wür­
digte Minister Dr. Zöpel die 
Bereitschaft der Senioren, 
durch ihren selbstlosen Ar­
beitseinsatz in der ehemali­
gen Synagoge mit dazu bei­
zutragen, .dieses bedeuten-

de Denkmal für die Zukunft 
zu erhalten". und übermittel­
te allen „Kompanisten" sei· 
nen Dank für die erfolgreiche 
Tätigkeit. 

Der Dank der Bürgerak­
tion gilt zugleich dem Super­
intendenten Dr. Weichen­
han, der eine Unterbringung 
der Senioren zu einem ermä­
ßigten Tarif im Jugendfrei­
zeitheim des Kirchenkreises 
Iserlohn erwirkte, und Ver­
waltungsdirektor Ba.;er, der 
die Bereitstellung des Mit­
tag- und Abendessens durch 

die Küche des Evangeli­
schen Krankenhauses zum 
Selbstkostenpreis ermög­
lichte. 

Aufgrund der durch den 
Arbeitseinsatz der . Kompa­
nisten" eingesparten Kosten 
ist die Bürgeraktion in der 
Lage, einige Anschlußarbei­
ten noch in diesem Jahr von 
heimischen Firmen durch· 
führen zu lassen. 

Für das Jahr 1984 wird ein 
weiterer Einsatz der „Kom­
panie des Willens" geplant. ' 
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Bürgeraktion Synagoge 
sieht 3. Bauabschnitt 
Gestern mittag Gedenkstunde in „Baustelle" 

Hohenlimburg.(ic)" Wir dan­
ken allen Helfern und Spen­
dern„ - mit diesen Worten wür­
digte der Vorsitzende der Bür­
geraktion Synagoge, Prof. Za­
bel, die Aktivitäten zahlrei­
cher Bürger für den Neu-Auf­
bau des ehemaligen Gottes­
haus. So sei schon 1972 vom da­
maligen CDU-Fraktionsvorsit­
zenden, Hellmulh Jacobs, be­
antragt worden, in der Synago­
ge eine Gedenkstätte zu errich­
ten. Weitere Initiativen vom 
Heimatverein, von Bezirksvor­
steherin Marie SCh umann und 
anderen folgten. 
In den bisherigen Bauab­
schnitten hieß es zunächst , so 
Architekt Pickenhan, die vor­
handene Substanz zu sichern, 
ehe man darangehen konn.te, 
zu restaurieren. Viel Unter­
stützung erfuhr die "alternati-

, 

ve Baustelle" von den unter­
schiedlichsten Gruppen und 
Privatpersonen, so von der Ak­
tion Sühnezeichen, der Kom­
pagnie des guten Willens und 
den Bundeswehr-Pionieren 
aus Hemer. Oberst Kittner be­
zeichnete die Hilfe seiner 
Truppe als "Stückchen Sühne­
handlung". 

Dr. Norbert Aleweld (Histo­
riker) versuchte, die histori­
sche Dimension aufzuzeigen. 
1870 wurde die Synagoge fer­
tiggestellt. Vier andere Synago­
gen gab es damals im Kreis Iser­
lohn - in Oeslrich, Schwerte, 
Menden und Iserlohn selbst. 
Ein Großteil der Bausumme für 
die Hohenlimburger An­
dachtsstätte stammte übrigens 
aus Spenden der christ lichen 
Gemeinden. 1938 schlossen die 
NS-Machthaber das Haus. 

Dann wurde es verkauft und 
eine Fabrik dort eingerichtet. 

Der Direktor des jüd ischen 
Nationalfonds, Gur, äußerte in 
seiner Ansprache die Hoff­
nung, daß die Bürgeraktion 
auch in Zukunft weiterarbei­
ten wird. Der Dank des jüdi­
schen Volkes sei ihr heute 
schon sicher. 

Die Akteure bei der Gedenk­
stunde blickten aber auch in 
die Zukunft. So hoffe man auf 
den weiteren Einsatz aller Ver­
an twortlichen. Die Stadl Ha­
gen sei zwar sehr kooperativ 
gewesen -ihre Hil fe aber trotz­
dem noch verbesserungswür­
dig. 

Mit viel Mut und Hoffnung 
gehe die Bürgeraktion ins Jahr 
1984 und damit in den dritten 
Bauabsch.nitl. 

.._,.,, ~~~ ::.~ -.~ ~: · ~',.,,15,") *~!Vl"\f ~ft :,,~ 1·<~ ,;(-~ -Wtit'-A.•\. ,J, ir'• ,..:'« 

PJOfeuor Zabel, Vorsitzender der Bürgeraktion Synligoge, lallte allen Heliem bei defRestaulle· 
rung herzlichen Dank. erinnerte an die bisherigen Initiativen und gab einen hoffnungsvollen Aus· 
blick. Foto: ic 
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Bürgera~on bleibt weiter aktiv 
• - \, 1. 

Syn;tgog:e. Jst 
a·n.„; einen Makl:er 
verkauff Wörden 

HobenllmlJurs. (mi) Das ge· 
samte Syna8<>8"naelände, 1249 
Quallratmeter groß, n1il den 
beiden aufstehenden Gebäu· 

. de11. ~er früheren Synagoge 
una der ehemaligen jüdischen 
Schule, ist von dem Eigentü­
mer an einen Hagener Grund­
stücksmakler · verkauft wor· 
den, das besUl\igte der Vorsil· 
zende der Bürgeraktion Syn­
agoge Hohenlimburg, Profes­
sor Dr.Hermann Zabel, der 
WESTFÄLISCHEN RUND­
SCHAU. 

!J;1 diesem Zusamm<1nhang 

twurde von Professor Zabel 
darauf hingewiesen, daß der 
Denkmaischutz für die ehema­
lige Synagoge bestehen bleibt. 
Mitglieder der Bürgervereini· 
gut\g würden siCh in Kürze mit 
dem neuen Eigentümer in Ver­
bindung. setzen. Man werde 
weiter .daran festhalten, die 
Zielvorstellungen zur Nut­
zung des HauseS zu erreichen. 
Hermann Zabel wertete es als 
sehr positiv, daß die Bürgerak­
tion sich so aktiv für die Erhal­
tung der ehemaligen Synagoge 
einsetzte. \ 

Das Synagogengelände an der Jahnstraße ist mit den beiden aufstehenden Gebäuden an einen 
Hagener Makler verkauft worden. (WR-Bild: Gunther Fessen) 

Die Verhandlungen um die Zukunft des Gebäudes der ehemaligen Synagoge wurden 
durch den Verkauf des Synagogengrundstücks an die Firma Krug-Immobilien auf eine 
völlig neue Grundlage gestellt. 
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Thema: 
Svnaaoae 
Hh~~)Kehrt 

um die ehemallll8 Syna 
an der Jahn~. _ 
Ruhe ein? Wire'dl6'JOdi • ' · 
Kultstätte vorl"' · jahrelangen 
Querelen um ihre Veräußerung 
und zukünftige Verwendung 
befreit? Heute nachmittag ver­
handeln darüber der neue Be­
sitzer und Vertreter der .Bür· 
geraktion Synagoge" in einem 
Hagener Rechtßnwaltsbüro. 
Dabei geht es primär um die 
Frage der Übernahme der Sy· 
nagogenparzelle durch die 
.Bürgeraktion" und die endgü~ 
tige .Unter-Denkmalsschutz· 
Stellung" des Gebäudes. Der 

neue verkaufsbereite Gesamt· 
grundstückseigner (einschließ. 
lieh angrenzende ehemalige 
Schule) gestern zur WESTFA' 
LENPOST: • Verhandluns· 
grundlage ist der städtische 
Bodenrichtwert. Von mir aus 
kann schon in der heutigen Zu-. 
sammenkunft Übereinkunft er· 
zielt werden, wenn die Frage 
so fair und offen von der >Bür· ' 
geraktion< wie zwischen Faml· 
lie Umbeck und mir behandelt 
wird". 

1 Spekulationen 
„nicht drin" . 

Synagoge: Konstruktive Gespräche 

Hohenlimburg. (heja) 
Zum Spekulationsobjekt 
kann das . Haus der Stille" 
(ehemalige jüdische Syn· 
agoge) .nicht mehr werden. 
Der neue Besitzer des Kom­
plexes an der Jahnstraße 
(einschließlich ehemalige 
Schule) ist bereit, das Teil· 
Grundstück mit dem ehe­
maligen Kultgebäude zum 
städtischen Richtboden· 
wert an Interessenten zu 
übereignen. · 

Verhandlungspartner ist 
die „Bürgeraktion Synagoge\ 
Hohenlimburg". Deren Ver­
tretet; Professor Dr. Zabel, 
dazu U.a.:"Wir führten Mitt­
woch ein erstes offenes und 
konstruktives Gespräch. Die 
erarbeiteten Möglichkeiten 
müssen mit dem Rat und 
der Verwaltung der Stadt 
abgestimmt werden." 

Hintergrund: Bekanntlich 
haben seil 1980 weit über 

· 1 000 Einzelpersonen, Insti· 
tutionen und Gruppen auf 

freiwilliger Basis durch 
Spenden und Eigenhilfe be· 
deutsame Beiträge zur Her­
richtung des Gebäudes ge· 
leistet. Das Land Nordrhein· 
Westfalen unterstützte die 
Bemühungen durch Zuwei­
sungen öffentlicher Mittel 
in Höhe von 140 000 DM, 
nachdem Minister Dr. Zöpel 
die Unterschutzstellung des 

·Gebäudes (Denkmalschutz) 
angeordnet hatte. 

Die .Bürgeraktion Syn· 
agoge Hohenlimburg" fühlt 
sich verpflichtet, das Syt\a· 
gogengnini!stück ' Im en!ie· · 
ren Sinne („Haus der Stille" 
mit zugehöriger Grund­
stücksfläche) in eine öffent-. 
Jich·rechtliche Trägerschaft 
zu überführen. 

Bei gutem Willen auf al· 
len Seiten sollte einer Sinn­
vollen Nutzung des denk· 
würdigen Hauses schon in 
naher Zukunft nichts mehr 
im Wege stehen. 

heja 

WP 15.2.1984 

WP 17.2.1984 
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Gut besuch.' war. ~ie erste Veranstaltung in der ehemaligen Synagoge, die innerhalb der • Woche 
de( Brüderl'.chke1t veranstaltet wurde. (WR-Bild: Beate Wintermann) 

Sie soll Stätte von Toleranz und Frieden werden 

Religiöse Feierstunde 
in der alten Synagoge 

Hohenlimburg. (bewi) Zu der ersten religiös-kulturellen Veranstaltung luden am Sonntagmittag 
die Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit, Dortmund, und die Bürgeraktion Synago­
ge Hohenlimburg in die ehemalige Synagoge an der Jahnstraße ein. An dieser Feierstunde nahmen 
neben Vetretem der Kirchen und Parteien auch zahlreiche interessierte Hohenlimburger und jüdi­
sche Bürger aus den Nachbargemeinden teil. Professor Dr. Zabel begrüßte die Anwesenden zu 
dieser Veranstaltung im Rahmen der .Woche der Brüderlichkeit", die unter dem Motto . Jüdisches 
Erbe in Deutschland - Botschaft und Herausforderung" stand. 

Er führte aus, daß seit 1980 
überl OOOEinzelpersonenoder 
Gruppen sich dieses Gebäudes 
als eine H~rausforderung des 
jüdischen Erbes angenommen 
hätten. Spenden und Geldei 
vom Land ermöglichten bisher, 
einen neuen Dachstuhl aufzu­
setzen und Fenster und Türen 
zu renovieren. In einem dritten 
'Bauabschnitt sollen weitere 
Arbeiten in Angriff genommen 
werden. Allerdings sei für die· 
sen Bauabschnitt die Unter­
stützung der Stadt Hagen not­
wendig, die die Renovierung 
der Synagoge zwar zur Kennt­
nis genommen und sie auch in 
den Denkmalliste aufgenom­
men habe, bisher j edoch noch 
keine finanzielle Hilfe geboten 
habe. 

Landesrabbiner Davidovic 

wies auf die Bedeutung der 
Synagoge hin, die „vor dem Ho­
locaust eine lebendige jüdi­
sche Gemeinde" beherbergte. 
Das geistige Erbe des Juden­
tums sei jedoch nicht ausrott­
bar, stellte er bewegt bei der er­
sten religiösen Veranstaltung 
in der Synagoge nach über vier 
Jahrzehnten fest. Sie solle eine 
Stätte der Toleranz, des Friedes 
und der Freiheit werden. 

Als Botschaft und Vorausset­
zung für die christliche Kirche 
sah Superintendent Küster· 
mann von der evangelischen 
Kirche die jahrhundertelange, 
kontinuierliche Existenz des 
Judentums. Ein besseres ge­
genseitiges Verständnis sei je· 
doch Voraussetzung, um der 
Nächstenliebe, dem gemeinsa­
men Gebot für Juden und Chri-

sten, gerecht zu ·werden. Auch 
Pastor Axel Schmiz als Vertre· 
terder katholischen Kirche be­
tonte das Eintreten für „sha­
lom", was Frieden, Freiheit, 
Versöhnung, Menschlichkeit 
und Wahrhei t bedeute. 

Als Vertreter des Oberbür­
germeisters, der die Schirm­
herrschaft über die Veranstal­
tung übernommen hatte, 
dankte Bürgermeister Herbert 
Todt denjenigen Bürgern, die 
den Anstoß dazu gegeben ha­
ben, das Gebäude wiederauf­
.Lubauen. Musikalisch unter­
malt wurde die Veranstaltung 
duch den jungen Chor lser-. 
lohn, der unter der Leitung von 
Pfarrer Kattenstedt religiöse 
Lieder in deutscher und jüdi­
scher Sprach vortrug. 
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Der jüdische Geist starb nicht! 
Feierstunde in Hohenlimburg - Folklore aus Israel 

Mit einem Gedenkbuch zum 750. 
Stadtjubiläum Hohenlimburgs fing es 
an: da aufmerksame Leser jeden Hin­
weis auf die jüdische Kultusgemeinde 
und die ehemalige Synagoge vermiß­
ten, entstand ein Gedenkbuch für die 
ehemaligen jüdischen Mitbürger und· ei­
ne Initiative zur Wiederherstellung der 
Hohenlimburger Synagoge. Bald wurde 
es möglich, auch eine größere Zahl 
ehemaliger jüdisdler Mitbürger aus 
ihren neuen Heimatländern überall in 
der Welt nadl Hohenlimburg einzula­
den; der Funke sprang auf Hagen über, 
wo sieben ehemalige jüdische Mitbür­
ger zum Teil aus Argentinien, Südafri­
ka etc. ihre frühere Heimatstadt be­
sudlten. Da die Stadt teilweise die 
Hotelunterbringung dieser Ehemaligen 
übernommen hatte, wunderte sich Ober­
bürgermeister Loskand jetzt, als er in 
einer Liste der Veranstaltungen zur 
„Woche der Brüderlichkeit" den Namen 
Hagen nicht fand. Er rief die Initiatoren 
der Bürga rinitiative an und erfuhr, daß 
Hagen überhaupt keine „Gesellschaft 
für jüdisch-christliche Zusammenarbeit" 
hat. 

Gott schreibt auch auf krummen Li­
nien gerade - das kann man wohl über 
das Endergebnis setzen : jetzt fand mit 
der Dortmunder Gesellschaft und Ver­
tretern der Bürgerinitiative eine Feier­
stunde in der teilweise restaurierten 
Hohenlimburger Synagoge statt, bei der 
der Landesrabbiner Davidovic ein be--

wegendes Grußwort sprach. Er, der Stimme verlas er ihre Namen. Wenn 
ehemals in Prag Tätige, erzählte, wie auch die satanische Idee des National-
er dort ein handschriftliches Beschnei- sozialismus, das europäische Judentum 
dungsverzeichnis eines ehemals in physisch auszurotten, teilweise gelun-

Duisburg lebenden jüdischen Lehrers 
und in diesem Verzeichnis die Namen 
einer größeren Zahl Hohenlimburger 
Bürger gefunden habe. Mit bewegter 

gen sei, so sei es dem Holocaust doch 
nicht gelungen, den jüdischen Geist zu 
vernichten! In den Zeugnissen jüdischer 
Wissenschaftler und in jüdiecher Fröm-
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Von rechte: Todt, D•vldovlc, Zabel (BOrgerlnlUatlve), Kilatermann und Schmitz 

migkeit und Lebensart sei dieser Geist 
auch heute lebendig. 

Grußworte für die christlichen Kir­
chen sprachen der evangelische Super­
intendent Thomas Küstermann und der 
katholische Pfarrer Axel Schmitz. Beide 
gingen auf das Gemeinsame von Ju­
dentum und Christentum ein und be­
dauerten die schmählichen Irrwege, die 
christliche Frömmigkeit in der Konfron­
tation mit dem Judentum gegangen sei. 
Das Alte Testament ist und bleibt die 
Mutter des europäischen Christentums; 
das Doppelgebot der Gottes- und 
Nächstenliebe - das Fundament der 
Lehre Jesu - entstammt jüdisch-alt­
testamentlicher Frömmigkeit. 

Gute Kunde brachte Bürgermeister 
Herbert Todt, der den Oberbürgermei­
ster als Schirmherrn vertrat. Nachdem 
Hagen lange gezögert hat, könnte die 
Entscheidung über eine endgültige 
Übernahme des Gebäudes der Synago­
ge an der Jahnstraße in Hohenlimburg, 
das unter Oenkmalsdlutz zu stellen die 
Initiative sich seit einiger Zeit bemüht, 
„Im Sinne der Brüderlichkeit " fallen. In 
diesem Zusammenhang dankte Todt 
den Trägern der Bürgerinitiative für 
Ihre nimmermüde Arbeit. Umrahmt 
wurde die Feierstunde auf eindrucks­
volle Weise vom Jungen Chor Iserlohn 
unter der Leitung von Pastor Katten­
stedt, der jüdische Folklore in he­
bräischer und deutsdler Sprache sang. 

UK BEILAGE HAGEN 

1.4.1984 
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Liedermacher Dany B_e>ber 
riß Publikum mit 

Hagen. Der Publikumsdrang bei 
' dem Auftritt des Barden, Liederma­
chers, Geschichtsinterpreten und 
originellen Künstlers Oany Bober 
bestätigte die Ziele der Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg. Viele Ha­
gener sympathisieren nicht nur mit 
den Zielen der Aktion, sondern iden­

. tifizieren sich bewußt und engagie­
ren sich tatkräftig. 
Von Dany Bober war das Publikum 
hingerissen. Der in Israel geborene, 
in Deutschland aufgewachsene Ent-

fekt, nµr von seiner Gitarre begleitet, 
gestaltet er temperamentvolle spa­
niolische Weisen, gut ural interpre­
tiert er hebräisches Liedgut, ein­
schmeichelnd trägt er die bisweilen 
melancholisch melodischen oder 
stakkativ juchzenden jiddischen 
Ued'I aus den »stetl „ vor und prä­
sentiert kantoral die synagogale 

ertainer ist eine große Persönlichkeit 
von außergewöhnlicher Ausstrah­
lung: Dany Bober führt einen Dialog 
mit dem Publikum, und den direkt 
und verständnisvoll. Im Wechsel von 
Lied- und Textbeiträgen führt er 
durch die schicksalshafte Geschich­
te des Volkes Israel, von den Urvä­
tem bis in die Gegenwart. Dabei phi­
losophiert er intellektuell und humor­
voll über Politik, Religion, Ritus. Der 
Sänger BOber verfügt über viele Re­
gister: Einfühlsam, rhythmisch per-

Klangwelt. Anekdoten serviert er po­
intiert und Witzchen haben immer 
Humor und sind vom Geschichtsbe­
wußtsein getragen. Das· Publikum, 
darunter viele Jugendliche, ging ein­
fühlsam mit, um viele Kenntnisse 
reicher. 

gige P.epertoire, aber trotzdem war 
das Publikum gefangen. Viel App­
laus! Den Dank der Zuhörer gab Bo­
berauch an die Aktionsgemeinschaft 
Synagoge, das Jugendamt der Stadt 
Hagen und die Gesellschaft für 
christlich-jüdische Zusam~enarbeit 
weiter , die gemeinsam den Abend 
ermöglicht hatten. 

Dany Bober verzichtet auf alle Sho­
welemente und bewußt auf das gän-

HK 5.4.1984 

Verdienste um Bürgeraktion: 

Auch Soldaten der 
Bundeswehr geehrt 

Hohenlimburg. Nach Para· 
graph 3 der Satzung der „Bür· 
geraktion Synagoge Hohenlim­
burg" kann die Mitgliederver­
sammlung Personen zu Ehren­
mitgliedern ernennen, die sich 
um den Verein beziehungs­
weise um dessen Bestrebun­
gen besondere Verdienste er­
worben haben. 

und Förderer sowie als baulei­
tender Architekt bei der Re· 
staurierung des Synagogenge­
bäudes unermüdlich im Ein­
satz. 

WR 11.4.1984 

Vor über 300 Besuchern der 
Benefizveranstaltung mit 
Dany Bober in der Ricarda· 
Hueb-Schule konnte der Vor­
sitzende der Bürgeraktion zwei 
neue Ehrenmitglieder persön­
lich begrüßen: Helga Eiben, 
Mitglied des Hagenrings und 
Kunsterzieherin an der Ricar­
da-Huch·Schule, hat die Be­
mühungen der Bürgeraktion 
auf vielfältige Weise unter· 
stützt. Gerd Pickenhan ist seit 
1980 ohne Honorar als Berater 

Geehrt wurden auch Erwin 
Hoven, Gerhard Kreutz, Hans 
Loewenstein, Maedy Mosbach, 
Ruth Nassau, die Mitglieder 
der . Kompanie des guten Wil· 
lens" sowie als Vertreter der 
Bundeswehr, die zweimal zu 
einem Arbeitseinsatz anrück· 
te, Hauptfeldwebel Schulz, 
Oberst Botho Kittner und Ge­
neral Dr. Dietrich Gensehei. 
Ohne die freiwilligen Hilfelei· 
stungen von Einzelpersonen 
und Gruppen wäre es der Bür­
geraktion nicht möglich gewe­
sen, das „Haus der Stille'', wel · 
ches 1980 noch eine baufällige 
Ruine war, vorläufig herzu.­
richten. 
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In der Jahreshauptversammlung der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" wurde 
am 25.3.1984 der Beschluß gefaßt, beim Vorsitzenden des Rates der Stadt Hagen ei­
nen Bürgerantrag betreffend Bereitstellung von Mitteln zur Durchführung des dritten 
Bauabschnittes der Restaurierung des Synagogengebäudes einzubringen. 

Betr.: Bereitstellung von Mit teln zur Durchführung des für 1984 geplanten 3. Bauab­
schnit tes der Restaurierung der ehemaligen Synagoge in Hagen-Hohenlimburg 

Bezug: 1. Schreiben des Oberstadtdirektors der Stadt Hagen vom 29.12.1980 (Az.: 
61/124) 

2. Beschluß des Hauptausschusses vom 9.4.1981 
3. Beschluß des Hauptausschusses vom 11.3.1982 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister! 

Aufgrund eines entsprechenden Beschlusses vom 25.3.1984 stelle ich hiermit namens 
der Mitglieder der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" folgenden Bürgerantrag: 

Die Stadt Hagen wird gebeten, die Durchführung des für 1984 geplanten 3. 
Bauabschnittes der Restaurierung der ehemaligen Synagoge in Hagen-Hohenlimburg 
durch die Bereitstellung entsprechender Mittel zu ermöglichen. 

Den Antrag erläutere und begründe ich wie folgt: 

1. Bereits mit Schreiben vom 29.12.1980 teilte der Oberstadtdirektor mit, daß die 
Instandsetzung der Synagoge finanziell unterstützt werden solle. Am 9.4.1981 be­
schloß der Hauptausschuß des Rates der Stadt Hagen, die Bemühungen der 
"Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" zu einem geeigneten Zeitpunkt zu 
unterstützen. 

Dieser Zeitpunkt ist nunmehr gekommen, und zwar aus folgenden Gründen: 

a) Mit dem Eigentümerwechsel ist die Vollmacht des Herrn Ernst Umbeck, der 
der Bürgeraktion die Durchführung von Herrichtungsmaßnahmen erlaubt hatte, 
erloschen. 

b) Der neue Eigentümer, Herr Immobilienmakler Kr ug, beabsichtigt, keine Investi­
tionen zu tätigen. Als Privatmann hätte er im Falle der Fortführung der Restau­
rierungsmaßnahmen mit erheblich reduzierten Zuschüssen zu rechnen. 

2. Die "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" ist bereit, das Synagogengrundstück 
im engeren Sinne (ca. 300 qm) gemäß dem Angebot der Firma Krug-Immobilien 
vom 1.3.1984 vorübergehend zu erwerben, sofern ihr die erforderlichen finanziel­
len Mittel zur Verfügung gestellt werden. Der Kaufpreis für die Grundstücksfläche 
soll in Anlehnung an die Bodenrichtwertlinien des Gutachterausschusses von der 
Stadt Hagen festgesetzt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, daß es sich bei dem 
Synagogengrundstück im engeren Sinne nicht um Bauland handelt. In einem ähnlich 
gelagerten Fall hat daher der Gutachterausschuß die Hälfte des Bodenrichtwertes 
als angemessen bezeichnet. 

Die Mitgliederversammlung der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" hat mit 
Nachdruck festgestellt, daß die Bürgeraktion nicht auf Dauer Eigentümer des 
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Synagogengrundstücks im engeren Sinne und des Synagogengebäudes werden kann. 
Sie ist jedoch der Meinung, daß - entsprechend dem Beschluß des 
Hauptausschusses vom 11.3.1982 die Frage der Übernahme des Grundstücks und 
des Gebäudes durch die Stadt Hagen bis zur endgültigen Beschlußfassung über die 
Denkmalliste zurückgestellt werden kann. 

3. Für den 3. Bauabschnitt ist eine Gesamtsumme von DM 120.000,-- vorgesehen, 
_die wie folgt finanziert werden soll: 

DM 80.000,-- Land Nordrhein-Westfalen - DM 20.000,-- Stadt Hagen, DM 
20.000,--Bürgeraktion (durch Spenden und Eigenhilfeleistungen). 

Mit dem 3. Bauabschnitt kann die Restaurierung des Synagogengebäudes weitge­
hend abgeschlossen werden. 

Es wird seitens der Bürgeraktion angeregt, daß die Stadt die für die Durchführung 
des 3. Bauabschnitts benötigten finanziellen Mittel durch den Verkauf eines an 
das Synagogengrundstück angrenzenden städtischen Grundstücks gewinnt, für das 
die Bürgeraktion einen qualifizierten Käufer benannt hat. 

Seit 1980 haben weit über 1000 Einzelpersonen und Gruppen (Bundeswehr, Kompa­
nie des guten Willens, Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste) durch Spenden und 
Eigenhilfeleistungen eine Summe von rund DM 60.000,-- aufgebracht. Das Land 
Nordrhein-Westfalen stellte einen Betrag von DM 140.000,-- aus Denkmalförde­
rungsmitteln zur Verfügung und ist bereit , das Projekt Synagoge auch weiterhin 
überdurchschnittlich hoch zu fördern. Entsprechend einem von Frau Bezirksvor­
steherin Marlies Schumann entwickelten Vorschlag soll das hergerichtete Synago­
gengebäude später als Kulturraum zur Durchführung kleinerer kultureller Veran­
staltungen und Ausstellungen bzw. als Kommunikationszentrum, als Bürgerhaus 
also, genutzt werden. Ein Bürgerhaus dieser Größenordnung liegt im Interesse der 
Bürger von Gesamt-Hagen: so haben u.a. auch die Fachhochschule, die 
FernUniversität sowie die Mitglieder des Hagenrings Interesse an einer Mitnutzung 
des Gebäudes angemeldet. Der Regierungspräsident in Arnsberg ist bereit, im 
Blick auf die Nutzung des hergerichteten Gebäudes als Bürgerhaus erhebliche 
Zuschüsse auch für den Grunderwerb und nutzungsbedingte Maßnahmen zu 
gewähren. 

Da die für die spätere Nutzung des Synagogengebäudes erforderlichen Sozialräume 
am leichtesten in dem benachbarten ehemaligen Schulhaus der jüdischen Gemeinde 
gewonnen werden können, würde es die "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" be­
grüßen, wenn sich die Stadt zum Erwerb dieses Gebäudes entschließen könnte. Die 
Zusage auf Bezuschussung durch den Regierungspräsidenten in Arnsberg fü.r den 
Erwerb und nutzungsbedingte Maßnahmen liegt vor . Diese Anregung ist jedoch 
nicht Bestandteil des Antrags der Bürgeraktion. 

Aufgrund der von den Bürgern auf freiwilliger Basis erbrachten Vorleistungen, auf­
grund der bereits vollzogenen und verbindlich zugesagten weiteren Förderung 
durch das Land Nordrhein-Westfalen sowie im Hinblick auf die überregionale 
Bedeutung des Projektes geht die "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" davon 
aus, daß Rat und Verwaltung der Stadt Hagen durch Annahme dieses Bürgerantrags 
die Durchführung des 3. Bauabschnittes der Restaurierung der Synagoge 
ermöglichen. 
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Bekanntlich ist der Beschluß des Hauptausschusses vom 11.3.1982, die Frage der 
Restaurierung der Synagoge erst zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufzuneh­
men, vor Beginn der Restaurierungsarbeiten gefaßt worden und damit in diesem 
Teil überholt. Andererseits haben die Mitglieder der "Bürgeraktion Synagoge Ho­
henlimburg" Verständnis dafür, daß die Stadt Hagen die Frage der Übernahme des 
Grundstücks erst nach Verabschiedung der endgültigen Denkmalliste entscheiden 
will. Da dieser Antrag den entsprechenden Teil des Beschlusses des 
Hauptausschusses vom 11.3.1982 angemessen berücksichtigt, dürften nach Meinung 
der Mitglieder der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" die wesentlichen 
Hindernisse für eine Beschlußfassung in dem o.g. Sinne ausgeräumt sein. 

Die Bürgeraktion ist an einer einvernehmlichen Lösung der Synagogenproblematik 
interessiert und daher zu einer Aussprache und zu Einzelabsprachen jederzeit be­
reit. 

Nachdem das Synagogengebäude in das Denkmalförderungsprogramm des Landes 
Nordrhein-Westfalen aufgenommen worden ist, besteht nach Auskunft von Herrn 
Oberstadtdirektor Dr. Klaus Müller kein Zweifel daran, daß das Gebäude auch Ein­
gang in die endgültige Denkmalliste der Stadt Hagen findet. Der für 1984 geplante 
3. Bauabschnitt ist jedoch nur möglich, wenn sich die Stadt Hagen nunmehr zu ei­
ner Hilfestellung gemäß der Zusage des Oberstadtdirektors vom 29.12.1980 und 
dem Beschluß des Hauptausschusses vom 9.4.1982 bereitfindet. 

Namens der Mitglieder der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" erlaube ich 
mir hiermit, alle interessierten Mitglieder des Rates der Stadt Hagen zu einer Be­
sichtigung des Synagogengebäudes einzuladen. 

Sie werden, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Her­
ren des Rates der Stadt Hagen, für unser Anliegen Verständnis aufbringen. 

Stadtanzeiger 17 .5.1985 
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In Anbetracht der Tatsache, daß die Erklärungsfrist der Stadt hinsichtlich des ihr zu­
stehenden Vorkaufsrechts für das Synagogengebäude am 6.4.1984 ablief, vereinbarten 
Mitglieder der Bürgeraktion am 31.3.1984 zusätzlich einen Vorstoß von Mitgliedern 
der Deutsch-Israelischen Gesellschaft in der Synagogenangelegenheit. 

DEUTSCH-ISRAELISCHE GESELLSCHAFT e.V. 
Arbeitsgemeinschaft Hagen 

An den Vorsitzenden 
des Rates der Stadt Hagen 
Herrn 
Oberbürgermeister 
Rudolf Loskand 

Hagen, 4. April 1984 

Am 3.4.1984 hat sich eine Arbeitsgemeinschaft zur Bildung einer DEUTSCH-ISRAE­
LISCHEN GESELLSCHAFT e.V. mit Sitz in Hagen, als Oberzentrum, konstituiert. 
Die Leitsätze der DEUTSCH-ISRAELISCHEN GESELLSCHAFT e.V. waren Anstoß 
für die Konstitutierung. 

Die Arbeitsgemeinschaft hat aus ihrem moralischen Bewußtsein, der Kenntnis der 
historischen Fakten, der zukunftsorientierten Verpflichtung heraus, - mit dem Wunsch 
nach Aktivitäten -, einen Programmkatalog definiert, der, an den Leitsätzen der DIG 
orientiert, schwerpunktmäßig strukturiert ist: 
Das Sozialwesen, die Kultur, die Wissenschaften, die Wirtschaft und die Politik 
Deutschlands haben wesentliche Impulse durch die jüdische Geisteswelt erhalten. 

Auch diese Wirkungen gilt es, - neben den aussöhnenden, völkerverständigenden und 
partnerschaftsbildenden Maßnahmen -, in einem breitgefächerten Spektrum von 
Öffentlichkeitsarbeit zu dokumentieren, um eine sinnvolle Brücke von der 
Vergangenheit zur Gegenwart und zur Zukunft zu schlagen. 
Durch Kontakte und Kooperationen mit anderen Vereinen, Verbänden, Organisationen, 
Aktionsgruppen, Kirchen, Glaubensgemeinschaften, Parteien und Privatpersonen sind 
folgende Veranstaltungen geplant: 
Vorträge, Seminare, Diskussionsrunden, Ausstellungen, Begegnungen und kulturelle 
Darbietungen. 
Die Arbeitsgemeinschaft definiert ihre Absicht, die Gesellschaft für christlich-jüdi­
sche Zusammenarbeit, die Aktionsgemeinschaft Synagoge Hohenlimburg und die Kul­
tusgemeinde Hagen für das beabsichtigte Programm wirkungsvoll mit einzubeziehen. 

Die Arbeitsgemeinschaft würde es begrüßen, in dem historischen Ort der Synagoge 
einen Raum zu finden, der seiner Dimension als Gedenkstätte gerecht würde und in 
Zukunft als Veranstaltungsort multifunktional genutzt werden könnte. 

Mit dieser generellen Absichtserklärung hofft die Arbeitsgemeinschaft eine Basis für 
einen offenen Dialog mit der Stadt Hagen geschaffen zu haben, um partnerschaftlich 
anstehende Probleme gemeinsam zu lösen und mit Unterstützung der Stadt das Veran­
staltungsprogramm zu realisieren. 

Demzufolge erklären wir uns vorab bereit, mit dem Einsatz unserer ehrenamtlichen 
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Tätigkeit im Rahmen unserer Möglichkeiten anfallende Aufgaben sachwalterisch zu 
übernehmen. 

gez. Fri tsch 

Arwed Fritsch 

gez. Bröhl 

Dr. Günter Bröhl 

gez. Walther 

Sabine Walther 

gez. Brüggemann 

Kontaktperson: Fri tz Brüggemann 
Winkelstück 6, 5800 Hagen 1 

Diese Absichtserklärung, die von der Stadt Hagen als Antrag aufgefaßt wurde, führte 
endlich zum Erfolg. Die Erklärung ging bei der Stadt Hagen am 4.4.1984 ein. Noch 
am gleichen Tage teilte der Oberbürgermeister der Bürgeraktion u.a. mit: 

"Aufgrund eines Antrages der Deutsch- Israelischen Gesellschaft e. V. habe ich heute 
einen Dringlichkeitsbeschluß gern. § 43 Abs. 1 S. 3 der GO NW zur Ausübung des Vor­
kaufsrechtes nach § 32 Denkmalschutzgesetz gefaßt, der beinhaltet, daß die Stadt 
Hagen das Vorkaufsrecht für den Teil des Grundstückes ausübt , der mit der Synagoge 
überbaut ist und ca. 300 qm umfaßt. 

Die Frage des künftigen Nutzungskonzeptes soll in absehbarer Zeit in einem Gespräch 
zwischen der Verwaltung und Vertretern der Deutsch-Israelischen Gesellschaft e. V., 
die ihre Bereitschaft zur Nutzung und Übernahme der sachwalterischen sowie perso­
nellen Funktionen zugesichert hat, geklärt werden." (Schreiben vom 4.4.1984). 

JÜDISCHES ERBE IN DEUTSCHLAND 

BOTSCHAFT UND HERAUSFORDERUNG 

Bericht 
der 

ßüRGERAKTION SYNAGOGE HOHENLIMBURG 



Stadt will die 
alte Synagoge 
Hohenlimburg 
jetzt kaufen 

Aufgrund eines Antrag.<; der 
deutsch-israelischen Gesell­
schaft hat sich die Stadt Hagen 
jetzt kurzfristig entschlossen, 
das ihr zustehende Vorkaufs­
recht für einen Teil des Synago­
gengruµdstücks im Staptteil 
Hohenlimburg auszuüben. Es 
handelt um ein 300 qm großes 
Grundstück, das mit der Sy­
.nagoge überbaut ist. Darüber 
ist gemäß den Bestimmungen 
der Gemeindeordnung ein 
Dringlichkeitsbeschluß gefaßt 
worden. 

Diese Entscheidung ist gefal­
len, nachdem die Vertreter der 
deutsch-israelischen Gesell-. 
schaft der Stadt gegenüber sehr 
starkes Interesse an der Sy­
nagoge bekundet und ihre Be­
reitschaft erklärt haben, die 
Synagoge zu nutzen und „an­
fallende Aufgaben sachwalte­
risch zu übernehmen", DieFra­
gedeskünfligenNutzung.skon-. 
zeptes-soll in absehbarer Zeit 
in einem Gespräch zwischen 
der Stadtverwaltung und der 
deutsch-israelischen Gesell­
schaft geklärt werden. · 

Die Stadt Hagen hatte sich in 
Sache alte Synagoge Hohen­
lim burg bisher Zurückhaltung 
auferlegt, weil konkrete Nut­
zung.svorstellungen fehlten. 

WP HAGEN 6.4.1984 
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Stadt sichert sich 
das Vorkaufsrecht 
Entscheidung von großer Bedeutung 

Hohenlimburg. Aufgrund 
eines Antrags der Deutsch­
Jsraellschen Gesellschaft 
eN. hat sich die Stadt Hagen 
am vergangene.n Mittwoch 
kurzfristig entschlossen, das 
ihr zustehende Vorkaufs­
recht für den Teil des Syna· 
gogengrundstücks in Ho· 
henlimburg auszuüben, das 
mit der Synagoge überbaut 
ist und ca. 300 Quadratme· 

,,.rer ·'l!mfaßtc@.,„WESTFA·. 
'"LENPO:ST ' berich!Mii-~~· 

t: stepi bereits kurz).~' •J'Y"/' . "f 
Diese Entscbeidu~l ge· · 

fallen, nachdem die Vertre-

1 
ter der Deutsch-Israelischen 

. GeSt'"--Lb ·" der Stadt 

1 

gegenüber sehr starkes In­
teresse an der Synagoge be­
kundet und ihre Bereit­
schaft erklärt haben, die 
Synagoge zu nutzen und 
.anfallende Aufgaben sach­
walterisch zu überneh­
men". Die Frage des künfli· 
gen Nutzungs-Konzeptes 
soll in absehbarer Zeif in ei­
nem Gespräch zwischen der 

Stadtverwaltung und der 
Deutsch-Israelischen Ge­
sellschaft e.V. geklärt wer­
den. 

. Die Stadt Hagen hatte sich 
in Sachen der alten Synago­
ge Hohenlimburg bisher 
Zurückhaltung auferlegt, 
weil konkrete Nutzungs­
vorstellungen fehlten. 

* Anm. c;l,J~lllil!lition: (heja) 
In di~arstellung 
der Stad~fehlt jeder 
Hinweis.:~ rettenden 
Initiativen. der' „Bürgerak­
tion Synagoge Hohenlim· 
burg". Da bvi ist es gerade 

· dies.-SOirdärgemeiriScbaft 
gewesen, die die Verant· 
wortlichen im Rathaus an 
der Volme immer wieder 
hartnäckig an ihre Aufgabe 
erinnerte, -das .,Haus der 
Stille" als Bau·, Geschichts· 
und Kulturdenkmal zu er· 
halten. - Ignoranz als . Quit· 
tung„ für unangenehme 
Mahnung!? 

WP 6.4.1984 
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Oberbürgermeister 
Pressedienst 

NummerE _____ /_~ _ _:_ 
Datum 17. MAi 1984 

OBERBORGERfflSTER RUDOLF LOSKAND Nllt1T SCHLOSsa DER SYtlAAOGE 
HOHENLIMBURG IN atfFANG 

Es SEI DAS ERSTE MAL IN SEINER hrrszerr, DASS ER DEt: ScHLOSSEl 
FOR IZBN GEBÄUDE XN EMPFANG NEJIJE, DAS NOTAR!Ell NOCH tliCHT IM 
BESBTZ DER STADT HAGEN SEio DAS ERKLÄRTE 0DERB0RGERMEiSTER 
RUDOLF Losrwm AM MiYTWOCH IN HOHENUMBUR11, ALS ER BEI !!iNER 
BESICHTIGUNG DER IN:ZWKSCHEN TEU.RESTAU!'UERTEN SVNMOOIE HOHEN­
L!HBURG VOM VORSITZEHDEN DER ßORGERAKTBON, PROFESSOR DR. lABEl, 
DEN SCKUlSSEL DES JOD!SCPJEN GoTllESHAUSES SYMBOlRSCH 0BERREiCHT 
BEl<AM, 0BERSTADTDJREICTOR DR. KLAus MOu.ER, ARcHnE9tT P1cKENHAN 
SOW!E MRTGliEDER DER JÜDISCHEN KULTUSGEMEiNDE HAGEN UND DER 
"BORGERAICTHON SYNAGOGE HOHENL!HBURG# WAREN ZEUGEN DilESES 
ZEREMONIELLS, 

MIT EINEM DANK AN DIE AKTJ~JTÄT DER wBORGERAK1UON SYNAGOGE 
ffOHEHl!MBURG". VERBAND DER 0BERB0RGEfll'1EiSTER EUN~N ROtKBLICK AUF 
MEHRFACHE INITIATIVEN ZUR ßESVAWDSERHAlTUNG DER ALTEN SYNAGOr.E 
HOHENUMBURG, DARAN .BETEILIGT WAREN BEREHS 1972 DER RAT DER 
FROHEREN STADT HOHEHLXMBURG4 DAHACH 1976, DiE BEZRRY.SVERTRETUNr. 
0sT UND AB 1978 AUCH DKE STADT HAGEN SEUST, DASS ES ZU ERNEi1 

VOR0B:RGEHENDEN STUllSTAND GEKOMMEN SEU1 ERKLÄRTE DfR 0BERB0Rr.ER­
MEISTER U.A, IW1RT, DASS DER 1978 DER SACHE WEGEN AHGESPROCHENE 

lANDESP..AmlU.ER l<Entr iNVERESSIE AN DER ß!ESiANDSERAALVIJNG DER ALTER 
SvHAGOGE 1m<uNDer tiAze. Nnarr zun.en:v UHiER DHESE~~ 6EsncHTs­
PUNKT!ff WIES loSKAND KN LETZiER ZERT SO HÄUFBG GE0B7E K~aTiK 
ENTSCHIEDEN ZUROCK. 
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DEM BEGEHREN DER 1980 GEG~OnDETEt~ B0nGERAIUiOH, DiE ALTE SYNAGOGE 

VOR ANDEREN ERHALTENS~ERTEU G~unEN STÄDT&SCHERSclTS EfIDGOLTiG 
UNTER DENB<HALSCHUTZ ZU STELI.EN. HABE AUS 6R0PmEN DER GLE!CHBE­
HANDLUNG NiCHT ENTSPROCHEN \ti"EitDEN KtJNNEN. Loswm ERHHlERYE DARAN. 
DASS SiCH SEIT 1980 EINE D!HKl''1AlliSYE MIT EINER ZAHL VON 500 BiS 
600 ERHALTENSWERTEN OBJEKTEN IH ARBEIT BEFINDET, OBER DEREN BE­
STANDSSCHUTZ DIE ZU37ÄNDIGEff BEscin.USSGREMiEH Di!R STADT ZUR Zen 
BERATEN. 

DER VOR EINIGEN f1oNATEN ERFOLGTE BEstTZWECHSEL DER ALTEN.S\1fAG(X;E 
UND DES DAZUGEHÖRIGEN SVNAGOGENGRUNDSiOCKS SEI DANN FtlR DiE 
STADT HAGEN DER ANLASS GEWESEN, SCHNELL ZU HANDELN UND DAS IHR 
ZUSTEHENDE VORKAUFSRECHT AU8ZUOBEH1 UM EIN MÖGLICHERWEISE NICHT 
WIEDER GUT ZU MACHENDES VERSÄUMNIS AUSZUSCHllESSEN. 

MIT DER OFFIZIELLEN E!GENTUMS0BERTRA6UNG AUF D!E STADT HAGEN, SO 
SAGTE DER 0BERB0RGERME.ISTER, GINGEN AUCH VEP.ANTWORTUNG Uh"D 
fEDERFOf.RUttt; FOR DIE WEITEREN . . REsTAURIERUNr.SARBEiTEH 
AN DER SYNAGOGE AUF Dl!E STADT HAGEH OBER, DABEI SEi ZU PROFEN1 
INWIEWEii ES MOGtlCH SEI, IM RAHMEN DfR NOTWENDIGEN BAUHASSHAHMEH 
DIE f'hTARBEIIT. DES AACHBTEKtEH P!CKENHAN AUCH KONFTKG IN 
ANSPRUCH ZU NEHMEN. 

IM RAJ.t.IEN DES RN ERNER HAm'«>HiScHEN ATMOSPHÄRE VERll.AUFENEM 
TREFFENS AN DER ALTEN SYNAGCGE ffoKENUMBURG FORDERTE DER OBER-
BÜRGERMEISTER IM INTERESSE DER SACHE ALLE • BETEH„DGTEN 
VEREINE UND GESEU.SCHAFTEN AUS, NUNMEHR HAND RN HAND HIT DER 
VERWALTUNG DER STADT HA6EN Z'JSAMMENZllARBEiYEN UND IN GEMEINSAM:ER 
VERANTWORTUNG ERN KoHZEPT FUR DilE ZUKÜNFTIGE NUTZUNG DER ALTEN 
SYNAGOGE ffoHENLJMBURG ZU ENnflCKELH. 

Herausgeber: 
Amt des Rates, Rathaus, 5800 Hagen 1 
Telefon: 02331/207508; Telex: 0823629 
Verantwortlich für den 1 nhalt: Adolf Hoch 



Oberbürgenneister 
dankt Bürgeraktion 
Synagoge 
Hohenlimburg 
Hagen. Es sei das erste Mal in sei­
ner Amtszeit, daß er den Schlüssel 
für ein Gebäude ln Empfang nehme, 
das notariell noch nicht im Besitz der 
Stadt sei. Das erklärte Oberbürger­
meister Loskand am Mittwoch letzter 
Woche in Hohenlimburg, als er den 
Schlüssel der teitrestaurierten Syn­
agoge Hohenlimburg vom Vorsit­
zenden der Bürgeraktion, Herrn Pro­
fessor Dr. Zabel, symbolisch über­
reicht bekam. 
Oberbürgermeister Loskand zollte 
der Bürgeraktion hohes Lob. Er 
wünsche sich mehr Bürgerinitiativen 
dieser Art zum Wohle der Stadt. Die­
se Anerkennung war verbunden mit 
der Zusage der Stadt, nunmehr 
ebenfalls aktiv mitzuarbeiten und die 
Bürgeraktion zu unterstützen. 

WK 24.5 .1984 
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Mit dem Übergang des Synagogengebäudes in die Trägerschaft der Stadt Hagen be­
gann ein neuer Abschnitt in der Geschichte der Bemühungen um die Erhaltung und 
Herrichtung des Synagogengebäudes. 

Die "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" gab im Mai 1984 unter dem Titel "Jüdi­
sches Erbe in Deutschland - Botschaft und Herausforderung" nach drei vorhergehen­
den Zwischenberichten eine Darstellung über den damals erreichten Stand ihrer Be­
mühungen, die sie auch in der Folgezeit fortsetzte. 



10 1 

• Bundespräsidentan 
Bürgeraktion Synagoge 

.Der Herr Bundespräsident künftige Begegnungsstätte ei­
dankt Ihnen für Ihren Brief vom nen Beitrag zur Erhaltung des 
9. August 1984, mit dem Sie ei· Friedens unter den Menschen 
nen Bericht der von Ihnen ver- leisten kann." - Der dem Bun­
tretenen Bürg_erinltiative zur despräsidenten zugeschickte 
Rettung der Synagoge Hohen- Bericht: .Jüdisches Erbe in 
limburg zugeleitet haben .. Gern Deutschland - Botschaft und 
hat der Herr Bundespräsident Herausforderung" (200 Seiten) 
in Ihren Bericht Einblick ge· kann gegen einen Spendenbe­
nommen. Es hat ihn interes- trag von DM 15 über die Buch­
siert, daß hierbei selbst eine handlungen Steglich (Hohen­
Pressemeldung über seine Äu- limburg), Lachenicht, Rats­
ßerung in der Feierstunde zum buchhandlung und Springer 
40. Jahrestag der Wannsee- (sämtlich Hagen) sowie über 

1 

Konferenz berücksichtigt wor- die Mitglieder der .Bürgerak­
den ist. Der Bundespräsident tion Synagoge Hohenlimburg" 
hofft, daß die Syn~oge , _ls bezogen werden. 

Friedhofspflege 
nicht gestattet: 
stattdessen Basar 

Hohenlimburg. (G.F.) Der 
Klasse 7 d der Realschule in 
Hohenlimburg bekam jetzt ein 
großes Lob. Klassenlehrerin 
Frau Zurnieden hatte sich zu­
sammen mit den Kindern über 
die Judenverfolgung sachkun· 
dig gemacht. Dabei entstand 
be; den Mädchen und Jungen 
der spontane Wunsch, den jü­
dischen Friedhof zu pflegen. 
Dies wurde der Klasse jedoch­
aus versicherungstechnischen 
Gründen-von der Stadt Hagen 
nicht erlaubt. 

Um trotzdem Gutes zu tun, 

veranstalteten die jungen Leu· 
te kurzerhand einen Basar zu 
Gunsten der Synagoge. Dabei 
kamen insgesamt 280 Mark zu· 
sammen, für die Professor Dr. 
Hermann Zabel den )ugendli· 
chen am Freitagmargen Worte 
des Dankes aussprach. 

Dies, so Za bel, sei ein großer 
Beitrag, um die Synagoge wei· 
ter auszubauen. Es gelte durch 
die Renovierung des Gebäudes 
eine Begnungsstätte zu schaf· 
fen, die auch helfen solle, Vor· 
urteile gegen das Judentum ab· 
zubauen. 

WR 17.9.1984 

WP 1.9.1984 
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NRW-Minister Dr. Zöpel war Gast 

der „Bürgeraktion Synagoge" 

„Sie haben.unseren Hilferuf 
1 auf genommen una verstanden!" 

Hohenllmburg. (Ute) Ein 
Bild von den Restaurierungs­
arbeiten an der Synagoge Ho· 
henlimburg machte sieb am 
Samstag der oberste Denkmal­
schützer des Landes Nord­
rhein-Westfalen, der Minister 
für l;andes- und Stadtentwick· 
lung. Dr. Christoph Zöpel. Mit· 
glieder, Freunde und Förderer 
der . Bürgeraktion Synagoge", 
allen voran Professor Dr. Her· 
mann Zabel, hießen den Mini­
ster in der Lennestadt will · 
kommen. 

Eckebard Buhrow vom Pla­
nungsamt der Stadt Hagen gab 
einen kurzen Überblick Ober 
den Fortschritt der Arbeiten. 
So ist es vorgesehen, die Empo­
re wieder anzubringen und im 
angrenzenden Fachwerkhaus 
die Sozialräume einzurichten. 
. Professor Dr. Zabel in seiner 
Begrüßung: • Wir freuen uns, 
daß Sie, Herr Minister Zöpel, in 
Begleiiung des Oberbürger· 
meisters Rudolf l.Dskand und 

des Bundestagsabgeordneten 
Toetemeyer heute das Gebäu­
de der ehemaligen Synagoge 
besichtigen. In Verbindung 
mit der Übernahme des ehe­
maligen Gotteshauses der uµ­
tergegangenen jüdischen Ge­
meinde Hohenlimburg enl· 
wickelte die Stadt Hagen nun· 
mehr ein Gefühl besonderer 
Zuwendung zu diesem Haus. 
1981 waren wir gezwungen, 
Sie, Herr Minister, auf die Ein­
sturzgefahr hinzuweisen, die 
seinerzeit bestand. Sie haben 
unseren Hilferuf aufgenom­
men und verstanden. Erstmals 
machten Sie als oberster NRW­
Denkmalschützer von Ihrem 
Recht Gebrauch, bei akuter 
Gofahr die Unterschutzstel­
lung eines Gebäudes anzuord: 
nen. Diese damalige Entschei­
dung wurd8 im In- und Aus­
land ebenso beachtet wie die 
finanzielle Förderung. die Sie 
von Ihrem Hause aus dem Ge· 
bäude in d'er Folgezeit zuteil 

werden ließen. 
Seil 1980 wurde durch Spen­

den und Eigenhilfeleistungen 
von Bürgern und Gruppen eine 
Summe von fast 70 000 DM für 
dieErhaltungundHerrichtung 
des Synagogengebäudes aufge­
bracht. Das Land fürderle die 
Bemühungen durch die Bereit· 
stellung von Landesmitteln in 
Höhe von 140 000 DM. 

Wir danken Ihnen, Herr Mi· 
nister, daß Sie Ihre damalige 
Entscheidung so konse,quent 
durchgehalten haben: sonst 
wäre die heutige Zusammen­
kunft nicht möglich, das Ge­
bäude längst eingestürzt oder 
abgerissen." 

Professor Dr. Zabel übergab 
Zöpel eine gebundene Fassung 
des Zwischenberichtes Ober 
die bisherige Arbeit der .Bür· 
geraktion"'. Der Minister wie­
derum bedankte sich für die 
Einladung und betonte: . Mit 
der Denkmalpflege wie gerade 
hier an der . Hohenlimburger 

Synagoge soll nicht nur ein Ge­
bäude erhalten werden, son­
dern auch ein Stück Geschich· 
te. Dies ist die Aufgabe des 
Staates, wozu er verpflichtet 
ist. 

Der Antrag auf Zuweisung 
von Mitteln für die Städtebe­
aufürderungliegt vor. Über die 
Zahlen kann ich zwar noch 
nichts sagen, aber wir werden 
uns weiter für den Erhalt der 
Synagoge einsetzen." 

Die Synagoge als zukünftige 
Begegnungsstätte halte ich für 
eine notwendige Idee, um die 
Ausstrahlung der damaligen 
Gschichte auf die Hohenlim­
burger und Hagener Bürger 
aufrechtzuerhalten. 

Ein abschließender Rund· 
gang, an dem auch Bezirksver­
treterin Marie Schumann und 
der Vorsitzende des SPD-Orts- . 
vereins Hohenlimburg, Horst 
Tillmann, teilnahmen, been­
dete den Besuch des Ministers 
in der Lennestadt. 

WR 24.9.1984 
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Ein Bild v_om Stand der Restaurierungsarbeiten in der Synagoge an der Jahnstraße machte sich 
Minister Dr. Christoph Zöpel (im hellen Mantel) anläßlich seines Besuchs in Hohenlimburg. 

(WR·Bild: Manfred Theimann) 

• Bürgeraktion Synagoge 

Trotz Wechsel 
Panzerbrigade 20 steht zum Wort! 

Hohenlimburg. In der Blü· 
eher-Kaserne in Hemer fand 
die Kommandoübergabe · der 
Brigadeeinheiten der Panzer· 
brigade 20 von Oberst B. Kitt· 
ner an Oberst H: Zimmermann 
statt. Aus diesem Anlaß teilte 

· Oberst Kittner der „Bürgerak· 
tion Synagoge Hohenlimburg" 
u. a. mit: „Selbstverständlich 
bringt ein Wechsel im Kom­
mando Unruhe und Störungen 
in gewachsene Bindungen. 
Doch kann ich Ihnen versi· 
ehern, daß die Panzerbrigade 
20 zu ihrer Verpflichtung und 
zu ihrem Bekenntnis in der 
Frage der Synagoge Hohenlim· 
burg steht, auch wenn Perso­
nen kommen oder gehen". 

Die Panzerbrigade 20 ist im 
Rahmen ihres Ausbildung­
sauftrages für Soldaten der Pio· 
niertruppe auch nach dem 
Weggang von Oberst Kittner zu 
weiteren Hilfsleistungen bei 
der Restaurierung des Synago· 

gengebäudes und seiner Um· 
gebung bereit. Die Durchfüh­
renden der Arbeiten werden 

· wiederum die Pioniere der 
·Panzer-Pionier-Kompanie 20 
aus Hemer sein. · 

Der Kompaniechef, Haupt­
mann Wulf Rosen, hat Anwei­
sung, die notwendigen Erkun­
dungen zu treffen, Absprachen 
und Verhandlungen zu führen 
sowie die erforderliche11 Ver· 
träge vorzubereiten und zur 
Geneh!ljigung einzureichen. 

Die Bürgeraktion konnte die· 
se verbindliche Zusage der 
Bundeswehr zwischenzeitlich 
an Oberbürgermeister Los· 
kand weiterleiten. In Anbe­
tracht der allgemeinen Finanz­
situation wird die Stadt sicher­
lich auf dieses Hilfsangebot 
eingehen. In der nächsten Zeit 
wird abzuklären sein, welche 
Arbeiten von den Pionieren 
übernommen und 'durchge· 
führt werden können. ' WP 10.10.1984 
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·Auch in Hohenlimburg fanden vor 46 Jahren 

Ausschreitungen statt 

An die. Vorgänge im· Jahre. 1938 
will die 

Bürgeraktion Synagoge erinnern 
Hoheulimhurg. Am 10. No­

vember 1938 fanden im An· 
schluß an eine Rede, dili der 
Ortsgruppenleiter der NSDAP 
auf dem Kronenburgplatz 
hielt, auch . in Hohenlimburg 
Ausschreitungen gegen Ge­
bäude jüdischer Mitbürger 
statt. „tch fuhi.wie immer nach . 
Hagen .zur Schule", schreibi 
der damals kriapp 14jährige 
Hans Loewenstein, heutlf in 
Buenos Aires lebend . .Als ich 
dort ankam, standen die Syn· 
agoge und die Schule in Brand. 
lchfuhrgleich wiedernachHo· 
henlimburg zurück, um mei· 
nen Eltern und Verwandten zu 
berichten, was ich in Hagen 
vorgefunden halle. Leider kam 
ich eine halbe Stunde zu spät. 
Inzwischen waren mein Vater 
und meine Onkel von der Poli· 
zei abgeholt worden. Dann ka· 
men Menschen, die das Haus 

Eggestreße 6 und die Synagoge 
zerstörten und uns drei F ami· 
lien Loewenstein In den Wald 
schickten. Dort blieben wir 
von morgens 10 Uhr bis nachts 
1 Uhr. Da es eine schrecklich 
kalteNachtwarundesstarkzu 
regnen anfing. gingen wir dann 
zur Schillerstraße. Dort wohn· 
te in einer Mansarde eine ein· 
zeine Person, der man nichts 
·zerstört halle." · 

Hans Loewenstein ·schildert 
in sei nein Brief, wie seine Mut­
ter am nächsten Morgen zur 
Polizei ging. Dort erlaubte man 
die Rückkehr zur zerstörten 
Wohnung. riet aber dringend 
davon ab. die vier Loewen­
stein·Jungen auf die Straße ge· 
hen zu lassen, „da man uns 
sonst auCh ins Konzentrations· 
lager schicken müßte." 

In einem Brief des Kurt Ro­
senberg aus Pacific Palisades 

heißt es unter anderem: .Ein 
. halbes Jahrhundert ist vergan~ 
gen, seitdem ich alle Gedanken 
und Erinnerungen an diesen 
fürchterlichen Progrom, den 
meine Eltern erleid•n mußten, 
aus meinem Bewußtsein ver­
bannt habe. Mir bereitet der 
Gedanke. mich dieser Zeit er­
innern zu müssen, Seelenqua­
len.• Er berichtet weiter: .Der· 
Inhalt unseres Wohnhauses 
wurde vom Dach bis zum Kel· 
Jer zerstört." Die Dachziegel 
wurden vom Dach geworfen, 
so daß' der Regen hereinkam, 
denn es war November und 
regnerisch. Alle Fenstergläser, 
Möbel, Bücher, Bellen usw. 
wurden in den kleinen Vorgar~ 
ten oder in die Gartenanlagen 
hinter dem Haus geworfen und 
'in Brand gesteckt. Mein Vater 
wurde in Hall genommen." 

Der ehemalige jüdische Mit· ; 

bürger erzählt auch von 'einn 
Hohenlimburgerin, die Im Jah-1 
re 1938 im Alter von 12 Jahren, ., 
auf dem Wege zur Schule zur 
Augenzeugin geworden sei 
unJ ihrer Klassenlehrerin von 
dem Gesehenen berichtet 
habe. Sie erhielt als Antwort: , 
.Du hast' nichts gesehen und ' 
Du. hast nichts gehört, und Du. 
wirst.<farüber mit keinem spre­
chen." Die .Bürgerektion Syn· 

agoge Hohenlimburg", zu de­
ren Zielen die Erforschung der 
Geschichte der früheren jüdi· 
sehen Gemeinde gehört, erin­
nert an die Vorgänge des f ahres 
1938.SieistanweiterenAugen­
zeugenberichten interessiert 
Dies gilt insbesonde1 e auch für 
Milleilungen über Personen. 
die sich seinerzeit für die ver­
folgten Mitglieder der jüdi­
schenGemeindeeingesetztha· 
ben. 

WR 10.11.1984 

Hinweis: ~Jit diesen Vorgängen befaßt sich der Teil II dieser Dokumentation, 
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Ausschüsse und Rat 
müssen entscheiden 

:Vorträge, Ausstellungen, Seminare, Begegnungen und kulturelle Darbietungen -
das alles soll in Zukunft in der alten Synagoge in Hohenlimburg stattfinden. So je­
denfalls sieht der Plan der Hagener Verwaltung aus, die - so ist es der Vorlage zur 
nächsten Ratssitzung am 25. April zu entnehmen - die Nutzung der Synagoge als 
öffentliche Begegnungsstätte der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, Sektion Hagen 
in Federführung übertragen Will. „Dadurch", .so heißt es in der Verwaltuqgsvorlage 
weiter, „ wird gewährleistet, daß die einzelnen Veranstaltungen der Bedeutung des 
Gebäudes entsprechen." 

Seitdem Jahr1980wurde die 
Synagoge Hohenlimburg auf 
Initiative" der „Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg" in 
ihrer Bausubstanz gesichert 
und teilweise restauriert. Die 
vorläufige Unterschutzstel­
lung nach dem Denkmal­
schutzgesetz erfolgte dann An­
fang 1982. Daraufhin wurde die 
Bürgeraktion mit erheblichen 
Mitteln des Landes gefiirdert 
und von zahlreichen privaten 
Spendern und Vereinen unter­
stützt. Im Jahr1984hat die Stad t 
Hagen das Gebäude schließlich 
durch Ausübung des Vor­
kaufsrechtes nach dem Denk­
malschutzgesetz erworben. 

Inzwischen sind auch die 
Bauarbeiten soweit fortge­
schritten, daß durch die Wie­
derherstellung von Dach, Fen­
stern und Türen der Bestand 

des Gebäudes gesichert ist. 
Vorliegt nun auch das Grob­

konzert für die weitere Restau­
rierung und den wei teren Aus­
bau des Gebäudes. Danach soll 
der Fußboden, die Wände, die 
Empore ausgebaut werden, 
Beleuchtung, Heizung und 
eine Möblierung folgen. Zu­
dem ist der Ausbau des Neben­
gebäudes vorgesehen, mit den 
erforderlichen Räumen wie 
Garderobe und Toilette. Au­
ßerdem sollen die Außenanla­
gen gestaltet werden, an Park­
plätze ist gedacht und auch an 
einen zweiten Zugang. Ein Ar­
chitektbüro wurde zudem 
Ende Januar dieses Jahres mit 
der sogenannten Einzelpla­
nung beauftragt. 

Auch die Finanzierung ist 
zu nächst gesichert. Im Dezem­
ber letzten Jahres bekam die 

Stadt Hagen Me./dung vom Re­
gi8rung.5präsidenten in Arns­
berg, der für das Vorhaben Mit­
tel in Höhe von 200 000 DM 
Mark zur Verfügung gestellt 
hat. Die Eigenleistung der 
Stadt Hagen bleibt damit bei 
85 000 Mark in einem begqmz­
ten Rahmen. Auflage bei den 
Landesmitteln: Bis zum Ende 
des .laufenden Jahres müssen 
sie ausgegeben werden. 

Gestern, Dienstag, beschäf­
tigte sich übrigens der Bau­
und Verkehrsausschuß mit der 
Hohenlimburget Synagoge. 
Am heutigen Mittwoch müs­
sen die Mitglieder des Wirt-·, 
schafts- und Grundstücksaus­
schusses ihr Votum abgeben. 
Das letzte Wort zu diesem Un­
ternehmen hat dann - wie ge­
sagt - am 25. April der Rat. ' 

Stadtanzeiger 17 .4.1985 
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Mit soviel Wohlwollen hatte 
Bürgeraktion nicht gerechnet 
Synagoge in Hohenlimburg sollte 1986 fertiggestellt sein 

Hohenlimburg. In der Sit­
zungdes Rates der Stadt Hagen 
am 25. April berichtete Dieter 
Eich (SPD) über die Beratungen 
der Beziskvertretung Hohen­
limburg, des Bau- und Ver­
kehrsausschusses sowie des 
Wirtschafts- und Grund­
stücksausschusses. Die ge­
nannten Gremien hatten sich 

1 mit · der;-verwaltungsvorlage, 
die einen Ausbau der ehemali­
gen Synagoge an der1ahlistraße 
als öffentliche Begegnungsstät­
te vorsieht, eingehend befaßt 
und hatten jeweils ohne Ge­
genstimme dem Plan zuge­
stimmt. 

Eich schilderte die Bemü­
hungen und Erfolge der .Bür­
geraklionSynagogeHohenlim­
burg", die bekanntlich im Vor­
jahr zum Erwerb des Gebäudes 
durch die Stadt Hagen führten. 

Auch die Ratsmitglieder Gün­
ter Stadermann (CDU) und Lo­
thar Kaminski (Die Grünen) 
dankten der Bürgeraktion in 
der öffentlichen Sitzung für 
ihren Einsatz. 

In einem Votum wurde eine 
Verbindung der anstehenden 
Ratsentscheidung zu der Dis­
kussion um den 8. Mai herge­
stellt. Mit soviel· Wohlwollen: 
hatten die anwesenden Vertre­
ter der BilrgBrtlktibn m Etinne­
rung an frühere Widerstände 
im Rat der Stadt Hagen nicht 
gerechnet. 

Es war schließlich nicht 
mehr verwunderlich, aber im­
merhin doch bemerkenswert, 
daß auch der Rat der Stadt Ha­
gen einstimmig der Verwal­
tungsvorlage beitrat. 

Da die der Stadt Hagen zuge­
sagten Landesmittel noch im 

laufenden Jahr ausgegeben 
werden müssen, ist in Kürze 
mit der Fortsetzung der Arbei­
ten am Synagogengebäude zu 
rechnen. Das Architekturbüro 
Kohlhage und Pickenhan wur­
de bereits Ende Januar1985 mit 
der Einzelplanung beauftragt. 
So dürfte die Prognose des 
Kämmerers der Stadt, mit der 
endgültigen Fertigstel)u11g des 
Gebäudes seUm Jahre 1!1116 zu 
.rechnen, realistisch ~lbt ~-~ 

Die Mitglieder der .Bürger­
aktion Synagoge Hohenlim­
burg" danken dem Rat und der 
Verwaltung der Stadt für das 
Verständnis, das im Blick auf 
das Projekt .Synagoge Hohen­
limburg" in dem erwähnten 
einstimmigen Ratsbeschluß 1 
nunmehr seinen sichtbaren 
Niederschlag gefunden hat. ' 

WP 1.5.1985 

Dr. Eimer Hartmann bei der Erläuterung der Renovierungsarbeiten an der ehemaligen jüdischen 
Synagoge. Fotos(2): Lemke 
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Die traditionsreiche S::lbbatlamoe ist inzwisct~en aufgetaucht: 

Bür~er werden zur Mithilfe au i aefordert - ·-· 

Vermißte Kultgegenstände werden gesucht 
Hohcnlirnbur~. Vor mehr als 

47 Jahren leuch tete sie in der 
Wohnung einer Hohenlimbur­
ger Famil ;,„ eine Sabbatlampe 
aus ~ f f':.,1111! mit Sf!c. hs stcrna r­
lig anp.<'Ol tl!H~ic n Armrnt. die 
zur Aufn<thme von Dochten 
dienten. a111 unlcrtm Ende ei ne 
Schale zu m Auffange n des Ols. 

Dei Einbruch der Dunkel­
heil am Frn11agabcnd w11rdf! 
sie angf'lur Hlf!t un d brn nnle 
den (rnnz<•n Sabba t Uhm. in 

ihr C'T l. ii \11tu!lf! die Wcilll' und 
Freude df's Sabhatl agr.s Vl'r­

korpernd. ,. Einn Lampe fu r ül­
lich t. nicht tiir Kerzen, vermut­
lich aus dr·m lB. Jah rhundert", 
lautet dw ~lflin ung eines Ex­
perten: 1~ in Z1•ugnis fü r die 
jah rhu11c1t:rt1•,il tnTra<l it ion ju­
J1~r. h1• r 1-'n1111migkcit in Ho­
hcn l11nburg. 

ge. die sich vor 47 Jahren auch 
in llohenlimburg abgespielt 
haben. 

Die „ Bfl r~c raktion Synagoge 
llohcnli mburg" hoffl. deß 
not:h wcilrrP Crjlens t.-.ndc aus 
dem Besit z der frullf!ren jüdi· 
schP-n Gemei ndc ~cf unden und 
dcm nmilch.s l in ch~ r herge­
richt eten SynaJ:?OJ?ü ausgr.stellt 
werden. So fohlen verschiede· 
ne J\.ult gcgenstandc a us de r 
SynaR0~1?. insliesond ere die 
Thma·Rolle n. die nach Zeu· 
genberichtcn in Hohcnlim· 
buq~ offenbar nicht verbrannt 
wurden. 

Hin weise. die zur Auffin­
<lu 1g dümlic.h sind. w~rden 
von den Mitgl iedern der ßü r· 
~<' rnltion, de r Muscums­
i1:it11n~ und der Red aktion die· 
sor Z1dlun3 g~rn c11tgegc11gl?'­
nommcn. 

WR 13.11.1985 

Am 10. Novcmbt.! r 1938. am 
MorRen nach der soge nann ten 
Reichskristallnacht. wurde 
diese Tradition gewalt~am ab­
gebrochen. Auf dem ....: ront•n­
bu rgplatz vcrsammf'llP sich 
eine zusammengetrommrlte 
MPn~chenmcnge. Parteimit· 
i<:lieder und Sympalh1santen 
des NS- Regim es. rlnrunt f'r An · 
gehörige versch iedener ßctrie· 
hc. br.waftnet mit ßrncho;tan ­
gcn. Spi tzhacken und anderen 
We rk. zm1gcn. Der ddm.!lige 
Ortsgruppenleiter und l·uhre r 
des J lcimatve reins hielt eine 
nammr.ncie Rede. Dann be­
gann das Werk der Zersturuug. 
ZiP. le der Gewaltaktion wa ren 
die Synagoge sowir- die i l<iusc r 
und Wohnungen {Lenneufo r­
s traße). l.ocwenslein/Sc.;hone-
1,a um (Eggi!S l ralkJ. Stt•rn (\\'es­
sellrnr. h) und Ros1:nberg tber-

Oie t rad1t1onsrc1che Sabbat­
lampe ist inzwischen wieder 
aufgetriucht 

(WR-61ld : Gunther Fessen) 

lohner Strn l\~ ). Zu e iner dil~S cr 
Wohnungen du rfte di<!s1~ Lam ­
pe gehort haben. N.-.ch Beendi­
gung der Gewalte'1ion leuch· 
letr ... 1P nir.lit mt'hr 

Auf Anord nung dP.o; Orts· 
RruppPnlrilPrs und Fuhrrrs 
des Heimat\'c reins wurde sie­
zusammen mit and1•ren aus ju­
dischcn UPsitz cntwf'nrlf'tcn 
Gegcnstanden· in tl.1') lY:J~ er· 
uflnete HPima tm wt•um ).{0 · 
bracht und snr~lall1..: ~ atalogi ­
siert. Die ....:arte1kart1: mit dem 
Zusatz J ist ·w ie vi·dc~s ;111dcrc­
abh andPn ge kommrn. 

DiP- alk Sabba tL1:npc tauch ­
te jedoch \'ur ein1g1.·r Zei t wie· 
de r au f: SPi t kurzem isl ~ie in 
<lcr sta dthi'i lorisdwn Abt1:i· 
Jung des ~luscurns im Schloß 
zu sehen · ei n bedeutsames Er-
1n11Pru11 1:-.. ,1uck u nd zuglHich 
eint! 1\1.ihnung an Um Vorg;111· 

Hinweis: 
Auf diese Vorgänge bezieht sich der 
Teil II der Dokumentation. 
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Kosten sollen niedrig bleiben 
Plausibles Konzept zur Sanierung der 

Hohenlimburg. (jü.) Im Zuge 
der Wiederherstellung der 
denkmalswerten ehemaligen 
Synagoge an der Jahnstraße ist 
es erforderlich, die angestrebte 
zukünftige öffentliche Begeg­
nung.%tätte mit Nebeneinrich-. 
tungen zu versehen. Der beauf· 
!ragte Architekt Gerhard Pic­
kenhan entwickelte ein plau-

sibles Konzept. Unterhalb der 
Synagoge steht ein Haus, das in 
städtischem Besitz ist und zu 
verfallen droht. Es kann indes 
nicht ersatzlos abgebrochen 
werden, weil es eine Stütz­
funktion für den gesamten 
Hang hat, an dem es mit der 
Rückwand steht. 

Jetzt soll das Obergeschoß 

einschließlich des Dachstuhls 
abgebrochen werden. Auf das 
verbleibende Untergeschoß 
wird ein neues Dachgeschoß 
gesetzt, das zumindest vorerst 
im Rohbauzustand belassen 
wird, über ein vorhandenes 
Außenpodest erreichbar ist 
und für Lagerzwecke genutzt 
werden kann. 

DfEEHEllAl.JQEWURSTKilcttEeinerMetzgereiblkletdleSllitz­
mauer für ci.s Synagogengelinde an der JahnatraBe/Herran­
s1ralle. Mit einem niedriger angesetiten neuen Dachgeaclloll 
wird clemnictlat die Sicht auf da• ehemalige jüdische Got· 
tesha1111Nier. heja/Foto: Jacobs 

Im Untergeschoß sollen Toi­
letten für Damen und Herren, 
der Heizungsraum sowie ein 
Nebenraum eingerichtet wer­
den. Wie bei der Sanierung und 
Restaurierung der Synagoge 
selbst, werden die Kosten 
durch den Einsatz freiwilliger 
Helfer, durch eine Arbeits-Be­
schaffungs·Maßnahme und 
durch die Männer des Grünflä· 
chenamtes bewußt niedrig ge­
halten, um in einem ange~es-

senen Finanzrahmen zu blei­
ben.AmSchluß,sowirderwar­
tet, werden sich die Gesamtko­
sten für das Projekt Synagoge 
auf 325 000 DM belaufen, wo­
von 200 000 DM als Zuschuß 
a•Js der Landeskasse flossen. 

Amtsleiter Volker Haase 
vom Hochbauamt erläuterte 
der Bezirksvertretung Hohen­
limburg diese Planungen aus­
führlich und fand die breite 
Zu.~timmungdes Hauses. 

Übrigens: Die "Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg" ist 
erfreut darüber, daß eine ver­
schwundene sogenannte Sab­
batlampe (vermutlich 18. Jahr­
hundert und aus dem Besitz jü­
discher Mitbürger) wieder auf­
tauchte und im Museum im 
Schloß zu sehen ist. Sie hofft, 
daß weitere Kultgegenstände 
auch aus der Versenkung auf­
tauchen, um demnächst in der 
Synagoge ausgestellt zu wer­
den. 

WP 14./ 16.11.1985 
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e Bei Umbau und Nutzung der 
• Synagoge guter Rat nützlich 

Hohen 1 im h ur g. Der Rat der Stadt Hagen hat in einer Sitzung der Ausbauplanung für den 
Umbau der ehemaligen Synagoge in Hohenlimburg zugestimmt und die erforderlichen Haus· 
haltamittel, IOWeit es sich um den städtischen Anteil handelt, Im Haushalt 1986 bereitgestellt. 
Diner Beschluß st,ellt di~ Grundlagefär den in Kllrze beginnenden Abschluß der Restaurierungs· 
alaliMthriJ'endit::~..,: · :·· . . ·,.. , .... '·"'', ,,-.-„. j 1 _,: • . 

Aus Gründen dei Ko~1enein­
sparting werden sich durch 
Vermittlungder .Bürgeraktion 
Synagoge Hohenlimburg" vor· 
aussichtlich erneut die Pionie· 
re der Bundeswehr aus Hemer 
an den anstehenden Arbeiten 
beteiligen. In diesem Zusam· 
menhang verdient die Tatsa­
che Beachtung, daß der Ober· 
bürgermeister nunmehr einen 
schon länger vorliegenden 
Vorschlag von Pro[ Dr. Walk 
Uerusalem) dem Oberstadtdi­
rektor zuleitete. 

Prof. Walk, 1936 nach Israel 
ausgewandert, dort zuletzt 
Universitätslehrer. lange Jahre 
Direktor des Leo-Baeck·lnsti­
tuts Jerusalem, Leiter des lnsli· 
tuts für die Erforschung des 
Diaspora-Judentums und Mit· 
arbeiter der Forschungsstätte 
Yad·Vashem, hatte . u. a. ge­
schrieben: 

.Um der Geschichte und 
dem Wesen der jüdischen Ge· 
meinschaft gerecht zu werden, 
wäre es wünschenswert, in 
dem geplanten Versamm· 
lungsraum eine _Dau.erausstel-

··- ,.., .. ,1, •: '· ,., . · ·· --\-' t - l 
lung von1üdischen Kultgegen- wlhnt Aktualität durch den 
ständen einzurichten. Ihre Umstand, daß vor kurzem 
StadthatinAdalbertBöningei· Kultgegenstände aus dem Be· 
nen sachkundigen Kenner des sitz der früheren jüdischen-Ce· 
Judentums, dessen Kenntnisse meinde Hohenlimburg im Ma· 
unserer Religion mich, einem gazin des Museums gefunden 
gesetzestreuen Juden, aufs . wurden. Diese Gegens~ände 
Stärkste beeindruckt haben. müssen bestimmt und für eine 
M. E. sollte man Herrn Böning spätere Ausstellung im Sy­
die wissenschaftliche Verant- nagogengebäude aufgearbeitet 
wortung für die Ausgestaltung werden. 

1 

und Zweckbestimmung der Die Bürgeraktion unterstützt 
Hohenlimburger Synagoge den Vorschlag von Prof. Walk. 
übertragen, um auf diese Weise 
Fehler zu vermeiden, die an-
dernorts unterlaufen sind." 

Prof. Wallt, dessen Buch.Das 
Sonderrecht für d'ie Juden im 
NS-Staat" (Karlsruhe 1981) 
weltweite Beachtung fand, 
steht in Schriftverkehr mit 
mehreren deutschen Städten, 
die sich um die Erhaltung des 
jüdischen Erbes bemühen. Sei· 
ne Empfehlung OberStudi,en· 
rat Böning, der weit über Hagen 
hinaus als Fachmann für Fra· 
gen der jüdischen Tradition 
bekannt ist, offiziell in die wei· 
teren Arbeiten am Synagogen· 
gebäude einz~beziehen, ge-

WP 30.12.1985 

Für spätere Ausstellung im Synagogengebäude 

Kultgegenstände wurden im 
Magazin im Museum gefunden 

WR 20.12.1985 
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··-·, Mit großem 
·Engagement 

Die Pioniere sind erneut im Einsatz 

ElnutzortSynagoge:.AmAbenclaehenmeineKamerM!enund 
Ich, was wtr geachllllt haben!" - ao überzeugt vom Sinn Ihres 
JobazeigenaichWehfpftlchtlgeaatten. Foto: lc 

Hohenlimburg. (ic) .Es ist 
eine wirklich sinnvolle Ar­
beit!" - Das die Worte des 
Bundeswehrsoldaten An­
dreas K wauka über seinen 
Dienst. Der Grund: Zusam­
men mit acht Kameraden der 
Panzerpionier-Kompanie200 
aus der BIOchor-Kaserne in 
Hemer setzen die Unifor­
mierten derzeit die Hohen­
limburger Synagoge instand. 

Mit Presslufthämmern, 
Spitzhacken und Schaufeln 
tragen sie einen Teil des Ne­
bengebäudes ab, in dem 
später Heizung, WC und Gar­
deroben untergebracht 
werden sollen. 

Ersparnis für die Bürger­
aktion Synagoge, die den 
Aufbau betreut, beim jetzt 
dritten Bundeswehr-Einsatz 
an der Synagoge: Runde 
15 000 Mark. Dieses Geld 
kann nun sinnvoll für die Re­
staurierung des Sand­
steinbodens verwendet wer­
den. Übrigens sind Un-

Einutzort Hohenlimburger Synagoge: So überzeugt vom Sinn 
ihres Jobs zeigen sich Wehrpflichtige aeHen.Foto:Dirk Schmitz 

Soldaten bauen alte 
Synagoge wieder auf 
Bundeswehr in Hohenlimburg im Einsatz 

terstützungs-Leistungen 
dieser Art keine Seltenheit: 
Selbst Spielplätze haben die 
Pioniere schol1'gebaut. ' 

Hauptfeldwebel Georg 
Schulte: .Das Engagement als 
Einsatzleiter ist bei solchen 
Aufgaben sehr groß. Bloßer 
Dienst nach Vorschrift ist für 
meine Männer ein Fremd­
wort!" Doch, was sich so ein­
fach anhört, ist ein verwal­
tungsmäßiger Marathon­
Lauf. So kann ein Brigade­
Kommandeur nicht einfach 
den Einsatzbefehl geben. 

Zuständige Entschei-
dungs-Instanz ist die Wehr­
bereichs-Verwaltung. Doch 
auch die ist gebunden. Es 
bedarf einer Unbedenklich­
keits-Erklärung der Süd­
westfälischen Industrie-und 
Handelskammer. Diese soll 
das örtliche Handwerk vor 
olivgrüner Konkurrenz 
schützen. Dann erst kann die 
Truppe zum Ort des Ge­
schehens geschickt werden. 

WP 18.3.1986 
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Bundeswehrsoldaten 

Einsatz bei 
der Synagoge 

liohenlimburg. Rekruten 
der „Panzerpionierkompanie 
200" aus Hemer sind zum drit­
ten Male der der Herrichtung 
der Synagoge Hohenlimburg 
im Einsatz. Erfahrungen beim 
.Aufbau und Abriß" habendie 
jungen Soldaten schon bei di­
versen Einsätzen gesammelt. 
So wurde schon ein Kinder­
spielplatz durch Soldaten die­
ser Kompanie fertiggestellt. 

Bei der Synagoge in Hohen· 
limburg wird ein Teilabriß ei· 

1 
nes Seitentraktes durchge-

:f{~~~~ b:r:e~:~J:r!b~k~~~ 
Mehrzweckraum genutzt wer­
den. Ein Stück praktischer Ver­

Acht Rekruten sind zur Zeit eifrig dabei, einen Anbau der Syn- 1 söhnung leisten diese Bundes-
agogeteilweiseabzureißen. (WR-Bild: Gunther Fassen) wehrsoldaten. 

WR 18.3.1986 

Die Bürgeraktion.:.hat-ihr ': 
gestecktes Ziel :~ ·rreicht 

1 

Die Bilanz der geleisteten Arbeit fiel sehr pesitiv aus 
Hohenlimburg. (tp) Bald ist 

es geschafft! Die Bürgeraktion 
• Synagoge Hohenlimburg" ver­
anstaltete am Sonntag im Paul­
Gerhard-Haus ihre Jahres­
hauptversammlung. Die 1980 
gegründete Gruppierung wird, 
so ihr Vorsitzender Prof. Dr. 
Hermann Zabel. ihre ange­
strebtenZielein diesem Jahr er­
reichen und kann auf eine ins­
gesammt erfolgreiche Bilanz 
ihrer Arbeit zurückblicken. 

Resultat der letzten Jahre: die 
Restaurierung der ehemaligen 
Hohe.nlimburger Synagoge und 
ihre Uberführungin städtisches 
Eigentum, eine 1981 gestartete 
Besuchsaktion mit ehemaligen 
jüdischen Mitbürgern und all­
gemein die Aufarbeitung der 
Geschichte der ehemaligen jü-

dischen Gemeinde Hohenlim-· 
burgs. 

Wie der Kassenbericht zeigte, 
konnte die Initiative seit ihrer 
Gründung auf ihrem Spenden­
konto die stolze Summe von 
100.000 DM verbuchen und so 
die Renovierung finanzieren. 
Den erfolgreichen Verlauf der 
Arbeit verdankt die Bürgerak­
tion „Synagoge„ nicht zuletzt 
der Bundeswehr, die den 
Ausbau durch drei kostenlose 
Pionier-Einsätze unterstützte. 

Mitte September soll es dann 
endlich soweit sein. Zur Über­
gabe der Synagoge werden vor­
raussichtlich, wie Zabel be­
richtete, der Ministerpräsident 
und der israelische Botschafter 
als Redner zu erwarten sein. In 
einer Abschlußdokumentation 

soll außerdem die gesammte 
Arbeit der Gemeinschaft noch 
einmal wiedergegeben werden . 

Ein weiterer Punkt in der Jah­
resplanung ist die Wieder­
holung der Besuchswoche. Ziel 
dieser Woche ist es, der Of­
fentlichkeit die verschiedenen 
Nutzung.smöglichkeiten der 
Synagoge zu demonstrieren. 
Das geplante Wochen-Pro­
gramm beinhaltet bis jetzt eine 
Dichterlesung, ein Kammer­
konzert und eine Kunstaus­
stellung der Malerin Helga Ei­
ben. Um die Planungen ver­
wirklichenzu können, bedarf es 
weiterer Spenden. Erbeten 
werden Einzahlungen auf das 
Konto 128 011 238 bei der Spar­
kasse Hagen, Stichwort: Be­
suchswoche. 

1 .• -, . 
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„Unbestreitbar um die Synagoge verdient gemacht" 

Bürgeraktion will Marlies 
Schumann als Ehrenmitglied 

Hohenlimburg. Bereits im 
März 1964 beschlossen die Mit­
glieder der „Bürgeraktion Syn­
agoge Hohenlimburg" einstim­
mig, Bezirksvorsteherin Marie 
Schumann die Ehrenmitglied­
schaft anzutragen. 

Seinerzeit wurde jedoch zu­
gleich festgelegt, diesen Be­
schluß erst nach dem Aus­
scheiden von Frau Schumann 
aus dem Rat der Stadt Hagen 
bekanntzugeben. Dadurch 
sollte der Eindruck vermieden 
werden, als stelle die Verlei­
hung der Ehrenmitgliedschaft 
ein Mittel der Beeinflussung 
eines Mitgliedes des Rate~ der 
Stadt Hagen dar. 

Die Mitglieder der „Bürger­
aktion Synagoge Hohenlim­
burg" fühlen sich der Bezirks­
vorsteherin in vielfacher Hin­
sicht verbunden. Dazu Her­
mann Zabel, Vorsitzender der 
Aktion: „Marlies Schumann 
war es, die - möglicherweise 
unbewußt - den Startschuß 
zur Gründung der Bürgerak­
tion gegeben hat. Im Anschluß 
an die Kranzniederlegung vor 
dem Synagogengebäude am 9. 
November 1980 wies Frau 
Schumann die Mitglieder des 
damaligen Arbeitskreises .Jü­
dische Gemeinde" darauf hin, 
ein positives Echo aus dem 
Kreise der Bevölkerung könne 
für die Politiker eine Hilfe sein 

für die Erhaltung des vom Ein· 
sturz bedrohten Synagogenge­
bäudes_. 

Zur Eröffnung der Vortrags­
reihe .Jüdische Gemeinde" 
hielt Frau Schumann am 20. 
November eine eindrucksvol­
le Begrüßungsrede. 

Im Rahmen ihrer Sprech­
stunde empfing Frau Schu­
mann in Gegenwart von Horst 
Tillmann (SPD) und Hans-Ge­
org Pieper (CDU) am 6. Januar 
1981 Vertreter der . Bürgerak­
tion Synagoge Hohenlimburg" 
und machte im Verlauf der 
Aussprache den Vorschlag, das 
Synagogengebäude zukünftig 
als .Kulturaum zu nutzen." 

Im September Fertigstell~ng 
Zabel weiter: „In der Folge­

zeit bemühte sich Frau Schu­
mann in Sitzungen der Be­
zirksvertretung und des Rates 
der Stadt Hagen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten darum, 
die obengenannten Zielvor­
stellungen zu realisieren. Sie 
machte sich dadurch unter 
ihren Kollegen nicht nur 
Freunde. Mit der Verleihung 
der Ehrenmitgliedschaft 
möchte die Bürgeraktion die 
unbestreitbaren Verdienste 
derFrauSchumann um das Ge­
bäude der ehemaligen Synago-

[ ge in Hohenlimburg öffentlich 

1 

in Erinnerung bringen. 
Ein besonderer Dank gilt 

Frau Schumann für ihren Ein­
satz im Zusammenhang der 

von der Bürgeraktion 1982 ge­
planten und durchgeführten 
Besuchswoche für ehemalige 
jüdische Mitbürger Hohenlim­
burgs. Obwohl die Bezirksver­
tretung Hagen-Ost eine Unter­
stützungdieser Aktion aus ver­
schiedenen Gründen offiziell 
abgelehnt hatte, ließ es Frau 
Schumann sich nicht nehmen, 
die aus aller Welt angereisten 
Gäste im Rathaus Hohenlim­
burg zu empfangen und zu be­
grüßen. Ihre damaligen Worte 
sind allen Teilnehmern an der 
Veranstaltung noch in bester 
Erinnerung. Insbesondere 
zeigten sich auch die früheren 
jüdischen Mitbürger Hohen­
limburgs über das Engagement 
der Frau Schumann außeror-

dentlich beeindruckt. Die 
.Bürgeraktion Synagoge Ho­
henlimburg" sieht angesichts 
der für September 1986geplan­
ten Fertigstellung des Synago­
gengebäudes und der damit 
verbundenen Besuchswoche 
für ehemalige jüdische Mitbür­
ger nunmehr den Zeitpunkt für 
gekommen an, den Beschluß 
über die Ehrenmitgliedschaft 
für Marlies Schumann aus dem 
Jahre 1984 öffentlich bekannt­
zugeben. Die Mitglieder der 
Bürgeraktion gehen davon aus, 
daß sich Frau Schumann auch 
bei den für September 1986 ge­
planten Veranstaltungen im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten 
helfend und unterstützend 
einsetzen wird .~· 

WP 22.7.1986 



11 3 

Kommentar 

In einer parlamentarischen Demokratie liegt die Funktion einer Bürgerinitiative darin, 
die Forderung nach Mitbestimmung von Bürgern in bestimmten Mangellagen durchzu­
setzen. Diesem Zweck dienen direkte Aktionen, Aufrufe, Flugblätter und Eingaben. 
Entscheidend für den Erfolg ist vielfach, ob es gelingt, die Presse für die Ziele der 
Initiative zu gewinnen. 

Im vorliegenden Falle ist der dokumentierte Aufruf, der auszugsweise auch in der ört­
lichen Presse veröffentlicht wurde, der Ausgangspunkt für die Arbeit der Bürgerak­
tion Synagoge Hohenlimburg. Die 19 Unterzeichner, Mitglieder verschiedener Vereine, 
Parteien, Kirchen, bitt en die Bürger um Spenden im Sinne einer Vorleistung und eines 
konstruktiven Beitrags zur Erhaltung des Synagogengebäudes. Als Ziele werden ange­
geben: 1. Erhaltung der Bausubstanz des Synagogengebäudes, 2. Überführung des Ge­
bäudes in städtisches Eigentum, 3. Nutzung des Gebäudes zu Gunsten der Bürger. 

Adressat der Bemühungen war von allem Anfang an der Rat der Stadt Hagen, in dem, 
wie sich bald herausstellte, die Bürgeraktion jedoch über keine Lobby verfügte. Zu­
dem waren frühere Aktivitäten zu Gunsten einer neuen Nutzung des Synagogengebäu­
des im parlamentarischen Raum gescheitert. Aufschlußreich ist in diesem Zusammen­
hang die Stellungnahme des Vereins für Orts- und Heimatkunde Hohenlimburg e. V. 
vom 9.12.1980. Der Vorstand des Vereins lehnt mit Hinweis auf seine gescheiterten 
Bemühungen auf die Probleme der Finanzierung und die Beschlußlage bei der Stadt 
Hagen eine Mitarbeit ab. Er hebt außerdem hervor: "Der Heimatverein hat mit 
Wiedergutmachung an Bürgern der Stadt, denen Unrecht zuteil wurde, nichts zu tun. 
Er distanziert sich hiervon ganz entschieden, es ist nicht seine Aufgabe, 
Wiedergutmachung zu tätigen, noch die Bürger zur Wiedergutmachung aufzurufen, 
gleichgültig in welcher Form auch immer." Diese programatische Erklärung bedarf 
angesichts der Rolle, die der damalige Vorsitzende des Heimatvereins als 
NSDAP-Ortsgruppenleiter 1938 bei der Demolation des Synagogengebäudes spielte, 

·keines Kommentars. 

Wie oben erwähnt, ging die Anregung zu der Aktion zu Gunsten der Erhaltung des 
Synagogengebäudes von der für den Bezirk Hagen-Ost (= Hohenlimburg) zuständigen 
Bezirksvorsteherin aus. Daher bemühten sich die Mitglieder der Bürgeraktion in der 
Folgezeit darum, die Bezir ksvorsteherin und die Bezirksvertretung Hagen-Ost in die 
Verantwortung zu nehmen. Dies geschah in mündlichen Verhandlungen, schriftlichen 
Eingaben und Veröffentlichungen. Die positiven Verhandlungsergebnisse werden über 
die Presse der Öffentlichkeit bekannt gemacht. "Der von Bezirksvorsteherin Marie 
Schumann entwickelte Vorschlag, das herzurichtende Synagogengebäude künftig als 
'Kulturraum' zu nutzen, geht von der realistischen Einschätzung aus, daß frühere Vor­
schläge für eine Nutzung des Synagogengebäudes nicht durchsetzbar sein dürften." 
(WP 19.1.1981) Nach der Behandlung des Projektes in der Bezirksvertretung heißt es 
u.a.: "Die Bürgeraktion kann du Unterstützung der Bezirksvertretung sicher sein." 
(WP 7 .2.1981) Eine andere Zeitung hebt hervor: "Bezirksvertreter rücken an die Seite 
der Bürgerinitiative." (Anzeiger für Hagen 14.2.1981) 

Doch kommen bald auch Gegner der Aktion öffentlich zu Wort. So heißt es in einem 
Leserbrief unter Hir_weis auf die entstehenden Kosten u.a.: "Da es in Hohenlimburg 
heute nur ein bis zwei jüdische Mitbürger gibt und die Jüdische Kultusgemeinde Hagen 
gar nicht an der Erhaltung der Synagoge interessiert ist, ist es für die Bürger 
unverständlich, daß die Bürgerinitiative den Steuerzahler der Stadt Hagen mit 
derartigen Kosten belasten will." (WP 12.2.1981) Schon hier zeigt sich ein später 
wiederholt auftauchendes Mißverständnis, als sei beabsichtigt gewesen, die Synagoge 
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als Gotteshaus einer in Hohenlimburg nicht mehr existierenden jüdischen Gemeinde 
wieder herzurichten. Diesem Mißverständnis tritt ein anderer Leserbriefschreiber 
entgegen, der fordert, daß "das Gebäude als Zeitdokument erhalten bleiben sollte zur 
Bewußtseinsbildung einer jüngeren Generation, die Fragen stellt. Die Geschehnisse 
1938 und danach fanden vielerorts in Deutschland statt, aber eben auch in 
Hohenlimburg. Weil viele andere am Hierbleiben gewaltsam gehindert wurden, leben 
heute lediglich die zitierten ein bis zwei jüdischen Mitbürger in unserer Stadt." (WP 
18.2.1981) 

Besonderen Anteil an den Bemühungen der Bürgeraktion nahmen von allem Anfang 
an die ehemaligen jüdischen Bürger Hohenlimburgs. Bereits am 7. 7 .1980 fragte Frau 
Hilde Bloch (USA) an: "Wäre es nicht möglich, daß die Synagoge wenigstens wieder 
in einen ordentlichen Zustand gebracht würde? Eine Synagoge, wie jede Kirche, sollte 
doch etwas Heiliges sein!" Im März 1981 nahm Frau Bloch zu den Bemühungen noch 
einmal Stellung: "Ich freue mich sehr, daß Ihr Aufruf zur Wiederherstellung der Syna­
goge einen so schönen Erfolg hat. In der Anlage übersende ich Ihnen einen Scheck über 
25 Dollar, was nach dem heutigen Stand etwa DM 50,-- sein sollte. Es ist nur ein be­
scheidener Betrag: er kommt jedoch von Herzen." Ähnlich äußerten sich andere ehe­
malige Hohenlimburger jüdischen Glaubens, die heute in England, Frankreich, Schwe­
den, Israel, in der Schweiz und in den USA leben. Die Bürgeraktion machte diese 
brieflichen Stellungnahmen - teils vollständig, teils in Auszügen -in Eingaben an die 
Stadtverwaltung, in Pressemitteilungen sowie in insgesamt drei "Zwischenberichten 
zum Stand der Bemühungen um den Erhalt der alten Synagoge in 
Hagen-Hohenlimburg" (November 1981, Februar 1982, September 1982) bekannt, um 
auf diese Weise einen moralischen Druck auf die politisch Verantwortlichen in Rat 
und Verwaltung der Stadt auszuüben. Veröffentlicht wurde auch ein Auszug aus einem 
Schreiben des Zentralrats der Juden in Deutschland vom 15.1.1981 mit folgendem 
Wortlaut: "Wir hoffen sehr, daß es Ihnen gelingt, die förderungswürdigen Pläne 
erfolgreich zu verwirklichen." Ebenso hilfreich erwies sich eine Mitteilung des 
früheren Leiters des Leo-Baeck-lnstituts in Jerusalem vom 5.2.1982: "Ihre 
ernsthaften und ehrlichen Bemühungen um die Instandsetzung und Instandhaltung der 
alten Synagoge und die Tatsache, daß Sie immer wieder auf bürokratische 
Schwierigkeiten stoßen, ergänzen einander, heben aber einander nicht auf. Ich hoffe 
mit Ihnen und Ihren Mitarbeitern, daß das Gewissen um die schreckliche 
Vergangenheit das Gewissen Ihrer jetzigen Mitbürger aufrütteln wird und wünsche 
Ihrer Aktion vollen Erfolg!" 

Allerdings gab es auch eine gewichtige Stimme aus dem Kreis der jüdischen Bürger, 
die von der Stadtverwaltung Hagen in ihrem Sinne ausgewertet wurde. ln einer telefo­
nischen Unterredung gab der Vorsitzende der Jüdischen Kultusgemeinde Hagen dem 
Kämmerer der Stadt seine persönliche Ablehnung der Pläne der Bürgeraktion bekannt. 
Er begründete nicht nur das Desinteresse der Kultusgemeinde Hagen, sondern fügte 
nach einem Bericht des Stadtdirektors wörtlich hinzu: "Ich bin Kaufmann und Steuer­
zahler. Mir stehen die Haare zu Berge, wenn ich höre, daß man für solchen Quatsch 
Geld ausgeben will." Diese Äußerungen, zitiert in einer Vorlage der Stadtverwaltung 
für die Beratung in den politisch zuständigen Gremien und veröffentlicht in der 
lokalen Presse (WP 6.3.1982, WR 8.3.1982), verfehlten ihre Wirkung nicht. Die 
Veröffentlichung der Äußerungen des Vorsitzenden der Kultusgemeinde Hagen stellten 
einen Rückschlag für die Bemühungen der Bürgeraktion um die Erhaltung und 
Herrichtung des Synagogengebäudes dar. In einem Leserbrief wies ein Mitglied des 
Vorstands der Kultusgemeinde Hagen, zugleich auch Mitglied des Vorstands der 
Bürgeraktion, darauf hin, daß der Vorsitzende lediglich seine persönliche Meinung 
dargelegt habe. 
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In einem Beitrag der Israel-Nachrichten vom 9.6.1982 ist von einem "Befremdenden 
Unisono jüdischer Funktionäre und Neonazis" die Rede. In der Tat meldeten sich nach 
der Unterschutzstellung des Gebäudes im Jahre 1982 auch anonyme Schreiber, die 
in der Auseinandersetzung um die Synagoge Hohenlimburg eine willkommene Gelegen­
heit sahen, ihre antisemitischen Emotionen zu entladen. In dem neonazistischen 
Publikationsorgan "Deutscher Anzeiger" erschien am 4.2.1982 eine tendenziöse 
Darstellung unter dem Titel "Was soll der Quatsch? Hagener Christen wollen Juden 
eine alte Synagoge aufdrängen." Auch die Tendenz dieses Beitrags ist eindeutig. In 
diesen Zusammenhang gehören telefonische Bedrohungen, denen sich Mitglieder der 
Bürgeraktion ausgesetzt sahen, sowie mehrmalige Schändungen des jüdischen 
Friedhofs in Hohenlimburg. 

Aufgrund der dargestellten Erfahrungen nahm die Bürgeraktion eine Sprachregulie­
rung vor. Das Wort "Synagoge" war offensichtlich für eine Reihe von Zeitgenossen 
eine Art Reizwort. Es war zudem häufig mit dem Mißverständnis verbunden, als solle 
das ehemalige Gotteshaus wieder für eine jüdische Gemeinde hergerichtet werden. 
Um die mit dem Wort "Synagoge" verbundenen Konnotationen in der öffentlichen Dis­
kussion nach Möglichkeit auszuschalten, schlugen die Vorstandsmitglieder der Bürger­
aktion im Frühjahr 1982 vor, vorläufig zur Bezeichnung des ehemaligen Synagogenge­
bäudes den Begriff "Haus der Stille" zu verwenden. Für diese Sprachregelung hatten 
jedoch einige frühere Mitglieder der jüdischen Gemeinde Hohenlimburg wenig 
Verständnis. 

Die Tatsache, daß die Bemühungen der Bürgeraktion letztlich zum Erfolge führten, 
hängt nicht zuletzt mit dem Umstand zusammen, daß die für die Vergabe von Landes­
mitteln zuständigen Behörden Verständnis für das Engagement der Gruppe aufbrach­
ten. "Politisch instinktlos" - so kommentierte der Regierungspräsident in Arnsberg 
die Entscheidung des Hauptausschusses der Stadt Hagen im Jahre 1982, die Übernah­
me von Kosten für die Erhaltung der ehemaligen Synagoge in Hagen-Hohenlimburg 
abzulehnen. Hilfreich war die unbürokratische Abwicklung der Mittelbewilligung und 
die Zusage auf Zuwendung weiterer Mittel. 

Für die Bürgeraktion, die angesichts der geschilderten politischen Ausgangslage keine 
Lobby im Rat der Stadt Hagen hatte, waren Veröffentlichungen über die Presse der 
einzig aussichtsreiche Weg, sich in der Öffentlichkeit Gehör zu verschaffen. So wurde 
nicht nur über die freiwilligen Hilfsleistungen verschiedener Gruppen (Pioniere der 
Bundeswehr, Kompanie des guten Willens, Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste) und 
den Erfolg der Spendenaktion, sondern auch über Veranstaltungen berichtet, die die 
Bürgeraktion am und später im Synagogengebäude durchführte. Beachtung fanden die 
Rundfunkberichte von Heiner Lichtenstein vom 30.12.1981 (WDR III Forum West) 
sowie von Stefan Huy vom 12.1.1982 (Deutschlandfunk). Auch das Fernsehen nahm 
sich des Themas an (WP 22.1.1982). 

Durch den Verkauf des Synagogengebäudes an einen Makler im Frühjahr 1984 erfuhr 
die Auseinandersetzung um das Synagogengebäude eine dramatische Zuspitzung. Der 
von der Bürgeraktion eingebrachte Bürgerantrag hätte im Falle seiner Ablehnung das 
Verhalten der politisch Verantwortlichen als völlig unverständlich erscheinen lassen 
angesichts der erbrachten Vorleistungen und der verbindlichen Zusage weiterer 
Landeszuschüsse. Die Tatsache, daß die Stadt Hagen ihren Widerstand gegen eine 
Übernahme des Gebäudes aufgab, ist letztlich der Absichtserklärung einer damals 
noch zu gründenden Arbeitsgemeinschaft Hagen der Deutsch-Israelischen 
Gesellschaft zuzuschreiben. Diese Erklärung wurde zwei Tage vor Ablauf der Frist, 
innerhalb derer die Stadt Hagen ihr Vorkaufsrecht für das Synagogengrundstück 
anmelden konnte, dem Oberbürgermeister vorgelegt und führte dazu, daß dieser in 
Verbindung mit den Fraktionsvorsitzenden der übrigen im Rat der Stadt Hagen 
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vertretenen Parteien innerhalb weniger Stunden einen Dringlichkeitsbeschluß zu 
Gunsten des Synagogengebäudes durchsetzte. Dadurch entfiel die Notwendigkeit, den 
Antrag der Bürgeraktion zu behandeln und in weitere Verhandlungen mit der 
Bürgeraktion einzutreten. 

Die dokumentierte und kommentierte Auseinandersetzung ist auch aus verschiedenen 
Perspektiven von Interesse. Auf das Projekt "Erhaltung und Herrichtung des 
Synagogengebäudes in Hagen -Hohenlimburg" beziehen sich sprachliche Äußerungen 
von Einzelpersonen, von Vereinen, Institutionen und Gruppen . Die Auseinandersetzung 
erhält ihr besonderes Gepräge dadurch, daß sie im wesentlichen öffentlich, d.h. über 
die Presse geführt wird. Dabei benutzen die Hauptkontrahenten, auf der einen Seite 
die Bürgeraktion, auf der anderen Seite Rat und Verwaltung der Stadt Hagen, zur 
Durchsetzung ihrer unterschiedlichen Zielvorstellungen eine Reihe gegenläufiger 
Sprechhandlungstypen. 

Die von der Bürgeraktion bevorzugten Sprechhandlungen stehen schwerpunktmäßig 
unter den Aspekten "Appell, Aufforderung". Ihre Argumente entstammen einerseits 
dem Wissen um die Vergangenheit des Synagogengebäudes und der Absicht, einen Bei­
trag zur Bewältigung dieser Vergangenheit zu leisten. Sie sind andererseits bezogen 
auf die positiv zustim menden Äußerungen ehemaliger jüdischer Mitbürger, anderer 
Repräsentan ten jüdischen Lebens sowie der zuständigen Behörden (Landeskonservator, 
Regierungspräsident, Mi nister für Landes- und Stadtentwicklung). Eine wichtige Rolle 
spielen wiederholte Hinweise auf die materielle und ideelle Unterstützung der überaus 
großen Zahl von Einzelpersonen und Gruppen, die durch Spenden und 
Eigenhilfeleistungen erhebliche Vorleistungen zur Erhaltung und Herrichtung des 
Gebäudes erbrachten. 

Dagegen sind die Argumente der Vertreter der Stadt Hagen vorrangig dem 
Sprachhandlungstyp "Verweigerung" zuzuordnen. Dabei wird formal auf die 
notwendige Gleichbehandlung aller denkmalwürdigen Gebäude in der Stadt sowie die 
diesbezüglichen Beschlüsse der parlamentarischen Gremien hingewiesen: danach sei 
vor der endgültigen Verabschiedung der Denkmalliste eine Einzelfallentscheidung zu 
Gunsten der Synagoge nicht möglich. Andererseits zielen finanzielle Erwägungen, d.h. 
die anfallenden Kosten für die Herrichtung sowie die Folgekosten, angesichts des 
Haushaltsdefizits der Stadt auf die Zustimmung der Bürger. Auch die Vertreter der 
Stadt machen sich ihrerseits den Widerstand einzelner Personen und Gruppen - nicht 
zuletzt mit Hilfe der Presse -im Sinne ihrer zunächst ablehnenden Haltung zunutze. 

Beide Seiten sind bemüht, in der öffentlichen Auseinandersetzung ihre jeweilige Posi­
tion mit entsprechenden Hinweisen aufzuwerten. Der Sprachgebrauch der Kontrahen­
ten ist auf je verschiedene Weise persuasiv. Die an der Auseinandersetzung Beteilig­
ten sind daran interessiert, ihr jeweiliges Gegenüber zu überzeugen bzw. zu überre­
den. 

Die öffentliche Auseinandersetzung um die Synagoge Hohenlimburg weist Merkmale 
eines politischen Kampfes auf. Im Rückblick wird man Verständnis für die von beiden 
Seiten vorgetragenen Argumente aufbringen müssen. Letztlich gelingt es dem 
scheinbar schwächeren Partner seine Ziele gegen die erklärte Absicht des Ra tes und 
der Verwaltung der Stadt Hagen vorzeitig durchzusetzen. Aufgrund der 
Auseinandersetzungen und entsprechender Beschlüsse erkennt die Stadt Hagen nach 
der Übernahme des Synagogengebäudes jedoch nur die Deutsch-Israelische 
Gesellschaft Hagen als Verhandlungspartner an . 

Trotzdem setzte die Bürgeraktion Synagoge ihre Bemühungen um die Erhaltung und 
Herrichtung des Gebäudes auch in der Folgezeit fort. Sie mahnt und erinnert die Ver-
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treter der Stadt an die übernommene Verpflichtung und unterstützt im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten den Fortgang der Restaurierung. In mündlichen Verhandlungen und 
schriftlichen Stellungnahmen weist sie wiederholt darauf hin, daß die Herrichtung 
und zukünftige Nutzung des Synagogengebäudes in angemessener Weise auch an einen 
dunklen Teil der Lokalgeschichte erinnern müsse. 

Die Übergabe des Synagogengebäudes an die Öffentlichkeit wird in Teil III dokumentiert 
und kommentiert. 
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TEIL II: DOKUMENTE UND ERINNERUNGEN 

1. Im Jahre 1938 

Im Jahre 1938 gehörte das Synagogengebäude Hohenlimburg zu den Zielen eines von 
Anhängern und Sympathisanten des NS-Regimes veranstalteten Demolationszuges. 

Die gleichgeschaltete Heimatzeitung "Der Gemeinnützige" berichtete damals: 

!lncfl tn ~•lirnlim'burg tief~ G'mVöt'ITTtg tif>;r 
bi" fdg1' ~otbtat bell ~ul>rn, ®rünftnn. 

i9'lia:d) l&~n ~ 'liflTelitmi ~~ b°'JT<fJ 
fetg'e iitiln[cf)e . IDW~r!jtmb nrelnt'gi[trz~te!i 
bellt\<fien :Div,fomttttn: ~fl'· trDllt %ulj !;.~in fid) 
trud) in :un[eret st~bf, t!J~ ia:!l~rDrt!l ,fut ~en 

. metd), fµontane iu'=fe!~~!itf)e fu!r%Z!nmgm a1li 
~Ttrigen X.O:ge en:bmdzlt. 

'.Die ±tef'e: (l:m:piinmg ~r fi!jig'<?nl l!3e:r3ff:?ntng 
nrod)te !id) babei aud) m ~ta:r~en ~ifl~[~n 
"1Utiom?n ilitft. · · 

DG 11.11.1938 

Die Synagogengemeinde war gezwungen, ihr Eigentum, das Grundstück mit dem 
Synagogengebäude und dem früheren Schulhaus der Gemeinde, zu verkaufen. 
Nachfolgend wird der diesbezügliche Vertrag dokumentiert. 
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Suc llcf<llri!f finh 

ilm drei 
l\rbunOenfleue~ 

in fnorben OIH'toen\lef. 

1938 F7'ß;o, ~·:i. ~e z. 

/V ; ~'~•"'-1.-1~ · 
nolar. 

Uerbanbelt 0u fjobenlimbutg, am . .1 6 .Dezember . . ..... ;0J1L. 

Uor mir, bem un!er3eic\)1111ten Do!ar 

1Red)fsanmalt Dr. jm. 1Rubolf lfif2ctrRtn<11rn 
in ljobenlitnburg i. m., 

erfc()ienen beule VOil Per37n bek rnnt 

1.al, der Rent'ler Ferdi:)an c' Rone1b'!r7, 

bl d11r ~an~man1 pnno L~Me1stein, 

cl c'er Viehhtt'ldler Moritz ~erherg, 

. ~·-

s~~tlich Mohnhrft in Hohen!i~bur7,hanfelna als vertre 

tun7~bereehti7te Vnrstanc'smitglieder (Pr die Sy na7oa '! 

gemeinf.e in Hohenlimbuq. 

2. · d0 r11Fahrika"1.t Ernst Umhe<'k,wonnhC!(t in. lloh -•nlimbHrg. 

Die Brschienenen. schlossen folgen.den Kan(vertrag . 
„ 

§ 1 
~--· 

Die S~1nagogenrye7'1einde Ho„enl l11:hErJ int. Rigentii"!erin 
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des il Grundbuch von Hohenlimbnrg Bana 27 ~latt C62 ein7e -

tragenen Grundbesit?.es.Die Ersc.aienanen zu 1 :Jerl'a•1ten ;ia -

·mens der Synagog en1enei1de diesen Grundhesitr nchRt aufrte~ 

d'en Gebäultohketten an de'! Erschienenen zu 2. Die Geh!iplir..1 

lceiten 1üerden in d'lm Zusf.a'!de V"lrlcauft,in dem sie sioh he~i 

d-en,ohne dass si!itens der Verkäufe'rin eine G?[1:ihr r;;r ir.?P. '! 

'zil-el ehe Sachm fing~l ~f bernom~en N ·Üd~. 

§ 2 

Der Kaufrr~is entspriah t dem Einb e itsNert unr batr~?t 

16. }00 RM .Von.dem Kaufr>reis hat der Ersc'hier.ene 7.ll 2 den Be 

trag von 15.800 RM. an ri.e Verkäuferin 7.P 7.nh2en,soh'.'ld die 

schreibu'!g aes Eigentn11!s im Gr undbu ch RtattqP.~1-'nC"'l nat.Di ~ 

Zahl11ng hct ?.V. erfolgen nnf co.s Kant r r'!r Vnr/r:•,_!f'!rin bei 

Comm erz-un d Privat-Ba nk in Hc h e nlin~nrg .Der Rentbet r ag VO! 

500.-- RM is'. von dem Ersr.liiene'!en Zl! 2 ers~ rann 7.ll ?.C"hl~ 1 . 

Menn die Verk~uferin ihm die &5sahn n7sbeHilligun1 rber die 

Abt.III eingetragene Grundschuld 7.u ·aunsr.en der, Preur.sü r.~ 

Land esv~ r band~s jttdische~ Gemeinden ausgchtndig t nat. 

§ } 

Die 1/ebergabe des verk auften Grunciberitze~„ erfol(Jt h~ 

NutZ'lngen und La11ten :;ehen mit ne1'1 1. Jannr.r 1939 m!( dPn ~ 

sc~ienenen zn 2 ttber. 

Die Ersc~ienenen 7.11 1 JasAen den im § 1 he?.eil'nnet.c~Ji l 

.Grundbesit z a11r den Ersa~ie~qnen 7.n 2 an(.Der Rrs ahienene 

2 nimmtb. die Au(lasn11n7 an.Die Err.cnienenen be•.)i1Ji7en :•n!' 
' ;' ' , ... . 

·: . : b;~nt. ragen die Ein.t!'a'.J!!nq der Ei7ent11"ls'inr'erun7 

S:~~~GJ~~t'..~'d;~JJ,~~L~~-~.fit~~~f;,iJi!iq~ s'f} ~~„ .. -; . „. 
-~/ ~! ' ,:: : :> 
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§ 5 ,„ 

Der Notar •11i er dte Beteili-iten rJ ara11f /Jin,tlas s nae/J 

§1 der Ver9rdnung V0"1 3.12. 1938 hber den Einnatz jPrJischen 

Ver"l 'ige ns rJi.eser Ver~raq 7<1n'l'1mi71111;isT>fli.rhtig re i.Der Er -

sehienene zu 1 erl<:l~rte dazu , ee sei ihm die Gr nehni7unq zu 

ciesel'i fertra1 in A11 seicht ·7estellt. 

§ 6 

rie d~re/J diese1 Vertrag entstehenden Kosten SOMie d68 
Grunderoerbete~er tr~gt der Erschienene zu ·2 • 

• 
• Das Proto~oll o~ rde den E~sch~enencn vor~el~den ,vo~ 

Innen 7enehni7t and ei7e1hi1fig,0ir foJgt,nnters"hrieben. 

F.e rd i n-;nd Ro s eiberq 
Hu1 0 Lönenstei n 

MC1 rit z J.:euhe q 

Erns t DTT:beek 

Dr. Rddalf ~arl<:mann,HC1tar 

lostenber ~ehnn ng • • 

Nertqege;stend: ~is 18 000 RM 
Gebij/Jr ( il r Beurl<:und2ng §§ ltt.26.29 II RKostO. 

U rl!'I 'tdens t e•i er 

~·, 

Zus .rnl'!en 

gez . Dr.Markmann 

Notar 

96.- RM 

}.-- RU 

99.-- h ========== 
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G e n e h m ·i g u n gö 

Auf Grund der §§ 8 0 9 und 17 de r '.'erordnung libor den 

Einsatz des jUdischen Vermögens vom 3.12.1 930 - RGJl.l 
s. 1709 - erteile ioh hiermit zu deu am 16.12.1938 vor 

, dem Rechtsanual t und Notar Dr. Rudolf Mar kmann, Ilohori­
limburg geschlossenen Kau:t'vertrago INr. 339 der Url;unden­
rolla fUr 1938) zwischen 

1.) der Synagogengemeinde Hohe n l i m b ur g 

und 

2.) dem Fabrikanten Ernst Um b ec k, Hohonlimburg, 

betr. Übergang des im Grundbuch 'von E!ohenlimburg Band 27 

Blatt 662 verzeichneten GrundbesitzeJ nebst aufstehenden 

Csb!1ul1chkei ten mit Ausnahme der Par3elle Flur? Nr. 71 w 
St~uergemeinde Elsey auf den Fabrika~ten Ernst Uobeok, 

Hohenlimburg, meine Genehmigung. 

DieserGenehmignng uird unter der Auflage erteilt, dass 
' aer EI'Vlerber eine Ausgleichsabgabe v on 1.500,- Rll a:i dao . 
Deutsqhe Reich abfUhrto , 

Der Eintragung der Rechta!1nderune i m Grundbuch oteht 

nichts ic 17ege. 

Die Ausgleichoabgabe ist binnen 2 \'lochen t:r.n:'die Regie- - < 

rungshauptkaseo in Arnsberg (Postschoakkonto rurtmnnd Nr. 

58) unter Angabe untenstehenden Gesc±äftszo1ohoim nu zahleno 
. • .· Das Grundbuchamt uird 11l!I Mi tteilnng nbor die erfolgte 

\.Eintragung gebeten. 
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2. Aus dem Archiv von Yad Vashem 

Im Jahre 1984 gelangte die Bürgeraktion in den Besitz eines aufschlußreichen 
Dokumentes aus dem Archiv der Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem. 

Abschrift 

11 Ks 11/49 

Im Namen des Rechts! 

Strafsache 

gegen 

1.) den kaufmännischen Angestellten W .B., 
2.) den Kraftfahrer J.H., 
3.) den Kaufmann H.H., 
4.) den Verlader A.V., 
5.) den Kraftfahrer K.H., 
6.) den Kraftfahrer H.B., 
7 .) den Walzer E.M., 
8.) den Kraftfahrer G.P. , 
9.) den Kraftfahrer K.Sch., 

10.) den Hilfsarbeiter G.K., 
11.) den Walzer V .H., 
12.) den Böttchermeister A.Sch., 
13.) den kaufmännischen Angestellten E.L., 
14.) den Lebensmittelkaufmann R.A., 
15.) den Invaliden F.S., 
16 .) den Friseur E.J., 
1 7 .) den Ingenieur H.Sch. 

wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit und Landfriedensbruchs. 

Das Schwurgericht des Landgerichts Hagen hat auf Grund der Hauptverhandlung vom 
12. , 13., 14., 15. und 16. Dezember 1949, an der teilgenommen haben: 

Landgerichtsdirektor T. 
als Vorsitzender, 

Landgerichtsrat W ., 

Landgerichtsrat Dr. J. 
als beisitzende Richter , 

Schlosser W.D., Gevelsberg, 

Schreiner F.R., Gevelsberg, 
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Einstieler H.K., Herdecke, 

Dipl.-Ing. E.O.F., Hagen, 

Dipl.-Kfm. Dr. G.D., Lüdenscheid, 

Postsekretär W.H., Hagen 

als Geschworene 

Gerichtsassessor K. 
als Beamter der Staatsanwaltschaft, 

Justizangestellter S. 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 

in der Sitzung vom 16. Dezember 1949 für Re c h t erkannt: 

Die Angeklagt en P., L., A. und S werden freigesprochen. 

Das Verfa hren gegen den Angeklagten H. wird eingestellt. 

Die übrigen Angeklagten wurden verurteilt und zwar: 

B. unter Freisprechung im übrigen wegen Landfriedensbruchs nach § 125 
Abs. 1 und 2 StG B zu 

zwei Jahren Gefängnis, 

J.H., V., K.H., B., M., S., K. , S., J. und Sch. 
wegen Landfriedensbruchs nach§ 125 Abs. 1 StGB und zwar : 

K. zu neun Monaten Gefängnis, 

K.H., B., M. und J ZUk 

acht Monaten Gefängnis, 

V., s. und s. ZUk 

sieben Monaten Gefängnis, 

Sch. zu 

sechs Monaten Gefängnis, 

J.H. zu 

fünf Monaten Gefängnis, 

H. wegen Beihilfe zum Landfriedensbruch nach§ 125 Abs . 1 St GB zu 

fünf Monaten Gefängnis. 



Die Kosten des Verfahrens fallen soweit Freisprechung oder Einstellung erfolgt ist, 
der Staatskasse, im übrigen den verurteilten Angeklagten zur Last. 

Gründe: 

Die NSDAP hatte vor und nach dem Jahre 1933 den schärfsten Kampf gegen die Juden 
gefordert. Das hatte während des politischen Kampfes in den Jahren vor 1933 und 
auch nach der sogenannten Machtübernahme zu örtlichen Ausschreitungen geführt, 
die aber vereinzelt geblieben waren. 

Als jedoch im November 1938 in Paris der Gesandtschaftsrat der deutschen Botschaft 
vom Rath durch einen Juden polnischer Staatsangehörigkeit namens Grünspan 
erschossen worden war, ging der nationalsozialistische Staat zu einer ungesetzlichen, 
geschlossenen Vergeltungsaktion gegen fast alle in Deutschland lebenden Juden über. 
Unter dem Vorwand, es handele sich um "spontane Volkserhebungen", wurden durch 
die Befehlsstellen der NSDAP und der sonstigen Organisationen des 
nationalsozialistischen Staates Ausschreitungen gegen die Juden angeordnet, die zu 
schweren Verletzungen von Person , Freiheit und Eigentum der jüdischen Einwohner 
führten. Diese fanden in den meisten deutschen Städten in der Nacht vom 9. zum 10. 
November 1938 statt. 

In Hohenlimburg kam es in dieser Nacht nocht nicht zu systematischen Ausschrei­
tungen gegen die Juden. Nur in vereinzelten Fällen, u.a. im Stadtteil Elsey und bei 
dem jüdischen Geschäftsmann Koppel, wurden die Fenster von jüdischen Häusern 
eingeschlagen. Erst am Vormittag des 10. November 1938 wurde auch in 
Hohenlimburg gegen Besitz und Eigentum der jüdischen Einwohner eine einheitliche 
Aktion eingeleitet. Der Angeklagte B. hielt auf dem Kronenburgplatz in Hohenlimburg 
an eine dort versammelte Volksmenge, die Hunderte von Menschen umfaßte, eine 
Protestrede gegen die Ermordung des Gesandtschaftsrats vom Rath. Ein Teil der 
Menge war mit Werkzeugen, wie Brechstangen, Eisenstäben, Hämmern, Hacken usw. 
ausgerüstet. Sofort nach Beendigung der Rede des Angeklagten B. eilte ein Teil der 
Menge nach dem in unmittelbarer Nähe des Kronenburgplatzes gelegenen Hause des 
Koppel, das fast völlig zerstört wurde. Noch bevor die Zerstörung dieses Hauses 
beendet war, strömte ein Teil der Menge nach der Synagoge, die 1938 allerdings nicht 
mehr zum Gottesdienst benutzt wurde, sondern zur Lagerung der Waren eines 
Textilkaufmanns diente. Auch die Synagoge wurde beschädigt und die eingelagerten 
Waren auf die Straße geworfen. Gleichzeitig begann die Menge ihr Zerstörungswerk 
an und in den Häusern der jüdischen Geschäftsleute Löwenstein und Schönebaum, die 
in der Nachbarschaft der Synagoge an der Eggestraße lagen. Fensterscheiben und 
Türen dieser Häuser wurden beschädigt und die Einrichtungsgegenstände ebenso wie 
im Hause Koppel fast restlos zerstört. In der gleichen Weise wurden die jüdischen 
Häuser Meyberg an der Stennertstraße, Rosenberg an der Iserlohnerstraße in Elsey 
und noch verschiedene andere beschädigt und die Einrichtungsgegenstände zerstört. 

Dem Angeklagten wird zur Last gelegt, durch Teilnahme an der öffentlich 
zusammengerotteten Menschenmenge Landfriedensbruch begangen zu haben. Eini­
gen Angeklagten wird auch Verbrechen gegen die Menschlichkeit zur Last gelegt. 

1.) Der Angeklagte ~ 

Dieser hielt am Abend des 9. Novemt·er 1938 bei einer Parteiversammlung eine Rede. 
Dann begab er sich auf die Geschäftsstelle der NSDAP in Hohenlimburg. Dort wurde 
er zwischen 22 und 23 Uhr von einem auswärtigen, ihm unbekannten SS-Mann 



126 

aufgesucht. Dieser forderte B. auf, ihm ausgesuchte Leute, die in Hohenlimburg 
ortskundig sein mußten, zur Verfügung zu stellen. Als B. fragte, was das zu bedeuten 
hätte, gab der SS-Mann eine ausweichende Antwort, ließ aber durchblicken, daß 
wegen der Ermordung des Gesandtschaftsrats vom Rath eine Gegenaktion geplant 
sei. B. ist diesem Ersuchen nicht nachgekommen, weil er sich nicht verpflichtet 
fühlte, einem fremden Menschen zu folgen , zumal ihm auch keine Information von 
einer Parteidienststelle vorgelegen hatte. 

Am Morgen des folgenden Tages (10.11.1938) begab sich der Angeklagte B. wie 
gewöhnlich zu seiner Arbeitsstelle bei der Firma H .. Bei dieser Firma war auch der 
Zeuge M. beschäftigt. Dieser nahm etwa gegen 9- 9 1/2 Uhr einen für den Angeklagten 
B. bestimmten Anruf des damaligen Leiters der Polizei in Hohenlimburg, des 
inzwischen verstorbenen Polizeileutnants H. entgegen. Dieser wollte B. sprechen, er 
forderte zu einer Protestkundgebung gegen die Juden auf dem Kronenburgplatz auf 
und sagte weiter zu dem Zeugen M., die Polizei habe Befehl, auf der Wache zu 
bleiben, um die Kundgebung ungestört zu lassen. (Dem Zeugen war bereits bekannt 
geworden, daß es in der vorausgegangenen Nacht zu Zerstörungen an jüdischen 
Häusern im Stadtteil Elsey gekommen war). Der Zeuge M. teilte dem Angeklagten 
B. den Inhalt des Gespräches mit. Kurze Zeit später wurde B. selbst von dem 
Polizeileutnant H. angerufen. Er weigerte sich diesem gegenüber, an der Kundgebung 
auf dem Kronenburgplatz teilzunehmen und auf ihr zu sprechen und begründete seine 
Weigerung mit starker geschäftlicher Inanspruchnahme. Daraufhin rief der inzwischen 
verstorbene damalige Bürgermeister von Hohenlimburg, Dr. P., bei dem Angeklagten 
B. an und forderte ihn auf, an der Kundgebung teilzunehmen und dort zu sprechen. 
Als B. sich wiederum ablehnend verhielt, machte Dr. P. ihn darauf aufmerksam , daß 
seine ablehnende Haltung am vergangenen Abend (Weigerung, dem SS-Mann ortskun­
dige Leute zur Verfügung zu stellen) eventuell noch Weiterungen haben könne. Dr . 
P. betonte auch noch, daß die Judendemonstration von höchster Stelle angeordnet 
worden sei. Schließlich erklärte sich der Angeklagte B. zur Mitwirkung bereit. 

Als sich B. nun zur Teilnahme entschlossen hatte, ließ er es nicht dabei bewenden, 
zu der Kundgebung zu gehen und dort eine Rede zu halten, sondern wurde auch noch 
in der Richtung tätig, weitere Teilnehmer zur Kundgebung auf den Kronenburgplatz 
zu bringen. Er rief bei mindestens zwei Betrieben in Hohenlimburg an und forderte 
auf, die Belegschaft zur Teilnahme an der Kundgebung auf den Kronenburgplatz zu 
schicken. Es handelt sich hier um die Firmen W. und B. und V .. Außerdem rief B. noch 
den Angeklagten K. an. 

Bei der W. nahm der Angeklagte Sch. den Anruf B. entgegen. Dieser forderte ihn auf, 
mit allen Parteiangehörigen des Betriebes zu einem Demonstrationszuge nach dem 
Kronenburgplatz zu marschieren. Der Angeklagte Sch. erwiderte, daß er für eine 
solche Anordnung nicht zuständig sei, B. solle sich an den Betriebsführer Dr. B. 
wenden. Da dieser im Augenblick nicht erreichbar war , erklärte sich Sch. bereit, mit 
Dr. B. Rücksprache zu nehmen. Bevor dies jedoch geschah, rief der Angeklagte B. 
zum zweiten Male bei Sch. an und verlangte, daß dieser mit den Arbeitern kommen 
solle. Sch. entgegnete, er habe Dr. B. noch nicht erreicht und er werde von sich aus 
keine Entscheidung treffen. B. sagte dann: "Ich habe Befehl bekommen und den 
Befehl, den ich ausführe, müßt ihr auch ausführen!" Kurze Zeit danach kam die 
Verbindung zwischen dem Angeklagten B. und Dr. B. zustande. Dieser sagte dann zu 
dem Angeklagten Sch., er solle mit den Arbeitern der W. nach dem Kronenburgplatz 
marschieren. Das tat der Angeklagte Sch. 

Bei der Firma B. und V. verhandelte der Angeklagte B. fernmündlich mit dem 
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Betriebsleiter, dem Zeugen E. Er forderte diesen zunächst auf, den ganzen Betrieb 
zu der Kundgebung auf dem Kronenburgplatz zu schicken, beschränkte die Beteiligung 
dann aber auf die Parteigenossen, als E. sich ablehnend verhielt. Als der Zeuge E. 
auch dann noch nicht wollte, erklärte B., daß keinem Menschen ein Haar gekrümmt 
werden würde. E. kam dann dem Verlangen des Angeklagten B. nach und entsandte 
den Angeklagten S. mit Betriebsangehörigen der W. zu der Kundgebung auf den 
Kronenburgplatz. 

Auf dem Wege nach dem Kronenburgplatz traf der Angeklagte B. mit dem 
Bürgermeister Dr. P. zusammen, wie beide vorher verabredet hatte. B. bemerkte bei 
den zur Kundgebung kommenden Teilnehmern Personen, die mit Brechstangen, 
Knüppeln usw. versehen waren. Er fragte Dr. P., was das bedeuten solle. Dr. P. 
antwortete, das verantworte er mit seiner Polizei, die er im übrigen auf der Wache 
eingesperrt habe. 

Bei der Kundgebung auf dem Kronenburgplatz hielt der Angeklagte B. eine Rede, 
deren Inhalt im einzelnen nicht mehr festgestellt werden konnte, deren allgemeine 
Tendenz aber ein Protest gegen die von einem Juden verübte Gewalttat gegen einen 
deutschen Diplomaten war. Insbesondere ließ sich nicht nachweisen, daß B. 
ausdrücklich zu Gewalttätigkeiten gegen die Juden aufgefordert hat. Immerhin hat 
B. auch nicht unter Hinweis auf die mit Brechstangen, Knüppeln und ähnlichen 
Werkzeugen versehenen Teilnehmer vor der Begehung von Gewalttätigkeiten gewarnt. 
B. war sich vielmehr dessen bewußt, daß es im Anschluß an seine Rede zu 
Ausschreitungen gegen die jüdischen Einwohner und ihr Eigentum durch die 
versammelte Menge kommen würde. 
Das geschah dann auch. Unmittelbar nachdem der Angeklagte B. seine Rede beendet 
hatte, drängte die Menge nach dem in der Nähe des Kronenburgplatzes befindlichen 
Hause des jüdischen Metzgers Koppel. Teilnehmer der Menge warfen die 
Fensterscheiben ein, drangen in das Haus ein, beschädigten das Mobilar und zerstörten 
das Haus in erheblichem Umfange. Der Angeklagte B. befand sich in der 
Menschenmenge gegenüber dem Haus von Koppel. Er sah die Zerstörungen, welche 
Teilnehmer der Menge an dem Hause anrichteten, unternahm aber nichts, um diesen 
Einhalt zu gebieten. 

Gegenüber der Besitzung von Koppel wohnte der Zeuge W„ Er stand am 10.11.1938 
im Vorgarten des Hauses, in dem er wohnte, und machte von den Vorgängen 
fotografische Aufnahmen. Dies wurde von einem Teilnehmer der Menge, welcher der 
SA angehörte, bemerkt. Der SA-Mann machte B. auf die Tätigkeit des Zeugen W. 
aufmerksam. B. rief den Zeugen zu sich heran und machte ihn wegen des 
Fotografierens schwere Vorwürfe. Er sprach von staatsfeindlichen Handlungen und 
sagte dem Zeugen W., daß er ihn deswegen hinter Stacheldraht bringen könne, und 
daß der Fotoappara t beschlagnahmt werde. B. gab dann dem SA- Mann den Befehl, 
dem Zeugen den Fotoapparat wegzunehmen und den Film zu zerreißen. Der SA-Mann 
führte diesen Befehl aus. Der Zeuge W. ha t den Fotoapparat nicht zurückerhalten. 

Kurze Zeit später zog die Menge, mit ihr der Angeklagte B., von dem Hause Koppel 
nach der Synagoge und nahm dort die oben bereits erwähnten Beschädigungen und 
Zerstörungen vor. B. stand dabei in der Menge und sah, wie die Fensterscheiben 
eingeworfen wurden und eine Matratze aus dem Fenster flog. Auch bei der Synagoge 
schritt der Angeklagte B. nicht gegen die Gewalttä tigkeiten ein, die aus der Menge 
begangen wurden. 

Von der Synagoge ging der Angeklagte B. mit der Menge weiter, trennte sich dann 
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aber mit dem Bürgermeister Dr. P. von ihr und begab sich mit diesem nach dessen 
Haus, wo beide eine Unterredung hatten. Als sie noch vor der Tür des Hauses von Dr. 
P. standen, hörte B. Lärm von der etwa 100 Meter entfernt liegenden Wohnung des 
Juden Meyberg. B. begab sich dorthin und sah, wie die Scheiben eingeschlagen wurden. 
Er rief der Menge zu: "Nun aber Schluß damit!" Diese störte sich aber nicht an den 
Ruf, sondern setzte die Gewalttätigkeiten fort. Der Angeklagte B. ging sofort nach 
der Wohnung von Dr. P. zurück. Nach einer Unterredung mit diesem begab er sich 
in seine Wohnung, ohne sich noch weiter an der Aktion gegen die jüdischen Einwohner 
von Hohenlimburg zu beteiligen. 

Später hat sich der Angeklagte B. bei dem Zeugen V., dem damaligen 
stellvertretenden Gauleiter, über das Verhalten des Bürgermeisters Dr. P. ihm gegen­
über beschwert und auch anderen Personen gegenüber seiner Mißbilligung dieser 
Aktion gegen die Juden Ausdruck gegeben. Er hat weiter einige Tage nach dem 
10.11.1938 anläßlich einer Besprechung bei dem Bürgermeister Dr. P. diesem 
vorgeworfen, er habe ihn unter Druck gesetzt und zu der Rede vom 10.11.1938 
gedrängt. 

2.) und 3.) Die Angeklagten J. und K.H. 

Diese beiden Angeklagten waren im November 1938 die einzigen Arbeiter der Firma 
L.&Co. in Hohenlimburg. Am Vormittag des 10.11.1938 waren sie auf dem Hofe ihrer 
Arbeitgeberin mit dem Transport von Kisten beschäftigt. Sie bemerkten, daß viele 
Männer, von denen ein Teil noch in Arbeitskleidung war, sich in Richtung des Kronen­
burgplatzes bewegten. Von einigen dieser Männer erfuhren sie, daß auf dem Kronen­
burgplatz eine Kundgebung stattfinden sollte, und wurden zum Mitgehen aufgefordert. 
Sie gingen dann zu ihrem Betriebsführer und erklärten ihm, daß sie auch nach dem 
Kronenburgplatz gehen wollten. Als die dort ankamen, sahen sie, daß sich eine große 
Menschenmenge versammelt hatte, von der ein Teil mit Brechstangen und 
Spitzhacken ausgerüstet war. Im Gedränge kamen diese beiden Angeklagten 
auseinander. 

Als der Angeklagte B. seine Rede beendet hatte und die Menge zum Hause Koppel 
zog, befand sich der Angeklagte K.H. etwa 60 bis 80 Meter vom Hause Koppel ent­
fernt in der Menge. Er drängte sich durch die Menge bis an das Haus heran und betrat 
es. Dort sah er den Zerstörungen zu, die andere ausführten, ohne selbst an diesen sich 
zu beteiligen. Dann begab er sich mit der Menge nach der Synagoge und sah dort 
ebenfalls den Gewalttätigkeiten zu. K.H. war in fast allen jüdischen Häusern in 
Hohenlimburg, in denen Beschädigungen ausgeführt wurden. 

Der Angeklagte J.H. verblieb nach der Rede B. in der Menge am Kronenburgplatz und 
sah sich die Zerstörungen an, welche von Teilnehmern der Menge an dem Koppel'schen 
Hause begangen wurden. Als die Menge sich dort so ziemlich verlaufen hatte, ging 
J.H. allein weiter, um sich nach Hause zu begeben. Auf dem Heimwege geriet er in 
eine Kolonne, die nach dem Hause des Juden Meyberg zog. In dieser befand sich auch 
der Angeklagte K.H. 

Diese beiden Angeklagten zogen mit der Kolonne in das Haus von Meyberg. 

Sie sahen in dem Hause den Zerstörungen zu, welche von Mitgliedern der Kolonne an 
den Einrichtungsgegenständen begangen wurden. K.H. warf Wäschestücke aus dem 
Fenster. J.H. stürzte einen Schrank die Treppe herunter. 

Nach dieser Beteiligung im Hause Meyberg wurde der Angeklagte J.H. von seiner 
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Mutter mit nach Hause genommen, während K.H., wie vorstehend bereits erwähnt, 
noch andere jüdische Häuser aufsuchte. 

4.) Der Angeklagte H. 

Dieser fuhr am Vormittag des 10.11.1938 mit seinem Lastkraftwagen durch Hohenlim­
burg und versorgte die Kundschaft mit Eis. Als er vor der Wirtschaft B. in Hohenlim­
burg hielt, sah er einen Trupp Arbeiter mit Brechstangen und ähnlichem Gerät vorbei­
kommen. Unter diesen befand sich auch der damalige SA-Sturmführer He., mit dem 
H. bekannt war. H. fragte, was los sei. He. gab ihm auf diese Frage keine Antwort, 
sondern sagte ihm nur, er müsse warten und dann Leute nach Letmathe fahren. H. 
antwortete, dazu habe er keine Zeit, er müsse Eis fahren. Daraufhin gab He. ihm den 
dienstlichen Befehl zu warten, obwohl er nicht der Sturmführer oder sonstige 
SA-Dienstvorgesetzte des H. war. H. erwiderte den "dienstlichen Befehl" von He. 
mit dem bekannten Götz-Zitat. Jetzt zog He. den Zündschlüssel vom Kraftwagen des 
Angeklagten H. und zog mit seinem Trupp in Richtung Synagoge weiter. H. wartete 
etwa 1 Stunde bei seinem Wagen. Von seinem Platz aus konnte er nicht sehen, was 
bei der Synagoge geschah. 

Er erfuhr aber von anderen Personen, daß eine Aktion gegen die Juden stattfand. H. 
ging schließlich, als ihm das Warten zu lange dauerte, nach der Synagoge. Dort sah 
er, daß die Scheiben zerschlagen und die Tür erbrochen war. Er traf He., der inmitten 
eines Trupps von etwa 20 Leuten stand. H. fragte He., wann er denn nun eigentlich 
fahren könne. He. antwortete, er werde den Zündschlüssel zurückbekommen, wenn 
er nach dem Hause Rosenberg in Elsey fahre. Der Angeklagte H. ließ sich hierauf ein 
und fuhr dorthin. Er hielt bei dem Hause Hesse, das sich in der Nähe des Hauses 
Rosenberg befindet. An diesem Hause bemerkte er ebenfalls Zerstörungen. Als He. 
nach dem Hause Rosenberg kam, ließ er den Angeklagten H. abfahren. Als dieser mit 
seinem Wagen anfuhr, sprangen einige Leute auf, die H. nach Letmathe fuhr. 

5.) Der Angeklagte V. 

Dieser war im November 1938 Betriebsobmann der W. in Hohenlimburg. Zusammen 
mit dem Angeklagten Sch. und etwa 30 bis 40 weiteren Betriebsangehörigen der W. 
begab er sich am Vormittag des 10.11.1938 zur Kundgebung auf dem Kronenburgplatz. 
Diese kamen dort erst an, als die Rede B.'s schon fast beendet war. 

Als nach Beendigung dieser Rede aus der Menge heraus die Gewalttätigkeiten gegen 
das Haus Koppel begannen, verblieb der Angeklagte V. in der Menge und sah den Zer­
störungen zu. Er ging bis auf 20 bis 25 Meter an das Haus Koppel heran; näher 
heranzukommen war ihm wegen der dichtgedrängten Menge nicht möglich. Der 
Angeklagte V. ging mit dem letzten Teil der Menge auch noch nach dem Hause des 
Juden Meyberg, kam dort aber erst an, als die Zerstörungen beendet waren. 

6.) Der Angeklagte B. 

Dieser war im November 1938 bei der H. AG in Hohenlimburg als Kraftfahrer 
beschäftigt. Er erhielt von dem verstorbenen Betriebsleiter P. am 10.11.1938 den 
Auftrag, etwa 20 Betriebsangehörige zu der Kundgebung auf dem Kronenburgplatz 
zu fahren. Diesen Auftrag führte B. aus. Als er mit seinem Lastkraftwagen und den 
20 Mann auf dem Kronenburgplatz ankam, sah er, daß das Haus Koppel schon 
weitgehend zerstört war. Auf dem Kronenburgplatz gab eine uniformierte Person dem 
Angeklagten B. die Anweisung, nach der Synagoge zu fahren. Dies tat B. Er stellte 
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seinen Wagen in der Wesselbachstraße ab. Die 20 Mann, die den Wagen am 
Kronenburgplatz nicht verlassen hatten, stiegen nun ab und begaben sich nach der 
Synagoge. B. folgte ihnen und blieb etwa 20 Meter von der Synagoge entfernt auf der 
Eggestraße in der dort versammelten Menschenmenge stehen und sah etwa 1/2 Stunde 
lang den Gewalttätigkeiten zu, die von Teilnehmern der Menge begangen wurden. 
Dann ging B. zu seinem Wagen zurück. Einige der Leute, die er gefahren hatte, sagten 
ihm, er solle nach dem Hause Rosenberg in Elsey fahren. B. fuhr mit den 20 Mann dort 
hin und hielt in etwa 25 Meter Entfernung von dem Hause Rosenberg an. Die 20 
Mann und auch der Angeklagte B. schlossen sich der vor diesem Hause versammelten 
Menge an. B. sah den Gewalttä tigkeiten zu, die von Teilnehmern der Menge begangen 
wurden. Er sah, wie Einrichtungsgegenstände, darunter ein Teppich, aus dem Fenster 
geworfen wurden. Dann fuhr B. ohne die 20 Mann mit seinem Wagen zur H. A.G. zurück. 

7 .) Der Angeklagte M. 

Dieser war im November 1938 bei der W. beschäftigt. Dort hörte er am Vormittag 
des 10.11.1938, daß zu einer Demonstration herausgetreten werden sollte. Er rief 
fernmündlich bei seinen SA-Kameraden, die bei der Sparkasse beschäftigt waren, an, 
um sich zu erkundigen, was los sei. Er erfuhr, daß es sich um eine 
Parteiangelegenheit handele. 
Daraufhin begab er sich in seine Wohnung, wechselte seine Arbeitskleidung gegen ei­
nen Zivilanzug, frühstückte und ging anschließend nach dem Kronenburgplatz. Dort 
hörte er den Schluß der Rede des Angeklagten B. 

M. verblieb in der Menge, als von Teilnehmern derselben mit den Zerstörungen am 
Hause Koppel begonnen wurde. 
Er sah, wie die Dachziegel herunterfielen, Scheiben eingeschlagen und Einrichtungs­
gegenstände nach draußen geworfen wurden. Dann betrat er das Haus Koppel, konnte 
aber nur bis zum Hausflur gelangen, weil Einrichtungsgegenstände die Treppe herun­
tergeworfen wurden, so daß er befürchtete, von diesen getroffen zu werden, wenn 
er weiter in das Haus hineinging. Dann erhielt M. den Befehl, - er meint, es sei der 
Angeklagte B. gewesen, der ihm diesen erteilt habe - einen Mann, der einen Anzug 
gestohlen habe, festzunehmen. M. versuchte, diesem Befehl nachzukommen, konnte 
den Mann aber nicht einholen. 

Im Anschluß an die Aktion bei dem Hause Koppel ist der Angeklagte M. mit Bekann­
ten in der Menge nach anderen jüdischen Häusern gezogen und hat sich die Zerstörun­
gen angesehen. 

8.) Der Angeklagte S. 

Dieser Angeklagte, bei der H. AG. beschäftigt, hörte am Vormittag des 10.11.1938 
von Betriebskameraden, daß eine Kundgebung auf dem Kronenburgplatz stattfand und 
begab sich mit seinen Arbeitskameraden dorthin. Er hörte die Rede B.'s an und ver­
blieb nach deren Beendigung in der Menge, als von Teilnehmern derselben die Zerstö­
rungen am Hause Koppel vorgenommen wurden. Er ist auch auf das Haus zugegangen, 
weil sein Rückweg daran vorbeiführte. Vor dem Haus blieb er einige Zeit in der Menge 
stehen und sah den Gewalttä tigkeiten zu. Er hörte, daß in dem Hause Gegenstände 
zertrümmert wurden. 

Es hat sich nicht feststellen lassen, daß der Angeklagte S. auch noch bei den Zerstö­
rungen an und in anderen jüdischen Häusern in Hohenlimburg anwesend war. 
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9.) Der Angeklagte K. 

Dieser wurde am Morgen des 10.11.1938 von dem Angeklagten B., mit dem er gut be­
kannt war, bei der Arbeitsfront, wo er sich aufhielt, angerufen und aufgefordert, an 
der Kundgebung auf dem Kronenburgplatz teilzunehmen. K. begab sich dorthin. B. 
hatte, als K. dort eintraf, seine Rede bereits beendet; die Zerstörungstätigkeit aus 
der versammelten Menge am Hause Koppel hatte bereits begonnen. Der Angeklagte 
K. begab sich unter die Menge und betrat auch das Haus von Koppel, während die Zer­
störungen noch andauerten. 

Im Anschluß daran ging der Angeklagte K. mit der Menge nach der Synagoge und den 
jüdischen Häusern Löwenstein, Vogelsang und Meyberg und sah der Zerstörungstätig­
keit zu. Die beiden letzten Häuser betrat er auch, während die Zerstörung der 
Einrichtung noch andauerte. 

10.) Der Angeklagte H. 

Dieser gehörte zu den Betriebsangehörigen der W., welche am Vormittag des 
10.11.1938 an der Kundgebung auf dem Kronenburgplatz teilnahmen. Nach Beendigung 
der Rede des Angeklagten B. hörte er die Worte: "Jetzt wird alles in Klumpen 
geschlagen!" Es konnte nicht festgestellt werden, wer der Sprecher dieser Worte war. 
Als die Menge ihre zerstörende Tätigkeit an dem Hause Koppel begann, entfernte der 
Angeklagte H. sich nicht sofort aus ihr, sondern ging nur bis nach der Schloßapotheke, 
die etwa 30 Meter vom Hause Koppel entfernt ist und bis wohin sich die Menge 
erstreckte. Von dort aus sah er der Zerstörungstätigkeit einige Zeit zu. Dann erfuhr 
der Angeklagte H., daß sich sein damals 18 Jahre alter Sohn Hans ebenfalls unter der 
Menge befinden sollte. Er suchte diesen. Als er ihn nicht finden konnte, ging er nach 
der Wohnung seines Stiefvaters, wo er seinen Sohn Hans bereits vorfand. · 

11.) Der Angeklagte S. 

Dieser Angeklagte hörte sich am 10.11.1938 von der Tür seiner Werkstatt aus die Re­
de des Angeklagten B. auf dem Kronenburgplatz an. Als die Zerstörungstätigkeit der 
Menge an dem Hause Koppel begann, ging der Angeklagte S. in den Vorgarten des 
Hauses, in dem der Zeuge W. damals wohnte und das dem Koppel'schen Hause 
gegenüber liegt. Von dort aus machte er fotografische Aufnahmen. 

Als S. mit dieser Tätigkeit fertig war, ging er nach dem in der Nähe der Synagoge 
gelegenen Hause des Juden Schönebaum, stellte sich zu der dort befindlichen 
Menschenmenge und sah zu, wie von Teilnehmern dieser Menge Sachen durch die 
Fenster nach draußen geworfen wurden. Auch dort machte S. einige fotografische 
Aufnahmen. 

Dann ging der Angeklagte S. noch nach den Häusern der Juden Löwenstein und Rosen­
berg, gesellte sich jeweils zu der dort befindlichen Menschenmenge und sah zu, wie 
Teilnehmer derselben Sachen durch die Fenster auf die Straße warfen. 

12.) Der Angeklagte J. 

Dieser hatte am Morgen des 10.11.1938 gehört, daß auf dem Kronenburgplatz eine 
Kundgebung stattfand. Er ging dorthin und kam an, als der Angeklagte B. mit seiner 
Rede bereits begonnen hatte. Dann hat der Angeklagte J. bei dem Hause Koppel in 
der Menschenmenge gestanden und zugesehen, wie ein Teil derselben Zerstörungen 
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an dem Hause anrichtete. 

Im Anschluß daran ist der Angeklagte J. der Menge zur Synagoge nachgezogen. Als 
er dort ankam, waren die Zerstörungen bereits beendet. J. ist mit anderen Neugieri­
gen in der Synagoge gewesen und hat die angerichteten Schäden besichtigt. 

13.) Der Angeklagte Sch. 

Dieser Angeklagte ist mit den Betriebsangehörigen der W. zur Kundgebung nach dem 
Kronenburgplatz gegangen. Nach Beendigung der Rede des Angeklagten B. verblieb 
der Angeklagte Sch. in der versammelten Menschenmenge. Er sah von einer Litfassäu­
le zu, wie von Teilnehmern der Menge Beschädigungen am Hause Koppel verübt wur­
den. 

Als die Menge vom Hause Koppel nach der Synagoge zog, ging Sch. ihr mit em1gen 
anderen Personen nach. Er kam dort an, als die Menge noch versammelt war, aber 
ihre zerstörende Tätigkeit bereits eingestellt hatte. Sch. stand am Rande der Menge 
und betrachtete die Zerstörungen. 

Dann ging der Angeklagte Sch. nach dem jüdischen Hause Rosenberg und betrachtete 
aus einiger Entfernung die dort angerichteten Zerstörungen. 

Dieser Sachverhalt ist auf Grund der eigenen Angaben der Angeklagten und der 
Bekundungen der in der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen für erwiesen 
angesehen worden. 

Die Angeklagten geben den festgestellten Sachverhalt im wesentlichen zu. 

Der Angeklagte B. läßt sich dahin ein, daß er nicht mehr wisse, ob er am Vormittag 
des 10.11.1938 Betriebe in Hohenlimburg angerufen und diese aufgefordert hätte, die 
Betriebsangehörigen zu der Kundgebung auf dem Kronenburgplatz zu entsenden. Er 
wird jedoch insoweit durch die glaubwürdige eidliche Bekundung des Zeugen E„ des 
Betriebsleiters der Firma G. und V. und die glaubhaften Angaben des Angeklagten 
Sch. überführt. Beide bekunden mit aller Bestimmtheit, daß der Angeklagte B. dieser­
halb angerufen habe. 

Weiter erklärt der Angeklagte B., er sei sich dessen nicht bewußt gewesen und habe 
auch nicht erkennen können, daß die auf dem Kronenburgplatz versammelte 
Menschenmenge nach seiner Rede zu Ausschreitungen übergehen werde. B. hat 
jedoch, wie sich aus der glaubwürdigen Bekundung des Untersuchungsrichters 
Landgerichtsrat Dr. V. ergibt, bei diesem in seiner Vernehmung vom 25. April 1949 
zugegeben, daß es unmittelbar im Anschluß an seine Ansprache zur Ausschreitung 
gekommen ist, und daß er auch damit gerechnet hatte. Dieses Geständnis des 
Angeklagten B. und nicht seine jetzige Einlassung ist nach Überzeugung des 
Schwurgerichts richtig. 

B. war, wie er zugibt, bekannt, daß Teilnehmer der Kundgebung mit Brechstangen, 
Knüppeln usw. ausgerüstet waren. Er hatte selbst den Bürgermeister Dr. P. auf diesen 
Umstand hingewiesen und von diesem die Antwort erhalten, daß er das mit seiner 
Polizei verantworte. B. wußte, ferner, das hatte ihm sowohl der Bürgermeister Dr. 
P. gesagt als auch der Zeuge M. mitgeteilt, wie dieser glaubwürdig bekundet, daß die 
Polizei Befehl hatte, die Wache nicht zu verlassen. Daher war B. auch klar, daß 
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Gewalttätigkeiten gegen die Juden geplant waren, und auch, daß es zu solchen 
kommen werde. Er konnte deshalb nicht darüber im Zweifel sein und ist es auch nach 
der Überzeugung des Schwurgerichts nicht gewesen, daß zum mindesten die mit 
Werkzeugen versehenen Teilnehmer der Menge seine, des Ortsgruppenleiters, Rede 
gegen die Juden als das letzte Signal zur Begehung von Gewalttätigkeiten auffassen 
mußten und würden. Seine jetzige Einlassung, er sei sich dessen nicht bewußt 
gewesen, ist daher als Ausrede zu werten. 

Schließlich leugnet der Angeklagte B. noch, daß er den Zeugen W. wegen des Fotogra­
fierens zur Rede gestellt und dem SA-Mann den Befehl gegeben habe, dem Zeugen 
den Fotoapparat wegzunehmen und den Film zu vernichten. B. wird jedoch insoweit 
durch die eidliche Aussage des Zeugen W. überführt, der dieses glaubwürdig bekundet. 

Der Angeklagte J.H. läßt sich dahin ein, daß er in dem jüdischen Hause Meyberg den 
Schrank nicht die Treppe heruntergeworfen, sondern nur beiseite gedrückt habe, weil 
dieser ihm den Weg versperrt habe. Diese Einlassung ist widerlegt. J.H. hat, wie sich 
aus der glaubwürdigen Bekundung des Zeugen Kriminalpolizeiwachtmeister W. ergibt, 
bei seiner polizeilichen Vernehmung vom 30. April 1948 zugegeben, er habe im Hause 
Meyberg, genau wie die anderen, Inventarstücke die Treppe hinunter geworfen. Er 
hat auch, wie sich aus der glaubwürdigen Bekundung des Untersuchungsrichters Land­
gerichtsrat Dr. V. ergibt, bei seiner Vernehmung durch diesen am 27. April 1949 zuge­
geben, im Hause Meyberg einen Schrank umgekippt und die Treppe hinunter geworfen 
zu haben. Das Schwurgericht ist der Überzeugung, daß der Angeklagte J.H. bei diesen 
Vernehmungen die Wahrheit gesagt hat und jetzt nur aus dem Grunde leugnet, den 
Schrank die Treppe hinunter geworfen zu haben, weil er befürchtet, schwerer bestraft 
zu werden. 

Der Angeklagte K. läßt sich dahin ein, er wisse nicht mehr, ob er am Vormittag des 
10.11.1938 von dem Angeklagten B. angerufen worden sei. Er hat jedoch, wie er zu­
gibt, bei seinen polizeilichen Vernehmungen vom 26. April 1948 und 23. Dez. 1948 
mit Bestimmtheit angegeben, daß dieser Anruf von dem Angeklagten B. gekommen 
sei. Erst bei seiner Vernehmung durch den Untersuchungsrichter vom 29. April 1949 
hat er dies abgeschwächt, indem er gesagt hat, der Anruf sei nach seiner Erinnerung 
von B. gekommen, es könne auch sein, daß er sich irre und ein anderer angerufen ha­
be. Wenn der Angeklagte K. jetzt sagt, er wisse nicht mehr, ob der Anruf durch den 
Angeklagten B. erfolgt sei, so ist das nach Überzeugung des Schwurgerichts eine Un­
wahrheit, die der Angeklagte K. deshalb vorträgt, weil er den Angeklagten B. nicht 
belasten will. K. weiß, daß B. der Anrufende gewesen ist, und hat bei seinen früheren 
polizeilichen Vernehmungen die Wahrheit gesagt. 

Soweit den Angeklagten eine Betätigung über den festgestellten Sachverhalt hinaus 
zur Last gelegt wird, konnte ihnen eine solche nicht nachgewiesen werden. 

So wird dem Angeklagten B. zur Last gelegt, das in der Nähe der Synagoge gelegene 
jüdische Haus Schönebaum betreten zu haben. Der Zeuge M. hatte dies bei seiner poli­
zeilichen Vernehmung bekundet , hat diese Aussage in der Hauptverhandlung aber 
nicht aufrecht erhalten können. 

Dem Angeklagten M. wird zur Last gelegt, an den Zerstörungen in der Wohnung der 
jüdischen Familie Löwenstein führend beteiligt gewesen zu sein. Das hat sich nicht 
nachweisen lassen. Zwar bekundet die Zeugin G., die im November 1938 bei einer im 
Hause Löwenstein wohnenden Familie L. beschäftigt war, daß der Anführer der bei 
Löwenstein wirkenden Kolonne sie wegen Arbeit und Einkäufen bei jüdischen Familien 
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zur Rede gestellt habe. Sie sagt weiter, sie habe sich nach dem Namen dieses ihr 
unbekannten Anführers, der Arbeitskleidung getragen habe, bei anderen Leuten 
erkundigt. Es sei ihr gesagt worden, es sei E.M. gewesen. In der Hauptverhandlung 
meinte die Zeugin G., in dem Angeklagten M. den damaligen Anführer der Kolonne 
wiederzuerkennen. Ihre Aussage war in dieser Beziel:ung jedoch nicht sicher. Wegen 
der Länge der inzwischen verflossenen Zeit ist bei der Zeugin G. ein Irrtum in der 
Person nicht ausgeschlossen. Hinzu kommt noch, daß die Ehefrau des Angeklagten 
M. als Zeugin bekundet, der Angeklagte habe am 10.11.1938, als er zur Judenaktion 
ging, seine Arbeitskleidung gegen einen Zivilanzug gewechselt. Das spricht dagegen, 
daß der Angeklagte M. mit dem Anführer der Kolonne im Hause Löwenstein, der nach 
der Bekundung der Zeugin G. Arbeitskleidung getragen haben soll , personengleich ist. 

Dem Angeklagten S. wird zur Last gelegt, der SA-Mann gewesen zu sein, der auf Be­
fehl des Angeklagten B. dem Zeugen W. den Fotoapparat weggenommen hat. Das hat 
dieser Zeuge bei seiner früheren polizeilichen Vernehmung bekundet. Da der Zeuge 
W. aber in der Hauptverhandlung nicht mehr mit Sicherheit angeben konnte, daß der 
Angeklagte S. dieser SA-Mann gewesen ist, so kann S. diese Tat nicht nachgewiesen 
werden. 

Dem Angeklagten K. wird zur Last gelegt, daß sein Verhalten während der Aktion 
bei dem jüdischen Hause Meyberg den Eindruck erweckt habe, er sei der Leiter dieser 
Aktion, und weiter, daß K. mit einer leeren Aktentasche in das Haus Meyberg gegan­
gen und mit einer gefüllten Tasche wieder herausgekommen sei. Das hat sich dem 
Angeklagten K. nicht nachweisen lassen. Der Zeuge B., der bei seiner polizeilichen 
Vernehmung eine entsprechende Bekundung gemacht hatte, hat in der Hauptverhand­
lung bekundet, er könne nicht beschwören, daß es sich bei der in Frage stehenden Per­
son, die Uniform getragen hatte, um den Angeklagten K. gehandelt habe. Hinzu 
kommt, daß der Zeuge E. noch bekundet, er habe den Angeklagten K. am 10.11.1938 
gesehen, dieser habe Zivilkleidung getragen und keine Aktentasche mit sich geführt. 

Dem Angeklagten J. wird zur Last gelegt, einen Zettel in der Hand gehabt zu haben, 
von dem er behauptet habe, es handele sich um eine Liste der jüdischen Familien, die 
noch "drankämen". J. leugnet das. Die Zeugin K., seine erste , von ihm geschiedene 
Ehefrau, welche eine solche Angabe gemacht hatte, hat in der Hauptverhandlung die 
Aussage verweigert. Der Angeklagte J. konnte daher insoweit nicht überführt werden. 

Nach dem festgestellten Sachverhalt ist erwiesen, daß am Vormittag des 10.11.1938 
auf dem Kronenburgplatz in Hohenlimburg eine Menschenmenge von Hunderten von 
Personen sich öffentlich zusammengerottet hat, daß nach der Rede des Angeklagten 
B. von Teilnehmern der Menge mit vereinten Kräften Gewalttätigkeiten gegen Sachen 
der jüdischen Einwohner Koppel, Löwenstein, Schönebaum, Meyberg, Rosenberg, 
Vogelsang, Stern und gegen die Synagoge begangen worden sind. Es handelt sich um 
eine zusammengerottete Menschenmenge, die auf dem Kronenburgplatz in 
Hohenlimburg zusammengetreten ist, und sich dann von dieser Stelle nach den 
jüdischen Häusern in Hohenlimburg begeben hat, dabei sich aufteilend, sich wieder 
vereinigend und in ihrem Bestande wechselnd. Bei natürlicher Betrachtungsweise ist 
dieser Vorgang als nur eine Handlung anzusehen. Jede Person, die an dieser 
Zusammenrottung teilgenommen hat , ist daher nur eines Landfriedensbruchs nach 
§ 125 Abs. I StGB schuldig, gleichgültig, ob sie an einem oder an mehreren 
Abschnitten der Zusammenrottung beteiligt ist. 
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hang mit der Menge. Dabei ist unerheblich, ob sie sich mitten in der Menge oder am 
Rande derselben aufhielten, wie die Angeklagten H. und Sch. (an der Schloßapotheke 
bzw. der Litfassäule den Vorgängen bei dem HauseKoppel zusehend) sagen. Auch am 
Rande einer Menge stehende Personen befinden sich in räumlichem Zusammenhang 
mit der Menge, sind also Teilnehmer derselben. Eine unmittelbare Tuchfühlung mit 
den anderen Teilnehmern der Menge ist nicht erforderlich. 

Die vorbezeichneten Angeklagten zu a) bis m) hatten auch das Bewußtsein, in einer 
öffentlich zusammengerotteten Menge zu sein; denn ihnen war bekannt, daß sie sich 
in räumlichem Zusammenhang mit Hunderten von Menschen befanden, die nicht durch 
persönliche Beziehungen zusammenhingen, und daß es bei diesen vielen Menschen auf 
das Hinzukommen oder Weggehen einzelner Personen nicht ankam. Sie hatten auch 
den Willen in dieser Menschenmenge als Teil derselben zu verbleiben, denn sie haben 
keine Anstalten getroffen, sich aus der Menge zu entfernen, als von Teilnehmern der­
selben Gewalttätigkeiten begangen wurden. Weiter waren sie sich auch bewußt, durch 
ihre Anwesenheit die Gefährlichkeit der Zusammenrottung für die öffentliche Ord­
nung zu erhöhen. Unerheblich ist, aus welchen Beweggründen sich diese Angeklagten 
der Menge angeschlossen haben, ob aus Neugierde oder etwa deshalb, weil sie die Ge­
walttätigkeiten billigten. 

Die Angeklagten B., J.u.K. H., V., B., M., S., K., H., S., J. und Sch. sind daher des 
Landfriedensbruchs nach§ 125 Abs. I StGB schuldig. 

Der Angeklagte B. ist weiter des Landfriedensbruchs nach§ 125 Abs. II StGB schuldig, 
da er als Rädelsführer tätig geworden ist. Als Rädelsführer bei einer Zusammenrot­
tung sind diejenigen Teilnehmer anzusehen, die geistig oder physisch eine führende 
Rolle spielen. Eine solche Rolle hat der Angeklagte B. in geistiger Beziehung gespielt. 
Er hat an die auf dem Kronenburgplatz zusammengerottete Menschenmenge, von der 
eine Anzahl Teilnehmer mit Brechstangen, Knüppeln, Hacken und ähnlichen Werkzeu­
gen ausgerüstet war, die sich wegen der Ermordung des Gesandtschaftsrats vom Rath 
in hoher Erregung befand und die bereit war, Gewalttätigkeiten zu begehen, eine An­
sprache gehalten. Dabei waren dem Angeklagten B. alle diese Umstände bekannt und 
er wußte auch, daß die Menge seine Rede, die sich mit diesen Vorgängen befaßte, als 
letzte Aufforderung ansah, nunmehr zu Gewalttätigkeiten überzugehen. Wenn B. bei 
dieser Sachlage dann nicht in seiner Ansprache zur unbedingten Ruhe und Abstandneh­
men von Gewaltmaßnahmen aufforderte - und das hat er nicht getan, wenn der Inhalt 
seiner Rede im einzelnen auch nicht mehr festgestellt werden konnte -, so wirkte 
er, und dessen war er sich bewußt, geistig führend auf die zu Gewalttätigkeiten 
bereite Menge ein. Diese führende Rolle hat er auch im weiteren Verlauf der 
Angelgenheit gespielt. Das zeigt sein Verhalten gegenüber dem Zeugen W., dem er 
den Fotoapparat abnehmen ließ, und bei dem Hause Meyberg, als er versuchte Einhalt 
zu gebieten. So wird nur jemand tätig, der bei der Zusammenrottung geistig eine 
führende Rolle spielt und das auch weiß. 

Den Angeklagten J. und K.H., M. und K. wird ebenfalls Landfriedensbruch nach§ 125 
Abs. II StGB zur Last gelegt. Die Brüder H. sollen Sachen zerstört bzw. geplündert 
haben und M. und K. sollen als Rädelsführer tätig geworden sein. Das hat sich nicht 
erweisen lassen. Es steht zwar fest, daß der Angeklagte J.H. im Hause Meyberg einen 
Schrank die Treppe hinunter geworfen hat. Es konnte aber nicht festgestellt werden, 
daß der Schrank hierbei zerstört worden ist. Eine Beschädigung würde zum Erfüllen 
des Tatbestandes von § 125 Abs. II StGB nicht ausreichen. Der Angeklagte K.H. hat 
Bekleidungsstücke aus dem Fenster geworfen. Das ist aber weder Zerstörung noch 
Plünderung von Sachen. Auch konnte bei diesen beiden Angeklagten ebenso wie bei 
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den Angeklagten M. und K. nicht festgestellt werden, daß sie bei der Zusammenrot­
tung geistig oder physisch eine führende Rolle gespielt haben, also Rädelsführer 
gewesen sind. M. und K. konnte auch nicht nachgewiesen werden, daß sie 
Zerstörungen vorgenommen oder geplündert haben. 

Da die Angeklagten den Landfriedensbruch am 10. November 1938 begangen haben, 
sind ihre Taten - das gilt auch für den erschwerten Landfriedensbruch (§ 125 Abs. II 
StGB) des Angeklagten B. - an sich verjährt(§ 67 StGB). 

Nach der Verordnung zur Beseitigung nationalsozialistischer Eingriffe in die 
Strafrechtspflege vom 23. Mai 1947 können jedoch Verbrechen und Vergehen, die zur 
Zeit ihrer Begehung mit einer Höchststrafe von mehr als 3 Jahren Gefängnis bedroht 
waren, strafrechtlich verfolgt werden, wenn die Gerechtigkeit, insbesondere die 
Gleichheit aller vor dem Gesetz, die nachträgliche Sühne verlangt, vorausgesetzt, 
daß diese strafbaren Handlungen in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 
aus politischen Gründen nicht bestraft worden sind. (§ 1 der V.O.). Die Vorschriften 
über die Verjährung stehen, soweit die Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 
in Betracht kommt, einer Verfolgung und Bestrafung nicht entgegen, die Verjährung 
gilt für diese Zeit als ruhend(§ 3 der V.O.). 

Die Voraussetzungen der Verordnung vom 23. Mai 1947 sind bei den des Landfriedens­
bruchs schuldigen Angeklagten mit Ausnahme des Angeklagten H. gegeben. Sie sind 
daher ohne Rücksicht auf die Vorschriften über die Verjährung zu bestrafen. 

Bei dem Angeklagten H„ der lediglich kurze Zeit aus einiger Entfernung den Zerstö­
rungen bei dem Hause Koppel zugesehen und sich dann entfernt hat, verlangt wegen 
dieses geringen Tatbeitrages die Gerechtigkeit nach Auffassung des Schwurgerichts 
nicht mehr eine nachträgliche Sühne, auch nicht unter dem Gesichtspunkt der Gleich­
heit aller vor dem Gesetz. Das ist nur bei den anderen des Landfriedensbruchs schul­
digen Angeklagten wegen ihrer größeren Beteiligung der Fall. 

Das Verfahren gegen den Angeklagten H. war daher einzustellen. 

Hinsichtlich des den Angeklagten J. und K.H., B., M., K. und J. zur Last gelegten Ver­
gehens nach § 124 StGB sind die Voraussetzungen der Verordnung vom 23. Mai 1947 
nicht gegeben, da dieses Vergehen zur Zeit der Tat nur mit einer Höchststrafe von 
zwei Jahren Gefängnis bedroht war. Diese Straftat ist also verjährt. Einer besonderen 
Einstellung des Verfahrens bedurfte es insoweit nicht, da die Anklage Tateinheit mit 
Landfriedensbruch annimmt und die genannten Angeklagten wegen dieser Tat verur­
teilt sind. 

Dem Angeklagten B. wird noch zur Last gelegt, ein selbständiges Vergehen nach 
§ 111 Abs. 1 StGB dadurch begangen zu haben, daß er am 10.11.1938 öffentlich vor 
der auf dem Kronenburgplatz in Hohenlimburg versammelten Menschenmenge zur 
Begehung einer strafbaren Handlung, nämlich zu Landfriedensbruch, aufgefordert 
habe. Insoweit konnte eine Verurteilung des Angeklagten B. aus Rechtsgründen nicht 
erfolgen. B. ist als Rädelsführer des erschwerten Landfriedensbruchs nach § 125 Abs. 
II StGB schuldig. Seine Tätigkeit als Rädelsführer fällt mit der ihm zur Last gelegten 
Aufforderung zur Begehung des Landfriedensbruchs zusammen. Er kann daher wegen 
der letzteren Tätigkeit nicht noch wie ein Anstifter bestraft werden. 

Insoweit mußte der Angeklagte B. daher freigesprochen werden. 
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Den Angeklagten B., J. und K.H., M. und K. wird weiter Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit nach Art. II Ziff. 1 o des Kontrollratsgesetz Nr. 10 zur Last gelegt. 

Ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begeht, wer im Zusammenhang mit der 
nationalsozialistischen Willkürherrschaft Menschen oder Menschengüter so angreift 
und schädigt, daß die Menschenwürde verletzt und die Menschheit als solche verletzt 
wird (Oberster Gerichtshof für die Britische Zone - St S 1/48; 3/48; 34/48). 

Am 10. November 1938 hat in Hohenlimburg eine Verfolgung jüdischer Einwohner 
stattgefunden, bei der Sachgüter dieser Personen gewaltsam zertört wurden. Diese 
Verfolgung stand im Zusammenhang mit der nationalsozialistischen Willkürherrschaft. 
Bei dem erheblichen Ausmaß, das diese Zerstörungen angenommen haben, sind sie 
nicht als bloße Angriffe auf Sachgüter zu werten. Vielmehr wurde dadurch auch zum 
Ausdruck gebracht, daß die Juden außerhalb der menschlichen Gemeinschaft und des 
Rechts standen und mit ihrem Eigentum willkürlich verfahren werden konnte. Durch 
diese Angriffe gegen das Eigentum der jüdischen Einwohner wurde daher die 
Menschlichkeit verletzt. Objektiv sind somit die Voraussetzungen eines Verbrechens 
gegen die Menschlichkeit gegeben. Es ist aber zweifelhaft, ob sich der Vorsatz der 
Angeklagten B. und J.u.K. H. hierauf erstreckt hat. Bei den Angeklagten M. und K. 
scheidet ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit schon deshalb aus, weil nicht 
erwiesen ist, daß sie Rädelsführer oder an Angriffshandlungen beteiligt waren. 

Der Angeklagte B. hat sich zunächst gegen seine Mitwirkung bei der Aktion vom 
10.11.1938 gesträubt. Es ist nicht erwiesen, daß er unmittelbar zu Gewaltmaßnahmen 
gegen das Eigentum der jüdischen Einwohner aufgefordert hat. Bei dem Hause 
Meyberg hat er, wenn auch nicht mit besonderer Energie und ohne Erfolg, versucht , 
den Gewalttätigkeiten der Menge ein Ende zu setzen. Bei dieser Sachlage ist es zum 
mindesten zweifelhaft, ob er sich dessen bewußt war, daß die Angriffshandlungen 
gegen die jüdischen Einwohner und damit die Zerstörung ihres Eigentums in dem 
geschehenen Umfang erfolgten, durch den sie erst zu einem Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit wurden. Auf keinen Fall ist aber erwiesen, daß der Angeklagte B. das 
Ausmaß der geschehenen Angriffshandlungen gewollt oder gebilligt hat, zumal er 
schon bald nach den Ereignissen vom 10.11.1938 seiner Mißbilligung gegenüber den 
Vorgängen Ausdruck gegeben hat. 

Die Angeklagten J. und K.H. haben Angriffshandlungen gegen jüdisches Eigentum in 
geringem Umfange vorgenommen. Da sie zur Zeit der Tat aber noch sehr jung waren 
- der Angeklagte J.H. war sogar noch jugendlich-, so ist nicht nachzuweisen, daß 
sie sich dessen bewußt waren, durch ihre Handlungen die Menschenwürde und die 
Menschlichkeit als solche zu verletzen. Sie handelten unüberlegt als junge Menschen, 
ohne die Tragweite ihres Tuns voll zu überblicken. 

Eine Verurteilung wegen Verbrechens gegen die Menschlichkei t konnte daher bei den 
Angeklagten B. und J. und K.H. aus subjektiven und bei den Angeklagten M. und K. 
aus objektiven Gründen nicht erfolgen. Eines Freispruchs bedurfte es insoweit nicht, 
da die Anklage Tateinheit mit dem von diesen Angeklagten begangenen Landfriedens­
bruch, wegen dessen sie verurteilt sind, annimmt. 

Da der Angeklagte B., wie vorstehend bereits ausgeführt, das Ausmaß der von der 
Menge verursachten Zerstörungen nicht vorausgesehen hat, so kam seine Bestrafung 
wegen Anstiftung zum Vergehen nach § 305 StGB (Zerstörung des Hauses Koppel) 
nicht in Betracht. 
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Der Angeklagte H. ist nicht des Landfriedensbruchs schuldig, da nicht erwiesen ist, 
daß er sich in der Menge, von der die Gewalttätigkeiten gegen Besitz und Eigentum 
der jüdischen Einwohner begangen wurden, aufgehalten hat. 

Es ist aber erwiesen, daß der verstorbene SA-Sturmführer He. sich zum mindesten 
als Teilnehmer in der Menge befunden hat, als von dieser die Gewalttätigkeiten 
begangen wurden. He. ist daher des Landfriedensbruchs nach § 125 Abs. I StGB 
schuldig. Zur Begehung dieses von He. begangenen Vergehens hat der Angeklagte H. 
durch Tat wissentlich Hilfe geleistet, indem er in Kenntnis der Betätigung von He. 
diesem den von ihm gefahrenen Lastkraftwagen als Transportfahrzeug zur Verfügung 
stellte, indem er auf Anweisung von He. nach dem jüdischen Hause Rosenberg fuhr 
und dort auf He. wartete. H. ist daher der Beihilfe (§ 49 StGB) zu dem von He. 
begangenen Landfriedensbruch schuldig. 

Auch diese Tat ist an sich verjährt, jedoch liegen bei dem Angeklagten H. aus den 
gleichen Gründen wie bei den übrigen wegen Landfriedensbruchs verurteilten Ange­
klagten, mit Ausnahme von H., die Voraussetzungen der Verordnug vom 23. Mai 1947 
vor. 

Der Angeklagte J.H. war bei Begehung der Tat 14 aber noch nicht 18 Jahre alt, also 
Jugendlicher im Sinne des Reichsjugendgerichtsgesetzes (§ 1 Abs. 1). Er war bei sei­
nem Alter von 17 Jahren und 9 Monaten zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen 
Entwicklung reif genug, das Unrecht der Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu 
handeln(§ 3 Abs. 1 RJGG). 

Den Angeklagten P ., L., A. und S. wird ebenfalls Landfriedensbruch zur Last gelegt. 

a) Der Angeklagte P. war im November 1938 bei der Firma B. & Co. in Hohenlimburg 
beschäftigt. Am Vormittag des 10.11.1938 wurde im Betrieb bekanntgegeben, daß 
auf dem Kronenburgplatz eine Kundgebung stattfinde, zu der die Arbeiter erschei­
nen sollten. P. begab sich daraufhin mit anderen Betriebsangehörigen nach dem 
Kronenburgplatz. Als er dort ankam, hatte der Angeklagte B. seine Rede bereits 
beendet. P. sah, daß Teilnehmer der Menge mit Hacken und ähnlichen Werkzeugen 
ausgerüstet waren. 

Alsbald nach seiner Ankunft begannen Teilnehmer der Menge mit dem 
Zerstörungswerk an dem Hause Koppel. 

Der Angeklagte P. läßt sich dahin ein, daß er sich nicht weiter in der Menge auf­
gehalten habe, als er gesehen habe, daß diese gegen das Haus Koppel gewalttätig 
vorgegangen sei. Er habe sich alsbald entfernt und seine in unmittelbarer Nähe 
des Kronenburgplatzes gelegene Wohnung aufgesucht. 
Diese Einlassung konnte dem Angeklagten P. nicht widerlegt werden. Da er sich 
aus der zusammengerotteten Menge entfernt hat, als diese mit der Begehung von 
Gewalttätigkeiten begann, hat er nicht mehr an dem Landfriedensbruch 
teilgenommen. Er war daher mangels Beweises freizusprechen. 

b) Der Angeklagte L., der im November 1938 einen Sturmbann der SA führte und bei 
den Metallwerken H. in Hohenlimburg beschäftigt war, erhielt am Vormittag des 
10.11.1938 auf seiner Arbeitsstelle einen Anruf von der Ortsgruppe der NSDAP 
in Hohenlimburg. L. erhielt dabei die Weisung, die ihm unterstehende SA zu einer 
Kundgebung auf dem Kronenburgplatz zusammenzurufen. Der Angeklagte L. kam 
dieser Weisung nicht nach, weil - wie er sagte - die SA sich grundsätzlich von der 
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politischen Leitung der NSDAP keine Weisungen erteilen ließ. Kurze Zeit nach dem 
Anruf sah L., wie sich Leute nach dem Kronenburgplatz bewegten. Er begab sich 
ebenfalls dorthin. Als er ankam, hatte der Angeklagte B. seine Rede bereits 
beendet und Teilnehmer der Menge begannen, die Tür zum Hause Koppel 
einzuschlagen. 

Der Angeklagte L. läßt sich dahin ein, er habe sich danach noch kurze Zeit inmit­
ten der Menge aufgehalten, um den verstorbenen SA-Sturmführer He., der sich in 
Uniform beteiligt habe, zur Rede zu stellen und ihm zu sagen, daß es einen 
schlechten Eindruck mache, wenn sich SA-Angehörige in Uniform an der Aktion 
beteiligten. Als dies geschehen sei, habe er sich etwa 30 Meter weit von der Menge 
bis nach der Schloßapotheke entfernt und von dort aus zugesehen, wie 
Gewalttätigkeiten gegen das Haus Koppel begangen wurden. 

An diesem Standort befand sich der Angeklagte L. - ebenso wie der Angeklagte 
H., der an der gleichen Stelle stand -, in räumlichem Zusammenhang mit der 
Gewalttätigkeiten begehenden Menge. Die objektiven Voraussetzungen des 
Landfriedensbruchs nach § 125 Abs. 1 StGB sind daher bei ihm gegeben. Es ist aber 
zweifelhaft, ob sich der Angeklagte L. dessen bewußt war, sich noch in einer 
zusammengerotteten Menge als ein Teil derselben zu befinden, und ob er den Willen 
dazu hatte, als ein Teil der Menge in dieser zu verbleiben. (R.G. Bd. 55 S. 249). 
Da L. sich, nachdem er den verstorbenen SA-Sturmführer He. zur Rede gestellt 
hatte, von dem Hause Koppel, wo die Gewalttätigkeiten begangen wurden, entfernt 
hatte, konnte sich die Sachlage in seinem Bewußtsein so darstellen, daß er sich von 
der Menge getrennt hatte, wenn dies in Wirklichkeit auch noch nicht geschehen 
war. Dann fehlt es aber bei ihm an dem für den Landfriedensbruch erforderlichen 
Vorsatz, mit Wissen und Willen an einer zusammengerotteten Menge teilzunehmen. 
Dieser Vorsatz ist auch für die Zeit nicht nachgewiesen, die der Angeklagte L. sich 
noch in der Menge aufhielt, um den He. zur Rede zu stellen. Für diese Zeit kann 
nicht angenommen werden, daß L. den Willen hatte, in der Menge als Teil derselben 
zu verbleiben. 

c) Der Angeklagte A. war - wie er sich einläßt - am Vormittag des 10.11.1938 mit 
seinem Lieferwagen unterwegs, um Kundschaft zu bedienen. Als er am Hause Kop­
pel vorbeikam, bemerkte er die dort angerichteten Zerstörungen. Er hielt sich kur­
ze Zeit am Zaun des Koppel'schen Hauses auf, hörte, daß Leute in diesem noch 
Zerstörungen anrichteten, und erkundigte sich, was eigentlich los sei. Als er dies 
in Erfahrung gebracht hatte, hat er sich entfernt. 

Bei dieser Sachlage kann dem Angeklagten nicht nachgewiesen werden, daß er mit 
Wissen und Willen in einer zusammengerotteten Menge, von der Gewalttätigkeiten 
begangen wurden, verblieben ist. Es hat sich auch nicht nachweisen lassen, daß A. 
bei dem Hause Koppel in anderer Weise tätig geworden ist, als er selbst angibt. 
Keiner der hierzu vernommenen Zeugen Frau M., L. , Eheleute L., Frau s., H. und 
St. hat ausgesagt, daß A. etwa unter Hinweis auf einen Korb mit Eiern, den er in 
der Hand hielt, gerufen hat: "So leben die Juden!" 

Der Angeklagte A. hat sich schließlich noch am Mittag des 10.11.1938 den an der 
Synagoge angerichteten Schaden angesehen. Es ist aber nicht erwiesen, daß zu 
dieser Zeit an der Synagoge noch eine Menschenmenge zusammengerottet war, die 
Zerstörungen beging oder von der noch weitere Zerstörungen zu befürchten waren. 
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Der Angeklagte A. war daher mangels Beweises freizusprechen. 

d) Der Angeklagte S. ist am Vormittag des 10.11.1938 mit anderen Betriebsangehöri­
gen der Firma B. und V. in Hohenlimburg zu der Kundgebung auf dem Kronenburg­
platz gegangen. Er hat die Rede des Angeklagten B. gehört. Als die Menge dann 
mit den Zerstörungen am Hause Koppel begann, ist S. zusammen mit dem Zeugen 
B„ wie sich aus dessen glaubwürdiger Bekundung ergibt, in e twa 90 bis 100 Meter 
Entfernung stehen geblieben. Es mag sein, daß S. sich dort noch in räumlichem 
Zusammenhang mit der Menge befand. Jedoch ist zweifelhaft, ob er sich dessen 
bewußt war, daß er als Teil in der Menge verblieb, und ob er den Willen dazu hat­
te. Für ihn konnte sich die Sache so darstellen, daß er von der Menge räumlichen 
Abstand hielt und sich nicht als Teil derselben ansah. 
Später ist der Angeklagte s. dann nach der Synagoge gegangen und hat sich dort 
die angerichteten Schäden angesehen. Er hat aber hierbei, wie er sich unwiderlegt 
einläßt, räumlichen Abstand von der Menge gehalten. 

Dann ist der Angeklagte S. noch anläßlich eines Besuches bei einem Bekannten 
in Elsey in der Nähe des jüdischen Hauses Rosenberg gewesen, als dort Zerstörun­
gen angerichtet wurden. Er läßt sich dahin ein, daß er etwa 2 Häuserfronten breit 
von der Menge entfernt gestanden habe. Diese Einlassung konnte ihm nicht wider­
legt werden. 

Bei dieser Sachlage ist dem Angeklagten S. Landfriedensbruch nicht nachzuweisen. 
Er war daher mangels Beweises freizusprechen. 

Schwerer Landfriedensbruch nach § 125 Abs. II StGB ist mit Zuchthaus bedroht. Nur 
bei Vorliegen mfü!ernaer -umstände kann auf Gefängnis nicht unter sechs Monaten 
erkannt werden. 

Gegen den Angeklagten B. müßte daher eine Zuchthausstrafe verhängt werden, wenn 
bei ihm keine mildernden Umstände vorliegen würden. Das Schwurgericht hat solche 
darin gesehen, daß der Angeklagte B. sich zunächst geweigert hat, an der Judenaktion 
teilzunehmen, daß er den Umfang des durch diese angerichteten Schadens nicht ge­
wollt hat, daß er weiter bei dem jüdischen Hause Meyberg wenigstens, wenn auch ver­
geblich, versucht hat, der Aktion ein Ende zu setzen, und daß er schließlich schon kur­
ze Zeit später das Geschehene mißbilligt hat. Aus diesen Gründen sind daher dem An­
geklagten B. mildernde Umstände zugebilligt worden. Mildernd ist weiter zugunsten 
des Angeklagten B. gewertet worden, daß er sich im allgemeinen seinen politischen 
Gegnern gegenüber anständig und korrekt verhalten und in Ein zelfällen versucht hat, 
geschehenes Unrecht wieder gut zu machen. 

Die gegen den Angeklagten B. zu verhängende Gefängnisstrafe konnte aber keine 
geringe sein. Dazu ist sein Tatbeitrag zu erheblich. Es war dabei auch zu 
berücksichtigen, daß die Strafe aus Abschreckungsgründen nicht zu niedrig ausfallen 
durfte. Unter Berücksichtigung dieser Umstände erschien bei B. eine Gefängnisstrafe 
von zwei Jahren als angemessen, aber auch unbedingt erforderliche Sühne. 

Mildernd ist hierbei auch in Betracht gezogen worden, daß der Angeklagte B. zur Zeit 
der Tat unbestraft war. 

Die übrigen Angeklagten sind des einfachen Landfriedensbruchs schuldig. Die 
Mindeststrafe hierfür ist Gefängnis nicht unter drei Monaten. 
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Es ist erwiesen, daß an der Zusammenrottung teilgenommen haben: 

a) der Angeklagte B., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus Koppel 
und die Synagoge begangen wurden, 

b) der Angeklagte J.H., 
als Gewalttätigkeiten gegen die Häuser 
Koppel und Meyberg begangen wurden, 

c) der Angeklagte K.H., 
als Gewalttätigkeiten gegen die Häuser 
Koppel, Meyberg und Rosenberg begangen wurden, 

d) der Angeklagte V., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus Koppel 
und die Synagoge begangen wurden, 

e) der Angeklagte B., 
als Gewalttätigkeiten gegen die Synagoge 
und das Haus Rosenberg begangen wurden, 

f) der Angeklagte M., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus 
Koppel begangen wurden, 

g) der Angeklagte S., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus 
Koppel begangen wurden, 

h) der Angeklagte K., 
als Gewalttätigkeiten gegen die Häuser 
Koppel, Löwenstein, Vogelsang, Meyberg 
und die Synagoge begangen wurden, 

i) der Angeklagte H., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus 
Koppel begangen wurden, 

k) der Angeklagte S., 
als Gewalttätigkeiten gegen die Häuser 
Löwenstein, Schönebaum, Rosenberg und die 
Synagoge begangen wurden, 

1) der Angeklagte J., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus 
Koppel begangen wurden, 

m) der Angeklagte Sch., 
als Gewalttätigkeiten gegen das Haus 
Koppel begangen wurden. 

Diese Angeklagten befanden sich bei der Zusammenrottung in räumlichem Zusammen-
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Strafmildernd ist bei allen diesen Angeklagten berücksichtigt worden, daß sie zur Zeit 
der Tat mit Ausnahme des Angeklagten 8., dessen Vorstrafe aber auf einem anderen 
Gebiete liegt, nicht bestraft waren. Weiter fiel mildernd ins Gewicht, daß sie im we­
sentlichen sich aus Neugierde in der Menge aufgehalten haben . Um sie für die Zukunft 
zu warnen, mußten aber auch bei diesen Angeklagten die Strafen empfindlich sein. 

Es erschien als angemessene und ausreichende Sühne, wobei jeweils der Umfang des 
Tatbeitrages der einzelnen Angeklagten entsprechend berücksichtigt worden ist: 

a) bei dem Angeklagten K.H. 
acht Monate Gefängnis, 

Bei diesem ist mildernd noch in Betracht 
gezogen worden, daß er zur Zeit der Tat erst 19 Jahre alt war und daher 
zu der 
Tat im wesentlichen aus jugendlicher 
Unbedachtheit gekommen ist, 

b) bei dem Angeklagten H. 
fünf Monate Gefängnis, 

Bei diesem ist die Strafe gemäß 
§§ 49, Abs . II, 44 StGB gemildert worden, 

c) bei dem Angeklagten V. 
sieben Monate Gefängnis, 

d) bei dem Angeklagten 8. 
acht Monate Gefängnis, 

e) bei dem Angeklagten M. 
acht Monate Gefängnis, 

f) bei dem Angeklagten S. 
sieben Monate Gefängnis, 

g) bei dem Angeklagten K. 
neun Monate Gefängnis, 

h) bei dem Angeklagten S. 
sieben Monate Gefängnis, 

i) bei dem Angeklagten J. 
acht Monate Gefängnis, 

k) bei dem Angeklagten Sch. 
sechs Monate Gefängnis, 

1) bei dem Angeklagten J.H. 
fünf Monate Gefängnis. 
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3. Pressedarstellungen 

Üb~r den P.rozeß vor dem Schwurgericht des Landgerichts Hagen im Jahre 1949 
berichtete die Presse m Hohenlimburg und Hagen. 

Judenverfolgung vor Gericht 
17 Hohenlimburger sitz::n auf der Än'.dagebank 

des Hagener Schwurgeric.'1ts 
Sie haben sich der Begehung oder der 

Aufforderung zur Begehung strafbarer 
Hanc.1\un~en am 10. November 19:::8 zu ve r­
antworten. An erster Stelle steht der frühe­
re Ortsgruppenleiter Wilhelm B o e­
cke r. Sein Schid.:.sal teilen mit ihm 16 
weitere ehemalige Mitglieder der NSDAP, 
SA, der SS und der HJ. Den 17 Angeklag­
ten stehen 10 Verteidiger zur Verfügung. 
Man rechnet mit der Vernehmung von etwa 
70 Zeugen. Den Vorsitz der Verhandlung 
führt Landgerich tsdirektor Dr. Th f erb a c:h.. 
Die Verhandlung wird sich bis zum Ende 
der \Vodie hinziehen. 

Der erste Verhandlungstag galt der Ver­
nehmung der Angeklag ten . • Ich ha tte nie­
manden, der mir etwas anders sagte, als 
daß die Juden schlecht seien •, sagt der 
damals 18 Jahre alte Angeklagte Kurt Heine­
mann .• Deswegen glaubte ich damals, daß 
wir uns an dem Vermögen und dem Be­
sitz der Juden für den Mord an Ernst vom 
Rath rächen müßten.• 

Dann folgte in ausführlicher Form die 1 
Vernehmu· ng des Hauptange-

k 1 a g t e n Boedcer, der sich die Verneh­
mung aller anderen Angeklagten a~sdiloß. 

DE;r Dienstag ·, uod. de-; Mittwoch gilt der 
Vernehmung d~r Zeugen: 

NHZ 13.12.1949 

:Mit Schmiedehäm.mern zum Protest 
Aufsehenerregende Zeugenaussagen 

am 2. Verhandlungstage im Boecker-Prozess 

fe Hohenllmburg. Die Vergehen, die den 
17 Angeklag ten im Boecker- Prozeß zur Last 
gelegt werden , sind wahrlich schwer genug, 
um darüber eine Vielzahl von Zeugen zu 
hören: Schwerer Hausfriedensbruch und 
Landfr iedensbruch, Begehung von Gewalt­
tätigkeiten gegen Sachen in Besitz jüdischer 
Personen und die Aufforderung zur Be­
gehung dieser Taten am 10. 11. 1938. 

Am heutigen Verhandlungstage wurden 
dazu 30 Zeugen vernommen. Wie am Vor­
tage bei der Vernehmung de1 Angeklagten 
war auch bei einigen Zeugenaussagen fest­
zustellen, 'daß versucht wurde, von den 
ers tgemachten Aussagen im Wortlaut abzu­
rücken und dadurd1 den Aus"iagen einen 
anderen Sinn zu geben. Oie verständlid1e 
Entsd:uldigung der Zeugen ist die lange 
Zei t. die seit dem Vorfall verstrichen ist. 
Drei Krimina lbeamte wurden vernommen, 
.um Unklarheiten zwischen dem vorliegenden 
. Protokoll und den jetzigen Aussagen zu 
klären. Die drei Beamten beriefen sich auf 
eine einwandfreie Protokollierung, so daß 
die Differenzen mit Ungenauigkeiten im 

Ausdruck der Vernommenen erklärt werden 
mußten. Der ver"lntwortliche Kriminal ­
beamte beschwor die Gewissenhaftigkeit 
seiner . Protokolle. 

Unter den vielen Entlastung'izeugen, die 
von der Verteidigung benannt waren, und 
die den ihnen jeweils bekannten A ngeKlag· 
ten das beste Leumundszeugnis ausstell· 
ten, war von besonderer Bedeutung der 
Zeuge Esser, der audi auf Antrag des 
Staatsanwaltes seine Aussagen · beeiden 
mußte. Auf die immer wiederkehrende 
Frage des. Vorsitzenden: . Was wissen Sie 
von dem 10. November 1938?•, sagte Esser 
ganz klar, daß der Ortsgruppenleiter 
Boed-;:er in se inem (des Zeugen) Bet:iebe 
am Morgen des 10. November angerufen 
und gefordert habe, daß die Belegsdiaft am 
Kronenburgplatz zu einer Protestkund­
gebung gegen die Ermordung Ernst vom 
Raths anzutreten habe. Esser weigerte .sich, 
dieser Anordnung mit seinem Betriebe 
nachzukommen. 

Darauf versicherte Boecker, daß trotz der 
drohenden Haltung dieser Kundgebung kel-
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nem Menschen ein Haar gekrümmt würde. 
Weiter wußte sid1 dieser Zeuge genau zu 
erinnern, daß sein damaliger Betriebs­
obmann ciie Weisung erhalte:i habe , die auf­
marschiere nden Leute mit schweren Werk­
zeugen, Scbm1edehämmem u. dergl„ zu ver„ 
sehen. 

Aus dieser Aussage geht ers,;tmalig im 
Lnufe der Verhandlung hervor, daß Boecker 
sic:h. selbst über die drohende Haltung der 
von ihm abgehaltenen Kundgebung klar 
war. 

NHZ 14.12.1949 

Belastet durch Entlastungszeugen 
Ex-Obcrbiirgcrmclstcr V ctter 

im Zeugenstand wllhrcnd des Hohcnlimburgcr Boccker-Prozesscs 

Der dritte Verhandlungstag im Boeckf!:r­
Prozeß vor dem Schwurgericht Hagen galt 
der Vernehmung von weitc-ren 26 Zeugen. 
Auch unter d iesen Zeugen wurden zwei 
von der Verteidigung bestellte Entlastungs­
rnugen zu Bcla; tungszeugen. Sie sagten 
Dinge aus, d ie in Widi:>rsrrurb zu den Aus­
sagen der Angeklagten standen. 

Der Angeklagte B o ecke r, der am 
Morgen des 10. 11. 1938 von Bürgermeister 
Dr. Pott aufqefordert wurde, auf dem 
Kronb'flburg-Pla.tz eine Protes tk undgebung 
zu organisieren und abzuhalten, behauptete 
in seiner Aussage. dieser Auffor derung nur 
nachqekommen ·zu sein, da e r von Pott un· 
ter Drude gesetzt wurde. Ebenso saq te er 
aus, daß er an sein~m Arbeitspl atz mit n ie· 
menden vor der Veranstaltung habe spre­
chen können. • Von mir ist nicht die ge­
ringste Propagandatätigkeit fiir diese De· 
monstration ausgegangen.· N un erfuhr das 
Geridlt durd1 die Aussage des Zeugen 
M ö 11 er, daß Boecker darüber unterrich· 
tet v•ar, daß die Pol izei vom Bürgermeister 
den Befehl erhalten hatte, sidl während der 
Aktion zurückzuhalten und die Polizei wache 
nidlt zu verlassen. Dadurch ml1ßte de r in 
etwa vorbestimmte Ve:rlauf ~er Kund· 
9ebung Boecker bekannt sein. Der Zeuge 
H u 1 v e r s h o r n saqte i'l.US. daß Boecker 
mit verschiedenen A~be1tskollegen vor der 
Demonstration gesprochen habe und sei· 
nen Unwillen zum Ausdrudc gebracht habe, 
u. a. audl mit d!!m Mitangeklagten Krüger, 
cier sethst au,sgest1.CTt hatte. an dem frag· 
liehen Tag gar nicht Im Betrieb geweS;en %U 

sein. 
Bis zu dem Augenblick, da vom Vertre· 

le1 der Ankla~ie die Vernehmung der Frau 
Koppel als Zeugin beantrag t wurde und 
Frau J(o ppP.l k11rz d"nadt an die Zeu~en· 
bank trat, hatte siPl kein Zeuge gefunden, 

der einwandfrei die Angeklagten in den 
fraglidien Punkten belasten konnte . Allen 
Zeugen war eine genaue Darstellung der 
Rede Boeckers nicht mehr möglich oder es 
fehlte ihnen die genaue Erinnerung an d ie 
Personen, die jüdische Häuser zerstört 
hatte n. In der Person der Fra lJ Koopel trat 
zwar nicht eine Augenzeugin der Vorgänge 
auf. Als Sdlwägerin der bet roffenen jüdi· 
sehen Familie Koppel wußte sie jedoch Ein­
zelheiten der Zerstörungen und konnte Er~ 

zählungcn wiedergehen, die ihr wenige 
Stunden nach dem Ere ignis gemacht wur· 
den. ~E i n Stuhl war der Rest einer 9· 
Zini mer-Einric:htung der Familien Koppel 
und Loewenstein •, berichtet die Zeugin. Sie 
will ferner gehör t haben, da!\ den ersten 
Schlag auf das Haus Koppel der Ange· 
klag te Boecker getan habe. Nach den un· 
endlich vielen Zeugenaussagen, die alle den 
Absc:heu Boeckers gegen jede Gewalt tätig· 
keit bekundeten, ist diese Aussage erst· 
und einrrtalig. 

De r fr(\here stellvertretende Gauleiter 
Vetter wurde über die Auslösung des 
Befehls zu dieser Aktion vom Geridtt bP.· 
fragt . Er gab an, daß aen •m 8. 1 !. 1933 
in München vr.rsammelten Gaule itern von 
Goebbels pesagt worden sei , Adolf Hitler 
habe sit!n alle Mußnahm('n gegen den Mord 
an Ernst vom Rath vorbehalten. Den Gau· 
leite rn sei die Anweist1ng gegeben worden, 
ihre Gauleitungen entsprechend zu unter· 
richten . Trotzdem habe der Gaup1opaganda­
Jeiter in Hagen den Befehl zum Losschlagen 
gegeben. 

Am Donnerstag wird der Vertreter der 
Anklage. Staatsanwalt Kebhekus, zu Wort 

1 

kommen. Nach ihm ctie 10 Verteidiger der 
Angeklagten und d ie Angeklt'!gten se lbst. 
Mit dem Urtei lsspruch ist im laufe des 
Freitags zu rechnen. 

NHZ 15.12.1949 
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Der Staatsanwalt hatte das Wort 
Insgesamt 14 Jahre und 11 Monate beantragt 

Der Vertreter der Anklage, Staatsanwalt 
Kebbekus stellte am vierten Verhandlungs­
tage im Boec.ker-Prozeß eine allgemeine Be­
traduung der Ereignisse des 9, November 
1938 in den Mittelpunkt seiner Ausführun­
gen. Er stellte dabei heraus, daß keiner 
die Verantwortung für diesen Rad1eakt 
habe tragen wollen. Aus diesem Grunde 
sei dan:l später das.Märchen von den .spon­
tanen• Kundgebungen entstanden. Heute 
erkläre jeder Angeklagte, daß er ohne Ein· 
fluß gewesen sei, daß er keine Möglid1keit 
gehabt habe, gegen die Ausschreitungen 
vorzugehen. Ins Einzelne gehend befaßte 
sidi der Staatsanwalt dann mit dem Haupt­
angeklaqten B o ecke r, für . den er 3 Jahre 
6 Monate Gefängnis beantragte. In Boeckers 
Rede sieht der Staatsanwalt die Veranlas­
sung zu dem örtlichen Terror gegen jüdi­
sches Eigen tum. Die Mitangeklagten He i -
n e man n hätten unbeeinflußt ausgesagt, 
daß sie dieser Rede die Aufforderung ent­
nommen hätten, zu .demolieren•. Für den 
Vertrete r der Anklage bestünden also kei· 

ne Zweifel mehr, daß Boedcer zu Gewalt­
tätigkeiten aufgerufen habe. Zum mindesten 
habe er sie nicht verhindert, obgleld1 ein 
Teil seiner Zuhörer mit Bred1werkzeugen 
versehen war. Aus diesen Schlüssen zog 
der Staatsanwalt die Folgerung, daß sich 
Boecker des schweren Landfriedensbruches, 
der Aufforderung zu diesem Verbrechen 
und zugleid1 des Verbrediens gegen die 
Menschlidikeit sdrnldig gemacht habe. Nur 
mit Rücksid1t auf die Persönlichkeit Boek­
kers und seinen allgemein guten Leumund 
beantrage er die verhältnismäßig milde 
Strafe. 

Die Brüder K u r t und J o s e f He l n e • 
man n seien durch ihre eigene Aussage 
des schweren Landfriedensbruches ü ber· 
führt. Ihre damalige Jugend und die Tat· 
sache, daß sie ihre Mitwirkung durch die 
Teilnahme ihrer Führer· sanktioniert glaub­
ten, veranlaßte den Staatsanwalt zu einer 
Milderung des Strafmaßes. Für Kurt Heine­
mann beantragte er 10, für Josef Heinemann 
8 Monate Gefängnis. 

Das Urteil ist gefällt 
Insgesamt 7 Jahre und 11 Monate Gefängnis - Sämtliche Angeklagten 

legten Berufung ein! 

Im B o e c k e r - P r o z e ß ·vor dem Hage­
n er Schwurgericht wurde am Freitag da6 
Urteil gefällt. Der Hauptangeklagte 
B'oecker erhielt zwei Jahre Ge­
l ä n g n i s. Krüger wurde zu neun Mona­
ten, Kun Heinemann, Braun, Malms und 
Jürgens zu je acht Monaten, Scheuer und 
Voßwinkel zu je · sieben Monaten, 
Schmand zu sechs Monaten und Josef 
Heinemann und Hüsecken zu je fünf Mo­
naten Gefängnis verurteilt. Bei dem An­
geklagten Heß wurde das Verfahren ein· 
gestellt, w~hrend die Angeklagten Alberts, 
Lehmann, Puls und Sorke freigesprochen 
wurden. 

Wer als Unbeteiligter in der vergange­
nen Wo(he die Schwurgerichtsverhandlung 
im LaQdgericht Hagen gegen die 17 Hohen­
limburger Angeklagten verfolgte, konnte 
sidt des Eindrucks nid1t erwehren, daß sich 
hier ein altes Spridnvort bewahrheitete 
„Unkenntnis schützt vor Strafe nid1t". Ge­
löst von allen 1.JOlitischen Gefühlen, kam 
man bei Betrachtung einer Vielza hl der 
Angeklagten zu dem Ergebnis, daß sie 
nid1t auf der Anklagebank sitzen würden, 
wenn sie sich über die Tragweite des § 125 
des · ~tr.afgesetzbuches im klaren gewesen 
wären, handelt es s ich doch um Männer 
mit einer unbescholtenen Vergangenheit 
und einem tadclfrcien Ruf. 

Der § 125 befaßt sich mit dem V-=rgehen 
des einfachen und schweren Landfriedens-

bruches. Das Bewußtsein der Bc-völkerung, 
in Ruhe und Frieden leben zu können, muß 
unantastbar sein. Dieses Bewußtsein wird 
jedoch schon getrübt durc.h eine Demonstra­
tion, aus der die Möglichkeit einer Zusam­
menrottung und Gewalttätigkeit droht, und 
jeder Teilnehmer ist nach dem Gesetz schon 
ein Landfriedensbrecher. Wenn sich eine 
Menschenmenge öffentlich zusammenrottet 
und mit vereinten Kräften gegen Personen 
oder Sachen Gewalttätigkeiten begeht, so 
wird jeder, der an dieser Zusammenrottung 
teilnimmt, wegen Landfriedensbruches be­
straft. Die Bestrafung erfolgt auch dann, 
wenn man ohne Verabredung und · ohne 
Absicht teilnimmt, auch . wenn man sich vor 
oder nach der Begehung der· Gewalttätigkei­
ten der Menge anschließt. 

Das Urteil, das am 5. Verhandlungstag 
nach siebenstündlger Beratung des Gerichts 
verkünde t wurde, mag den Betroffenen 
hart erscheinen. Das Schwurgericht steht 
jcdoc.h auf dem Standpunkt, daß trotz de r 
Ldnge der Zeit, die seit dem Vergehen 
verstrichen ist, die Schuldigen zu bestrafen 
sind. Oie damalige Begünstigung strafbarer 
Taten durc.h politische Machtha~er muß 
durch eine gerechte Justiz bereinigt wer· 
den. Der Richter will keine Vergeltung, er 
will auch nicht sühnen, will lediglich durch 
das Urteil dokumentieren, daß Straftaten, 
wie sie den Angeklagten zur Last gelegt 
wurden, nicht geduldet werden dürfen. 

Sämtliche Angeklagten legten gegen das 
Urteil des Gerichts Berufung ein. 

N 
:i:: 
z 
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Hohenlimburger ,,Kristallnacht" vor Gericht r 
17 Angeklagte, 56 Zeugen und 10 Verteidiger vor 21 Zuhörern 
Hohenllmburg. Ges~~rn morgen begann vor 

clcm Ha g e n e r Schwur\)ericht der Prozeß 
!Jf'!lCn 17 Teinehmer d<::r sogenannten ,,Kris tall· 
r:üd\l", die in ·der f.enn~stadt - anscheinend in­
lo!11c e iner Panne - i.m hellen Vorm1ttags\icht 
c; cs 10. Nove:nber 1938 durchgeführ t wurde, und 
den niedrigsten Instinkten in der Zerstörungswut 

freien Lauf ließ. Die &e lbst für Schwurgeric hts· 
prozesse ungewöhnlich große Zahl der Angeklag· 
tcn, die mit einem Stab von 10 Verteidigern an· 

t rnten, machte die zusdtliche Aufslel\ung einer 
Anklarrcbank und eines Tisches für die Vcrteidi· 
guno erforderlich, währ'!lld der Zuhörerraum 
rnit 21 olfcnsichtlich !.Ji!langweiltcn Zaungästen 
!1::hncnde Lticken clUfwiC?s. Der auf vier Tdge an· 
fi<'setzte Prozeß projizierte bereits am ersten Ver· 

J, ,1ridlung:!:tag düstere Bilder einer 9ei-stigen Ver· 
\1·i rrung, d ie einer Kulturnation unwürd ig w;u 

11 nd s1d1 in der hemmungi;losr?n Vernichtung 
, . crtvo ll sten Eingcntums dU'\ tobt~ . Wenn sich 
im Vcrl:lu f der Bcw.:?is.lUf:iahme keine unvo rh er· 
<'P~·chenr. n Ver7.ögerungen ergC'b"n, werden 
~l<idts..inwa lt und Vertr.idi~cr am Mittwochnadi· 
•1ittag mit ihren Plädoyers beginne n. Die Ur· 
ll"ibve rkündn:"lg ist Donnerstag in den ersten 
Ni.chmitt.:igsstunden zu erw.ull!:n. 

Ei n Biid: au f die Reihe der 17 Ang eklagten 
- der 18. wurd e durch den Tod den irdischen 
l':: l(h ti:?rn en tzogen - ldßt die Psyche ahnen, auf 
dt'ren dumpfem Boden 1 ie stral"l>dren Handlungen 
\ 1 \:chc.rten, die Staatsanw.,lt K e b b e k u s In 
Sl'ine r AnklaQe in de n Beg riffen „Ha us· und 
l:.ndf riedensb.ruch · und Verbrechen qegen die 
Mrnsdi.lichkeit" &trafrech~lirh umriß. Diese Män· 
Mr, an der Spitze der heute 51 Jahre alte früh ere 
Grtsgruppenlei ter Wilhelm B o e c k e r , sind 
krine Verbrecher aus Verdnlagung und Leiden· 
!'Ch<"ft. Ihr vergangenes Leben zeigt in Eltern· 
haus und Vorbildung und Be ruf keine Einzeltüge 
r>1 ·nde rwcrtige r Prägung. Das Spruchgerl cht 
1 !'d<>ssen beschein igt:? rl:?m Angeklag ten Boecker, 
rl"r · lange Jahre als Proku ri'st bei der Firma 
""'~sd\ AG in ·angesehen"!r Stellung war und 1926 
clpr. NSDAP beitrat. daß. er ~·'"idl er;islhaft be· 
r:.iibt hat, Härten auszuglt! i."h,m uod Mitbürger 
\" :'IT den Nadtstellungen d er Gestapo zu schützen •· 
/\udl der Angeklagte Böttc:hermelster Alfred 
S c b e u er, der Angehöriger der Leibst.andarte 
t:nd ehrenamtlicher Mitarbl!.iter des SD. für den 
S.1.adtbezirk Hohenlimburg wa r, wurde von d em 
Sµru chgeridi.t Hiddessen äußerst günstig beur· 
lei\t. Neben ihnen sitzen Kra ftfahrer, Walzer, 
l< ·rn fmännlsdle Anqestellte und Betriebsleiter. 
(li•·'. entwede r •mr loO:ere Betlehungen z•1r NSDAP 
t- .~1 1 P. n odP.r <1ls Slurmführcr in der SA Dienst 
t. le-n. Gegen fünf der Aoqek.lagten hat die 
~· 1atsanwaltschaft als Rädelsführer zusätzlich An· 
klage auf Verbrechen gegeß die Menschlichkeit 
"'hoben. Es s ind Wilhelm 8 o e c k er, die Ge· 
briider Kurt und Josef He ! n e man n . die zur 
Zeit der Tat 19 bzw. 17 Jahre alt waren, der <l8 

Jahre alle ehemalige SA·Stur.mfübrer Eugen 
M a 1 ms • .md der "7 Jahre .ilte ehemalige HJ· 
Bannführer Georg Krüger. 

Vor Eintritt In die Ve rhandlung bedauerte der 
Vor&itzende des Schwurg.ui chts, daß das umfang· 
reiche Verfahren leider infolge do?r verzögerten 
Amnestie n ich t vereinfacht werden konnte. 

WP 13.12.1949 

Für die in den Köpfen junger Menschen a n· 
gerichtete Verwirrung wdr d ie Tatschilderung des 
Angeklagten Kurt He 1 n e man n typisch, der 
in je nen Tagen mit seinem Bruder Josef in einem 
Zweimann-Betrieb arbe itete uud am Vormittag 
des 10. Novembers durch vorbc iströmendes Volk 
auf d ie Kundgebung au.f dem Kronenburgplatz 
aufmerksam gemach t worden war. Als sie auf 
dem Platz ank.a:ncn . waren die Massen bereits 
aufmarschiert. Einige der Männer waren in Ar· 
bcitsk.lcidunq aus den Betrieben zur Demon· 
stralion befo))len worden, zahlreiche Perso nen 
waren :nerkwürdigerweisc mit Brecheisen und 
Spitz.hacken erschienen. Und dann sprach Orts · 
gruppenleiter Boecker zu dem Mord an dem Ge· 
sdndtschaflsral vom Ral.h. Was er sprach. will der 
junge Heinemann heute nicht mehr wissen. Er 
weiß nur noch, w ie die Menschenmenge am 
Schluß der Ansprache In Bewegung geriet und 
au! das Wohnhaus des J uden Koppe 1 stürmte . 
Die Zerstörung de r lnneneinrichtuna und des 
Fachwerkhauses war das Werk weniger M inuten . 
Und dann fol!'.l'en die Geschäfts· und Wohnhäuser 
Löwenstein, Schönebawn, Meyberg, Rosenbe rg , 
Vogelu ng und Stern. Und in der auf!=lel ös ten 
Masse schwamm der 19iährige. und !=!laubte d ie 
Heldenta ten . von Frontkämpfern ver.spätet nach· 
erleben zu können. „An de m Taa war ic h sehr 
erregt, ich dachte an d ie Erzählungen von der 
Ka:npfzeit", schilderte d er Angeklagte. Er be· 
waffnete sich mi t einem Stuhlbein und markie rte 
eine n „Helden". Zerstört habe er n ichts, ·er habe 
nur mit1r1achen. nur dctbei se in wollen . Eine 
ähn liche Verwirrung scheint in dem Kopf 6eines 
zwel Jahre jüngeren Bruders vorgegangen zu 
sein. Bedenken sind den beiden weder bei der 
sinnlosen Zerstörunq der Wohnhäuser noch an· 
geslchts der Vernichtung der EinricbtUDg der 
Synagoge gekommen. 

Der Angeklagte Boecker, der durch seine An· 
sprache den Anstoß zu dem wilden Ausbruch 
des Mobs gegeben haben soll, schilderte dem 
Gericht, wie er am Vorabend der Ausschre ituo· 
gen einem auswärtigen SS·Mann abgelehnt habe, 
diesem einige zuverlä&.sige Männer für die Nacht 
zu überlassen. Am n!ch~ten Vorm ittaq babe ihm 
der inzwischen verstorbene Bürgermeister Dr. 
Pott wegen d ieser Ablehnung Vorwürfe qe· 
macht und angedeutet, die Angeleqenheit könne 

~~~ti~n h:~C: ~;.an::t~e~~: 1;ffgee~e~l~~:~ ~l~~:~ 1 
~~:1~:~ ~~ot::;~n~~b~:~:~\a:~:t~.g D~~r ~~~~~~ ' 
penlelter müsse selbstve rs tändlich dafür sorgen, 
daß Hnhenlimburg keine unrühmliche Ausnahme 
mache. B. schilderte dann, wie er bei den ih n 
zur KUndgebWlg begleitenden Bürgerme ister e.ne r· 
gischen Protest erhoben habe, als er bemerkte, 
daß zahlreiche der KundgebWlgsteilnebmer sich 
mit Brecheis~n und Spjtthacken bewa ffnet hat· 
ten . Dr. Pott habe ihm darau f erklärt: „Das 
werde ich a llein mit der Polizei verantworten!" 
B. stellte entschieden iß Abre~. in seiner An· 
sprache ru Ausschreitungen &utgefordert zu ha· 
ben. Er habe lieb einige Zeit später bei dem 
stellvertretend2n Gau)eiter V e t l e r offiziell 
üb@r das Verhalten des Bürgerlneisters be· 
schwert. Auf die Frage des Vorsi tzenden, wes· 
halb er di e Aufforde rung d es Bürgermeisters zur 
Veransta ltung einer Kundgebunq ni.cht abgelehnt 
habe, antwortete B.: „ leb konnte d ie scharf for· 
mu1ierte und angeblich von höchsten SteUen an· 
ge6etzte Kundgebung nicht ablehnen! " 

o'er Prdzeß wird heute (Dienstag) mit de r 
Zeugenvernehmunq . fortgesetzt. Morgen (~itt· 
wo.eh) nachmittag _ sollen die Plädoyers beginnen. 
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Zeugen leiden an Gedächtnisschwund · 
Der 2. Taq ·im Hohenlimburger Schwurgerichtsprozess 

H•gen. Der 'gweit• Tag Im Schwurgerichts· 
prozcß gegen die 17 Beteiligten aD. der Hoben­
limburger „Kristallnacht" verlief mit der Verneh· 
mung von etwa 30 Zeugen ohne jeden Höhepunkt. 
Die Lustlosigkeit mancher ZeugerHl.UMagen trat 
übrige ns nicht er.st gecstern in Ersche inung. Kri· 
mlnalpohzelwachtmeister N., der e inen Teil der 
Ermittlungen du rchfü hrte, erklärte als Zeuge: 
Der größte Teil der Zeugen hat sich für Boecker 
ausgesproche n. 

Der erste in der Reihe der Zeugen, deue.n Aus­
sagen klar und ver.a ntwortungsbewußt der Wahr­
heitsfindung diente, war der Friseurmeister Braun 
von Hohenlimburg. Der Zeuge war am Morgen 
des 10. November in der Niille der Stadtverwal­
tung unmittelbarer Augenzeuge der Ausschrci· 
tungen im Hause Meybcrg gewesen. Er hörle 
den Ldrm der randalierenden Eindringlinge und 
sah mit Empörung, wie die alte Frau Meyberg 
mit ängstliche r Miene einen Teil des kleinen 
Hausrals zusammenlas, der durch ein Fcmster In 
den Garten ge worfen worden war. Seine Auf· 
merk..samke it wurde dann auf eine Kolonne von 
Mdnnern gelenk t, d ie unter dem Kommaodo des 
versto rbeneo Abt mit Häm mern und Brcchstan· 
gen bewaffnet anmarschiert kam und das Hau$ 
Meyberg betrat. ,,Das Bild dieser Gruppe er· 
inne rte mich lebhaft an einen Schmiedemei.ste r, 
der mit seine n Lehrlingen nach seiner Arbeit•· 
stättc marschic:rt, „ erklä~~e der Zeuge und schil· 
dc rte weiter, wie plötz;lich ei n uniformierter 
Mann mit einer leeren Aktentasche das Haus be . 
trat, in dem ebenso plötzlich Totenstille eintratt. 
„Ich hatte den Eindruck, daß dieser Mann der 
technische Le iter des ganzen Unterneh mens war", 
fuhr Braun fort und setzte hinzu, daß der Mann 
kurz:e Zeit später mit aktengefüllter Taliche das 
Haus wieder verlassen habe. 

In der Voruntersuchung hatte Brau tweimal er· 
klärt, in dem uniformierien Mann den Angeklag­
ten Krüger erkannt zu haben.. Gestern über· 
raschle er das Gericht mit einer wesentlichen 
Einsch ränkung, die seiner 0 jeklivität zur Eh re 
gereicht. ~Nach reiflithster Ueberlcgung bin id\ 
tu der Ueben:eugung gekommen, daß ich nicht 

a~f meinen Eide nebme.n ta.nn, daß Krüger dieser 
Mann war," erklärte der 'Zeuge und fügte hinzu. 
daß er aber d ie beiden Gebrilder Helnemann, die 
einen außero rde ntlich jungenhaften Eindruck auf 
ihn gemacht hätten. deutlich erkannt habe. 

Die Beweisaufnahme beleobtl! sich, a11 die Ehe­
frau Glalier, die als Putz.h.iUe bei dl!T FamlUe 
Löwenstein gearbeitet hatte "und am Morgen des 
JO. Novembers bei der i:n gleichen Hau6e woh­
nenden Frau Lampmann wusch, als Zeugin auf· 
trat und den Angek·lagten Malms als den Mann · 
bezeichnete, der während der Ausschr.?itungen 
in der Wohnung Löwenstein auf sie zugetreten 
sei und ihr vorgeworfen habe, ob sie sich nicht 
achdme, als deutsche Frau bei J'.Jden tu arbeiten 
und Fleisch t u kaufen. Be i der Gegenüberstel· 
Jung der Zeugjn gab ca eine Ucberraschung. Nach 
anfänglicher Verwirrunq suchte die ältere Frau 
aus der Zahl von zwölf Angeklag ten Eugen Malms 
heraus, de r als letzter in der Reihe stand. „ Das 
könnte er wohl sein," sagte sie. Er se i aller· 
dings 1938 dicker gewese n und habe in •einem 
blauleinenen Arbeitszeug etwas ande.rs ausge· 
sehe n. Als dali Gericht dann Frau Lampmann. 
zi tierte, die nach Auuage der Frau Glas.?r zu. 
gegen war, gab es eine zweite Ueberraschung. 
Die Zeugin erinnerte sich Dicht, den Namen 
Eugen Malms gehört tu ha;ben . Ebenso wenig 
konnte sie irgendw elche Angaben über das Au'S· 
sehen des Mannes machen. 

Die Angeklagten selbst wichen in ihrU Tat· 
dars tellungen im Verlauf der BeweisaufnahDie 
erheblich von den Geständni!sen ab, die 5ie bei 
den Vernehmungen in der Voruntersuchuna ge· 
macht h'atten. · 

Die Beweisaufnahme wird heute jMittwoct}) 
vormittag :nit der Vernehmu ng weiterer Zeug~n 
fortgesetzt. Als erster Zeuge wird der frühere 
stellvertr. Gauleiter Vetter gehört werden, der 
von der Verteidigung des Angeklagten Boecker 
benannt woiden ist. 

WP 14.12.1949 
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Bomben können nicht schlimmer wirken· 
Dr. Poil ließ die Hohenlimburger Polizei einsperren 

Bigen. Der dritte und letzte T d!'f der Beweis· 
4hme im Schwurgtricht:1.prozf'ß Boecker sland 
Zeichen eines g roßangelegten Versuchs der 
chlicben und cbarakterlichen Qua lifizierunn 
Angekld!}tcn. Die schiirfste Profilierun11 er· 
der im Mittelpunkt de!. Proif'S!>es stehende 
alit]e Ortsgruppenleiter Wilhelm Flo<'cker . 

Zeugin Frl. Groll, die 32 Jahre iw. Hause der 
' hen Familie Dess.rner dls HdU:!i!l"ehilfin tä· 
·war, sagte auf die Frage des Vors itze nden, 
sich der Angf'k\agte nach ihri>n l<'lngjähr\!JeD 

hrungcn geqenübN df'n J1uh~ n benommen 
: Herr Boecker war !>t>hr ne tt zu rte n .luden. 

:'.$Her r Dessauer st,nb und die N<1 chb<'l rn sich 
diteten. dD der Bf>erdigunq tcilzun>'hmPn, bat 

B. erkldrt: Sc lbslve rstdndll ch dürft Ihr mit · 
„tn! Dessauers sind <11le, einges&t> ne HohP.n · 
burgerl" Die Juden hällen ndch 193.'l üb~r 8 . 
r 9ut ge!>prorhen. Herr De!osdu er hdb~ e inmdl 
ldrt : „E::. i!ol gut, doB He rr B. Ortsgruppen· 
r ist, soni.t hätten wir WdS au i.:ruslehenl" 

.Boecl.;Pr ist uns ollen in Hobcnlimburq als 
ldlichcr, anständiqer und korrekte r Mensch 

nnt", erklärte der Polizeimeii.te r a . 0. KOP· 
bann, der von l92l bis 1945 in Hohenlimburg 
tionie rt Wdr und dem Gericht einr. n Blick bin· 
die Kulissen der Judendktion om 10. Nov em· 
1938 go::ben konnte. Morgens uw 6 Uhr habe 
Jade Albert Koppel bei der Polizei anqeru· 
und gemeldet, in seinem Laden aei ei.De 

Sc hdu fenste rscbeibe zertrlltnmert worden . 
habe die Täter erkonnt . KOppelrudnn 5Chidde 

Beamten ium T.!ilorl, um d ie Ermitlun~en 

stellen. 
hne Zelt •plter Uh.1lde dH Telefon 'tUlll 

ltenmaL Bürgen:oellter Dr. Pott wu böcbsl· 
nll cb am Apparat und belab l: · „SlmUlcbe 
lbeamteo sind cuf der Pollulwacbe tesl· 
tu und Gl.Cbl beruuulusen. Es Ist eine 

Judent1ktlon taa Gi.nQ"e. Die PoHzel blieb 
•ur der Wedle und bat voa den Auucbrel· 
n nlcbta ge.eben. Erst aaa Spatuc~mltlaA 

•e der H.11u1ane1t aufgehoben. D1e Beamten 
ea als Wachen beJ deö demolierten Hlu5el'n 
etelll. 

Auf einem Kontrollg~ traf Köppelm4Dn den 
ruppenleiter. der sich bitter über den -Bür· 
ei5ter be.chwerte: „Können Sie sich 50 et· 
vor5tellen! Solch ein Skandal! Ich habe Dr. 
mehtfdcb gebeten, mit der Polizei elnzu· 

· eiten. Er lehnte es strickt ab!" Zur Person 
Bür!Jermeisters Dr. Pott stellte der Zeu'le 

: "~~~! O~~ ~~: ~~r Bn~~~!e~u~i::;~~~~~~· si;~ 
!Dliber rlem Bürgermeister durchzusetzen.• 
)!r kaufmdnniscbe An!Jc!iilellte Mbller antwor· 

auf die Frage des Vorsitzende[!.: „Hat der 
lagte zu Allsschreltungen 9e9eniJber Juden 

fordert1" 1 „Das i5t mir nicht bekannt!• An 
~n4uen Wortlcsut der Rade könne er sieb 

t mehr erinnern. Sie babe 1edocb unter dem 
ck dH politischen Mordes an den GeHnd· 

!bra t vom Rath gestanden. Nach der Kund· 
habe 9 . mehrfach seinen Unwillen übez 

Verhalten des BUrqermelsters unmißverständ· 
rum A usdruck q~bracbl Frou Anna Bürget 
die Vor9dnge im Hause Meyberq durch das 

ihrer Wohnunq beobachtet. Sie hatte iie· 
, du Boecker plötzlich auf9ereqt um die 
kam und .Au(bören. aufhören• schrie. Die 

a!i5ten hätten sich jedoch · nicht . stören las· 
Zeuge Heinr ich Vetter beiahte die FraQe, ob 
Angeldaqte Boecker sieb bescbwerdeführend 
Dr. Pott o1n ihn newandt habe . Boec.ke.r h abe 
!n seiner Wohnunc auf„esucht und qPcien 
Verh &lt e n de• Bürciermeisteu orotestl~rt . 
d~itzlicb erklärte Vetter. der Befehl zu der 

'enaltt ion sei vom Relch'D~OPdQanrtaministe-
üh er die Gdut>ropagandadmter unter Aus· 

~ltunq der Politischen Le.itunq !JeQ"eben wor-

~
sah nach einer i1berraachenden w ... ... de . aus, 
Ich nach der Vern ... hmunq einer Rf!ihe von 
tskameraden und Nachbarn zum Leumund 

der Ang ekla!Jlen Malms, Hüse~en, Braun uttd 
J ürgens ous dem Zuhörerraum eine Frau Witwe 
KoppP.I aus Hag en mel dete und beim Staatun· 
wdlt beantragte a ls Zeugin vernommen zu wer· 
de n. Fr11u Koppel is t die Schwägerin des Hohen· 
lim bu rgt.> r Ju den Albe rt Ko ppel, der mit ihrem 
Man n in Ausc hw itz: umge komi:pen ist. Ihre 
Schwäg eri n Lu ise Koppel aus HobenJimburA 
le bt zur Zeit in Schweden Ul'ld hatte ihr 
ei ne notar if'll b eglaubigte ' Aussa~e über die 
Vo rg.iange am 10. N'overnber 1938 zuj:jelf!i· 
tet , rli e vom Schw urgericht aus prozessualen 
Gn.inrlen jedoc h n icht verwertet werde n konnte. 
Frdu Wit we Koppe l gab dem Gericht eine .Schjl· 
de runq des verhilngnisvollen Tages. Al s · sie dm 
frliben Morge n in ih rer Haqener Wohnung von 
einem Jung en e rfd hren hätten, die Synaqoqe 
brennP., hdhe ihr Mdnn erklärt: „Es 9eht los! Das 
is t die Antwort au f die Ermordnnq des vom 
Rath !" Si~ se i dann nach Hohenlimburq qefah· 
ren und habe die schwiegerelte rliche Wohnunq 
in ein em entsetzlicQen Zustand vorgefunden. 
,.Bomben können nicht sch 1 immer 
w i rken", sdqte die Zeu~in. Wasser· und . ~h:ht· 
Jeitun9eu seien aus Decke und Wand aerissen 
worden. In den neun Zimern sei nur ein Stuhl 
unbeschädigt qewese.n. Ihre Schwäi:rerin tuise 
habe · in einem Ziegenstall Schutz qesucbt. Zu 
der Kardinalfrage der Verantwortlichkeit und 
Beteiligung des' Angeklagten Boecker an den Er· 
eignissen konnte die Z~gin nur vom Hörensaiien 
berichten. 

Der Prozeß wird beute (Donnerstag) morgen 
mit der Vernehmung det vier letzten Zeuqen 
fortg"'setit . Anschli eßend werden die Pliid()yers 
fo lgen, die s iC:h b is in den NachtnillaQ h inein­
ziehen werden, Oie Urteilsverkündung ist am 
Freitag. 
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Boecker war der Anstifter desJ udenprogroms 
3'h Jahre beantragt / Freispruch bzw. Gefängnis füt die Uebrigen 

II a gen : Zum ersten Male ,e_lt Beginn dleSes ProteSSei Wa~en dfii Ztth&rerbinke gestern mor· 
9en besetzt, •I:s StaatsanWatt ~ebbe~ns n.ach Be::!ndtg•Dg der Bewetinfnabme . fo1gjmde Strafan• 
lr äge stellte: BoeCker :wegen Lilildfrledttlsbrochs In ~alelnhelt mit Verbrechen gegen die_ Mensch· 

~ic;:::t 63 ~:!~~e~ :!~::!; ~eJ!~f~~"X:t~~ ;~~~~~~en1 ~::~:r1;~::·~~~~:~an~·~~~ :~:m!':;g~~ 
Monate. .HOseken, J<1sef Hetn~Dlailn und Blau 8 Monate, VolSwlnkel 7 Monate, Puls, HeD und 
Alberts 6 Monate and Schiul:Dd 5 MOn• te Getan.g'ftts Fßr die ADgeklagten LObinailD udd Sorke 
beantragte der Anklagevertreter Prelipr•cb. · 

Zu Beginn seines Pläi:fo"yers befaßte steh Sthts· 
e uwillt Kebbekus in grundsä.tzlit:ben Ausfübrun· 
~C'n mit den Vorgän~en am Morgen des 10. No· 
vcmbcna ?'938, tl.ie einet KultutnatlOn Ubwürdlg 
und J\u-shrucb niedritJSter lnstink.te waren. Steh 
d!"ni fall Boecker zuwendend. wie6 /Jet AnklageVe'r­
t1 "tcr darauf hin, daß uil.mittellt'r alif d.ie Rede 

· dr•s ehemaligen Ortsgruppenleiters dle Ausschrei­
tungen folgten. Boecker habe die Reae gehalten, 
oll'l':ohl er vorher qewußt ha,be. daß die Men• 
ttchcnrnenge mit Brecheisen und Hämmetn be­
waffnet war. Er habe zwar protestiert, i.ber trotz­
dem geredet. Auf den Inhalt der Ab.Sprache ein. 
gd1end, betonte Staatsanwalt KebbekU6, daß die 
{iebrüder Heinemann und Heß in ihren ersten 
Vernehm ungen ganz eindeutig erklärten, aus der 
Nr:dc die Aufforderung zur Demolierung der jüdi· 
• chc n Häuser herausgehört zu haben. Daß Boecker 
111 ic:h über die Bedeutung die'itir Prote'itkund· 
gdmnq genau im klaren gewesen sei, gehe dar· 
11u~ he rvor. daß er dem als Entlastungszeugen 
bu1annte n Zeugen Esser schon vor der Rede er· 
k lä rtr, diE> Versammlunl'l v-:erde „drnmatischen 
Charakter·· tr.Jgcn, es werde aber keinem Men· 
M:hen ein Haar gekrümmt werden. Der Staats­
anwait erinnerte auch an tlie Aussage des Zt.:u· 
gen Möller, der Boecker von dem telefonischen 
Anruf In Kennhus setzte, nach df'm die Polizei 
bei der Aktion nicht eingreifen werde. Auf Grund 
der Beweisaufnahme halte er 8. Im Sinne der 
An klage für überführt, sich der AnstHtung' und 
der aktiven Beteiligung am Landfriedensbruch 
und glcichzeitiq des VerbrechPns geoen die 
Menschlichkeit 6chuldig gemocht z.u haben. Bel 
der Festo;etz.ung des Strafantrags filhrte der An· 
klilgevertreler strafmildernd an, daß B. angeh· 
l ieh unlrr dem Druck des Bürgermeisters Dr, Pott 
gch11nd'"'ll habe. Strafmiltlernd sei auch das 
menschliche Verhalten des Angtklagten gegen· 
übrr d(',m Judentum zu berücksichtigen. 

Als Verteidiger des Angeklagten Boecker bat 
Rechtsanwalt Breuner das Gericht, s ich von poll. 
tischen Ressentiments freizum achen und die Dinge 
nicht vom Standpunkt des Jah res 194S xu _,eben. 
Die Judenaktionen seien bereits Im Gange ge-
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Wesen , als der ehemalige Otts!)ruppenleiter seine 
Ansprache auf dem KrOnE!nburgpl.\lz begonnen 
habe. Das Verhallen Boeckers gegenüber den 
J'u~en hilbe sith jefüm fb.ll s wohltuend von dem 
Viele r anderer Orl6gruppenleiter abgehoben. Die 
Vette!aiglli'!g wone damit nicht sa!'.Jen, daß 8. 
ein Judenfre\Jnd, sondern ein Gegner menschen­
unwürdiger Aktionen gewesen aei. Aua dieser 
Grundhaltunq heraus habe seine Rede nicht hette­
rlsch sein können. 8 . habe vor, wäh rend und 
tiaCh der Kundgebun~ sein Mißfallen über die 
Vorgänge ausgedrückt. „Sie können nicht sagen, 
daß die Ausschreitungen durch d ie Rede Boecker.s 
provoziert worden sind," führte RA. Brcuner 
aus. „Die Vorfälle begannen in Hohanllmburg 
und In anderen Städten , bevor Irgendwelche Re· 
den gehalten wurden. Du Judenptog rom war al s 
Reaktion auf den politischen Mord In Paris von 
oben befohlen und würde in Hohenl!mbu rg auch 
ohne die Rede 86eckers ausgel&st worden sein." 
E1o e Rechtspflicht zum Eins chreiten lag nach Auf. 
fusunq der Verteidigung für Do ecker nicht vor. 
Gegen die Anklage der Anst iftung zum Landfrlc· 
densbruch äußerte Recbtsanwalt Breunl!r -st.uke 
rechtliche Bedenken. Sich mit den Voraussetzun­
gen tles Verbrechens gegen die Menschlichkeit 
auseinandersetzend •. betonte der Verteidiger, die 
Zusamrnenrottuna und das passive Verhalten er· 
füllten den Tatbestand des Ko ntrollra tsgesetzes 
Nr. 10 nicht. Es fehle an den objektiven Vor­
aussettungen des Verbrechens gegen dio Mensch­
lichhit, da die Kausa lität xwischen dem Handeln 
und dtm unmenschHchf':n f'olgen nicht vorhanden 
sei. Bei seiner Rede habe Boecker eine b"wußte 
Fahrlässigkeit begangen, die aber zu r Anwendung 

des Kontrollratsgesetzes Nr. tO nicht ausr,:01che. 
Am Schluß seines Plcidoyers b11t der Verteidiger 
das Gericht, Milde walten zu lassen und bei der · 
Festsetzung des Stra fmaßes die dreijäbrige Inter. 
nieruna seines Mandanten tu berücksichtigen. 

Rechtsanwalt H6ste rey als Verteidiaer d„r Ge­
brüder Heinemann pflichtete Staatsan;,.·.slt l\ ebbc­
kui bei. der die be:den Ai\gekl119len ei nen Son· 
dNfa.11 nannte. Oie beiden waren zur Zeit des 
Judenp rogroms 17 bzw. 19 Jahre alt. Sie hätten 
sich also in einem Alter befundf'n, in df'm ihnen 
nch 7jdhriger ndtiona\soz.ialislischer ErtiPhung de r 
L' r:rechtsgehall ihres Tuns in keine r Weise 
bewußt gewesen sei. Beide -seiea durch d ie 
Schule des Jungvolks und der Hitler-Juaend Qe· 
gdngen, beide hätten zwar die Gebote „Du solls t 
nicht stehlen" und . Du sollst nidlt töten" ne­
lernt, a ber von dem Gebot „Du sollst keinen 
Landfriedensbruch begehen · hätten sie nie etwas 
gehört. Der Ve rteidiger bat das Gericht, die An· 
;eklagten so zu verurteilen. als ob sie noch die 
.dummen Jungen" des Jahres 1938 seiPn. Die 
übricien Verteidiger plädierten ebenfalls au f 
Milde oder Freispruch. Die Urteilsverkündu ng 
findet am heutigen Fre ila!f sl<!!ll. 
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Zwei Jahre Gefängnis für Wilhelm Boecker 
Schwu1geri~ bezeichnet ihn als Rädelsführer - Vier Freisprüche 

Hag~n. Nach sl~b~nstÜnd.lger Beraluna verkllndele Landgcrttlrlsdlr. Tierbach In den Abend­
· r;lunden des _5. Verbandlungslages folgendes Urteil: Wllb. B o ecke r wegen Landfriedensbruch 1 
9eruäß t 12S, 1 und 2, :zwei Jahre Gellngnls, CeorA' Kr Q g er neun Monate Gef:tngnl1, Kurt : 
H e 1 n e m a n n , Heinrich B r a u n , Eugen M a 1 m • und Ernst J n r g eo 1 Je 8 Monate Ge· i 
f:iognJs, Allred V o 8 w 1 n ke 1 , Kurt S c b 1 111 n g und AUred Sc h e u e r je 7 Monate Gel::lng- 1 
nl s, Hermann S c b m a n d 6 Monate Geflngnls, Josef H e 1 n e l'tl a n n S Monate Gefängnis (alle 
weyen Landlrtedeasbruchs gemäß 8 125, 1), Herman n H 0 • e k eo wegen Beihilfe zum Landlrle· 1 
deosbrucb S Monate Gernognb. Die Angeklagten Gustav Pu l s, Ernst Lob m a n a , Robert A 1 • 
b e r t s und Fritz: S o r k e wurden lrelgesprocben. Im F•ll Valentta Hd wurde das Verfahren ein· 
gestellt. 

Auf die Einwände der Verteidigung eingehend, 
die in ihren Plädoyers auf die Problematik der· 
ilrl.gcr Prozesse hingewiesen halte, betonte Land· 
gcnc~udirektor Thierbach, das Hagener Schwur. 
9cucht teile diese AuJlassun1i nicbL Würde man 
sich d icc;en Argumenten anschließen, so würde 
dit::s z:u dem unhaltbaren Ergebnis führen, daß 
Personen, die politisch an die Macht kamen, un· 
gestraft Verbrechen und Vergeben begeben und 
~ich spat~r nach Abgabe der politischen Macht 
darauf berufen könnten, die Taten seien nach 
dem Strafgesetzbuch verjährt. Das dürfe für 
•olche Talen nicht z:utreffen, in denen die poli· 
l ischc n Machthaber die Begehung dieser Ver· 
h rcchen veran laßten und die Organe des Sti!l.i!l.tes 
daran h inderte, die Täter zu verfolgen. Von 
Seiten d.!r Verteid;gunq sei darauf hingewiesen 
h·or:.;.?n, die Staatsilnwallschaft hätte auf Grund 
jet. Slrafprozeßordnung schon zur Zeit der Be­
Jehung d~r strafbaren Handlungen einschreiten 
ltönn:!n Leide r habe die Verteidigung ve rgessen, 
daß die Sti!l.i!l.tsanwaltscbaft zwar verpflichtet sei, 
gegeo Straftaten einzuschreiten, aber auch der 
weitere n ßestimmung im Gerichsverfassu.ngsgesetz 
unterworfea gewesen .sei , den Weisungen der 
Dienstvorgesetzten zu folgen. Die Staatsanwalt-
6chalt habe damals nicht handeln k.Onneo. Die 
We1sunq sei dahingegangen, daß gegen Personen, 
die f ich am 10. November 1938 vergangen hat­
IC'n, nidl.t einzuschreiten se i. Durch sein Urteil 
wolle das Schwurgericht dokumt:ntieren, daß 
solche Taten un!lestraft nicht begangen werden 
konnen und daß die Täter früher oder späte r zur 
l.ec.h!!n s.d1aft gezogen werden. 

· Nach dieser qnmdsätzlichen Einfilhruna wandte 
sich cter Vors.tzende der UrteilsbegrUndung zu. 
Er wid darauf bin, daß der Angeklagte Boecker 
du$ der Reibe der übrigen Angeklagten hervor· 
ra;i:.e. Er sei der R ä de l s führe J gewesen, 
dt!r für die Ausschreitungen am 10. November 
l \JJ8 ve!anlwortlicb sei. 8, habe zwar bestritten, 
die Kunjgebung auf dem Kroneoburgplatz einbe-
rufen LU haben. Die Beweisaufnabme habe je· 
doc:b ergeben,· daß er verschiedene Betriebe uod 
Einzelpersonen angerufen uod zur Teilnahme auf-
aeiordPrt babe. 8. habe qewu.ßt, daß es nicht bei 
der- Kundgebung bleiben würde, Die Polizei sei 
zurück'Jehalten worden, damit die Tellncbmer 
der Kundgebung sieb ungehindert hätten aus-
toben können. Es sei klar erkennbar gewesen, 
daß ke ;ne friedl:che Kundgebung zu erwarten 
war. Wenn 8. in dieser Situation noch 6pracb 
und zur Demonstration aufrief, habe das genügt, 
die Men:>chenriienge zum Losschlagen zu be· 
wc-g~n. 8. habe sich auch nach Beginn der Zer-
s.tOrungC'n nicht von dem Treiben abgewendet, 
fiondern sei mit Dr. Pott vor dem Hause Koppel 
stehen geblieben und anschließend mit diesem 
noch zur Synagoge gegangen. Er5t vor dem 
Hduse Meyberg habe er versucht, der Zer6törunq 
Emha '. t zu gebieten. Das Schwurgericht•-unter· 
otrich, daß B. auf dem Krooenburgplatz nicht zu 
Ruhe 1,;.nd Besonnenheit aufgerufen, sondern noch 
Oe! 1n das Feuer geschleudert habe. 

Zu G·„10sten des Angeklagten babe das Gericht 
die Tatsache vermerkt, daß B. am Vorabend und 
am. Morgen de& 10. Novembers zunächst abge· 
lehnt habe, sieb a11 den geplanten Aktionen zu 
b'tteillgcn. E5 wurde auch günstig angesehen, 
daß e t sich später von der Aktion distanzierte 
und scharft!n Prot~st einlegte. Die Halluna sei 
zwar strafmildernd, jedoch nicht eptlastend. Det 
14tbP.stapd dr.r AufforderuTig zur BegehunQ \'01:'.! 
strafbaren Handlungen seien von der Rädels· 
führerschlft absorbiert. Eine Verurteilung wegen 
Verbrec.bens gegen die Menschlichkeit habe da-s 
Gericht verneint, weil es 6t.trke Zweifel an der 
subjektiven Seite des · Tatbestandes 1iehabt habe. 

GP.ge~über dem Angeklagten Boecker trete das 1 

Schuldmaß der übrigen Angeklagten, die mehr 
oder weniger aktiv an den Vorgängen betcih\]t 
gewesen seien, erheblich zurück.. Lediglich Krü­
ger habe eine besondere Aktivität entwickelt, 
während der Angeklagte Schmand am geringstf'n 
beteiligt gewesen 6ei. Zur Erläuterung der Schuld 
der Angeklagten gab Landgerichtsdirektor Tb icr· 

bach abschließend eine Definition des Be~rilfs 
des Landfriedensbruchs, nach der bereits die 
Teilnahme an einer Menge. die sich zusammen· 
rottet und aus der heraus Gewalttätigkeiten be­

gangen werden, strafbar sei. Dabei sei das '.ifo· 
tiv der Teilnahme völlig gleichgültig. Selb.st 
bloße NeugierQe könne auf die Anklagebank fi.Jh· 
ren. Diese Begrilfserklärunq war um so not· 
wendiger, als ein ige drr Angeklagten nichts dn. 
deres .verbrochen• hatten. als in der Mcnqc zu 
stehen, aus der heraus d ie Ausschreitungen gegen 1 
den judiscben Buitz erfolgten. 
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Anklagebank nicht groß genug 
.Kristallnadit Hohenlimbllrjt" vor dem Schwnrgericht 

Boecker . ohne Autorität" 

Vor dem Hagener Schwurgericht be­
gann geilem der Pro.zeß gegen 17 Ho­
henlimburger Bürger, denen Haue- und 
Landfriedensbruch und zum Teil auch 
Verb rechen gegen die Menschlichkeit 
zur Lasl gelegt wird. Die Anklagebank 
erwies sich als zu klein, um alle Be­
schuldigten unterzubringen. So stellte 
man eine weitere Sünderbank vor dem 
Pressetisch auf und mußte auch für die 
zehn Verteidige r einen Extratisch i-n den 
Saal holen. Der Zuhörer raum reichte aus, 
er war nur knapp zur Hälfte gefüllt. Auf 
vier Tage wird die Verhandlungsdauer 
geschätzt. Aber es ist fraglich, ob dieser 
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Plan eingehalten werden kann. Insgesamt 
sind 56 Zeugen geladen. 

Hauptbelastete sind der eheffialige 
Ortsgruppenleiter ·von Hohenlimburg, 
Wilhelm Bö cke r, Josef Hein e man n, 
sein Bruder Kurt, der damalige HJ-Bann-. 
führer Georg K r ü g e r und der ehe­
malige SA-Sturmführer Eugen M a 1 m s. 

Als am Vormittag des 10. November 
1938 Ortsgruppenleiter Bäcker auf dem' 
Kronenburgplatz aus Anlaß der Ermor­
dunq des Gesandtschaftsrates vom Rath 
auf einer Kundgebung· das Wort ergriff, 
kam es im Anschluß an die Rede zu 
schweren Ausschreitungen gegen Juden. 
Verschiedene Wohnungen. wurden zer­
stört und auch die Synagoge wurde ein 

Opfer dieser Verhetzung 
Bäcker • will seine verhängnisvolle 

Rede auf Druck des inzwischen verstor· 
henen damaligen Bürgermeisters von 
Hohenlimburg, Dr. Pott, gehalten haben. 
In seiner etwa sieben bis zehn Miuten 
dauernden Ansprache, so betonte er vor 
dem Schwurgericht, habe er keine An· 
spielungen auf Zerstörung jüdischen 
Eigentunls gemacht. „Ich konnte nicht 
vOraussehen, daß es zu Ausschreitu":gen 

, kommen würde." - Mit diesem Argu· 
, ment drang Böcker aber nicht durch. 
·Nicht mit Unrecht wies ihn der Vor-

l sitzende darauf hin, er habe doch zwei­
fellos geSehen, daß ein Teil der Män­
ner mit Hämmern, Spaten und Stöcken 
bewaffnet gewesen sei. Dies konnte er 
nicht abstreiten. Auch als ihm Land­
gerichtsdirektor Th i e r b a c b vorhielt, 
er hätte doch bei den ersten Zer­
störungen im Hause Koppel einschreiten 
können, entschuldigte er sich mit den 
Wor ten: 

„leb hatte a~ut!~::~. Tage kein~ J 
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Zeugen widerriefen ihre Aussagen 
W u sagte Boecker vor 11 Jahren 7 / Vetter beute im „Kristallnacht-Prozeß" 

Der zweite Verhandlungstaq im Prozeß Scheuer angegeben worden sei. Wört­
gegen Ex-Ortsgruppenleiter Wilhelm lidi meinte er zum Vorsitzenden: „1 c h 
B o e c k e r aus Hohenlimburg und die h a b e e h e r e l w a s z u w e n i g g e -
übrigen 16 Angeklagten begann mit schrieben als zu v i e I." Auch wei­
der umfangreichen Zeugenvernehmung. tere Zeugen, die vorher bei der Krimi­
U e b e-r 3 0 Zeugen marschierten ge· nalpolizei ganz konkrete Angaben über 
stern auf. die Täter gemacht hatten, die sich an 

Nach wie vor beherrscht die eine den Zerstörungen jüdischen Eigentums 
Frag.e das Schwurgericht: Was sagte beteiligt haben sollen, wurden vor dem 
Boecker vor elf Jahren auf dem Kronen- Schwurgericht unsicher. Ein 34jährigcr 
burgplatz in Hohenlimburg? Friseur, der Zeuge der Ausschreitungen 

Während selbst ein Tell der auf der im Hause Mayberg war, und den ehe-
Anklagebank sitzenden Männer maligen HJ-Bannführer ·ceorg Krüger 
Boecker In der Voruntersuchung gesehen haben will, erklärte jetzt: 
schwer belastete, versuchte er steh „Ich habe schon eine sd1laflose Nacht 

jetzt herauszureden. gehabt. Ich kann mit hundertprozen-
Einige der Beschuldigten rückten ganz tlqer Sicherheit nirht sagen, daß der 
wesentlich von ihren ersten Aussaqen ub. Mann, den Ich als Krilger bezeichnet 
Gab man in der Voruntersuchußg an, hatte, wirklich der Anqeklagte Kri.i-
daß Boecker eine ,.,flammende An6pra- ger war." 
ehe" gehalten und zu AussChreitungen Interessiert sieht man der Verneh-
gegen _jüdischen Besitz aufgefordert mung des ehemaligen stellvertretenden 
habe, will man sich dessen heute nicht Gauleiters Heinrich Vetter am heuti­
mehr entsinnen. Ja, einer der Angeklag- gen Vormittag entgegen. Vetter wurde 

1 

ten, der ehemalige SS-Hauptscharführer auf Antraq des Boec:kersdlen Ver­
und Mitglied des SD, Alfred Scheuer, teidigcrs geladen. Vetter soll darüber 1 
„unterschob" seine ersten belastenden Aufschluß geben, ob Boed<er nach den 

1 

Aussagen der Kriminalpolizei. Eingehend Ercigni~sen in Hohen~im~.urg ~ei ih~ 
wurde Kriminalinspektor Sie wer 6 zu vorstellig wurde und sich uber die „Kn-
diesem Punkt ins Verhör genommen. stallnacht" beschwert habe. 

Dieser Zeuge bestritt ganz entsc:hieden, 1 

1 
irgendeine Belastung gegen Boecker auf­
genommen zu haben, die ihm nicht von 

„Bomben konnten nicht schlimmer wirken" J 

Heute Plädoyers im „Kristallnacht-Prozeß" / Freitag Urteilsverkündung 

Im wesentlichen wurde 1m Hohenllm­
burger „Kristallnacht-Prozeß" die Be­
weisaufnahme gestern beendet. Heute 
morgen werden noch vier von der Ver­
teid igung bcnar.nte Zeugen vernommen. 
Alsdann wird Staatsanwalt K e b b e k u s 
sein Plädoyer halten, dem sich die der 
zehn Verteidiger anschließen . Freitagmit­
tag wird Landgerichtsdirektor Th i er -
b ach die Urteile verki.inden. 

im Dienst gewesenes Fräulein. Als der 
Jude Dessau er gestorben sei, habe 
Boecker sich damit einverstanden erklärt, 
daß die Nac:hbarsd\aft ihm das letzte Ge­
·leit gebe (!) Audl habe sie mit seiner 
Genehmigung das Grab des Juden pflegen 
können. Wörtlich erklärte s!e: „Die Juden 
sprachen immer sehr lobenswert über 
Boecker." Im Gegensatz zu dieser Aus-

1 

sage stand die Zeu~enaussage der Witwe 
Am vorletzten Verhancilungstage wur- Koppe 1 - eine Schwägerin des Juden 

deh 25 Zeugen vernommen, hierunter der Albert K.oppel. Diese Zeougin erlebte tn 
ehemalige Gauleiter Heinrich Vetter. Hagen die Jugenprogrome und fuhr am 
D.ie.ser bestätigte vor dem Schwurgericht 10. November 1938 mit bangen Gefühlen 
die Aussage Boecker.s, nach der Boecker nach Hohenlimburg zu ihren Verwandten. 

~u~ge~1'1~si:e~~un~:~ tn dsee~ne~~=;~~~; „Bomben konnten nicht schlim~er 
Wohnung aufgesucht und sich über die wirken, als wa.a Im Hause meines 
Zerstörungen jüdischen Eigentums be- Schwagers ang~richtet wurde", 
sdlwert habe. Die Auslösung der Juden- sagte sie erregt vor Gericht aus. Nur 
aktionen im Reich seien durch das Reichs- eine Tasse hätte man damals aus dem 
propagandaamt erfolgt, erklärte Vetter. völlig zerstörten Hause retten können, 

Die Frare des Vorsitzenden , ob der 
da.mallge Bürgermeister 0„. Pott 
Boecker Befehle erteilen konnte, 

verneinte er. 
Entlastung brachte für Boecker auch ein 
32 Jahre hindurch bei einem Iserlohner 

alles andere sei ein Werk der Vernich­
tung geworden. Ihre Schwägerin habe 
sich vor Angst acht Stunden lang in 
einem Ziegenstall versteckt genalten. In 
Judenkreisen sei man der Ansicht ge­
wesen: „Boecker ist ein schlimmer Naz.i." 
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Boecker blieb auf freiem Fuß 
Zwei Jahre !ür den Rädelsführer im „Kristallnacht-Prozeß" 

Nach übe r s iebens tü ndige r Bera tung 
des Hagener Schwurgerich tes ve rkün­
dete Landgerich ts direk tor Th l e rb a ch 
in de n ge6trigen Abendst unden im 
Hohenlimburger .Krista llnachtp ro·zeß • die 
Ur teile. 

Der ehemalige O rtsgruppenleiter Wil­
helm Boecker erhielt wege n La ndfrie­
densbruch eine Gefängnisstrafe von zwei 
Jah ren. 

„Boecker ist de r Räde lsfü hrer in 
Hohcnlimburg gewesen und hierf ür auch 
verantwortlich" , führte der Vorsitzende 
u. a. aus. Es hätte zwar nicht mehr fe st ­
gestellt werden kö nnen, was Boecker 
a m 10. November 1938 im einulnen auf 
dem Kronenburgplatz in Hohenlimburg 
gesag t hat, doch habe se ine Rede ge­
P.ügt, die Menge zum L06sch\agen zu be­
wegen. B. habe auch später bei den 
Ausschreitungen n icht zu r Ruhe und Be· 
sonnen heit gemahn t, sonde rn „noch Oel 
ms Feuer ucsc-hleuc!ert". Oie andcrc11 
Angek lagte n seien meh r ode r mi nde r an 
den Ausschreitungen beteiligt gewesen. 

Das Verfahre n gr.gen Valentin He ß 
wurde eingestellt. Freigesprochen wur· 1 
den Gustav Puls , Ernst Lohmann, Robert 
Alberts und Fritz Sorke. Kurt He ioernatm 

erhielt acht Mon ate, se in Bruder Josef 
fünf Monate Gefängnis. Heinrich Brau n, 
Eugen Mal ms, Ernst J ürgens wurden z:u 
je acht Monaten Gefängnis verurteilt. 
Der Ex·-ßannführe r Georg Kr üger, dem 
die größte Bete iligung nach Boecke r 
nachgewiese n worden wa r, erhielt wegen 
Landfriedensbruch neun Monate Gefäng­
ni~. Alfred Voßwinkel, Kurt Schilling und 
Alfred Scheuer sieben Monate Gefäng­
nis. Hermann Schmand t kam mit sechs 
Monaten und Hermann Hüseken mit 
fünf Monaten Gefängnis davon. Ei n Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit nach 
dem Kontrollralsge6etz Nr. 10 halte das 
Sch wurgericht für Boecker ni cht als · er ­
wiesen angesehen. 

Im Gegensatz: l:u den sonstigen Ge· 
pnogenheiten des Schwu rge richts, be i 
St rafen über ei n J ahr Haftbefehl zu er· 
lassen, blieb Boecker a u! freiem Fuß. 

WR 17.12.1949 
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4. Zeitzeugenberichte 

Im Jahre i'982 besuchten auf Einladung der Bürgeraktion und der Stadt Hagen 16 ehe­
malige Hohenlimburger Bürger jüdischen Glaubens und ihre Angehörigen ihre frühere 
Heimatstadt Hohenlimburg, unter ihnen Hans L. Benzian, ein Enkel von Lina und Selig 
Koppel, der seine hochbetagte Mutter Paula Benzian, geb. Koppel, vertrat. Der Vater 
des Herrn Benzian hatte sich im Jahre 1949 in einem Schreiben an Frau Grete Koppel 
in Hagen gewandt und ihr eine Erklärung der Frau Luise Koppel übersandt. 

Luise Koppel - Erklärung vom 1.11.1949: 

ich, Luise Koppel, unverheiratet, geboren am 5. Januar 1891 zu Hohenlimburg und 
dort ansässig gewesen bis November 1938, bis mich die von Dr. Goebbels aufgewiegel­
ten Volkshorden aus der Wohnung vertrieben haben, wo ich 48 Jahre lang wohnte und 
in welchem Ort meine Eltern und meine Ahnen mehrere hunder t Jahre ansässig waren, 
versichere folgendes an Eides statt : 

Am ll. November 1938 morgens um 5 oder 6 Uhr begann man mit dem Einschlagen 
des Schaufensters unserer Schlachterei. Mein im Konzentrationslager ermordeter Bru­
der Albert Koppel (62 Jahre alt geworden) telefonierte mit der Polizei, um den Tatbe­
stand aufzunehmen. Sie kam aber nicht. Sehr früh dann begaben sich mein Bruder mit 
unserem Mieter Paul Loewenstein und seinen Brüdern, die auf dem Wege zu uns unter 
Drohungen von allen möglichen Männern angepöbelt wurden, zur Polizei. Sie kamen 
mit einem Auto zurück, um mir zu sagen, daß sie in sogenannte "Schutzhaft" genom­
men würden, also ein völkerrechtliches Verbrechen gegen die Menschlichkeit seitens 
der nationalsozialistischen Gewalthaber und das gegen Menschen, die wahrscheinlich 
länger in diesem Gebiet wohnten, als die meisten der sogenannten nationalsozialisti­
schen Briganten. Von diesem Tage ab ist das Vorgehen, nach dem die Juden nicht 
mehr als Deutsche angesehen wurden, ein Verbrechen gegen die Minorität und damit 
eine Verletzung des Völkerrechtes. 

Um 10 1/2 Uhr morgens wurde dann die Zerstörung des elterlichen Hauses 
fortgesetzt. Soweit mir bekannt ist, war die Zerstörung dieses Hauses in der 
Lenneuferstraße 37 die erste Zerstörung in Hohenlimburg. 

Ich kaufte in einem Spezereigeschäft Rausch die wirklich allerletzten Sachen ein, 
um beim Heraustreten einer Horde entmenschlichter Menschen zu begegnen. Sie rie­
fen mir Drohungen zu, und ich verschloß die Haustür. Ehe ich mich noch einmal um­
schauen konnte, wurde der erste Axthieb getan. Ich floh mit dem 14-jährigen Sohn 
des Herrn Loewenstein In den Erlen, um Schutz zu suchen. Das war vergeblich, alle 
Türen waren verschlossen. Hin und hergeschickt, landete ich in großer Pein in einem 
Ziegenstall. Der Obmann, Herr Boecker, ließ mir durch die Besi tzerin des Stalles sa­
gen, wenn ich Lust hätte, könnte ich bis zum Abend darin bleiben wegen des Mobs, 
wahrscheinlich aber, damit ich die Zerstörung des Hauses hören könnte. Es war ein 
quälendes Gefühl für mich, das Einreißen des Hauses anzuhören, manchmal dachte 
ich, es hätte auch vom naheliegenden Steinbruch das Fallen der Steine sein können. 
Dies war nicht der Fall. Der Lärm stammte von den Heldentaten der Goebbelschen 
Briganten her. 

So verbrachte ich in Gesellschaft des Jungen in der Novemberkälte den Tag bei den 
Ziegen, bis es dunkel wurde und uns gesagt wurde, jetzt müßten wir gehen. Wohin? 
Das war ein trauriges Gefühl. Auf Umwegen konnte ich dann unser ehemals 
friedliches Haus sehen. Darum herum schwärmte die S.A. Ich eilte dann zur Wache, 
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um Schutz zu finden. Dort gab man mir die Anweisung, bei Herrn Levy Meyer 
Umschau zu halten, angeblich sei dort nichts demoliert. Man ersuchte mich, auch den 
auf der Wache befindlichen 80 Jahre alten Herrn Levy mitzunehmen. Als wir an die 
angegebene Stelle kamen, war es dort ebenso traurig. Also zog ich mit zwei Männern 
in das Haus Levy. Im unteren Teil des Hauses war alles kanibalisch zerstört. In den 
Schlafräumen oben war noch Ordnung. Wie der alte Herr Levy sagte, sei dort das 
Zerstören abgeblasen worden, weil verschiedene Frauen Schreikrämpfe bekommen 
hätten und eine sogenannte "arische" Frau gesagt hätte, es seien ihre Zimmer. 

Wir legten uns zu Bett, um bald darauf Besuch von der S.A. zu bekommen, die angab, 
nach der Ordnung zu sehen. Am nächsten Morgen ging ich wieder zur Polizei. Sie sag-

te mir, ich solle nur nach Hause gehen, ich könnte wieder einräumen. Dort kam mir 
höhnend die Schuljugend entgegen. Dann sah ich die vollendete Zerstörung meines 
Elternhauses durch verbrecherische Raubtiere mit Menschengesicht. Das Inventar 
war kaum zu retten. Ganz wenig Wäsche und unwichtige Dinge konnte ich zusammen­
sammeln. Ich schaute in den Himmel. Treppen und Fußböden waren eingeschlagen, 
ein Scherbenmeer und Trümmerhaufen war alles, was ich von dem einstmals so fried­
lichen sauberen Hause vorfand. 
Bei Freunden, die sich wieder auf primitive Art einrichten konnten, habe ich dann 
abwechselnd mein Obdach haben können. 

lnzwischen kam mein Bruder Albert aus dem Konzentrationslager aus Oranienburg 
zurück, dem ein Schreiben von der Polizei vorgelegt wurde, indem enthalten war, daß 
er kein Verfügungsrecht über sein Haus und Grundstück mehr habe, das sei an Herrn 
Scheuer verkauft worden. Wenn derselbe Herr Scheuer nach einem mir vorliegenden 
Brief behauptet, mein Bruder Albert habe ihm den Grundbesitz freiwillig überlassen, 
so beweist das, mit welcher Verlogenheit jener Herr, der sich damals in widerwärtiger 
Weise bereicherte, heute noch arbeitet. 

Nun mußte auch mein Bruder irgendwo bleiben. Er wurde zur Arbeit in einen Stein­
bruch geschickt und konnte dann mit vielen Menschen in einem Raum wohnen und so 
ein kümmerliches Leben fristen. 

Ich konnte erst nach Monaten in dem jüdischen Schwesternheim in Essen eine Unter­
kunft finden. Als mein Bruder Albert an Lungenentzündung erkrankte und keine Pfle­
ge hatte, kam er auch für einige Monate bis zu seiner Genesung in das Schwestern­
heim. Später mußte er nach Hohenlimburg zurückkehren. 

Als im Jahre 1941 die Deportationen in Essen begannen, hatte ich das große Glück, 
im November 1941 nach Schweden zu kommen. 

Seit dem Tragen des Davidsternes, welches ich und meine Schwester, die 
Oberschwester Julie Koppel aus Essen, auch noch auf der Trelleborg-Fähre an uns 
trugen, nahmen die menschenwidrigen Schmähungen aller Art kein Ende. 

Meinen Bruder Albert holte man erneut und ließ ihn wieder, unter falschen Beschuldi­
gungen der Rassenschande, durch Zuchthäuser und Konzentrationsläger gehen. In Bir­
kenau soll er ermordet worden sein als einer der 6 Millionen Juden, die zur Unehre 
des deutschen Volkes ermordet wurden. Dem gleichen Schicksal verfielen leider auch 
noch drei weitere Brüder von mir sowie zwei Schwägerinnen und deren Verwandte. 
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In Briefen an die Bürgeraktion meldeten sich weitere Zeitzeugen zu Wort. 

Else Mond, geb. Loewenstein 8.7 .1984 

Die Geschehnisse vom 10.11.1938 kommen mir wieder sehr lebhaft in meine Erinne­
rung. Es wird Sie sicherlich interessieren, zu hören, daß mein Mann in H_ohenlimburg 
verhaftet worden ist. Da man ihn in Bielefeld nicht verhaftet hatte, fuhlte er sich 
verpflichtet, nach unseren Geschwistern und Verwandten zu sehen. Er ~-ollte nach 
Rheda, Werl, Hohenlimburg und Köln fahren, ist aber nicht me~ nach Koln gekom­
men . Da er die Frauen und Kinder in Hohenlimburg nirgendwo finden konnte, gmg er 
dreimal zur Polizei, um zu erfahren, wo er sie finden könnte. Beim dritten Mal hat 
man ihn verhaftet und ihn mit meinen Brüdern und den übrigen jüdischen Männern 
nach Dortmund geschickt und von dort in das Konzentrationslager Sachsenhausen. 
Vierzehn Tage war ich ohne Nachricht und konnte von keiner Behörde eine Auskunft 
bekommen. Ende Dezember kam er wieder zurück. 

Hans Loewenstein 1.9.1984 

Ich fuhr, wie immer, nach Hagen zur Schule. Als ich dort ankam, standen die Synago­
ge und die Schule dort in Brand. Darauf fuhr ich gleich wieder nach Hohenlimburg, 
um meine Eltern und meine Verwandten zu benachrichtigen, was ich in Hagen vorge­
funden hatte. Leider kam ich eine halbe Stunde zu spät. Inzwischen waren mein Vater 
und meine beiden Onkel von der Polizei abgeholt worden. Nach einer halben Stunde 
kam ein Trupp Menschen, die das Haus Eggestraße 6 und die Synagoge zerstörten so­
wie uns drei Familien Loewenstein in den Wald schickten. Alle Leute, die kamen, wa­
ren uns unbekannt. 

Später sagte man uns, daß diese Leute aus einer Nachbarstadt gekommen seien. 

Im Wald blieben wir von morgens 10.00 Uhr bis nachts 1.00 Uhr. Da es eine schreck­
lich kalte Nacht war und es stark zu regnen anfing, gingen wir hinunter zur Schiller­
straße. Dort wohnte in einer Mansarde eine einzelne Person, bei der man nichts zer­
stört hatte. 

Am nächsten Morgen ging meine Mutter zur Polizei. Man sagte ihr, daß wir zurück 
zur Wohnung gehen könnten, aber man sollte uns vier Jungen nicht auf die Straße ge­
hen lassen, da man uns sonst auch ins Konzentrationslager schicken müßte. 

Der Polizeikommissar benahm sich sehr anständig uns gegenüber. Was er uns erleich­
tern konnte, tat er. Derjenige, der uns am meisten angetan hat, war ein gewisser 
Mann namens Helmich. An weitere Namen kann ich mich nicht erinnern. 

Was wir besessen hatten, war zerstört. Vieles war auch gestohlen worden. Ich besaß 
z.B. eine Briefmarkensammlung aus dem Jahre 1890. Anstatt das ganze Album mitzu­
nehmen, nahm man alle Marken heraus und ließ das leere Album liegen. 
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Mein Vater kam nach vier Wochen aus dem Konzentrationslager zurück. Wir zogen 
dann in das Elternhaus meiner Mutter nach Werl, wo man nichts zerstört hatte. Dort 
blieben wir bis August 1939, also bis zum Tage unserer Auswanderung. 

Unbeschreiblich geholfen hat uns eine Familie Lampmann, die unten in der Parterre­
wohnung des Hauses Eggestraße 6 wohnte. Frau Lampmann rettete uns alles, was wir 
im Keller hatten. Sie sagte den Leuten, die alles zerstörten, daß ihr die Sachen gehör­
ten . Auch in anderen Angelegenheiten hat uns das Ehepaar Lampmann sehr geholfen. 

Zu erwähnen ist natürlich auch Frl. Richard, die uns zu essen in den Wald brachte. Es 
war eine unwahrscheinliche Geste, die ich, solange ich lebe, nicht vergessen kann. 
Denn Frl. Richard setzte wirklich für uns ihr Leben aufs Spiel. 

Kurt Rosenberg 7 .10.1984 

Während der Ausschreitungen in unserem Hause wurden die Dachziegel vom Dach ge­
worfen und die Hausgegenstände vom Dachgeschoss bis zum Keller völlig zerstört . 
Um keine Zweifel aufkommen zu lassen, muss erwähnt werden, dass alles Fensterglas 
zertrümmert wurde und alle Möbel, wie Stühle, Tische, Sessel, Sofas, Betten, Bücher, 
Haus-, Tisch- und Bettwäsche, Küchen-Einrichtung und Küchengegenstände, Essge­
schirre sowie das Piano - alles, was sich im Haus befand - in den Vorgarten oder in 
die Gartenanlagen hinter dem Haus durch die leeren Fensterhöhlen geworfen und an­
schließend in Brand gesteckt wurden. 
Am nächsten Morgen fand meine Mutter eine heile Kaffeetasse im Garten. Dies war 
die einzigste greifbare Erinnerung (und das einzigste Überbleibsel) der kompletten 
Hauseinrichtung. Mutter brachte diese Tasse mit nach SüdamerikE.; es war eine "Meis­
sen-Tasse, Zwiebelmuster". 

Vor oder nach der Zerstörung (ich kann mich nicht genau erinnern, ob es vor oder 
nachher war) wurde mein Vater in Polizeihaft genommen. Später musste er sich 
schriftlich verpflichten, mit meiner Mutter innerhalb von sechs (6) Monaten das 
Heimatland zu verlassen, anderenfalls sie in ein Lager verbracht würden. Ausserdem 
wurde ihm aufgegeben, den alleinstehenden Frauen und den anderen juedischen 
Familien, wo die männlichen Familienhäupter verhaftet und aus der Stadt gebracht 
wurden, zu helfen und dieselben zu beraten. Vater bekam durch die Ereignisse des 
Pogroms, von einem Moment zum anderen praktisch ohne ein Heim zu sein und durch 
die damit zusammenhängenden Aufregungen, das Land seiner Geburt innerhalb recht 
kurzer Zeit verlassen zu müssen, ein Herzleid€n. Um die 
Auswanderungsgenehmigungen der verschiedenen Bet:örden in solch beschränkter Zeit 
zu erlangen, musste er zu den verschiedenen Regierungsstellen reisen, wie Münster, 
Dortmund, Iserlohn. Um die Einreisevisums für meine Mutter und ihn selbst zu 
bekommen, mussten beide nach Hamburg zum kolumbianischen Generalkonsulat 
fahren. Um die notwendige Summe Geldes zur Hand zu haben, damit er die 
sogenannte Reichsfluchtsteuer begleichen konnte, musste er unser Wohnhaus zu einem 
Spottpreis an die Firma Hoesch A.G. verkaufen. Von anderen Hohenlimburger Seiten 
hatte er bessere Angebote für unser Haus, aber die Nationalsozialistische deutsche 
Arbeiterpartei gab diesen Interessenten keine Kauferlaubnis, da sie keine 
Parteimitglieder gewesen waren. Sein Gesundheitszustand wurde so kritisch mit der 
Bernrgnis den Stichtag oder letzten Termin nicht zu versäumen, denn schliesslich 
mussten meine Eltern ihre Heimatstadt verlassen, bevor die 6 Monate verflossen 
waren. 
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Glücklicherweise konnten die Eltern genau sechs Monate nach dem Pogrom Der,tsch­
land bei Schiff verlassen. Vater war völlig erschöpft, seelisch und körperlich, so dass 
er nach 2 Jahren an einem Herzinfarkt starb und war während dieser Zeit meist bett­
lägerig. Da er intravenöse Einspritzungen bekam, war er unter Obhut einer Kranken­
schwester, um die Schmerzen, die angina pectoris verursacht, zu verringern. 

Das Dach und die Glasfenster mussten so schnell wie möglich repariert werden, denn 
durch den Novemberregen und die Kälte war das Haus so gut wie unbewohnbar. Die 
Möbel, Betten, Stühle, usw. sowie Küchen- und Haushaltsgeräte, Tisch- und Bettwä­
sche, Geschirre, usw. konnten nicht in Hohenlimburg gekauft werden, denn die 
Geschäftsinhaber, mit denen sie gut bekannt waren, fürchteten böse Repressalien der 
Nazis. Alles, was zum Möblieren des Hauses benötigt wurde, musste daher in Iserlohn 
oder Letmathe gekauft werden. 

Die Rosenbergs waren die einzige jüdische Familie, die in Elsey wohnte. Die Nach­

barn, mit denen sie insgesamt 32 Jahre im gleichen Strassenblock zusammen gewohnt 
hatten, haben - wahrscheinlich aus Angst - meinen Eltern nicht geholfen. 

·' ' 

':);'~:~ .· 
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Kommentar 

Die abgedruckten Dokumente und Erinnerungen vermitteln einen Eindruck von den 
Ereignissen, die sich im Jahre 1938 auch in Hohenlimburg, vor allem am 10.11.1938, 
abspielten. 

In der "Gedenkschrift zu Ehren der ehemaligen jüdischen Mitbürger Hohenlimburgs" 
sind Verleumdungen und Verfolgungen dargestellt, denen sich die Bürger jüdischen 
Glaubens z.Zt. der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in der westfälischen 
Kleinstadt ausgesetzt sahen. Insbesondere wird die antijüdische Hetzkampagne der 
gleichgeschalteten Heimatzeitung an Beispielen erläutert. 

Über die Vorgänge, die sich am 10.11 .1938 ereigneten, findet sich jedoch nur eine kur­
ze Notiz, die im Wortlaut mit einer entsprechenden Meldung im Völkischen Beobach­
ter übereinstimmt. Auf diese Weise wurde das Ausmaß der Verwüstungen und Zerstö­
rungen verschwiegen. 

Der im Jahre 1949 vor dem Landgericht Hagen durchgeführte Prozeß gegen Teilneh­
mer an jenem Demolationszug des Jahres 1938 zeigt die Schwierigkeiten, die sich für 
die Beweisaufnahme 11 Jahre nach dem verhängsvollen Tag ergaben. Das Urteil kann 
und soll an dieser Stelle nicht unter juristischen Gesichtspunkten gewürdigt werden. 
Dazu wäre u.a. eine Auswertung aller Prozeßunterlagen erforderlich. 

Immerhin wird auch für den juristischen Laien deutlich, mit welcher Sorgfalt das Ge­
richt unter den damals gegebenen Umständen den tatsächlichen Ablauf der Ereignisse 
zu ermitteln versucht hat. Laut Berichterstattung in der Presse widerriefen einige 
der Beteiligten ihre ursprünglichen Aussagen. Als besondere Erschwerung is( die 
Tatsache zu werten, daß keiner der von den Zerstörungen und Plünderungen direkt 
Betroffenen als Zeuge gehört werden konnte. Lediglich die Zeugin Koppel durfte das 
Ergebnis der Verwüstung des Hauses ihrer Verwandten aus eigener Anschauung und 
Erinnerung schildern. Eine schriftlich vorliegende Aussage einer direkten Augenzeugin 
des Werks der Zerstörung wurde aus prozessualen Gründen nicht zugelassen. 

Aus diesem Grunde stellt die Veröffentlichung dieser schriftlichen Darstellung sowie 
weiterer Zeitzeugenberichte eine notwendige Ergänzung zu den damaligen Ermittlun­
gen des Gerichts dar. Die Berichte zeigen das Ausmaß des Hasses, mit dem die Teil­
nehmer an dem Demolationszug am 10.11.1938 in Hohenlimburg gegen jüdische Häu­
ser und Wohnungen sowie gegen die Synagoge vorgegangen sind. Die Berichte stehen 
stellvertretend für die Erlebnisse anderer Betroffener, die weder 1949 noch später 
zu Wort kamen. Kurt Rosenberg läßt in seinem Brief anklingen, daß die Bürger jüdi­
schen Glaubens, die damals in der westfälischen Kleinstadt wohnten, ihren Mitbürgern 
die Zerstörungen und Plünderungen nicht zutrauten. Und doch: es waren Angehörige 
ortsansässiger Betriebe, die während der bezahlten Arbeitszeit das Werk der 
Verwüstung und Zerstörung verrichteten. Zu fragen bleibt, ob auch diejenigen, die 
an jenem 10.11.1938 die Freistellung der Betriebsangehörigen letztlich zu 
verantworten hatten, je zur Rechenschaft gezogen worden sind. 

In Anbetracht der Tatsache, daß das Gericht nicht weniger als 56 Zeugen aufbot, ist 
es nicht verwunderlich, daß die Erinnerung an jenen verhängnisvollen Tag im Novem­
ber 1938 und an jenen Prozeß im Jahre 1949 für viele Bewohner der früher selbständi­
gen Kleinstadt schmerzvoll und unangenehm ist. Für die Darstellung der Geschichte 
und Nachgeschichte der untergegangenen jüdischen Gemeinde Hohenlimburg sind je­
doch beide Vorgänge bedeutsam. Insbesondere zeigt die Gerichtsverhandlung das 
ernsthafte Bemühen, über die genannten Vorgänge nachträglich Recht zu sprechen. 
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Auch die Verhandlungen vor dem Landgericht Hagen und die vorliegenden Zeitzeugen­
berichte erbringen jedoch keineswegs die Aufklärung des Gesamtzusammenhangs. 
Durch eine Presseveröffentlichung wurde erst im Jahre 1985 öffentlich bekannt, was 
sich offenbar im Anschluß an den Demolationszug in Hohenlimburg abspielte. Im 
Magazin des Heimatmuseums, 1938 im Besitz des Vereins für Orts- und Heimatkunde 
Hohenlimburg e. V„ fand sich eine Sabbatlampe, die nach Aussagen eines Fachmannes 
aus jüdischem Privatbesitz stammt. Im Herbst 1986 entdeckten zwei Mitglieder der 
früheren jüdischen Gemeinde Hohenlimburg, die ihrer Heimatstadt einen Besuch 
abstatteten, in diesem Museum einen Ofen, der früher im Wohnzimmer ihrer in einem 
nationalsozialistischen Konzentrationslager ermordeten Eltern gestanden hatte. Jener 
NSDAP-Ortsgruppenleiter, der am 10.11.1938 auf dem Kronenburgplatz vor der 
versammelten Menge eine Rede hielt, war damals zugleich Vorsitzender des örtlichen 
Heimatvereins und hatte nach Zeugenaussagen angeordnet, daß Beutestücke aus dem 
Demolationszug in das vereinseigene Heimatmuseum gebracht wurden. 

Es ist verständlich, daß insbesondere die direkt oder indirekt Beteiligten, so auch der 
genannte Heimatverein, an die damaligen Vorgänge nicht erinnert werden wollen. 
"Der Heimatverein hat mit Wiedergutmachung an Bürgern der Stadt, denen Unrecht 
zugefügt wurde, nichts zu tun", heißt es in einer Stellungnahme des Vereins vom 
9.12.1980. Mitglieder der Bürgeraktion haben die Strategie der Verdrängung, der 
Verschleierung und Umdeutung historischer Ereignisse, die sich aus dieser Haltung 
ableitet, an anderer Stelle dokumentiert und kommentiert. 
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TEIL III: KONTAKTE UND BEGEGNUNGEN 

1. Besuchswoche 1982 

Einladung in die Heimatstadt 
ein Zeichen der. Ver~ö.h~n~·ng .. 
E~~~1ige Jüdis~MimtlgwJ :~pmrrt@~c11e~!.~IT:'9:~~1 
~burg. lm Jahr 1980 versetzen, eme Handvoll Ho- 1!f;vaten S~alo:tlo~ a , . ll'l!!ttla&sl!:h<e.il!ige von · l~\lfln; 

schrieb Heinz Rosenberg, ein henlimburger Bürger einzula- diezueinemerfreulichenZwi· heute aus finanziellen ·GrUn· 
ehemaliger jüdischer Mitbür· den,dieseStadt,mitdersieso- schenergebnis führte, An der .den einen Besuch ihrer Hei· 
ger der Hohenlimburger, der viel verbindet, nochmal zu be- Spendenaktion beteiligten ma.tstadt nicht leisten können, 
heute in den USA lebt, an den suchen." sich neben der Volksbank Ho· könntesichdereineoderande­
Oberbürgermeister der Stadt Dieser Argumentation woll- henlimburg auch . Altbürger· . re Hohenlimburgernoch zu ei-· 
Hagen: „Es war die Stadt Ho· te sich der Altestenrat des Ra· meister Paul Knapp und Her- . ner finanziellen Unterstüt· 
henlimburg, welche · ich tes der Stadt Hagen nicht ver- mann Scheffier sowie zahlrei• zungentschließen, 
zwangsweiseam30,7.1938ver· schließen. Es wurde Einver- cheweitereBürger. Über entsprechende Spen· 
lassen mußte, Es war Limburg nehmen darüber erzielt, daß Oberbürgermeister Loskand den,dieaufdaaSpendenkonto 
an der Lenne, wo meine Vor- imEinzelfallKostenfürdie Un· erklärte sich bereit, einen wei- 128.011.2:18 bei der Sparkaae 
fahren das Licht der Welt er· terbringung oder Verpflegung terenSpendenaufruf zu unter· Hagen einzuzahlen sind, kann 
blickten, es war Limburg an bei einem bis zu 7·14gigen Auf- zeichnen. Kürzlich erneuerte eine steuerwirkaame Spen·. 
derLenne, wo mein Großvater, enthalt ehemaliger jüdischer Ministerpräsident Johannes denbescheinigung ausgestellt 
Fabrikbesitzer J. F, Rosenberg, Mitbürger von der Stadt Hagen Rau. seine Z\lsage, die Aktion werden. Übrigens: zahlreiche 
den Grundstein für das indu· getragen werden könnten. durch die Übernahme einer Hohenlimburgerßürgerhaben 
strielle Unternehmen der Fa- Andererseits besteht ange· Patenschaft, betreffend Reise- sich bereit ~rklärt, die ehmali­
milie Rosenberg im Jahre 1859 sichts . der angespannten Fi- kosten für eine jüdische Fami· gen ·jüdischen Mitbürger als 
legte, welches im Jahre 1938 - nanzlage der Stadt zum gegen· lie, zu unterStützen. Gäste in ihren Wohnungen auf· 
der Not gehorchend-aufgelöst wärtigen Zeitpunkt keine Mög· Die Mehrzahl der Bürger Ho· zunehmen. 
werden mußte. lichkeit, die Einladung an ehe- henlimburgs kann sich einmal So wird auch in Hohenlim· 

Die Stadt Hagen hat, soweit malige j~dische Mitbürger im Jahr einen Urlaub leisten, burg möglich, was in Berlin, 
ich dieses beurteilen kann, durch die Ubernahme von Rei- viele Bürger verreisen sogar Bonn„ Emden, Frankfurt, 
durch die Eingemeindung von sekosten finanziell zu unter- , zweimal, oft auch ins Ausland, Aschaffenburg und Limburg a. 
Hohenlimburg, einer hochin· stüAtzuesnd. i'esem .lrunde ri'efen Wenn man bedenkt,daßdiege· d, Lahn bereits in größerem 
dustrialisierten Stadt, bedeu· 13 nannten jüdischen Mitbürger Rahmen praktiziert wurde: 
tende Steuereinnahmen, die Mitglieder des Arbeitskreises seinerzeit gewaltsam ihre Hei~ Zeichen der Versöhnung zu 
sie ohne Zweifel in die Lage „Jüdische Gemeinde" zu einer matstadt verlassen mußten, setzen. 

Die Anregung zu dieser von der "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" durchgeführ­
ten Besuchsaktion geht auf Heinz Rosenberg, einen ehemaligen jüdischen Mitbürger, 
zurück, der im Jahre 1980 Herrn Oberbürgermeister Rudolf Loskand vorschlug, die 
Stadt Hagen möchte die noch lebenden Mitglieder der früheren jüdischen Gemeinde 
Hohenlimburg zu einem Besuch ihrer Heimatstadt einladen. Dieser Vorschlag wurde 
seitens der Stadt Hagen zunächst aus finanziellen Gründen abgelehnt. Die Bürgerak­
tion griff die Anregung im Januar 1982 auf und ba t Herrn Ministerpräsidenten Johan­
nes Rau um Rat und Hilfestellung. 
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DER MINISTERPRÄSIDENT DES LANDES NORDRHEIN·WESTFALEN 

Herrn 

Professor Dr. Hermann Zabel 

Zum Alten Bruch 6 

5800 Hagen 5 

Sehr geehrter Herr Professor Dr. Zabel, 

nüssELDOR~ 19. Februar 1982 
RAROLDSTRASSE 2 

MB 2 

vielen Dank für Ihren Brief vom 31. Januar, mit dem Sie mir Ihre 

Sorgen über die Schwierigkeiten unterbreiten, ehemalige jüdische 

Mitbürger nach Hagen einzuladen. 

Daß Sie an der Wiederaufnahme von Kontakten mit früheren jüdischen 

Mitbürgern so großen Anteil nehmen, berührt mich sehr. Ich kann an­

dererseits der Stadt Hagen natürlich keine Vorschriften machen, wie 

sie sich dieses Themas annimmt. Da Sie mich aber um einen Rat ge-

beten haben, möchte ich Ihnen und der Stadt Hagen folgendes vor­

schlagen: Sie schreiben selbst, daß die Unterbringung und Betreuung 

dieser ehemaligen jüdischen Bürger in Hagen kaum Probleme bereiten 

dürfte. Es geht also im wesentlichen um die vergleichsweise hohen 

Reisekosten, die bei Flügen aus Nord- oder Südamerika entstehen. 

Wie wäre es, wenn die Stadt und Sie gemeinsam an Verbände, Vereine, 

bedeutende Firmen und Familienunternehmen mit dem Wunsch herantreten 

könnten, für diese Aktionen Patenschaften zu übernehmen? Wenn es sich 

um etwa ein Dutzend Familien handelt, müßte sich das doch bewerk­

stelligen lassen. Wenn diese Anregung ein positives Echo findet, wür­

de damit gewiß auch eine bedeutende öffentliche Wirkung erzielt werden. 
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In einem solchen Falle wäre ich auch gern bereit, meinerseits 

durch die Ubernahme einer Patenschaft in dieser Form zum Gelin­

gen der Aktion beizutragen. 

Meine Uberlegung bei diesem Vorschlag ist, daß gerade in wirt­

schaftlich schwierigen Zeiten eine Bemühung solcher Art besser 

durch Privatinitiative zustande gebracht werden sollte, als 

die Stadt um volle Finanzierung des Programms zu bitten. Ich 

gebe auch zu bedenken, daß im Gegensatz zu Städten wie Bonn und 

Frankfurt die Stadt Hagen in den letzten Jahren ja eher steuer­

trächtige Industrie verloren hat. 

Es würde mich freuen, wenn Sie mit dem Arbeitskreis "Jüdische 

Gemeinde Hohenlimburg" und mit ideeller Unterstützung der Stadt 

eine eindrucksvolle "Bürgerinitiative" im Interesse christlich­

jüdischer Versöhnung in Bewegung setzen könnten. Bitte, lassen 

Sie mich gelegentlich wissen, ob Sie und die Stadt diesem Vor­

schlag folgen konnten und was aus meiner Anregung geworden ist. 

Mit freundlichem Gruß 

L~-

Kopie sende ich Herrn Oberbürgermeister Rudolf Loskand. 

Doch führte das Angebot des Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfalen 
zunächst keineswegs zu einer Änderung in der Haltung der Stadt Hagen. Noch am 
6.5.1982 teilte Herr Oberbürgermeister Loskand der Bürgeraktion u.a. mit: "Sie haben 
sicher Verständnis dafür, daß meines Erachtens eine positive Entscheidung (= zu 
Gunsten der Besuchsaktion) aufgrund der derzeitigen Finanzsituation, in der sich die 
Gemeinden befinden, nicht leichtfallen wird. Dieses um so mehr, wenn Sie bedenken, 
daß der Haushalt 1982 mit einer Deckungslücke von über 15 Mio. DM verabschiedet 
wurde und für den Voranschlag 1983 eine Unterdeckung in Höhe von 40-45 Mio. DM 
zu erwarten ist. - In der nächsten Zeit wird es in erster Linie darauf ankommen, 
bereits vorhandene Aufgaben zu bewältigen, bevor neue Aufgaben, in welcher Form 
sie auch immer auftreten können, in Angriff genommen werden. - Ungeachtet dieser 
Feststellung werde ich die Angelegenheit in der nächsten Sitzung des 
Geschäftsordnungsausschusses, dem Mitglieder aller im Rat der Stadt Hagen 
vertretenen Parteien angehören, erörtern lassen und Ihnen anschließend das 
Beratungsergebnis mitteilen." 
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Später entschloß sich die Stadt Hagen zu einer Unterstützung der Besuchsaktion, 
wenn sie letztlich allen ehemaligen jüdischen Mitbürgern Hagens und nicht nur den 
ehemaligen jüdischen Mitbürgern der früher selbständigen Stadt Hohenlimburg 
zugutekomme. Der Oberbürgermeister übertrug der "Bürgeraktion Synagoge 
Hohenlimburg" die Organisation dieser Besuche und unterschrieb einen Spendenaufruf 
an Hagener Unternehmen, Organisationen und Institutionen zur Einladung von 
ehemaligen jüdischen Mitbürgern nach Hagen. 

STADT HAGE N 
Der Oberbürgermeister 

Herrn Professor 
Dr. Hermann Z a b e l 
Zum Alten Bruch 6 

5800 Hagen 5 

Hagen, 30. Juli 1982 

Spendenaufruf zur Finanzierung von Aufenthalten ehemaliger jüdischer 
Mitbürger in Hagen 

Sehr geehrter Herr Professor Dr. Zabel! 

Beigefügt übersende ich Ihnen verabredungsgemäß den von mir unterzeichneten 

Spendenaufruf an die gesamte Hagener Bevölkerung zur Finanzierung von Reisen 

und Aufenthalten ehemaliger jüdischer Mitbürger in ihrer Heimatstadt zur 

freundlichen Weiterverwendung. 

Um möglichen Mißverständnissen von vornherein entgegenzuwirken, erlaube ich 

mir, Sie auf folgende Punkte aufmerksam zu machen . 

1. Federführend für die Aktion ist weder die Stadt Hagen noch der Oberbürger­

meister, sondern ausschließlich die "Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg". 
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2. Die Bürgerakt i on lädt von sich aus ehemalige jüdische Mitbü rger nach Hagen 

ein. Gleichzeitig wi rd der Oberbürgermeister unter Angabe von Namen und An­

schriften der ei nge l adenen Personen informiert. 

3. Di e Zahl der ei nzu l adenden Personen wird auf zehn bi s fü nfzehn pro Jahr 

begrenzt. 

4. Das Spendenkonto wird nicht von der Stadt Hagen ei ngerichtet und verwa l tet, 

sondern von der Bürgerakt i on. 

5. Die eingehenden Spenden sind grundsätzlich gesamtstädtisch zu verwenden, 
wobei vorausgesetzt wi rd, daß dies in einem proportional angemessenen 
Rahmen erfolgt. 

6. Soweit die Unterbr ingung der eingeladenen Personen in Hagener Fami l ien 

erfolgt, ist die f i nanzie ll e Zuwendung der Stadt Hagen für die Aufentha l ts­

kosten von der Antwort auf die Frage abhängig, ob evt l . eine Gegeneinladung 
der aufnehmenden Famil ie verabredet wird. In einem solchen Fal l würde der 
städtische Beitrag zu den Aufenthaltskosten natürlich entfallen müssen. 

Ich würde es außerordentlich begrüßen, wenn die von Ihnen, sehr geehrter 

Herr Professor Dr. Zabel, initiierte Aktion von dem gewünschten Erfolg be­

gleitet sein würde und möglichst vielen ehemaligen jüdischen Mi tbürgern 

unserer Stadt ein Besuch ihrer Heimat ermöglicht werden könnte. Bitte, halte n 
Sie mich über di e weitere Entwicklung auf dem laufenden. 

Diesem Brief füge i ch die Ablichtung eines Schreibens von Frau 

Liselotte Marchfeld de Bl um aus Montevideo, Uruguay, bei, mit der freund ­

l ichen Bitte, von dort zu prüfen , ob es sich bei Frau Marchfeld de Blum 
um eine ehemalige jüdische Mitbürgerin handelt. 

1'' '""" 
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Die evangelischen Kirchengemeinden laden ein: 

Christlich-jüdische Begegnung l;>ei . , . 

Besucbehemaljger Bürger.gepl~nt 
Hohenllmburg. Das Prfiby­

tertum der~v. l.uth. Kirchenge­
meinde Elsey beschloß in sei­
ner letzten Sitzung. im Zusam• 
menhang des bevoftltehenden 
Besuches ehetnaliger · jüdi­
scher Mitbürger zu einer 
christlich·jüdischen 'Begas: 
nung einzuladen. Der Vizeprä· 
sidentderEv.Kirchevon West­
raten, Dr. H:Begemenn, soll ge­
beten werden, die Veranstal, 
tun& die Im Paul-Gerhard!· 
Haus stattfindet, mit einigen 
elnfllhrenden Worten zu eröff·. 
nen. Du Presbyterium hat die 
Vorb'ereltung der Veranslal­

.lung den Mitgliedern des Ar­
beitsbeises .Jüdische Ge· 
'melnde" tlbertr~gen. \ 

Der ll8schluß st~ht im Zu­
.Saminellhang.mlt einer ErklA-

, ' terien , . „~. '' · ····~·' 
. ' ""'ofli"'• ' , nl<,tr• 

re 19!!0 

verabschled.it und die den Ge­
meindemitgliedern durch 
Kenzelabkündigung bekannt 
gegeben wurde. In dieser Er­
klärung heißt es: 

• Wir bekennen die Mitver­
antwortung. und Schuld der 
i:hristenhelt in Deutschland 
an der Verleumdung. Verfol­
gung und Ermordung der Ju­
denlm Dritten Reich. Auch der 
ehemaligen 'jüdischen Ge­
meinde in Hohenlimburg ist 
dieser Zeit großes Unrecht zu­
g~fügt worden. Wir sind betrof­
fen darüber, daß· durch die Be­
rufungauf ÄußerungenMartin 
Luthers, die ausführlich Im Lo­
kalteil der Heimatzeitung 'Der 
Gemeinnützige' zitiert wur­
den, im Jahre 1938 bei den Bür­
gern Hohenllmburgs der Ein­
druck entstehen sollte, •ls sei 
d~ 

ger zugleich im Sinne erfolgt. 
Wir sind dankbar dafnr, daß In 
unseren Tagen in der evangeli­
schen Kirche ein neues Ver­
ständnis für die Gemeinsam" 
keilen von Juden und Christen 
aufgebrochen ist, und beken· 
nen uns zu diesen Gemeinsam­
keiten." 

Im Auftrage des Pfarrge­
meinderates der katholischen 
St. Bonifatius·Kirchenpmein· 
de erklärte Dr. Hartmann am 9. 
November 1980 u. a.: „ Wir 
Christen sind aus mangelnder 
Mitmenschlichkeit und man­
gelnder christlicher Nächsten­
liebe mitschuldig geworden an 
der Verfolgung unserer jüdi­
schenMitbürger. Dahersollten 
wir um Gottes Willen gerade 
hier an der Synagoge in Hohen· 
Jlmhurg die ü . Opfef 

· ~~· , N~zire~ .'Ve~ 
ungb1tten-' '" ~ V.~ 

Auch Johannes Rau übernahm Patenschaft 
Schon damals blieb es nicht 

bei Erkllrungen. lm Dezember 
1980 gehörten evangelische 
und katholische Christen,~ a. 
die J>farrer Grothe, Gurr, Marx, 
Tlllmans und Ostermann, zu 
den Unterzeichnern eines 
Spendenaufrufs, um in einer 
fQr dl.I Stadt Hagen schwieri­
gen finanziellen Situation ei • 
nen konstruktiven Beitrag zur 
Erhaltung des Synagogenge­
bludes zu leisten. Der Pfarrge­
meinderat der katholischen 
Klrchenpmeinde und Pfarrer 
Schmlz &mlerten die Aktion 
durch die Überweisung nam­
hafter Betrlge. Inzwischen ha­
ben weit über 1000 Familien 
oder Einzelpersonen die Erhal-. 

tung der Bausubstanz des Sy­
nagogengebäudes ermöglicht. 

Diese Bemühungen und Op­
fer sind insbesondere von den 
ehemaligen jüdischen Mitbür­
gern Hohenlimburgs und ih­
ren Angehörigen mit Dankbar­
keit und Anerkennung regis­
triert worden und haben dar­
über hinaus Im In· und Aus­
land Beachtung gefunden. I.n­
zwischen haben 14 Personen 
die Einladung zum Besuch ih· 
rer Heimatstadt Hohenllm­
burg angenommen. Johannes 
Rau, Ministerpräs:dent des 
Landes Nordrhein-Westfalen 
und Synodaler der Ev. Kirche 
im Rheinland, übernahm die 

Patenschaft betr. Reisekosten 
für ein Ehepaar, nachdem sich 
zahlreiche Bürger bereit er­
klärt hatten, durch die Bereit· 
stellungvon Unterkünften und i 
Spenden die z. T. erheblichen 
Reisekosten mit zu finanzie· 
ren. Die Stadt Hagen unter· 
stützt das Vorhaben durch ei· 
nenZuschußzudenKostenfür 
Aufenthalt und Verpflegung, 

So bleibt zu hoffen, daß die 
vom Presbyterium derev. luth. 
Kirchengemeinde . angeregte 
christlich-jüdische Begegnung 
zu einer Vertiefung und Festi­
gung der Kontakte zu den ehe­
maligen Mitbürgern Hohen­
limhurgs führt. ' 

WR 3.9.1982 
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Die ehemalige jüdische Gemeinde 
von Hohenlimburg 

Eine Ausstellung 
in der 

Fern Universität - Gesamthochschule - Hagen 
Feithstr. 140 

11. Oktober - 1. November 1982 

verantwor t 1 i eh: 

Dr . G. Hagelwe ide 
Hochschulbibliothek der Fernuniversität - Gesamt­
hochschule - Hagen , Feithstr. 140 
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Zur Geschichte der jüdischen Gemeinde 

Hohenlimburg 

1350: Schutzbrief Dietrichs IV. und seines Sohnes Cracht - die älteste Urkunde über 
Juden im Machtbereich eines Grafen Limburg 

1694: Ausstellung eines Judengeleitbriefes durch den Grafen Friedrich Mauritz 

1782: Concession zu einer Synagoge in Limburg, ausgestellt durch den Grafen Moritz 
Casimir 

1821: Verzeichnis der im Bezirk Limburg vorhandenen Juden-Familien, ausgestellt 
durch Bürgermeister Holtschmit, enthält die Namen Löser Samuel, Simon Ga­
briel, Meyer Spiro, Meyer Levi, Salomon Moses, Isaac Levy, Samuel Aron, 
Abraham Meyer, Jacob Seligmann, Jacob Aron, Michel Cahn, Feist Cahn, 
Meyer Isaak, Abraham Koppel, Moses Herz und Jacob Weishel. 

1846: Eine Bekanntmachung der Könglichen Regierung nennt die Namen von 38 in 
Limburg wohnenden selbständigen Juden. 

1865: In der Einladungsliste des Limburger Amtmanns Pannewitz werden 24 
stimmberechtigte Mitglieder der jüdischen Gemeinde angeführt. 

1868/70: Errichtung der neuen Synagoge 

1890: Synagogen-Ordnung für die Synagogen-Untergemeinde Hohenlimburg 

1907: 150 Juden, davon 36 Zensiten (Leute in selbständigen Berufen, Steuerzahler), 
bei einer Gesamteinwohnerzahl von 12.000 in Hohenlimburg wohnhaft. 

1908: Neuordnung des Synagogenverbandes Limburg 

1931: 70 Juden, davon 25 Zensiten, bei einer Gesamteinwohnerzahl von 15.519 in Ho­
henlimburg wohnhaft. 

1933: Beginn der Verfolgungen 

1935: Erste Auswanderungen 

1938: Zerstörung der Inneneinrichtung der Synagoge und Zerstörung jüdischer 
Wohnungen und Geschäfte 

1942: Abtransport der letzten jüdischen Mitbürger in verschiedene Konzentrationsla­
ger von dem Platz vor der Synagoge aus 
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'Dunkle Vergangenheit .wird. 
ge·spertstisch wieder geweckt 
Lotte Chaim schrieb aus Israel: Von der Synagoge in den Tod 

Hobenllmb1111. Vor 40 Jahren 
wurde unter der Herrschaft der 
Nationalsozialisten das schreck­
lichste Kapitel der deutschen Ge­
achichte beschlos.sen. Die Wann­
Mie-~onferenz vom 20 . . Januar 
1942 schuf Üie organisatorischen 
Voraussetzungen für die sog. 
Endlösung der I udenfrage. 

In einer Gedenkfeier in jener 
Villa am Großen Wannsee, in der 
damals des Schicksal von Uber 11 
Millionen juden besiegelt wor· 
den ist, erklärte der Regierende 
8Urgermelsier von Berlin, Ri­
chard von Welz.s!lcker: „Wir Alte· 
ren tragen die Last jener Zeit. Nur 

wenn wir Älteren den achreckli· 
eben Versuchungen widerste­
hen, die Vergangenheil zu ver­
drä ngen, wird die Zukunh unse· 
rar Kinderfrelundoffenaeln. Wir 
alle haften fUrdaa, was In unaerer 
7.eltimdeutschen Namen geache· 
henist." 

Oie Auswirkungen der ße. 
schlU.sse vom 20. Januar 1942 auf 
dledamalsselhsutndigeStadtHo­
henlimburg dokumentiert du 
nachstehende Foto: Die letzten 
jüdischen Bewohner Hohenlim­
burgs werden von dem Platz vor 
der Synagoge aus Ins Konzen tratl-

onslager deportiert, und zwar am 
23. April 1942. 

OazuschreibtFrati.LotteChaim 
(Israel): „Oie Bilder haben mich 
sehr aufgeregt. Nochmals wur· 
den die Erinnerungen an liebe 
Verwandte, an Vettern und Cou­
sine, wach. Immer wieder blickte 
ich auf meinen Onkel Hugo Lo­
ewensteln (3 . von llnkai seinen 
Sohn Georg (2. von links), Anna· 
ken, die schöne Tochter (1 . von 
links), Tante Berta Loewenslein 
(rechts außen) und Else Loewen· 
sleln (Im Profil neben Berta) und 
stellte mir Ihre Gefuhle vor." 

In derMlttedes Fotos sind Mo-

ritz und Lina Mayberg zu sehen. 
Nach dem Bericht von Frau 
Chaim traten die ehemalig.eo jU-

~!~:eeanus~~~b~l~~ i~dne~~~~~~ 
Frau Chalin' legt ihrem Schrei-. 

ben einen 100-DM·Schein zu­
gunsten des Spendenkontos 
128 011 238 Synagoge Hohenlim­
burg (Sparkasse Hagen) bei und 
erklärt: ..Ich bewundere Ihre Be· 
mUhungen um den Erhalt der 
Synagoge. Wie gut, daß es Men· 
sehen gibt, die wledergutmaChen 
wollen, was andere gesundigt ha· 
ben." ' 

WP 23.1.1982 
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Geschichte der Hohenlimburger Synagoge Sie bleiban erhall1?.n: 
Hagens stille Schatze 

Christen spendeten 
runde tausend Taler 

' 

Hagen. (Sehe .) Oer Enrwurf 
für die Hohe nlimburger Syna· 
goge slamml vom Oi~strich e r 
Baumeister Liescnl>erg . Mau­
rermeisler Wilhelm Knapp aus 
Hohenlimburg hihrte den Bau 
aus. Die Mille l fi.lrden 1869 be­
rei~ im Mauerwerk fortigge­
slel lt en Bau kamen zu einem 
Drille) 11000 Taler) von den 
christlichen Milliürgern Ho­
lumlimhurgs und Elseys. Einen 
Kredit von 1 300 T lr nahm die 
jUdiS(;he Gemeinde Ld der 
Stadtsparkasse auf. 600 Tlr ku­
men aus der Kullusgemeinde 
und durch eine Kollekte bei 
den Juden des Kreises Iserlohn 
zusammen. Gruße Vcrditmsle 
umd~n Bau hal sich der Hohen­
limburger Amtmann Panne· 
wilz erworben. 

Die S~•nagoge enthie lt einen 
hohen Saal mit Innengalerie, 
apsisartig hervortretenden 
Thornschrein, ornamental 
sichtbarem Gesims. dekorali· 
vem Portal mit renaissancisli­
schen säulenfdrmigen Lisenen 
und Halhkrcismil Rocaillcmu­
stcr. dazu Sands1cinfcnster mil 
MilldsleM und Doppelbogen. 
Oie mobile Inneneinrichtung 
war bescheiden · t:irka 300 Ta­
ler wert. Die Spalierdecke um­
gab ein Stuckgesims. Sechssau­
berbearbeih!le J lolz.säulen, die 
die Empore lrugen, leihen den 
Raum auf, dessen Wände bis 
1.20 m mit dunkel!Jrauner Öl· 
farbe gestrichen waren. Die 
restlichen Wand- und Decken­
flächen leuchleten in zarlrosa 
Schlämmkreide. 

Jn der „Reichskristallnacht„ 
(9./10.November 1938) zerstör· 

1938 zerslorl. 1975 ausgebrannt Die jUdische Synagoge In Hohenllmburg. (WA·Bild; Udo Meier) 

ltm die Nationalsozialislen 
Dach. Fensler, TUnm,sowiedie 
1 nneneinrichtung. Die jüdische 
Cemeinde mußle ihr Eigentum 
an der EBBeslraße verkaufen. 
Hugo Loewenstein handel te 
mil dem Fabrikanten Ernst 
Umbeck einen fairen Kauf ver · 
lrag aus. Umbeck nutzte das 
Gebäude als Fabrik. Am 4. De· 
zembcr 1975 brannte die In der 
Synagoge untergebrachlen 
Wtirkställen aus. E:i gibt Plane, 

Über 500 bauliche Schatze gibt es in Hagen. Oie RUNDSCHAU 
stelll sie in ihrer Serie1„Sie bleiben erhalten· Hagens stille Schatze" 
vor. Oie baulichen Denkmaler reichen von Urgroßvaters Haferka­
sten bis zu interessanten Objekten im Freilichtmuseum, von bedeu­
tenden Bau1en aus der Oslhaus-Ära bis zu ungewöhnlichen Brük­
kenkonstrukl ionen. Oie heutige Folge beschliltigt sich mit der Sy· 
nagoge im neuen Stadlleil HohenHmburg. Oie WA·Serie wird be· 
gleitet von einer standigen Schaufensterausstellung des Kaulhau· 
ses B!lka. 

die S~nagoge zu restaurieren 1 Kultgegenständedarauszuma­
und em Museum für jüdische chen. 

WR HAGEN 23 . 5.1931 
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·Geschichte einer-verfolgten Mind~rh~if in 
:er.schütternden Bildern und Dokumenten 
·F:ernuni-Ausstellung über ehemalige jüdische Gemeinde 

. ) . - -· 
: Hoh~~llmb~rg. {eO Vier Bil~ · Nicht nur hi_slori:~u~ho Erin-
1· der dOkumentleren den .·". n~·· 1· nerung soll c.110 Au~stoll~ng 
.' mePSG~llchep..Abt'ranspor,t.il,;. na~h den Worte~1 von Prof. 
letzteß '"jü(liscbän Mitbi.r?@;9t. Heinz Abels sern'. son~ern 
1942 aus Hohenlimbu[.g. '. Mit. auch O?kumen~a_twn e.~ner 
versteckter. Kamera nahm Piß schrecklichenZe1t rndernahe­
unbekannt gebliebe'.n~'r Foto- !~n Re~ion, sowie Mahnung a_n 
grafdieSzene11;aufu"ndriskler- i:li~ Wissenschaft, solc:hes nie 
te dabei sch,W~tste Stiafverfol- w1~d~r ge.sche_hcn zu lassen. 
gung. Dieseyier Fotostrnsdem Bis rn die .Mille lies 14. Jahr-
Bes il z des Sf~d tarchivs Hagen· hunderts ta~f sich . die ,Ge­

' bilden die Mitte ·,ei~e~. ·~ lei.nep . sch.ichte ~~.r jüdischen .Ge· 
· Ausi.~~!lil:!l& ~lier dljt ehomc.aH~'· ·meu:ide zuruckverfolgen. 1~31 
ge "CeiiJe.inde . '!0!J ·HohCnlim· · : lebten unter den_ 15 519 Em­
butidl0.;.getrage11 von der Bi· wohnern Hohen l1mburgs 70 
bliothekderPer11universitäl in Juden, die voll im Gemindele· 

· Zusamnlenarbcit milder ;,ßür· ben in tegriert waren. Art und 
geraktionSynagOgeHohenlim· -Weise ihrer Verfolgµng ·.~i! 
burg" - in der · ~ingangshalte Verl~umdungen und Em· 
der Fernuni ih.) lagen eröffnet schr<inkungen dokumentieren . 
wu rd e. · 

kopierte Unterl~gen beispiels· 
weise aus dem Geheimen 
Staatspolizeitamt oder dem Fi­
nanzamt. 

Zu sehen sind auch Fotos der 
Häu!'ler und Wohnungen ehe· 
maliger jüdisc~er Mitbürger. 
Alle. J\usst~llungsstüc~e:sind 
mit Informationen versehen, 
die dem Betrachter die zeilge· 

schicht)iche, Ei,nortlnung er· 
möglic,heh'. ' · ' 

In Bauplänen und FotO~ pr8-
sen tiert die„BürgeraktionSyn· 
agoge Hohenlimburg" ihre Be'· 
mühungen um die Erhaltung 
des un_ter Denkmalschutz ,ge­
stellten Ge.bäud~.;~ r -·. '. ~ ~·.'. 

Die Ausstellung da uert bis 
_zum 1. November. 

WP 12.10.1982 

rGemeinschaftsausstellung von Bürgeraktion· und Fernu'niversität: :; 
r -:~t ,;' · .. ··· „ '.'·' ': . . . , · -.: .. .:. , • . ·. . . · „ ·· .... „ .. · ... ,,., ,„ ... 
!~ben, ,'M~hs~~.; : :_.Ver,~olgung ;:_vQg5~.;. 
!Hoh~nlimburgs·.:::Judeng·emeind~-,~ , 
· Haaen/Hoh8nUißbqrg, geraktionsYna.gogeHohe~li~· 
(Sehe.) Das Erschütterndste an· burgundderHochschulbiblio-­
der Ausstellung der Bürgerak· thek der Fernuniversität Im 
.tiop „Die ehema;lige Jüdische' Foyer des HauptgebäudEis an 
,<;;emeinde Hoh~~limburg" der Feithstraße 140 ist bis zum 
sind vier Bilder.voni: Abtrans-· 1. Ncivember :iu sehen. 
·p!->rl der letzten ~f Juden· Ho-- 1350 st~llte Dietrich IV. und 
·henllmburgsam23. April 1942: ' Sein ,·-.: ~hn · . Gracht einen 
rEln .unbekannter ~otOgraf hat" ScM1tZbrief aus - die ä)tBSte 
idi e l\1.1fnatimen .!Jnler: f_:insftt:z: U_rkunde über Judep im 
;ielnE!~ Le~e~~ ·~~ ·8in~/n'.; Ver~ · Mactnberei~h des '.Graf~n~on 
'.J!l epk• herauf. geschosatm. · DhF Limbqrgaus.1694GrafSchri8b 
1berOcht1gf"~ i WarlnseekonfO-" Friedrich Ma li ril.i ·'._zu ::Bi!tßt.: 
1renz mit · d~m ·„Eßdlösungs"· · heim-1'ecklenburg '.einen Ju· 
Beschluß wat um"wenige Mo· dengelellbrief, 1782 erfolgle 

'.'na te vorausgegangen. J~<ler· durch den GrafOn MoritzCasi· 
kann sich denken; Woti!'n diese mir eine „Concession zu einer 
'.Fahrt der jüdischeo Mitbürger Synagoge · in Limburg". 1031 
,führle -in die Vemichtungsla- gaqesunter15 519christlichen 
:ser. Die Ausstellung i:lcr .Dür- Mitbürgern pur 70 fudefi. 1933 

·~ - ''--" ~ : 

kam es zu den ersten Auswan· 
derungen; In der SO$enonnten 
"'Reichstc.ristallnacht" (10. No~ 
vember 19~8) wurden sowohl · 
die EinriChiung der Synagoge 
als auch die jüdischen Woh· 
nungen und Geschäfte demo· 
liert. 1 , · . • 

: Die _Verfo lgungen begannen ' 
,bereitsam 22.5.1933, als sich die 
Slaatspolizelstelle Dortmund · 
(später Gestapo) nach kommu· 
pistischen Umtrieben des jüdl· 
sehen Rech tsanw8 Jt s Dr. Ben~ 
,jarµin in Hohenli.m burg erkun· 
·digte. Ein wohlmeinender Po­
l izeibeamter schrieb zurück, 
eS sei nichts über eine sokhe· 
aetäligung .'·"bekann t, eine 
.Haussµchun8 .. wäre . erfolglos 

gewesen. Doch ein 29: Juli glei­
chen Jahres ging ein denunzia­
torisches Schreiben über dio 
Hohenlimburger Juden.an dep 
L~ndrat vpn Iser lohn: 

193~ d~oh·t ·e · Sicherheils~~~f 
Reinhard Heydrich jüdischen ~ 
Küns'tl ern ·„schulzhart\ also 
KZ an, falls sie ,,inOerdeutsche 
Probleme'" behandelten. Arri ~­
November 1935 wollte die Ge· 
stapo wissen , ob d ie Metzger­
Hohenlimburgs Fleisch bei jü· 
dischen Viehhändlern · kauf· 
teß. Und per Erl aß vom, 10 Mai 
1938 ·en tzog das Finanzamt · 
Iserlohn jüdischen Famili en 
die Kinderermäßigung bei der 
Einkommens teuer. 

WR 12.10.1982 
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e Jüdische Mitbürger 
• nach Jahrzehnten 
• in der Heimatstadt 
Bezirksvorsteherin gab Empfang im Rathaus 

Hohe. n 1 im b ur g. (jü.) Zum ersten Mal seit Jahrzehnten befindet sich eine 
Gruppe ehemaliger Hohenlimburger Mitbürger jüdischen Glaubens in ihrer ange· 
stammten Heimatstadt. Durch ein immer noch unvorstellbares Schicksal wurden sie 
während des Nazi-Regimes in alle Winde verweht. Auf Einladung des Arbeitskreises 
. Jüdische Gemeinde" und mit Unterstützpng von Oberbürgermeister Rudolf Los· 
kand kamen sie jetzt zu eihem kurzen Besuch an die Lenne. 

Im Rathaus gab Bezirksvor­
steheri n Marie Schumann am 
Mittwochabend einen kleinen 
Empfa ng. Sie begrüßte Frau 
Lotte Chaim geb. Schönebaum 
tnit ihrer Tochter Bana Rottem 
aus Israel: Frau Ruth Nassau 
geb. Schönebaum aus Argenti­
nien. Herrn Hans Löwenstein 
und Frau ebenfalls aus Argen­
tienien, Herrn Max Löswen­
stein und Frau aus Israel. Herrn 
Erwin Mosbach und Frau aus 
Schweden, Herrn Hugo Mos-_ 

bach und Frau aus Frankreich. 
Herrn Heinz Rosenberg und 
Frau aus den USA und Frau 
Herta Stern geb. Mosbach aus 
England. Bereits abgereist wa­
ren Hans Benzian und Frau aus 
der Schweiz. 

Marie Schumann betonte, 
daß es nicht gelte, alte Wunden 
aufzureissen oder Erinnerun­
gen an schreckliche Zeiten 
auch in Hohenlimburgzu wek­
ken. sondern dafür zu sorgen, 
daß die Gas\e sich in Hohen-

limburg wie vor langen fahren 
ganz wie zu Hause fühlen . 

Prof. Dr. Hermann Zabel 
hatte zuVor die Gäste vorge­
stellt, die aus fünf Häusern der 
Innenstadt stammen, aus der 
Herrenstraße. der Freihei lstra­
ße, der Mittelstraße und der 
Schillerstraße. Sie oder ihre El­
tern betrieben dOrt Kaufhäu­
ser, Fabriken oder eine Flei- · 
scherei. bis sPe ins Ausland 
flüchteten oder deportiert 
wurden. 

Die ~esucher spendeten volles Lob 
Bei diesem Empfang waren 

a uch weitere Vertreter des Ar­
beitskreises „Jüdische Ge­
meinde" zugegen. Besonderer 
Gast: General Dr. Dietrich 
Gensehei. desSen Iserlohner 
Soldaten bei der Herrichtung 
der ehemaligen Synagoge gute 
Arbeit leisteten. 

Für die Bezirksvertretung 
waren Ernst-Günter Sonnen- · 
berg, Lothar Voß, Gertrud Mid­
dermann, Fritz Steinschulte 
und f<laus-Pe.ter Kriegbaum 
(alle SPD) sowie Willi Just 
(FDP) anwesend. 

Im Namen der jüdischen 
ehemaligen Mitbürger sprach 
Heinz. Rosenberg. auf dwi die 
Idee einer Besuchswoche letzt ­
lich zurückgeht. Er zeigte sich 
ers taunt darüber, daß die Ho­
henlimburger Juden, die den 
Holocaust überlebten, der Ein­
ladung in diese r relativ ~roßen 

Zahl gerne folgten . Er selbst 
dürfe behaupten, er fühle sich 
jetzt hier wohler als vor45 Jah­
ren. Sein Dank dafür, daß die 
Synagoge baulich gesichert 
wurde, galt nicht nur Prof. Za­
bel. sondern auch General Dr­
. Gensehei. Anzumerken: 
Heinz Rosenbergs Vater war 
es, der 1938 die Urkunde über 
den Verkauf der Synagoge un­
terzeichnete. 

Vor dem Konzert, das dann 
bei erstaunlich gutem Besuch 
im Rathaussaal stattfand und 
ü.ber das noch zu berichten 
sein wird, blieb dann noch Ge­
legenheit zu persönlichen Ge­
spräi;hen. DaQei, konnten hier 
und da aedr~meiu~ame Erin­
nerul\g8h z'*tschen 7.(;{IStge..·· 
bern und Gästen ausgetauscht 
werden, konnte von den Ho­
henlimburgern nachgefragt 
werden, wie ihre ehemaligen 

Mitbürger das ihnen aufge­
zwungene Schicksal meister­
ten, wie sie überhaup t überle­
ben konnten. 

Das Beeind ruckende daran: 
Dieser Gedankenaustausch 
fand in einer Atmosphäre statt, 
die man eher freundschaftlich 
als gespannt bezeichnen darf. 
So können Menschen mitein­
ander sprechen, die nicht un­
ter dem zwang eines un­
mensch1ichen Regimes leben 
müssen. 

Eine Zwischenbilanz, den 
Worten der Gäste folgend: Der 
Besuch in Hohenlimburg und 
unter der Betreu ung von Ho­
henlimburgern findet volles 
Lob. 

WP 22.10.1982 
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di 
Auf der Treppe im Rathaus versammelten sich die ehemaligen jüdischen Mitbürger, ihre Gastgeber 
Bncl die weiteren Teilnehmer am Empfang der BV Ost · 

EINEN WAPPENTELJ.ER als . 
Erinnerung überreichte dar 
Vorsitzende des SPD-Ortavar· 
eins Hohanlimburg, Horst Till· 
mann, an Frau Herta Siam gab. 
Mosbach aus London. Dar 
Grund: Ihr Vater, dar 1936 in 
Hohenlimburg . verstorbene 
Wilhelm Mosbach, war bis zur 
Machtübernahme durch Hitler 
Mitglied der SPD-Fraktion im 
Hohenlimburger Stadtparla· 
ment Wilhelm Mosbach ge· 
hörte auch zu dem Kreis um 
Georg Scheer, der den Hohen· 
limburger Bauverein aus der 
Taute hob. Frau Stern leitete 
nach dem Tode ihres Vaters 
das Textilgeschäft an der Frei· 
heitstraBe mit einem Onkel 
weiter, bis dieses Geschäft 
aufgegeben werden mußte 
und ihr selbst die Flucht nach 
England gelang. Wilhelm Mos· 
bachs Verdienste· wurden so 
gewürdigt ; , •• 

'!i'~'t\.'•twfotos: Ullrich GÖ"19r 

WP 22.10.1982 
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Besuch ehemaliger jüdischer Mitbürger und ihrer Angehörigen in Hohenlim­
burg ( 18. bis 24.10.1982 ) 

Miarni Beach ( USA ) 

Buenos Aires ( Argentinien 

Miami Beach ( USA ) 

Horw Schweiz 

Horw Schweiz 

Buenos Aires ( Argentinien ) 

Tel Aviv Israel 

Tel Aviv Israel 

Ramot Hashavim ( Israel 

Parana ( Argentinien 

London ( England ) 

Paris Frankreich 

Paris Frankreich 

Malmö Schweden ) 

Malmö S<'.hweden ) 

li~~f' 1A.:!iiJt1i Frankfurt ( Deutschland ) 

J Q, °'--1\.A R o U- _urfL Netiv Halarned-He ( Israel 



Ausstellung 

und 
Konzert 

aus Anlaß des Besuches 
ehemaliger jüdischer Mitbürger 

und ihrer Angehörigen 
in Hohenlimburg 

Mittwoch, den 20. 10. 1982, 19.30 Uhr 
im Rathaussaal 1-lohen limburg 

1 75 

Helga Eiben 
wurde in Wetter (Ruhr) geboren. 
Sie studierte von 1950 bis 1955 an der Hochschule 
für Bildende Kunst in Hamburg, belegte gleichzeitig 
das Fach Geschichte an der dortigen Universität 
Seit 1955 als Kunsterzieherin tiilig. sei t 1957 in Hage n. 
Mitglied des Hagenringes. Einzel- und Gruppen­
Ausstellungen. 
Die ausgestellten Federze ichnungen behande ln die 
Themenkreise „ Synagoge" sowie „ Kö nig Saul und 
David." Die Künstlerin wird in der Konzertpause 
Erläuteningen zu ihren Arbeiten geben. 

Susanne Glauber 
wurde in Schlesien geboren. Sie studierte Klavier bei 
Erik ten Bergh, Günter Ludwig und Detlef Kraus. 
Heute ist die Pianistin als Solistin, als Kammer­
musikpartnerin und a ls Liedbegleiterin im In- und 
Ausland bekannt 

Friedegard Herwig 
ist die Schwester von S. G., sie wurde in 
Rothenburg o. d. Tauber geboren. Sie stud ierte an der 
Folkwangschule Musik u. a. bei Rita Streich. 
Rege Konzerttätigkeit im In- und Ausland. 
Zahlreiche Rundfunkaufnahmen. 

Im musikalischen Teil des Abends erklingen Werke von 
Schumann, Ben Haim, Schönbergh und Mende lssohn­
Bartholdy. 

Die „Bürgeraktion Synagoge Hohenlimburg" wiircl e sich 
über Ihren Besuch freuen. 
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• Israelische Musik 
• von Paul Ben-Haim 
Gut besuchtes Konzert im Rathaus 

Hohenlimburg. (jü.) Konzert -ileIIllmgiTiWSnoch vieleAn­
und Ausstellung, aus Anlaß klänge ans „Klassische", aber 
des Besuches ehemaliger jüdi- auch charakteristische Stilele­
scher Mitbürger und ihrer An· menteder „Moderne". So formt 
gehörigen in Hohenlimburg im sich eine Musik, die als isra­
Rathaussaal veranstaltet, fand elisch bezeichnet werden 
g_roßes Interesse. Susanne muß. Den Künstlerinnen galt 
Glauber (Klavier) und Friede- der herzliche Applaus der ße­
gard Herwig (Sopran) hatten 1 sucher für ein. en insgesamt ge­
sich unter Verzicht auf Gage lungenen Konzertabend. 
zur Verfügung gestellt. 

1
--. - - ' 

Nach einem Auftakt mit Ro- In der Pause war Gelegen· 
bert Schumanns papillons • heil, beemdruckende Feder­
op. 2 folgten Werke der jüdi- zeichnungen von Helga Eiben 
sehen Komponisten Paul Ben- zu ~etrachten. I~.re The~e~­
Haim, Arnold Schönberg und kreise: „Syna~o~e und „Komg 
Felix Mendelssohn-Bartholdy. Saul und David . 

Vor allem die dreisätzige 
Sonatina op. 36 von Ben-Haim 
1Jnd drei Vocalisen für Sopran 
dieses Komponisten brachten 
ungewoh~teKiängeindenRat­
haussaal. Ben-Ha im gilt als Ne­
stor der zeitgenössischen israe­
lischen Musik. 

- ~ -

WP 23.10.1982 

Der Saal des Rathauses war zum Kammermusikabend sehr gut besetzt. Zeichen dafür, daß der Besuch jüdischer Mitbürger in Hohen-

limbu~~ .:- und nicht nur hier - großes Interesse fand. __ ·- ·-·-·------·~o~~~~i~h~-~~ne: __ 
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Der christlich-jüdische Dialog: 

Auf Gemeinsamkeiten 
au~merksam gema~ht 

Hohenlimburg. Vor einer Entwicklung und machte auf 
überErwartengroßenZahl von Gemeinsamkeiten zwischen 
jüdischenun\ichristlichenZu- Christen und Juden aufmerk­
hörern - es waren Mitglieder sam. Der Abend ·im Paul-Ger­
der katholischen St. Bonifa- hardt-Haus wurde von Mit­
tius-Kirchengemeinde sowie gliedern des , Vigholin"-Cho­
der ·evangelisch-lutherischen res (Leitung Hans-Jürgen Krü­
und der evangelisch-refor- semann) durch Darbietungen 
mierten Kirchengemeinde er- israelisch·erunddeutscherLie­
schienen-referiertePfarrerW. der mu~ikalisch umrahmt._ 
Schmidt (Evangelische Akade-
mie Iserlohn) über den neu in DerevangeliScheG~meinde„ 
Gang gekommenen christlich- brief "Die Brücke"· wird übri­
jüdisch_en Dialog. :- gens einen ausführlichen Be-

Schmidt gab einen Über- riebt über Schmidts Ausfüh­
blick über die ~eschichtliche , rimgen veröffentlichen. 

WR 1./2.11.1982 

Im A VZ der FernUniversität, Gesamthochschule, fand eine Ausstel­
lung von Bildern und Dokumenten über das Schicksal der jüdischen 
Synagoge von Hagen-Hohenlimburg statt. Aus diesem Anlaß waren 
ehemalige jüdische Mitbürger Hohenlimburgs nach Hagen gekom­
men„ 
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Jüdische Mitbürger 
danken für Aufnahme 

Hohenlimburg. Im Rah· 
men des Besuches ehema!i· 
ger judischer Mitburger und 
ih re r Angchorigen wurde 
kurz lich der Ereignisse ge· 
dacht. d ie am 9./10. No11em· 
ber 1938 zu Aktionen gegen 
judische Col\eshauser, Ge· 
scha rte und Wohnungen 
fuhrten und die im Jahre 
1!.H2 mil dem Ablranspor l 
in nationalsozialistische 
Konze nl raktions lagcr ende· 
ten . Eine Liste des Bundes· 
arch ivs in Kob lenz enthalt 
bei 16 Pe rsonen, d ie in 
Ausch wilz, Majdanek. The· 
resiensladt und Zamocs 
umgekommen sind, die An· 
gabe "Wohnort: Hohenlim· 
burg" . 

In sti ll em Gedenken an 
diese Vorgange dankt die 
„Burge rakt ion Synagoge Ho· 
hen li mb urg" Herrn Mini ­
s terprilsidenten Johannes 
Rau, Herrn Oberburgermei­
ster Rudolf Loskand. Frau 
Bezirksvorslehc rin Marlies 
Sch uma nn sowie dem Ral 
der Stadt Hagen für die Un­
te rstützung der Besuchswd· · 
ehe für ehemalige jüdische 

Milbi.lrger und ihre Anghö­
rigen . Unser Dank gilt eben­
so vielen ßurgern und Un­
lernehmen. die durch er­
helilichu Spenden Zu:,chus­
se iu den Reisekosten e r­
moglichl und durch freu~1d­
li che Aufnahme den Gasten 
ein bleibendes Erlebnis ver· 
millch haben . 

Eine Besucherin schrieb: 
"Sie wissen. daß ich schwe· 
ren Herzens gekol'I)men bin. 
muß aber bekennen, daß ich 
es nicht bereue. Es waren 
unvergeßliche Tage, und 
ich hoffe. daß jeder so fühlt 
wie ich. Bille geben Sie mei­
nen Dank an a ll e Ihre Milar­
beiler und an die Stadl wei­
ter" . 

Wahrend des Besuches 
haben sich die Gaste voller 
Anerkennung über die vor· 
bildliche POege des Fried· 
hofs und die Herrichtung 
des „Hauses der Stille" ge· 
außert. Die Besucher wollen 
die neu geknüpften Kontak­
te zu ihrer He im'at, der sich 
sich nach wie vor innerlich 
verbunden fühlen, fortset­
zen. 
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IN STILLEM GEDENKEN 

Unter dem Wohnort Hohenlimburg sind im Bunde sarc hiv in 
Koblen z folgende Angaben not i e rt: 

FAMILIENNAME VORNAME GEB. -DATUM TODESDATUM 

GOBAS HARRY 22 .0 3. 12 ALS TOT ERKLÄRT 
GOBAS ROLF 24 .0 1.1 5 ALS TOT ERKL!IRT 
KOPPEL PAUL 25 . 11. 87 UNBEKANNT 
LOEWENSTEIN BERTA 21.09.90 VERSCHOLLEN 
GEB. MOND 
LOEWENSTE 1 N ELSE 
GEB. MEYER 

03.07.87 VERSCHOLLEN 

LOEWENS TE 1 N GEORG 21.06.28 VERSCHOLLEN 
LOEIVENSTE 1 N HUGO 01.01.89 VERSCHOLLEN 
LOEWENSTE 1 N PAUL 15 . 07.87 VERSCHOLLEN 
MEYBERG KURT 01. 08 .10 VERSCHOLLEN 
MEYBERG LI NA 04.09.83 VERSCHOLLEN 
GEB. RANSENBERG 
ME YB ERG MORITZ 28 .03 . 79 VERSCHOLLEN 
MEYBERG PAUL 09.08.95 VERSCHOLLEN 
P 1 EPER HENRI ETTE 01.04.77 19.01.44 
GEB. STERN 
PIEPER RUTH 03.06.21 ALS TOT ERKL!IRT 
STERN LOUIS 15 .07 .66 21.08.42 
ZELi GMAN CAROLINA 11.04.83 ALS TOT ERKL!IRT 
GEB. MOSBACH 

DEPORTATIONSZIEL 

AUSCHWITZ 
AUSCHWIT Z 
AUSCHWITZ 
MAJDANEK (LUBLI N) 

UNBEKANNT 

MAJDANEK (LUB LIN) 
UNBEKANNT 
UNB EKANNT 
ZAMOSC/POLEN 
ZAMOSC/ POLEN 

ZAMOSC/POLEN 
ZAMOSC/PO LEN 
TH ER ES 1 ENSTADT 

UNBEKANNT 
TH ERES 1 ENS TADT 
AUSCHWITZ 
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Al ex Mever wurde J 902 als ältester Sohn von Levv und Jette ~lever in Hohenlimburg 
geboren "und ist 1966 in Köln verstorben. Er schrieb das Gedicht n·ach \litteil ung eines 
Angehörigen vor seinem Weggang von Hohenl imburg. also vor mehr als 60 Jahren. 

~lit der Veröffentlichung des Gedichtes wirc zugleich die Heimatverbundenheit aller 
ehemaligen Hohenlimburger jüdischen Glaubens. die ihre Heimatstadt größtenteils 
gezwungener maßen verlassen mußten. in Erinnerung gerufen. 
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2. Die Übergabe des Synagogengebäudes 

1 ' . 

. 
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Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Übergabe de s wiedererstandenen Gebäudes der 

Alten Synagoge in Hagen-Hoh e nlimburg ist n i cht 

nur für die Stadt Hag en, so nder n für das 

c hris t l ich-j üdi sche Verhält n is in unserem Land 

i nsgesa mt ei n denkwürd iges Ereig nis. 

Es markier t den Endpunkt ei nes Vorhabens, das 

i m Dezember 1980 be ga nn, als 17 Bürger d1eser 

Sta dt einen Aufruf z u Spenden für die Erhaltung 

de r Alten Sy nagoge un terzeic hneten. 

Bürg ersin n vo r allem war es , der den Anstoß da z u 

gab, daß da s Gebä ud e h e ut e wied e r in alt er Form 

wie de rersteh e n konnt e . Solcher Bürg ers inn ist 

nicht häufig anzutreffen in einem Land, wo lange 

Ze1t na c h de m zweiten Weltkrieg noch das Verdrängen 

und Vergessen vorherrschend gewesen sind. 

D1ejen1gen, di e s 1c h für Er haltung und Wiederaufbau 

d ieses Gebäudes ei n setzten , habe n erkan nt, daß nur 

die Auseinandersetzung mit d er Gesch ic hte eine 

wi rkli c he Chanc e für Versöhnung zwischen Christen 

und Jud en bieten kann. 

Die Bürg era ktion Synagoge Hoh en limburg hat durch 

ihr Wirken einen maßgebl ichen Beitrag z u d iese m 

Werk der Versöhnung ge l eistet . Ihr, aber auch der Stadt Hagen und 

allen ander en, die daran Anteil gehabt haben, gilt mein 

Dank und me1ne~. 

Johannes Rau 

Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-West fal en 
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STADT HAGEN 
Der Oberbürgermeister 

Geme.<.n.oame. Bemühungen von ßü11_ge11:11, Stadt Hagen w1d Land NoJtdJtlie..i.n -We.ot6a.i.e.n 

haben e;, e'lmÖgUcht, dü aet:e S1f11agoge .i11 Hag en-HohenUmbu•g neu ent,;tehen 

zu foMen. D.ie SptHe>1 e.i>1ek jahuel111tetange11 Zweekent6•emdung u.u•den gkündt.ic.h 

be1.>e.iUgt u11d de'l 1.>c.heinbak w1au6haU;ame Ze'l6aU de,; Synagogengebäude!.> 

ge1.>toppt. 

Mögt .ic.hekweüe wäke da,; h fe ti1e jüdüche Gotte~liau1.> .in Ve•ge1.>.;e11he.it ge•aten, 

tt.l'.ltlrt ti.<.cftt 17 e.ngu.g.le.11..te. 6ii11.9ek -i.m Jai111.~ 1980 ü1i.Li.aii..v ge..wo1tden uiiJten. 

1'111. zunäcli6t ganz p11:.ivate..o Engagement ahti_v .i.e.1tte. nach und nac.h .<mmv1. meh11 

Me111.>che11. Ve'le.i11e und 1111.>t.ituti onen unteHtützten da!.> VMliaben, d.ie aUe 

Synagoge zu e•haften. Stadt Hagen u11d Land No'ldkhe.in-We1.>t6aten Meuekten 

ö66en:tUc.he Mittet be-i. 0-ie Pa11zekp.ion-ie.kompan.ie dek Bunde-!M!ehk .in Herne• 

,;te.Ute ,;ic.11 mit zal1lke.ic.hen 6ke.iw.iU.igen Eü11.>ätze11 .in den O.ien1.>:t dek guten 

Sac.lte. D-ie attl.l die1.>e'l Bewegung hekvo'lgegange11e Bükge'laküon hat dukch Spenden 

und f-ige11lt.it6eteütunge11 6iik den W.iedekau6bau de'! Sijnagoge kund 100.000 

DM au69eb'lacl1t. 

Atten, d.ie .i11 1.>elbl.ltfo1.>e'l Weüe mdgelto!6en haben, da,; jüdüche Gotte1.>hau,; 

rn Hohenetmbu'lg u11d damd e.in KuUMdenkmat w1<>eke'l Stadt vo'l dem Ze'l6aU 

zu ketten, möchte .idt an d.ie1.>ek SteUe me.inen heut.ic.hen Dank ,;agen . Val.> 

Ge.bäude wüd 6Mtan e.ine Stätte dek Begegnung, dek VeHöhnung und du An­

denken!.> an u111.>e'le ehemat<gen jüd.i,;chen Mitbü'lge'l 1.>e.i11. Ich b.in übe'<Zeugt, 

daß mit de• neuen Zweckbe1.>ünunung e.in deuU icfte1.> Ze.ic.hen ge,;etzt wüd . N.iemat1.> 

mehk .in dek Zukun6t w1 .;e.e1.> Lande,; 1.>oU e.in Unge.i,;t 1.>.ic. h au1.>b•e.it.en können, 

dek 1.>ich gegen be,;U11unte Bevöfäekung1.>g'luppen 'l.ic.htet . Möge d.ie aUe Synagoge 

Hohent.imbu'lg dahek auc.h e.ine Bkiiche dek Geme.ill!.>amhed und de,; ge111e.i11Mmen 

Tun!.> 1.>e.i11. 

Den zu'l Fe1.>twod1e an'le.il.lenden ehemaU.ge>1 jüd.i!.>c.he11 M.itbükgekn g.iU me.in 

ganz be.iondeH he'<Zl.ichek Gkuß. S.ie dii'I 6en .i.ichek .ie.in , daß 1.>.ie .in .ih•H 

II~ imat.itadt wiUl101runene Gä1.>te .i.ind. 

/lagen , Mitte Jw1( 1986 



Sonntag, 

Montag, 

Dienstag, 

Mittwoch, 

Donnerstag, 

Freitag, 

Samstag, 
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FESTWOCHE 

AUS ANLASS DER ÜBERGABE DER 

ALTEN SYNAGOGE IN HAGEN-HOHENLIMBURG 

14.9.1986, 

15.9.1986, 

16.9.1986, 

17 .9.1986, 

18.9.1986, 

19.9.1986, 

20 .9.1986, 

19.30 Uhr 

17 .00 Uhr 

19.30 Uhr 

11.00 Uhr 

19.30 Uhr 

19.30 Uhr 

18.30 Uhr 

19.30 Uhr 

11.00 Uhr 

Begrüßung der Gäste durch die Bürger­
aktion Synagoge Hohenlimburg 

Feierliche Übergabe des restaurierten 
Synagogengebäudes 

Zu dieser Veranstaltung erfolgt ei­
ne besondere Einladung. 

Vortrag Prof. Dr. J. Walk (Jerusalem): 
Israel - ein jüdischer Staat? 

Vortrag Herbert Shenkman (West 
Hartford, früher Hagen): Von Hagen 
ins KZ und zurück 

Dichterlesung Autorenkreis Mark­
Ruhr - mit einer Ehrung für Alex 
Meyer, den Dichter des "Liedes auf 
Hohenlimburg" 

Kammerkonzert des Collegium Musi­
cum Judaicum (Amsterdam) 

Abendgottesdienst 

Chorkonzert 
Vigholin Hohenlimburg 

Eröffnung einer Ausstellung mit Wer­
ken von Helga Eiben 

Einführung: Dr. Wolfgang Eiben 

Anschließend: 

Verabschiedung der Gäste 

Für die aus aller Welt anreisenden Gäste werden außerdem folgende Veranstaltungen 
angeboten: 

Dienstag, 16.9.1986, 9.30 Uhr Stadtrundfahrt (Jürgen Mensendiek/ 
Arwed Fritsch) 

Dienstag, 16 .9.1986, 11.30 Uhr Empfang im Rathaus (Oberbürgermei-
ster Rudolf Loskand) 

Donnerstag, 18.9.1986, 9.30 Uhr Sauerlandrundfahrt (Dr. Elmar 
Hartmann) 



184 

Hiermit lade ich . Sie sehr herzlich zur feierlichen Übergabe 

des 

am 

ein. 

RESTAURIER TEN SYNAGOGENGEBAUDES, 

]ahnstraße 46, Hagen-Hohenlimburg, 

Montag, dem 15. September 1986, um 17.00 Uhr, 

Über Ihre Teilnahme würde ich mich freuen. 

PROGRAMMFOLGE 

BEGRÜSSUNG 

Rudolf Loskand 

Oberbürgermeister 

Rudolf L o s k a 11 d 
Oberbürgermeister der Sr,1dt Haic11 

SCHLÜSSELÜBERGAUI:' 

Dipl.-Ing. Gerd Pi c k c " 11 ,, 11 

Architekt 

ANSPRACHE 

Hans S c h w i e r 
Kultusminister des La 11dcs .\'ordrl1C i11- lt 'cst fafc 11 

CR USS WORTE 

Professor Dr. Joseph lt' ,1 I k 
Jerusalem 

MUSIKALISCHE UMRAH1\/L'.\'C 

Dany Bober 
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Gedenken bewahren und 
Weg in Zukunft weisen 

1 

Alte Synagoge wurde nach ihrer Restaurierung übergeben 
Hohen l im b u r g. (jü.) In der wechselvollen Gescbicble 

der Hohenlimburger Synagoge wurde gestern ein neues und -
wie mehrfach gewünscht - hoffentlich letztes Kapitel aufge. 
sch lagen. Von 1868 bis 1870 errichtet, diente sie der kleinen jüdi­
schen Glaubensgemeinde lange Zeit als Gotteshaus. 1938 wurde . 
sie im Rahmen der Judenverfolgung durch das NS-Regime und 
seine Helfer zerstört. Dann dienlf sie von 1941 bis 1975 als Fa­
brik. Durch einen Brand wurde sie in ihrer baulichen Substanz 
stark gefährdet. Endlicb - im Jahre 1980 - wurden die ersten 
Weichen zur Sicherung des Gebäudes und zu seiner folgenden 

1 S.lllnierung und Restaurierung gestellt. Jetzt konnte sie der Öf­
fentlichkeit zu Muer Nutzung übergeben werden. Und das ge-­
schah in angemessenem Rahmen, aufwendig und besc:beiden 
zugleich. 

Der Einladung des Hagener 
Oberbürgermeiste rs Rudolf 
Loskand waren Bundes· und 
l,..C\ndespo)iliker sowie Vertre· 
for 'der Kominunalparlamente 
des"heimischen Raumes eben· 
so gefolgt, wie Geistliche der 
christlichen Religionen, ande· 
rer Bereiche des öffentlichen 
Lebens, Mitstreiter und Helfer 
derer, die tatk.r'dhig an der Re· 
slaurierung mitwirkt en. Vor 
allem aber ehemalige jüdisc he 
Mitbürger oder ihre Angehöri· 
gen , die früher in Hohen lim· 
burg ihre Heimat hatten und 
ausallerWelt angereist waren. 

Der Oberblirgermeister be· 
gri.Jßte sie. Das dunkelste Kap· 
lilel deutscherGeschichte. daß 
auch zur Zerstörung der Syn­
agoge fuhrte , könne nicht aus­
gel6scht und dürfe nicht wer­
den, sagte Loskand, doch müs· 
se es aus Vergangenheit und 
Gegenwart Wege in die Zu· 
kunft geben. . 

Erdanktevora"ilemder „Bür­
geraktion Synagoge Hohenli m· 

burg, h.ir ihre Initiative, die am 
Anfang der Bemühungen 
sland, dieses ehemalige Got­
teshaus zu erhalten, aber auch 

1 
der Dl\)Jtsc\l-lsraelist:heo . GO-: ; 
sellscheft ·Hagen, der Gesell- • 
schart für christlich-jüdische 
Zusammenarbeit, der Bundes· 
wehr und dem Land Nord· 
rhein-Westfa Jen für das gezeig­
te Engagement auf vielen Ebe­
nen. 

Architekt Gerd Pickenhan 
berichtete chronologisch über 
die Anfänge des Sanierung bis 
hin zum gelungenen Ende der 
Restaurierung. bevor er dann 
an den Oberbürgermeister, 
den Hausherrn, den Schlüssel 
übergab. 

Kultusminister Hans 
Sch wier bezeichnete die Über­
gabe der Synagoge als Beweis 
dafür, daß auch skeptische 
Rea lislen mit Erfolg nach dem 
Prinzip Hoffnung leben und 
schaffen dürften. 

Prof. Dr. Joseph Walk aus Je· 
rusalem sprach steM vertretend 

~ 

j „ .. ~­
Bel der Übergabe der alten Synagoge an die ÖttenUichkeit hielt 
der Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalens, Hana 
Schwier,elnepräg~anteAnsprache. Fotoa (2): lc 

für die jüdischen Gäste ein 
Grußwort. Die Synagoge könne 
ihre ursprüngliche Zweckbe­
stimmungzwar nich t mehr er­
füllen, doch sei es ihre zukünf­
tige Aufgabe, das Ged,enk.en all 
derer zu bewahren, die nicht 
vergessen können und nicht 

vergessen dürfen. 
Oany Bober, der jüdische 

Lieder sang, und sich selbst auf 
der Gitarre begleitete, setzte 
hachdenkliche, aber auch fast 
heitere Akzente. Mitsingen 
oder Mitsummen war er· 
wünsch t. 

WP 16.9.1986 
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Rede 
von Herrn Oberbürgermeister Rudolf Loskand am Montag, 15. September 1986, 
17.O0 Uhr, in Hagen- Hohenli mburg, Synagogengebäude Jahnstraße 46 

Anlaß: 
Feierliche Übergabe des restaurierten und neugestalteten ehemaligen 
Synagogengebäudes 

Thema: 
Frieden machen mit sich selbst und mit der Welt 

Frau Abgeordnete Hoff, 
meine Herren Abgeordneten, 
Herr Kultusminister Schwier, 
sehr geehrter Herr 1. Botschaftsrat Kinar , 
verehrte Gäste, die Sie zum heutigen Anlaß von auswärts, aus dem Ausland und 
teilweise sogar aus Übersee zu uns gekommen sind, liebe Mitbürgerinnen und Mit­
bürger! 

Wir begehen heute die Vollendung eines Werkes, dessen Auslöser in einem sehr 
dunklen Kapitel deutscher Geschichte zu suchen ist. 

Wir können und wir dürfen nicht leugnen, daß uns in dieser Stunde die Vergangen­
heit wieder einholt. 

Eine Vergangenheit, die zwischen 40 und 50 Jahre zurückliegt und die unter ande­
rem rund sechs Millionen Menschen jüdischen Glaubens das Leben gekostet hat. 

Der heutige Anlaß gibt also keinen Grund zur Freude. 

Dieser Tag veranlaßt vielmehr dazu, sich erneut in Trauer und Demut vor den 
Opfern eines Terrorregimes zu verneigen , und er verpflichtet uns und die uns 
nachfolgenden Generationen auch dazu, dafür zu sorgen, daß sich Ereignisse dieser 
Art niemals mehr in unserer Geschichte wiederholen dürfen. 

Wenn ich dennoch in dieser Stunde von Freude spreche, so vor allem von der Freu­
de, Sie hier begrüßen zu können, insbesondere diejenigen unter Ihnen, die den wei­
testen Weg und die beschwerlichste Anreise nicht gescheut haben, um an diesem 
denkwürdigen Tag in Hohenlimburg mit dabei zu sein. 

In diesem Zusammenhang spreche ich also insbesondere von der Freude der 
menschlichen Begegnung. 

Ich meine aber auch die Freude darüber , daß uns dieses Werk, die Wiederherstel­
lung der alten Hohenlimburger Synagoge, in gemeinsa mer Anstrengung gelungen 
ist. 

Und es ist schließlich auch die Freude darüber, daß wir heute mit Recht von unse­
rem Volk sagen können, daß es nach 1945 auch wieder zu den Werten zurückgefun­
den hat, denen es in der Zeit davor seinen guten Namen und seine geachtete Stel­
lung in Europa und der Welt verdankte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Diese selbstverständliche Rückbesinnung hat es ermöglicht, daß wir den heutigen 
Tag und die heute beginnende Festwoche gemeinsam mit ehemaligen jüdischen 
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Mitbürgern oder deren Nachkommen begehen können. 

Vielen von Ihnen ist es Mitte der dreißiger Jahre - häufig genug in der letzten Mi­
nute - gelungen, der Verfolgung durch die Emigration zu entkommen. 

Wie zweispältig aber müssen auch heute noch die Gefühle derjenigen unter uns 
sein, die teilweise nach einem halben Jahrhundert zum ersten Male wieder den 
Boden ihrer Vaterstadt betreten. 

Die dies auch in dem Bewußtsein tun müssen, daß an einem Tag des Jahres 1942 
vom Vorplatz dieser jetzt wieder hergestellten Synagoge aus der Todesmarsch von 
zurückgebliebenen Freunden und Verwandten in die Vernichtungslager des 
nationalsozialistischen Terrors begonnen hat. 

Es war der Todesmarsch von Menschen, die sich ihrer angestammten Heimat nicht 
entziehen mochten, weil sie wohl bis zuletzt an die Menschlichkeit eines 
unmenschlichen und gnadenlosen Regimes geglaubt haben mögen. 

Das sind Gedanken und Empfindungen, die uns in dieser Stunde innerlich zutiefst 
bewegen. 

Die uns zum Schweigen bringen und zum Nachdenken und die eine Welle Mitgefühl 
für diejenigen unter uns auslösen müssen, die angesichts dieser furchtbaren Opfer 
ein Leben lang an einer schweren Last zu tragen haben. 

Eine Bürde, meine Damen und Herren, von denen die Nichtbetroffenen sich wohl 
kaum eine Vorstellung werden machen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der unvergessene Thomas Mann, dessen Schicksal der Emigration und Ausbürge­
rung so eng verbunden ist mit den ehemaligen Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die 
Opfer einer in Deutschland nie gekannten Gewaltherrschaft geworden sind, dieser 
großartige Mensch und Schriftsteller hat am Silvestertag des Jahres 1936 an den 
Dekan der philosophischen Fakultät in Bonn einen Brief gerichtet und diesen mit 
einem bemerkenswerten Satz geendet. 

Thomas Mann formulierte wie folgt: 

"Gott helfe unserem verdüsterten und mißbrauchten Land und lehre es, seinen 
Frieden zu machen mit der Welt und micht sich selbst." 

Und fas t zehn Jahre später, kurz nach der deutschen Kapitulation am 8. Mai 1945, 
hat derselbe Thomas Mann uns zugerufen - ich zitiere noch einmal: 

"Wie bitter ist es, wenn der Jubel der Welt der tiefsten Demütigung des eigenen 
Landes gilt. 

Ich sage, es ist trotz allem eine große Stunde, die Rückkehr Deutschlands zur 
Menschlichkeit." 

Diese beiden Zitate sind um ein weiteres Wort zu ergänzen, um den sachlichen 
Zusammenhang zu heute herzustellen. 

So singen unsere jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger beim Betreten ihrer 
Synagoge aus dem vierten Buch Moses den Vers: 
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"Wie gut sind deine Zelte Jakob, deine Behausungen Israel!" 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Zelte Jakobs und die Behausungen Israels sind in unserem Lande zwischen 1933 
und 1945 von einem entmenschten Regime systematisch zerstört worden. 

Damit verließen unser Land und unser Volk den Weg der Menschlichkeit, von dem 
Thomas Mann spricht. 

Damit begründete ein Unrechtsregime ein unmenschliches Kapitel deutscher 
Geschichte, das es niemals wieder geben darf. 

Das ist auch der tiefe Grund, warum wir uns fast 50 Jahre nach der sogenannten 
Kristallnacht vom 9. auf den 10. November 1938 und mehr als 40 Jahre nach 
Kriegsende hier, in unserer Stadt zusammenfinden, um die frühere Synagoge nach 
Jahrzehnten der Zweckentfremdung als Gedenkstätte an ein schlimmes Kapitel 
deutscher Geschichte der Öffentlichkeit wieder zugänglich zu machen. 

Dafür danke ich allen, die mitgewirkt haben, um dieses Werk zu vollenden. 

Allen voran den Mitgliedern der Bürgeraktion "Synagoge Hohenlimburg'', die mit 
ihren Bemühungen der entscheidende Impulsgeber für die nunmehr erfolgte 
Restaurierung und Wiederherstellung der alten Hohenlimburger Synagoge gewesen 
ist. 

Ich danke aber auch der Deutsch-Israelischen Gesellschaft Hagen für ihre Bereit­
schaft, sich nunmehr als Sachwalter für diese Gedenkstätte zur Verfügung zu stel­
len. 

Ebenso danke ich der Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit für ihre 
bisherige Unterstützung. 

Dankbarkeit schulden wir auch den Soldaten der deutschen Bundeswehr in Hemer 
und den Mitgliedern der "Kompanie des guten Willens",die - wie selbstverständlich 
- hier mit angefaßt und mit aufgebaut haben. 

Mein Dank muß nicht zuletzt aber auch den Beschlußorganen unserer Stadt sowie 
dem Land Nordrhein-Westfalen als Zuschußgeber gelten. 

Ohne diese Unterstützungen wäre eine Vollendung dieses Werkes kaum möglich 
gewesen. 

Meine Damen und Herren! 

Sie werden sich wahrscheinli ch fragen, warum es erst einer Bürgerinitiative be­
durft hat, um die einzige Jahrzehnte zweckentfremdet genutzte alte 
Hohenlimburger Synagoge nach der kommunalen Neuordnung im Jahre 1975 wieder 
einer Verwendung zuzuführen. 

Ich glaube, es ist das Verdienst dieser Hohenlimburger Bürgerinit ia tive, Anfang 
der 80er Jahre deutlich gemacht zu haben, daß bei einem nicht unerheblichen Teil 
der Bevölkerung schon lange der Wunsch vorhanden war, diese ehemalige Synagoge 
der Nachwelt als Gedenkstätte zu erhalten. 
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Ich verhehle hier nicht, daß der Rat unserer Stadt diesem Anliegen der Bürgerini­
tiative nicht sofort und auch nicht vorbehaltlos beigetreten ist. 

Diese Zurückhaltung war nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß der Zentralrat 
der Juden in Deutschland auf unsere Anfrage hin - mißverstanden, wie ich heute 
weiß - anfangs wenig oder gar kein Interesse an der Wiederherstellung dieser Syna­
goge bekundete. 

Auch von unserer jüdischen Gemeinde in Hagen gab es zunächst kaum positive 
Signale. 

In dieser etwas kritischen Phase hat Herr Landesminister Dr. Christoph Zöpel dan­
kenswerterweise die Initiative ergriffen und das Gebäude vorläufig unter 
Denkmalschutz gestellt, um den endgültigen Zerfall zu verhindern. 

Danach allerdings handelte auch der Rat unserer Stadt und stellte aus Etatmitteln 
das notwendige Geld für die Restaurierung und Neugestaltung dieser Synagoge 
zur Verfügung. 

Ich meine, das waren wir den damals insgesamt rund 670 Mitbürgerinnen und Mit­
bürgern unserer heutigen Gesamtstadt schuldig, die sich zum jüdischen Glauben 
bekannten und deren Verfolgung mit der Machtübernahme 1933 einsetzte. 

Außer den relativ wenigen, die vom Jahre 1935 an durch die Auswanderung dem 
nationalsozialistischen Terror zu entkommen versuchten, haben die meisten dieser 
Menschen, das sogenannte Dritte Reich nicht überlebt. 

Wir sind es unseren Nachkommen - auch aus Gründen der historischen Erinnerung -
schuldig, dieses Bauwerk als Gedenkstätte zu erhalten; zum Gedenken an die 
Kristallnacht 1938, als jüdische Wohnungen und Geschäfte in ganz Hagen der 
sinnlosen Zerstörung anheimfielen, die jüdische Schule und die Synagoge an der 
Potthoffstraße in der Hagener City in Flammen aufging und auch die 
Inneneinrichtungen dieses Gebäudes ein Opfer der NS-Horden wurden. 

Die Zukunft dieses Gebäudes, das wir heute wieder seiner Bestimmung übergeben, 
soll deshalb vornehmlich der menschlichen Begegnung dienen. 

Es soll die Menschen von unterschiedlichen Meinungen, Ansichten und Religionszu­
gehörigkeiten zum Gespräch und damit zum Gedankenaustausch zusammenführen. 

Ihm fällt weiter die Aufgabe zu, den Bürgern unserer Stadt eine würdige Stätte 
zum gemeinsamen Erlebenis von besonderen kulturellen Veranstaltungen zu sein. 

Es soll schließlich aber auch der Ort sein, in dem die freie Meinungsäußerung und 
die gegensätzliche Diskussion ihr Forum finden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der 8. Mai 1945 war Ausgangspunkt und Neubeginn für eine neue demokratische, 
politische Ordnung und Kultur auf deutschem Boden. 

Die Grundlage dieser Politik ist und bleibt der klare Trennungsstrich zur national­
sozialistischen Vergangenheit unseres Volkes und die Rückkehr zur Menschlichkeit. 

Mir liegt sehr daran, daß vor allem dieser Trennungsstrich in unserer Geschichte 
immer deutlich sichtbar bleibt. 
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Und mir liegt daran, daß das dunkle Kapitel, ja das schlimmste Kapi tel deutscher 
Geschichte überhaupt, das vor diesem geistigen und moralischen Trennungsstrich 
einen Zeitraum von zwölf Jahren des Terrors und einer Kriegswut ohnegleichen 
umfaßt, niemals in Vergessenheit gerät. 

Das ist die Aufgabe dieser alten Synagoge Hohenlimburgs. 

Es ist e ine Aufgabe für die Zukunft; eine Aufgabe für die nach uns kommenden 
Generationen und eine Mahnung zugleich, niemals wieder eine Politik in unserem 
Lande mehrheitsfähig zu machen, deren Grundsätze nicht auf den unverrückbaren 
Eckpfeilern einer freiheitlichen, demokratischen und humanitär-toleranten Gesell­
schaft begründet ist. 

In diesem Sinne betrachte ich dieses restaurierte Bauwerk auch als einen Wegwei­
ser für die zukünftige Politik in unserem Lande und auch in unserer Stadt. 

Oie Festversammlung wurde vom H1generOberbürgermei1ter Rudolf Loakend, begrüßt. Erverlleh der Hoffnung Ausdruck, daß die 
ehemalige Synagoge ala Stätte der Begegnung zu einem Wegweiser In die Zukunft werden wird. 



f Hohenlimburg: 
Synagoge wird 
Kulturhaus 
Nach mehrjährigen Bemü­
hungen um die Erhaltung der 
baulichen Substanz der alten 
Synagoge in Hohenlimburg 
(Kirchenkreis Iserlohn) wird 
das ehemalige Gotteshaus 
ein kulturelles Begegnungs­
zentrum. 
Die Synagoge mußte 1938 
nach der Zerstörung der In­
neneinrichtung von der jüdi­
schen Gemeinde verkauft 
werden. Sie diente dann lan­
ge Zeit als Fabrikationsstätte, 
bevor sie von 17 Bürgern .­
der „Bürgeraktion Synagoge 
Hohenlimburg„ - um 1980 
vor dem endgültigen Verfall 
und Abriß bewahrt wurde. 
Vereine und Institutionen , 
die Stadt Hagen und das 
Land Nordrhein-Westfalen 
steuerten Mittel für die Re­
novierung bei. 
Künftig wird die alte Syn­
agoge ein Ort der Begeg­
nung, der Versöhnung und 
des Gedenkens sein. 

21. Septem__?er 1986 
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UNSERE 
KIRCHE 
EVANGE LISC HES SO NN TAGS BLATT FÜR WESTFALEN UND LIPPE 

Alte Synagoge 

„Ermutigendes Zeichen" 
In einer Feierstunde, an der neben früheren jüdischen Bürgern 
zahlreiche Vertreter des öffentlichen und kirchlichen Lebens 
tellaabmen, Ist die alte Hohenlimburger Synagoge ihrer neuen 
Bestimmung als Gedenk- und Begegnungsstätte übergeben wor­
den; 

Der Kultusminister des Lan­
des Nordrhein-Westfalen, 
Hans Schwier, bezeichnete 
dieses Ereignis als einen Be­
weis dafür, daß auch skepti­
sche Realisten mit Erfolg 
nach dem Prinzip Hoffnung 
leben und schaffen dürfen. 
Der Direktor des Leo-Baeck­
Instituts in Jerusalem, Pro­
fessor Joseph Walk, wies 
dem wiederhergestellten 
Haus die Aufgabe zu, die Er­
innerung an die untergegan­
gene jüdische Gemeinde in 
Hohenlimburg aufrechtzuer­
halten und als „Lehrhaus" 
zum Kennenlernen des Ju­
dentums beizutragen. Der 
Oberbürgermeister der Stadt 
Hagen, Rudolf Loskand, er-

klärte, das dunkelste Kapitel 
der deutschen Geschichte 
dürfe nicht vergessen wer­
den . Aber es müsse aus der 
Vergangenheit Wege in die 
Zukunft geben. 

In einem Grußwort nannte 
der Präses der Evangelischen 
Kirche von Westfalen, Hans· 
Martin Linnemann, die Wie­
derherstellung der Synagoge 
unter der Mithilfe zahlrei­
cher christlicher Mitbürger 
ein ermutigendes Zeichen. 
Erzbischof Degenhardt (Pa­
derborn) wünschte der Syn­
agoge eine fruchtbare Rolle 
in einem in die Zukunft wei­
senden Prozeß des Begeg­
nens. 

5. Oktober 1986 
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Feierliche Übergabe der restaurierten Synagoge: 

„Im Gedenken liegt das 
Geheimnis der Erlösung" 
·Jetzt Begegnungsstätte 
Hcthenlimburg. (Leif) „Steter 

Zabel höhlt den Stein" - mit 
diesem abgewandellen Zitat 
wurdigte Architekt und Di­
plom-Ingenieur Gerd Piden­
han gestern nachmittag bei der 
fe ierli chen Übe rgabe des re­
staurierten Synagogengebau­
des an der fah nstraße in Ho­
hen li mburgdie Verdienste des 
Vorsitzenden der „Bürgerak­
tio n Synagoge Hohenlimburg", 
Professor Or. Hermann Zabel, 
dessen slandiger Initiative die 
Realisierung dtts nunmehr a ls 
ßegegnugsställe konzipierten 
ehemaligen Collesheuscs zu 
vo rd .rnken isl. 

Zu r Ubc rgabe hatten sich 
neben za hlreichen Angeh6ri­
gen jüdischen Glaubens aus 
Nah und Fern auch der nord­
rh ei nweslfälische J<u l l usmini­
ste r t-lansSchwier, die Bundes­
tagsa bgeo rdn elen Toetemeyer 
und Reddemann, die Landlag­
sabgeordneten Dr. Fischer, Dr. 
Haak und Kramps, Hagens 
Oberbürgermeister Loskand, 

die Bürgermeister l.öchter un d 
Ludwig sowie Bezirksvorste­
herin Ma rie Schumann, Ober­
stadtdirektor Dr. Müller und 
Stadtdirektor Dr. Pesch einge­
funden. Zu umrangreich wür­
de die Namensliste, um alle 
Vert reter aus Ral und Verwal­
tung und der Panzerbrigade 20 
aus Hemer zu nennen. 

„Heute stehen wir vor der 
Vollendung eines Werkes, des­
sen Auslöser in einem sehr 
dunklen Kapitel deutscher Ge­
schichte zu finden ist,"' sagte 
Oß Loskand in seiner Begrü­
ßung. Sein Dank galt allen am 
Bau Beteiligten. „lch betrachte 
dieses Bauwerk auch als Weg­
weiseer fur die zukünftige Poli­
tik in unserem Land und in der 
S1adt." 

Dipl .Ing. Gerd Pickenhlm er­
läuterte den Werdegang der 
Res taurierung in den zurück­
liegenden Jahren. Er verwies 
auf die Steintafel in derThora­
nische: „Im Gedenken liegt das 
Geheimnis der Erlösung. „ 

Kultusminisler Hans 
Schwier: „ Wir müssen Ge­
sch ich te erfah ren als eine Ver­
kettung von Schuld, an der vie­
le teilhaben. Wir dürfen nicht 
über das Geschehene hinweg­
gehen und Schuld in imaginä­
ren Kräften suchen. Humanität 
und Solidarität in de r Gesell­
schaft sind politische Aufga­
ben. Wir sind skept isch , a rbei­
ten aber nach dem Prinzip 
Hoffnung. Es darf nicht sein, 
daß noch einmal menschliches 
Le~d durch uns geschieht." 

Auch der Minister sprach al­
len am Bau in jedweder Form 
aktiv und passiv Beteiligten 
den Dank des Landes und der 

· Landesregierung aus. 

In se inen Crußwortenappel· 
lie rte Profess_or Dr. Joseph 
Walk aus Jerusalem an die Gä­
ste, die Synagoge möge eine De­
gegnungsstälte sein, die an das 
Vergangene erinnere und in 
eine lebenswerte Zukunft wei­
se. 

· ~ " ' 
Vor einer aufmerksamen Zuhörerschaft sprach Hans Schwier, Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen, am gestrigen Nach· 
mittag zur feierlichen Übergabe des restaurierten Synagogengebäudes an der Jahnstraße. Die Übergabe war gleichzeitig als Auftakt 
einer Festwoche anzusehen, in deren Verlauf Vorträge, eine Dichterlesung und ein Abend mit dem Collegium Musicum Judaicum 
stattfinden werden. (WR-Bild: Gunther Fassen} 
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Ansprache von Kultusminister Hans Schwier 
anläßlich der Übergabe der alten Synagoge 
in Hagen-Hohenlimburg 
am 15. September 1986 

Meine sehr geehrten Damen und Herren , 

wir müssen die Gegenwar t mit der Erinnerung an die Vergangena heit formen. Wer 
vor der Geschichte flieht, verbaut Chancen für eine bessere Zukunft. Wer mit For­
meln über die Geschichte hinweggeht, verstellt sich den Blick und verbaut sich 
die Chance für wirkliche Erfahrungen. Wir müssen Geschichte immer wieder am 
Einzelfall erarbeiten, sie augenfällig machen, sie als ein Geschehen erkennen, das 
von Einzelnen zu verantworten ist. Wir müssen Geschichte erfahren als eine Ver­
kettung von Schuld, an der viele teilhaben. 

Wir dürfen nicht umgehen mit Formeln wie der vom "Spuk des 1000- jährigen 
Reiches", das 1945 se in Ende gefunden habe. Wir dürfen nicht über das Gesche hen 
hinwegge hen und die Schuld imaginären Kräften zuschieben. Die Geschichte muß 
persönlich erlebbar gemacht werden. Als Einzelne müssen wir Trauer empfinden 
über das, was geschehen ist. Nur so kann es dazu kommen, daß geschichtliche 
Ereignisse als geschichtliche Erfahrung bew ußtseinsbildend verinnerlicht werden. 
Der Staat versteht es - ich möchte fas t sagen selbstverständlich - als eine seiner 
wichtigsten Aufgaben, in Schule und Weiterbildung das Bewußtsein für die hi stori ­
schen und politischen Ursachen des An ti sem itismus und für die Folgen zu verdeut­
lichen. 

Aber ein Gemeingeist der Hum anitä t kann nicht von oben verordnet werden. Alle 
müssen mitwirken. Staat und Öffentlichkeit st e hen in e iner gemeinsamen Verant­
wortung für das Geschichtsbewußtsein der nachwachsenden Genera tion . 

Aber Vergangenheitsbewältigung a us eigenem Auftrieb findet oft nur zögernd und 
oft nur in einzelnen Gruppen der Gesellschaft s ta tt. Allzuviele ze igen Unfähigkeit 
zu trauern und Gleichgültigkeit, wollen wegwischen, fragen: Muß das schon wieder 
se in ? Ich meine, es muß sein. Gefahr is t immer im Ver zug. 

Die Arbeit kann nicht geleistet werden, wenn nicht a uch Zeichen für Geschehenes 
erhalten und Symbole für Geschehenes neu vor Augen gestellt werden. 

Die Wiederherstellung der alten Synagoge in Hohenlimburg ha t diese Zeichen- und 
Symbolkraft. Wenn wir a uf diesem Platz vor der Synagoge st e hen, von dem a us 
1942 die letzten jüdischen Mitbürger a us Hohenlimburg in die Konzentra tionslager 
abtransportiert worden sind, sollen und müssen wir daran erinnert werden: fast 
70 Menschen konnten a us der Gemeinschaft in Hohenlimburg a usgeschlossen und 
in den Tod geschickt werden. 

Einige haben es getan. Viele ha ben es geschehen lassen. Wieviele haben getrauert 
und tra uern heute 9 Angst, Vorurteile und Vorteilssucht waren stärker. Humanitä t 
war und is t ein zerbrechlicher , a ber für eine Gemeinschaft unverzichtbarer Wert. 

Die Initiative der Bürgeraktion "Synagoge Hohenlimburg" war und ist ein Wirken 
aus der Fähigkeit zu trauern und aus der Kraft der Hoffnung. 
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Beides brauchen wir. 

Da mit ist etwas geschehen, was a uch heute noch nicht selbstverständlich ist. Es 

ist etwas geschehen aus einem Geist, der vorbildlich ist - und dafür danke ich -, 
a us einem Geist, der - so hoffen wir - zum allgemeinen Geist wird. 

Die Regierungen dieses Landes haben von Anfang an die staatlichen Mittel 
genutzt, zu tun was dem Staat oblag und dauernd obliegt: durch Rechtsetzung 
Freiheit dafür zu schaffen und zu garantieren, daß die jüdischen !deale 
ungehindert bekannt werden können, die Menschen jüdischen Glaubens so 
angesehen und behandelt werden wie alle, die hier Bürger sind . 

Der Staa t ha t Sorge dafür getragen, daß die Gesellschaft den Schaden in dem, was 
man hier überhaupt ma teriell fassen kann, wiedergutmacht. den Teile von ihr und 
ihre Führung, für die sie verantwortlich ist, den jüdischen Bürgern zugefügt haben. 
Aber es ist ein weiter Weg von der form alen Normalisierung bis zur Wiedergewin­
nung des letzten und vorbehaltlosen Vertrauens. Das Bem ühen um die innere Festi­
gung dessen im Gemeingeist, was die Rechtsordnung garantiert, wird immer eine 
dauernde Aufga be bleiben. 

Humanität und Solidarität in der Gesellschaft: 

Für uns sind es nicht soziale Utopien. Es sind konkrete politische Aufgaben. 
Gesellschaf t is t veränderungsfähig a uf Humani tä t, auf Menschenwürde hin. Das 
ist unser Prinzip Hoffnung in der Politik. Dafür arbeiten wir. Wir sind skeptische 
Idealisten. Aber wir arbeiten nach dem Prinzip Hoffnung. 

Dafür müssen wir "produktive Fantasie" en tfalten. Ich denke, die Restaurierung 
des Synagogengebäudes und die Möglicrkeit, der Arbeitsgemeinschaft Hagen der 
deutsch-israelischen Gesellschaft dieses Gebäude jetzt übergeben zu können, ist 
so ein Fall der produktiven Fantasie , die uns weiterbringt, weiterbringt auch gegen 
den "Wohnzimmer-Faschismus'', den es immer noch gibt. 

Allen, die dazu beigetragen haben, darf ich an dieser Stelle den Dank der Bevölke­
rung des Landes und den Dank der Landesregierung aussprechen. 

Es darf nicht noch einmal geschehen, daß gesagt werden muß: "Durch uns ist 
menschliches Leid über viele Völker und Länder gebracht worden. Wir klagen uns 
an, daß wir nicht mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht fröhlicher geglaubt 
und nicht brennender geliebt haben." 

Im Gedenken liegt das 
Geheimnis der Erlösung. 

Rabbi Israel ben Elieser, 
genannJ Baal Sehern Tow, 
ca. 1700 - 1760. 

GEDENKSCHRIFT 
ZU EHREN DER EHEMALIGEN 

JÜDISCHEN MITBÜRGER 
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Synagoge wieder genutzt 
Bürgerinitiative schuf eine Begegnungsstätte 
VON KARL JÜNNEMANN 

Hohenlimburg. In der tragi­
schen Geschichte der ehemali­
gen Synagoge Hohenlimburg 
wurde jetzt ein neues Kapitel 
aufgeschlagen: Das Gebäude 
wurde nach Sanierung und Re· 
novierung einer zukunftswei­
senden Bestimmung überge­
br.n. soll Stätte der Begegnung 
und der Diskussion werden. 
Ihre eigent liche Aufgabe als 
Go tteshaus einer israeliti­
schen Gemeinde kann die Syn­
agoge nicht mehr erfüllen : In 
Hohenlimburggibt es keine jü­
dische Gemeinde mehr. 

Nach ihrer Errichtung dien· 
te die Synagoge von 1870 an 
über lange Jahre einer kleinen 
Gemeinde als Milte ihres reli­
giösen Lebens. Am Morgen 
nach der „Reichskristall­
nachl". am 10. November 1938. 
wurde sie ve rwüstet. hinter­
ließ das NS-Regime a uc h hi er 

WP 17.9.1986 

seine blutigen Spuren. 
Das Gebäude wurde zweck­

en tfremdet und als Fabrik ge· 
nulzt. Nach einem Brand im 
Jahre 1975schien das Schicksal 
des einstigen Gotteshauses 
voll ends besiegelt. Es zerfiel. 
war nur noch Ruine. 

Damil wollten sic h zunächst 
ein ige. dann immer mehr Bür· 
ger nicht abfinden. So kam es 
1980 zur Gründung der „Bür­
geraktion Synagoge Hohenlim­
burg". Sie startete einen Spen­
denaufruf. um zunächst das 
Dach erneuern zu können. be­
mühte sich auf vielen Ebenen 
um Unters tützung. Entschei­
dend: 1982 stellte NRW-Mini· 
ster Dr. Zöpel das Gebäude un· 
ter Schutz. Damit war d ie Syn­
agoge endgültig i11 ihrem Be· 

st'H1a~ l~~dh~~~·drhei n-Wes t fa-
len ste llteerheblicheMittel zur 
Verfügung. Spenden und Ei -

gen hil fe leistungen. Einsätze 
von Pionieren der Bundeswehr 
aus Hemer und der Kompanie 
des guten Willens aus Hagen 
führt en nach und nach zur Re­
staurierung der Synagoge. 1984 
erwarb die Stadt Hagen das seit 
1938 in Pri va t besitz befindliche 
Gebäude. Die Deutsch-Israe­
lische Gese llschaft in Hagen 
und die Gesellschaft für chr ist-
1 ich-jüdische Zusam mena rbei t 
zogen mit. 

Zu r Übergabe kamen a uf 
Einladung des Hagener Ober­
bürgermeis te rs Loskand Re­
präsentanten des öffentlich en 
Lebens. unter ihnen NRW­
Kultusminister Hans Schwier, 
der die Fes tansprache hi elt. 
Besonders zu erwähnen: Am 
Fest akt nahmen a uch ehemali­
ge jüdische Mitbürger aus aller 
\'\le Jt tei l. die zur e iner Be­
suchswoche nach Hoh en lim­
burg eingn laden wurden . 

Seit dieser Woche wird sie wieder würdig genutzt: die alte 
Hohenlimburger Synagoge. 
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Eine Stätte der Begegnung und der Besinnung 
Restaurierte alte Synagoge Hohenlimburg der lfüentlichkeit übergeben 

Die in den Jahren 1868 bis 1870 errichtete Synagoge in Hohenlimburg, das heute zur 
Stadt Hagen gehört, wurde in der Pogromnacht des 9. November 1938 demoliert, die 
Inneneinrichtung zerstört und geplündert, blieb aber in ihrer Substanz erhalten. Die kleine 
israelitische Gemeinde wurde gezwungen, das Gebäude zu verkaufen, der neue Besitzer 
ließ das Gebäude zu einer Fabrik umbauen, und daran änderte sich nichts bis zum Jahre 
1975. Dann brannte der Bau aus, und erst damit begann sein Zerfall. Wegen drohender 
Einsturzgefahr war das Betreten verboten, jede Rettung schien zu spät zu kommen. 

Am 9. November 1980 legten Mitglieder des 
.Arbeitskreis Jüdische Gemeinde Hohenlim­
burq ~, der es sich zur Aufgabe gemacht hatte. 
d ie Geschichte der früheren Synaqogengemeinde 
zu erforsc.hen, in ei ner Gedenkstunde vor der 
:zerfallenden Synagoge e inen Kranz nieder. Im 
Anschluß daran wies Bezirksvorsteherin Marlies 
Schumann darauf hin, daß das Interesse und die 
Initiative von Bürgern einen positiven Einfluß 
auf die Entscheidung der politisch Verantwort­
li chen über die Restaurierung des Gotteshauses 
h aben könnte. Di eser Hinweis bezeichnet die Ge­
b urtsstunde der .BUrqe raktion Synagoge Hohen­
Jimb urq•. Für diese ßürqerinitiative war der 15. 
September 1986 der Höhepunkt ihrer Bemühun­
qen, denn an jenem Abend wurde das wieder­
erstandenf' GebäudP. in einer Feierstunde der 
Offentlichkeit überqeben. 

In einem Grußw.ort hdtte der nordrhein-west­
fälische Ministerpräsident Johannes Rau zu die­
s em Ereignis vermerkt, daß 17 Bürger der Stadt 
mit rler Unterzeichn unq eines Spendenaufrufs 
zur Erhaltung der Synagoqe dem Vorhaben im 
J ahre 1980 die entscheidenden Impulse qaben : 
.Büq:iersinn vo r allem war es, der den Anstoß 
dazu qah, daß das Gebäude heute wieder in 
a lter Form wiedererstehen konnte. Solcher Bllr· 
fi ersinn ist nid1t häufin anz utreffen in einem 
l and, wo li!n~e Zeit nach dem Zweiten Welt­
krieq noch daS Verclrdn~1en und Vergessen vor ­
h errschend qewesen sind. Diejeniqen, die sich fur 
Erhaltunq und Wiederaufbau dieses Gebäudes 
e insetzten. haben erkannt. daß nur die Ausein~ 

·imdersetzung mit der Ge~chichte eine wirklichf> 
Chance für Versöhnunq zwischen Christen und 
J uden bieten kdnn. " 

„Steter Zabel höhlt den Stein· sagte Ardil· 

tekt Gerd Pickenhahn, ehe er den Sdllüssel an 
die Stadt übergab, und er spielte damit auf einen 
Mann an, ohne den alles vermutlich nicht gelau­
fen wäre: den Germanisten Prof. Dr. Hermann 
Zabel. Er gehörte zu den wichtigsten Initiatoren, 
ließ sich durch nichts von dem Ziel abbringen, 
zur Erinnerunq an die kleine jüdische Gemeinde 
in Hohenlimburg und die Verbrechen der Nazis 
das Gebäude vor dem e ndgültigen Verfall zu 
retten . Er mobilisierte Bürger, sammelte Geld, 
brachte die Bundeswehr dazu, mitzuhelfen, er­
reichte b· · der Landesregierung, daß der Bau 
unter Den .malschutz gestellt wurde, und sdlließ­
Iidl machte nach zögerlidtem Verhalten auch die 
Stadt Hagen mit. 

Alles war äußerst mühsam, und das ist nidtt 
einmal erstaun lich. Schließlich kann nicht jedes 
alle Gebäude erhalten werden. Aber bei jüdi­
sd!.en Gotteshäusern ist das nun mal anders, 
weil kaum eines ge rettet werden k onnte. Wer­
den die wenigen nicht völlig zerstörten Syn­
agogen restauriert, stehen die jüdischen Gemein ­
den hierzulande vor der Frage, ob sie über ­
haupt religiös Qenutzt werden können, ob es im 
Ort überhaupt ein Minjan gibt, um einen Got­
tesdienst fe iern zu können. J üdisches Leben in 
der Bundesrepublik mit nur etwa 30 000 Juden 
konzentriert sid1 mehr und mehr auf die Groß­
städte. 

Das instandgesetzte Gebäude in Haqen·Hohen­
limburq wird freilidl weder die jüdische Gemein· 
sdlaft in Haqen nodJ. im benachbarten Dortmund 
belasten. Es soll künftig als Ort der Begeqnunq 
dienen, auch Ausstellungen und kleine Konzerte 
sind !'.j'eplant. Vor allem soll die Erinnerung an 
die vernic:htete untergegangene jüdisc:he Gemein· 

de wachgehalten werden. Den wenigen aus Ho­
henlimbur~ verjaqten Juden, die noch leben 
und von denen einige bei der Uberqabe dabei 
waren. standen die Tränen in den Auqen, als sie 
zum ersten Ma l nach 48 Jahren wieder in dem 
alten Sakralbau zusammensaßen. Und das ist ein 
Effekt, der nid!.t untersdlätzt werden darf. Als 
Folqe der Bemühungen der .Bürgeraktion Syn­
aqoqe Hohenlimburg " kommen nämlich seit 
ein i~:wn Jahren 1Jlte Hohenlimburger Juden in 
dif> ehemaliqe Heimat. finanziell von der Stadt 
unterst ütz t. und erleben eine neue Generation 
von Deutschen. Diese persönlichen Beqeqnun­
qen hellen mit. ihre berechhqten Vorurteile abzu· 
bduen. Li. 
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Worte des Gedenkens 
von Prof. Dr. Joseph Walk (Jerusalem) 

Sehr geehrter Herr Minister, 
sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
meine Damen und Herren, 
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ich bin mir der Verantwortung bewußt, gleichsam als Vertreter der jüdischen Ge­
meinschaft anläßlich der Übergabe der Alten Synagoge in Hagen-Hohenlimburg 
ein Grußwort an Sie zu richten. Zunächst möchte ich den Initiatoren der Bürgerak­
tion meine Anerkennung für ihre rastlosen Bemühungen aussprechen und der Stadt 
Hagen, dem Land Nordrhein-Westfalen und der Bundeswehr dafür danken, daß sie 
diese Aktion unterstützt haben. 

Heute gibt es keine Jüdische Gemeinde mehr in dieser Stadt, so daß das G'ttehaus 
seine eigentliche Zweckbestimmung nicht mehr erfüllen kann. Es muß und kann 
nur noch eine Begegnungsstätte se in, welche die Erinnerung an die Vergangenheit 
wachhält und in eine lebenswerte Zukunft weist . 

Im Anschluß an das tägliche Morgengebet werden uns Juden sechs Bibelverse ins 
Gedächtnis gerufen, in denen das Wort "Gedenke" vorkommt. Es heißt dort (in der 
Buber-Rosenzweigschen Übersetzung): 

1) Damit du des Tags deiner Ausfahrt vom Land Ägypten alle Tage deines Lebens 
gedenkest. 

(Volkwerdung) 

2) Jedoch hüte dich, hüte mit Macht deine Seele, daß du etwa vergäßest der 
Dinge, die deine Augen sahen. 

(Thora) 

3) Gedenke, was dir Amalek antat unterwegs auf eurer Fahrt aus Ägypten 
(Holocaust) 

4) Gedenk, vergiß nimmer, wie du Ihn deinen G'tt in der Wüste ergrimmtest. 
(Götzendienst) 

5) Gedenke, was er dein G'tt an Mirjam ta t , a uf dem Weg, auf eurer Fahrt aus 
Ägypten. 

(Üble Nachrede) 

6) Gedenk des Tags der Feier, ihn zu heiligen. 
(Heiligung des Lebens) 

Für den Betenden der gegenwärtigen Genera tion erhalten diese Mahnungen eine 
ganz besondere, aktuelle Bedeutung. Da ist zunächst von "übler Nachrede" die Re­
de. Mirjam versündigt sich, indem sie ihren Bruder verleumdet und wird dafür be­
straft. 

5) Gedenke, was er dein G'tt an Mirja m tat, a uf dem Weg, auf eurer Fahrt aus 
Ägypten. 

Ist es nicht zu allererst die "üble Nachrede", die Verleumdung gewesen, welche 
den Haß gegen unsere Gemeinschaft schürte? Dem gegenüber steht der Gedanke 
eines geläuterten Nationalismus, der die Tage der eigenen Unterdrückung nicht 
vergißt, sich bewußt ist, daß G'tt über allen Nationen steht und aus der Erinnerung 



198 

an die eigene Knechtschaft die Verpflichtung ableitet, den Fremden in seiner Mit­
te zu dulden und zu achten. 

1) Damit du des Tags deiner Ausfahrt vom Land Ägypten alle Tage deines Lebens 
gedenkest. 

Ein Volk, das G'tt als den G'tt der Geschichte verleugne t , verfällt zwangsläufig 
dem Götzendienst. 

4) Gedenk, vergiß nimmer , wie du Ihn deinen G'tt in der Wüste ergrimmtest . 

und setzt an die Stelle der G'ttesverehrung den Führerkult. Es verschließt die Au­
gen vor der g'ttlichen Offenbarung, verfälscht seine eigene Geschicht e und die 
der anderen Völker. Gegen diese Verblendung warnt die Bibel 

2) Jedoch hüte dich, hüte mit Macht deine Seele, daß du etwa vergäßest der Din­
ge, die deine Augen sahen. 

und fordert von uns, Christen wie Juden, ein eindeutiges, furchtloses Bekenntnis 
zum einzigen G'tt, der über den Menschen steht. Bedenken wir, daß wo Synagogen 
gebrannt hatten, später auch Kirchen dasselbe Schicksal erlitten hätten, wenn der 
selbstherrliche Führer gesiegt hätte. 

Wir Juden insbesondere erinnern uns an das, was uns "Amalek" angetan hat, der 
Israel vernichten wollte , als es "müde und ermattet" durch die Wüste zog. 

3) Gedenke, was dir Amalek an tat unterwegs auf eurer Fahrt aus Ägypten. 

Hier ging es nic ht mehr um den Raub an Hab und Gut, nicht nur um die Zerstörung 
von Lehrst ä tten und G'tteshäusern, hier ging es um die völlige Vernichtung des 
Jüdischen Volkes, dessen Söhnen und Töchtern man ihr Menschsein absprach. Das 
Leben hatte se ine Heiligkeit verloren. G'tt aber, als der Schöpfer der Welt, hat 
den Menschen in se inem Ebenbild geschaffen, ein Gedanke, den uns der Sabbat 
- Ihr Sonntag - ste ts von Neuem ins Gedächtnis rufen soll. 

6) Gedenk des Tags der Feier, ihn zu heiligen. 

Nur der Gla ube an die Gleichheit aller Menschen kann uns vor einem erneuten mo­
ralischen Verfall bewa hren und die Wiederkehr eines Holocaust verhindern. 

Es ist die Aufgabe dieses Hauses, das Gedenken zu bewahren, in steter Zusammen­
arbeit zwischen denen, die nicht vergessen können, und denen, die nicht vergessen 
dürfen. Wenn die restaurierte Synagoge zu e iner solchen Begegnungsstät te werden 
sollte, wird sich an Ihnen das hier auf die Beziehung zwischen Deutschen und Ju­
den abgewandelte , ursprüngli ch an G'tt ger ic htete Dichterwort erfüllen: 

"Und als ich Dir entgegenkam, fand ich Dich mir entgegenkommend." 

Dies mein Gruß und mein Wunsch als ehemaliger deutscher Jude, als Bürger des 
Staates Israel und als Bewohner der Stadt Jerusalem, der Stadt des Friedens. 
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Margot Smith geb. Rosenthal (Zweite von rechts) staunt nicht schlecht über ein altes Bi ld in 
einem Hagener Heimatbuch. Rechts Oberbürgermeister Rudolf Loskand, ganz links Herbert 
Shenkman (Schenkmann), jetzt West Hartlord, Conn. USA. (WR-Foto: Udo Meier) 

Aus dem Ausschuß für Bürgeranträge 
-------

Ein Adolf-Nassau-Platz in Hagen? 
Hagen. [Sehe.) Der Ausschu ß 

für Bürgeranträge u nd Be­
schwerden sti mmte einmütig 
einem Ant rag Prof. Dr. Zabels 
namens der Bürgeraktion Ho­
hen li mbu rg zu. die Stadt Ha­
gen möge eine n Pla tz oder eine 
Straße nach Jus ti zra t Adolf 
Nassau. dem la ngjährigen Vor­
s it zenden der jüdischen Kul­
tusgemeinde. benennen. Ju­
s ti zra t Nassa u s tarb1937, nach-­
dem e r über 25 Jah re der jüd i­
sche n Kultusgemeinde vor­
gestanden hatte. Wie sein heu­
te in Mexi ko lebenden' Sohn 
Ku rt schrieb. trug zu seinem 
Tod d ie Rechts losigkeit der Ju­
de n in jenen Jahren und der 
Dru.:::k des na tional::. lZialisli­
sr.hen Regimes wesent 1ich bei . 

Das SPD-Ausschußmitglied 
Ma rtin Orewke machte sich 
schon Gedanken: „Den Platz 
vor dem Kaufhaus Quelle 
könn te man in Erwägung zie· 
hen." Der Rat wird über die Sa· 
e he befinden. WR 16.9.1986 
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Shenkman: „Brücken zw.ischen den Menschen schlagen" 

Sehnsucht war stärker 
als die Beklemmung: 
36 jüdische Mitbürger 
in der alten Heimat! 

Hagen. (Sehe.) 36 ehemalige jüdische Mitbürger besuchen aus Anlaß der Einweihung der 
Hohenlimburger Synagoge Hagen. Sie kommen aus' lsraet, USA, Kanada, Südafrika, Kolumbi­
en, Argentinien, Mexiko, England, Schweden , Frankreich, Korsika, aus der Schweiz und aus 
den Niederlanden für eine Woche in die Stadt, in der sie in den Nazi-Jahren Schlimmes erdul­
den mußten, nach der sie sich aber so brennend sehnten. Gestern bei dem Empfang im Rat­
haus war sowohl den Gästen als auch den Gastgebern die Beklemmung anzumerken. 

Oberbürgermeister Los- in der Heimatstad t, 142 Mit- wohn te. jetzt wohnhaft in 
kand schilder te die Gefühle, bürger jüdischen Glaubens in Harlford (Conneclicu l). Lehr-
die er als Vierzehnjähriger den Vernichtungslagern. beauftragter fü r den Holo-
währe nd der „Kristallnacht" Oie ehemalige Hagenerin caus l an der rennomierten 
empfand. a ls die Schreie de r Margol Smith geb. Roscnthnl Yale Un iversi ty in den USA, 
verfolgten und geprügelt en aus Watford in England. die spricht he ute um 11 Uhr in 
Juden durch d ie Straßen ha lt- noch im Juli 1938 Deutsch- der Hohenlimburger Synago-
ten, Schaufens te r jüdischer la nd verlassen konnte. schil· ge zum Thema „Von Hagen 
Gesr.häfte ze rsplitterten und derte den Schrecken der lu- ins KZ und zurück." Er. der 
Häuser in Brand gesteckt den, als s ie nach ihrer ersten wie ein \VundPr die Konzen-
wurden. Aber e r erinnerte Depor tation nach der ,J:ri · trationslager Ausch witz. Bu-

. auch an Beispiele de rHilfsbe· stallnach t" nach ts um eins chenwald. Außenkommando 
reitschaft unersc hrockener auf rlem Hagener Haupt- Meuselwi tz und Zwodau 
Hagener. die ihren jüdisch en bahnhof ankamen. 

11
Sie kon· uberleblc, schloß einen kur-

Nac.:hbarn halfen. „Etwas nen sich vorstellen. was e i· zen Erlebnisbericht: „Das ge-
Licht in einem dunklen Kapi- nem da d urch den Kopf geht." horl nun der Ve rgangenheit 
lel!"Fu rchtbarwa r dießilanz Herber t Slrnnkman (Schfmk- an . Jetzt gilt P.s. trotz jener 
des darauffolgenden Krieges: mann). de r vor seiner Depor- schl immf!n Zei t Bri.Jcken zu 
In jen er Zeit starben 6000 Ha- talion in das Konzentra ti ons- sc.h lagen zwisr:hr.n den Men-
gener im Feuerofen de r Fron- lager Theresienstadt in der sr:hf'n. dar~ s ich so etwas nie-
ten. 2000 unte r d en Bomben h eut igen Stresemannstraße mals wiederhol!." 

WP 17.9.1986 
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Viele Fotos aus Hagen werden die jüdischen Mitbürger mitnehmen, wenn sie in der nächsten Wo­
che wieder zurück nach Israel, England, Kolumbien, Mexiko oder in die USA reisen. Die meisten 
hatten ihre Heimatstadt, die sie unter dramatischen Umständen verlassen mußten, rund 50 Jahre 
nicht mehr gesehen. Gestern wurden die Gäste von Bürgermeister Loskand im Rathaus begrüßt. 
Ganz rechts Margot Smith-Rosenthal, die im Juli 1939 verließ und jetzt in England lebt. Malka 
Fuchs geb. Gutgold (2. v. 1.) siedelte 1933 mit ihren Eltern nach Israel um .• Ich habe Hagen_ nie 
vergessen. Für mich ist Hagen immer noch zu Hause". Foto: Helga Reiher 

Auch nach 50 Jahren 
vieles wiedererkannt 
Ehemalige jüdische Mitbürger beeindruckt vom Empfang 

(hg) Sehr beeindruckt von 
ihrem Empfang in Hagen sind 
36 ehemalige jüdische Mitbür­
ger aUs Hagen und Hohenlim­
burg. die zur Festwoche aus 
An laß der Übergabe der Alten 
Synagoge einer Ein ladung in 
die Vaterstadt gefolgt sind. Die 
36sind nur ein kle iner Teil de­
rer, d ie Deutschland verlassen 
mußten. Viele leben nicht 
mehr. von anderen ist die 
Adresse nicht mehr bekannt, 
und e tliche sind inzwischen zu 
alt zu einer wehmütigen Erin­
nerungsreise. 

Soweit es möglich war, hat 
die Stadt Hagen nach den 
schlimmen Jahren wieder 
Kontakt zu den ehemaligen 
Mitbürgern aufgenommen. 
Daran erinnerte gestern auch 

Oberbürgermeister Loskand 
bei e inem Empfang im Hagener 
Rathaus. Obwohl sich Hagen 
in den le tzten 50 Jahren sehr 
verändert hat. erkannten die 
meisten der Gäste aus zehn 
Ländern altvertraute Ecken 
und Straßen wieder. Immer 
wieder fi e]en im Gespräch Na­
men ehemals bekannter Hage­
ner Geschäfte wie Goldmann, 
Löwenstein oder Kadden. 
Auch die Druckerei Bachrach 
gibt es längst nich t mehr. 

Deutlich wurde auch, daß 
ein solcher Besuch mehr zur 
Aussöhnung beiträgt als viele 
schöne Worte. Frau Margot 
Smith geb. Rosenthal bedauer­
te in ihrer kleinen Rede, daß 
viele Verwandte, Bekannte 
und Freunde keine Einladung 

zur Festwoche erhalten hat­
ten. weil der „Bürgeraktion 
Synagoge" die Adressen nicht 
vorlagen. „Wir sind gern bereit 
die Anschriftenliste zu ver­
volJständigen, damit auch an­
deren ehemaligen Mitbürgern 
ein solches Erlebnis zutei l wer­
den kann. 

Im Namen aller Schicksals­
genossen bat Frau Smith Ober­
bürgermeister Loskand, auch 
im nächsten Jahr Mittel zur 
Verfügung zu stellen, damit 
frühere Mitbürger eingeJaden 
werden können, die in diesem 
Jahr nicht dabei waren. 

Zur Finanzierung des Be­
suchssprogramms soll auch 
ein Scheck der Sparkasse Ha­
gen über 5000 DM dienen. 
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„Israel muß ein jüdischer Staat sein, 

sonst wird er keinen Bestand haben!" 

Professor Walk: 

Demokratie Talmud zu verdanken 

Hohenlimburg. (G.F.) .Israel 
-ein jüdischer Staat?„ Die Ant­
wort von Professor Joseph 
Walk bei seinem Vortrag an­
läßlich der Festwoche zur Ein­
weihung der ehemaligen Ho­
henlimburger Synagoge laute­
te: „Er muß so sein, sonst wird 
er keinen Bestand haben!" 

Der frühere Hochschulleh­
rer, Leiter des angesehenen 
Leo-Baeck-Instituts in Jerusa­
lem, konnte am Dienstagabend 
eine interessierte Hörerschaft 
durch seinen pointierten und 
streckenweise ironischen Vor­
trag in seinen Bann ziehen. 

Vortragende nicht nur auf die 
Darstellung der politisch-reli­
giösen Ebene. Auch der „jüdi­
sche Alltag" und das Rechtssy­
stem - als Beispiel etwa die 
Verhinderung der Mischehe -
wurden thematisiert. 

Nicht ohne Stolz verwies 
Professor Walk auf die Tatsa­
che, daß Israel wahrscheinlich 
der einzige demokratische 
Staat iq der Region des Nahen 
Ostens sei. 

Dies sei der "Magna ChartaH 
des Judentums, nämlich dem 
Talmut, zu verdanken, der die 
Grundlage allen Handelns dar-

Denn hier wurde kein einseiti­
ges Bild des Judentums vor 
dem Hintergrund der Ge­
schichte gezeichnet, Walk 
sparte nicht mit Selbstkritik. 

Die Frage. ob Israel noch ein 
wesensjüdischer Staat ist, ist 
jedoch, das zeigte der Vortrag, 
nicht sehr einfach zu beant­
~orten. So gibt es ein sehr het­
erogenes Meinungsbild inner­
halb der verschiedenen Grup­
pen der israelischen Gesell­
schaft zu besagter Fragestel-
1 u ng. Das Problem sei eben, daß 
Israel Volk und Religion verei­
ne. Orthodoxe und nicht reli-

stelle. 
Anzumerken ist übrigens 

noch, daß sich unter den Zuhö­
rern auch Brigade-General Dr. 
Dietrich Gensehei befand. er 
zeichnete dereinst für den Ein­
satz der Bundespioniere bei 
der Renovierung der SyHagoge 
verantwortlich. 

Mit Anerkennung belegten 
die Mitglieder der Bürgerak­
tion Synagoge die Tatsache, 
das es sich der General nicht 
hatte nehmen lassen, zu die­
seln Vortrag extra aus seiner 
derzeitigen belgischen Heimat 
anzureisen. 

WR 18.9.1986 

giöse Juden leben gerade heute 
in einem steten Widerstreit. 
Allemal, und dies verurteilte 
der Referent aufs schärfste, gel -
tees keine Gewalt anzwenden: 
„Die Zionisten müssen einen 
Kulturkampf mit kulturellen 
Mitteln führen ." 

So herrsche in einigen gesell­
schaftlichen Gruppierungen 
die Meinung vor, daß etwa die 
Jugend für !deale stirbt, die sie 
nicht bereit ist zu leben! Dies 
belegte einmal mehr die kriti­
sche Haltung des Festredners 
zur „eigenen Sache". 

Jedoch beschränkte sich der 
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Prof. Dr. Walk (links) referierte über den jüdischen Siaat und seine Beiiehung ium Gl~uben. 
Foto:ic 

Toleranz der Bürger ist 
Garant der Stabilität 
Prof. Walk sprach in der Synagoge über den Staat Israel 

Hohenlimburg. (ic) „Es gibt 
nur einen jüdischen Staat oder 
gar keinen Staat Israel!" - Die­
ser Überzeugung ist Prof. Dr. 
Joseph Walk vom Leo-Baeck­
lnstitut in Jerusalem. Der aus 
Breslau in Schlesien stammen­
de Jude sprach am Dienstag­
abend anläß lich der Eröff­
nungswoche de r Hohenlim­
burger Synagoge in dem re­
staurierten ehemaligen Got­
teshaus. 

Rund 100 Zuhörer kamen, 
um Walks Ausführungen über 
das Verhältnis von jüdischem 
Glauben und jüdischem Staat 
zu hören. 

Einer der Ehrengäste beim 

Vortrag: General Dr. Dietrich 
Gensehei aus der NATO-Kom­
mandozentrale AFCENT in 
den Niederlanden. Der Briga­
degeneral war bis vor einigen 
Jahren Standortkommandeur 
in Iserlohn. Von dort aus er­
möglichte er den Friedensein­
satz seiner Pioniere bei der 
Wiederherstellung der Syn­
agoge. Walk erläuterte die enge 
Verzahnung von orthodoxen 
und ungläubigen Juden bei der 
Errichtung des Staates Israel. 
In einer einheitlichen zionisti­
schen Bewegung gelang es 
Männern wie Theodor Herzl. 
die Vorraussetzungen für die 
Gründung des jüdischen Staa-

tes 1948 zu schaffen. 
„Nur die Respektierung des 

Glaubens durch die säkularen 
Bewohner lsraelsauch im tägli­
chen Leben hat den innerstaat­
lichen Konsens erhalten!" 
Walk nannte als Beispiele für 
die starke Verbindung von Re­
ligion und Staat neben dem jü­
dischen Kalender die sehr bi­
belbezogene hebräische Spra­
che sowie die Gesetzgebung. 
So gibt es heute in Israel immer 
noch keine Zivilehe. 

Fazit der Rede des Gas tpro­
fessors: Die Toleranz von Gläu­
bigen und Nichtgläubigen ist 
der wesentliche Garant der in­
neren Stabilät Is raels. 

WP 18.9.1986 
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Shenkmans Vortrag löste tiefe Betroffenheit aus 

Ohne Haß und Rache die 
Zuhörer in Synagoge zum 
Nachdenken gezwungen 
Hohenlimburg. (G.F.) Betrof­

fenheit-dies mag am gestrigen 
Vormi ttagdie Stimmung in der 
ehemaligen Synagoge am ehe­
sten charak terisieren. Denn 
der Vortrag von Herbert 
Shenkman vermochte mit 
menschlichen Worten Un­
menschliches auszudrücken. 

Das schlichte Thema des 
Amerikaners. eigens zur Fest­
woche war er in seine Geburts­
stadt zurückgekehrt, lautete: 
„Von Hage n ins KZ und zu­
rück!" Ohne einen Anflug von 
Pathos: die einfache Wahrheit 
wurde den vornehmlich jun-

gen Zu hörern entgegenge­
bracht. Die Wahrheit über eine 
Zeit, in der es Menschen gab, 
die tagsüber Mitbürger ermor­
deten und abends ihren Kinder 
ein Wiegenlied sangen. 

So deute te er auch noch im 
momentanen Sprachgut Ver­
suche des Verschönerns. des 
Vergessenmachens. Wenn 
etwa von Holocaust und nicht 
von geplantem Massenmord 
die Rede is t. 

Eigene Erlebnisse ordnete 
Shenkman Stationen in der Ge­
schichte des Nazi-Regimes zu. 
So etwa die Situation der Zeit-

genossen. die das Unglaubli­
che in den Massenvernich­
tungslagern nicht fassen konn­
ten. 

Welche Hochachtung muß 
man dann vor diesem Mann 
haben, der ohne Haß und Ra­
che in seine frühere Heimat 
kommt, um nicht nur seine 
jungen Zuhörer zum Nachden­
ken zu zwingen. 

Wie sonst sind seine mah­
nenden Abschlußworte zu 
verstehen: „Wir müssen immer 
daran zweifeln, was eine Re­
gierung in unserem Namen 
macht, wie sie für uns handelt!" 

~ 
Vor allem die jüngeren Zuhörer machte der Vortrag von Herbert Shenkman, einem gebürtigen Ha- ~ 
gener, sehr betrotten. (WR-Bilder: Gunther Fessen) 
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DIE AUTOREN der Dichterlesung, die am Mittwochabend in der ehemaligen Synagoge ihre Werke 
vortrugen, hatten nicht den Anspruch, durch ihre Aussagen besondere Probleme zwischen Deut­
schen und Juden darzustellen. Natürlich, so Gernot Burgeleit (links im Bild), neben Heinz Böhmke 
und Renate Schmidt-V , einer der Vortragenden, ergaben sich Berührungspunkte, wie etwa bei der 
Erzählung .Die Reichskristallnacht in Gevelsberg". Die Dichter, sämtlich Mitglieder des Autoren­
kreises Ruhr-Mark, fanden in der ehemaligen Synagoge ein interessiertes Publikum vor. 

(WR-Bild: Gunther Fessen) 

Jüdische Ex-Hagener zu Besuch: 

Wer sucht Kontakte? 
Hagen. Aufgrund zahlrei­

cher Rückfragen aus Hagens 
Bevölkerung teilt die „Bürger­
aktion Synagoge Hohenlim­
burg" die Namen der Teilneh­
mer an der Besuchswoche für 
e hemalige jüdische Mitbürger 
mit: Isaak Schneebaum und 
Frau (Israel), Lore Gilai-Freu­
denberg geb. Rosenthal (Isra­
el). Margot Smith geb. Rosen­
thal (Großbritannien), Marga 
Irom geb. fanowski (Israel). 
Malka Fuchs geb. Gutgold und 
Mann (Israel), Kurt Nassau und 
Frau (Mexiko). Helga Landau 
geb. Levi (USA). Sara Ringer 
geb. Gutgold und Mann (Isra­
el). Herbert Shenkman (USA), 
werner Gumprich und Frau 

(Kanada), Rosi Hoffstadt geb. 
Behr und Mann (Kolumbien), 
Hanne L. Sachs und Marianne 
Greenblum-Sachs mit Mann 
(USA). Kurt Gumprich und 
Frau (Israel), Hans L. Benzian 
und Frau {Schweiz} . Karen 
Benzian (Israel}. Hugo Mos­
bach und Frau (Frankreich), 
llse Growald geb. Loewenstein 
und Mann (Israel). Erwin Mos­
bach und Frau (Schweden), 
Herta Stern geb. Mosbach 
(Großbritannien). Maedy Mos­
bach (BRD) und Gerda. Heu­
mann geb. Loewenstein (USA). 

WR 19.9.1986 
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·~ im 

Das Collegium Musicum Judaicum aus Amsterdam zog die Zuhörer in der alten Synagoge voll in 
ihren Bann. Der Beifall bewies, daß das große musikalische Können vom Publikum gewürdigt wur­
de. Foto:tp 

Musik in passendem Rahmen 
Großer Applaus für Gottespreisung in ehemaliger Synagoge 

Hohenlimburg. (eo) .Dawid 
Melech Jisrael - Kön.ig David 
lebt !" Diese frohe Uberzeu­
gung klang am Donnerstag­
abend bei dem Konzert des 
Collegium Musicum Judaicum 
aus Amsterdam in der ausver­
kauften Synagoge in jedem 
Stück mit .• ,Musik des jüdi­
schen Volkes" wollte das inter­
national bekannte Ensemble 
dem Hohenlimburger Publi­
kum vorstellen, und das Spek­
trum war breit; Von der altte­
stamentarischen Liturgie und 
der reichen jüdisch-europä-

ischenMusiktraditiondesMit­
telalters und der Neuzeit 
reichte es bis hin zu Liedern 
und Tänzen des heutigen Isra­
el. Doch aus so verschiedenen 
Zeiten die einzelnen Stücke 
auchimmerstammten-ihrUr­
sprung, nämlich der Wunsch, 
Gott zu preisen, war stets der­
selbe. Unverkennbar war da­
bei der Eindruck, den diese 
mitreißende Musik auf das Pu­
blikum machte. 

Zu den Höhepunkten des 
Abends zählte wohl auch das 
Bariton-Solo. das .. Du-Lied", 

gesungen von Chaim Storo· 
sum, dem Leiter des Colle­
giums. Als das vorgesehene 
Programm nach rund eincin· 
halb Stunden zu Ende ging. er­
hielten die ausgereiften Musi· 
ker einen kaum abreissenden 
Applaus: Erst nach zwei Zuga­
ben gab sich das begeislerte 
Publikum zufrieden. Sicher· 
lieh war dieses großartige Kon· 
zert ein Beweis dafür. daß sich 
die ehemalige Synagoge als 
Stätte für kammermusika li ­
sche Abende ausgezeichne t 
anbietet. 

WP 20.9.1986 
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Gefühle in Musik nachvollzogen 

Chöre erfreuten 
ihr Auditorium 

. Hohenli"mburg. (G.F.) Dasge· 
meinsame Konzert des Johan­
nes-Kirchenchores und des 
Ensembles. Vigholin" am Frei· 
tagabend war mehr als nur 
Rahmenprogramm zur Fest­
woche. Denn die Chanteure 
aus Hagen und Hohenlirn burg, 
die ein vielfiiltiges-geistliches 
wie weltliches - Programm 
darboten, zeigten allemal, daß 
sie - jeder in seiner Art - eine 
Bereicherung des kulturellen 
Spektrums der hiesigen Re· 
gion darstellen. 

Mehr als sonst vermochten 
die Zuhörer mit den vorgetra­
genen Liedern in der ehmali­
gen Synagoge Gefühle in der 
Musik nachzuvollziehen. So 
etwa bei den Negro-Spirituals, 

t \: 

die in schwermütiger Weise 
das eigene Schicksal der Gep· 
einigten anprangern. So war 
denn auch besonders dieser 
letzte Teil der Darbietungen 
des Ensembles „Vigholin" un­
ter der Leitung von Studiendi­
rektor a.D. Hans-Jürgen Krüse­
mann besonders gelungen. 

Der Chor der Hagener Johan­
nes-Kircheng~meinde ver· 
mochte sein Können nicht nur 
mit präzise dargebotenen vier· 
und fünfstimmigen Motetten 
ins rechte Licht zu rücken. Die 
Ausführenden ließen das Au· 
ditorium spüren, daß Musik 
hier nicht zu einer Kunstrich· 
tung verkümmert, sondern ein 
Anliegen, eine Botschaft über· 
bringen will. 

Neben dem Ensemble • Vigholln" überz;ugte der Johannes-Kirchenchor unter der Leitung von 
Heinrich Ehmann die Besucher des Konzertes am Freitagabend in der ehmaligen Synagoge. 

(WR-Bild: Gunther Fassen) 

WR 23.9.1986 
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Wieder einmal begeisterte das Hohenlimburger Vokal-Ensemble „Vigholin" seine Zuhörer in der 
Synagoge an der Jahnstraße. 

Vigholin begeisterte 
Hohenlimburger in 

der Synagoge 
H o h e n 1 i m b u r g. Am vergangenen Freitagabend gab es in der restaurierten 

Hohenlimburger Synagoge ein sehr interessantes Konzert zu hören. Die beiden Chö­
re, der Johannis-Kirchenchor aus Hagen und das Ensemble Vigholin aus Hohenlim· 
burg, stellten dem sachkundigen Publikum ihr musikalisches und gesangliches Kön· 
nen unter Beweis. 

Im ersten Teil zeigten die 
Sängerinnen und Sänger des 
Hagener Kirchenchores, daß 
sie nicht nur geistliche Motet­
ten perfekt beherrschen, son­
dern daß unter der Leitung von 
Heinrich Ehmann ebenso 
weltliche Stücke ins Reper­
toire eines Kirchenchores ge­
hören. Das interessierte Publi­
kum dankte mit Applaus. 

Im zweiten Teil des Konzer­
'les dann - nach einer kurzen 

Pause-der Auftritt des Ensem­
ble Vigholin, ein Chor aus ehe­
maligen Schülern und Studen­
ten des Gymnasiums Hohen­
limburg. 

Auf dem Programm standen 
hier vielfältige geistliche Stük­
ke aus aller Welt. Sowohl mo­
derne Sätze aus unserem Jahr­
hundert als auch Spirituals 
und Sätze aus dem Heiligen 
Land Israel beherrschte das 

Hohenlimburger Vokal-En­
semble, das weit i..lber die Ho· 
henlimburger Stadtgrenzen 
durch seinen guten Ruf be· 
kannt ist, so daß-vor allem bei 
den eher etwas beschwingten 
Spirituals - die Begeisterung 
des Chores auf das Publikum 
überschlug. Unter der Leitung 
von Hans-Jürgen Krüsemann 
zeigte sich erneut. zu welchen 
Leistungen diese r Chor fähig 
ist. 
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Dem Zerfall entgegengewirkt 
Darstellende Kunst als Mittel der Bewußtseinsbildung 

Hohenlimburg. .Medita -
lionsbilder" nannte Wolfgang 
Eiben die Farbkompositionen 
seiner Ehefrau. „Zweigeteilt 
aber doch verbunden" seien 
die Werke, bei denen der Be­
trachter seiner Phantasie frei­
en Lauf lassen kann. Von Ge­
witter bis Waldwiese reichen 
dabei die möglichen Assozia­
tionen. 

Schwieriger waren am 
Samstagmorgeninder Synago­
ge die mit Text kombinierten 
Farbfelder von Helga Eiben zu 

verstehen. Als „abstraktes 
Gebilde". als Stimmung. nicht 
als Illustration zum Text seien 
sie gedacht. Spontan entstan­
den, sollten sie die Zusammen­
gehörigkeit der Kreatur doku­
mentieren. 

Konkreter Anlaß der Aus­
stellung: Als eine der ersten 
Künstler setzte sich die enga­
gierte Frau für die Synagoge 
ein. 

Mit Federzeichnungen 
machte sie auf den Zerfall und 
die drohende Zerstörung des 

,„ 
~. 

ehemaligen Gotteshauses auf­
merksam. Die Wucht des stein­
gewordenen Gedenkens -
ebenso wie beim jüdischen 
Friedhof-habe die Inspiration 
gegeben. 

Außerdem stammt von der 
1930 in Wetter geborenen Ab­
solventin der Hamburger 
Kunsthochschule der Pla­
katentwurf der Synagogen-Er­
öffnungswoche. Bis zunächst 
zum Mittwoch kann zwischen 
15 und.17 Uhr die Ausstellung 
besucht werden. ic 

Die Künstlerin Helga Eiben (mit Blumen) im Kreise der Ausstellungsbesucher in der atten Synago­
ge. Foto:ic 

WP 22.9.1986 
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Ihre Schicksale 
kann man nicht 
ausklammern 
Juden zu Besuch in der alten Heimat 
VON KARL JÜNNEMANN 

H o h e n 1 i m b u r g. Vergessen können sie nicht, die Op­
fer des NS-Regimes, die nach fünf Jahrzehnten - oft zum er­
sten Mal - ihre Heimat Hagen und Hohenlimburg wiederse­
hen. Sie sind zwischen 78 und 81 Jahren alt, offen für alle 
Schritte, die in eine friedvolle Zukunft führen. „ Wir kamen, 
weil wir so herzlich gebeten wurden. Wir fahren zurück mit 
dem Bewußtsein, herzlich aufgenommen worden zu sein. 
Und wir sind bereit, unsere alte Heimat wieder zu besuchen." 

Das sagen 36 ehemalige jüdi­
sche Mitbürger. die der Na tio­
na lsozia lismus in alle Teile de r 
Weit ge tr ieben ha t - nach Isra­
e l. Ameri ka. England, Mexiko 
und. und. und.„ Eine Geste der 
Ve rsöhn ung ist der Anlaß des 
Besuches: Die Übergabe der 
ehemaligen Synagoge Hohen­
li m burg als eine Statte der Be­
gegnung. 

Perspekt iven für eine neue 
Zukunft - unter diesem Zei­
chen wollen die Juden ihre Vi­
site vers tanden wissen. Über 
die Vergangenheit zu reden, 
fällt schwer. Und doch: Die Jah­
re von 1933 bis1945 sind nicht 
auszuklammern. Schicksale 
dieser Dimension kann man 
nicht vergessen. 

Ein Be ispie l: Maria nne Gre­
enblum-Sachs a us den USA. 
Die Hageneri n flüch te te 1936 
mit ih rer Familie nach Hol­
land . Sie überlebte. ihre Eltern 
s tarben im Konzen trations la­
ger. Fra u Grecnblu m-Sachs 
je tzt: „Ich ha lle Angst, wieder 
nach Hagen zu kommen. Aber 
es war richtig. Ich wäre um eine 
Erfa hrung ärmer geblieben." 

Oder die Geschwister Gerda 
Heumann und Ilse C rowald , 
geborene Loewenstein, aus 
Hohenlimburg: „Wir sind 1939 
kurz vor dem Kriegsa usbruch 
ge trennt nach England ge­
flüchtet. Dort waren wir uner­
wünscht , fe ind liche Auslän­
de r. Ers t nach 1945 konn ten wir 

uns frei bewegen." Heute sind 
d ie USA und Israel ihre Hei­
matländer. ilse Growald: „Ich 
war 1947 e rstmals wied er in 
Hohenlimburg. Ich sah mein 
Elternhaus. habe geweint und 
wa r fünf Minuten später wie­
derausderStadt. Heute bereue 
ich es nicht. der Einladung ge­
folgt zu sein. Ich habe mei nen 
Mann dabei. Meine Schweste r 
wäre nicht gekommen. wenn 
sie mich nicht hier gewußt hät­
te." 

Margot Smilh und ihre 
Schwester Lore Gilai-Freu­
denberg, geborene Rosenthal 
aus Hagen- Haspe. bekennen, 
daß sie der Einladung fo lgten, 
ohne Haspe wiedersehen zu 
wollen. Das bringe zu viele Er­
inneru ngen an unhei lvolle 
Zeit en. Sie leben heute in Eng­
land und Israel. Ih r Urte il: 
„Oieser Brückensch lag ist ein­
malig. Wir werden anderen 
ehemaligen jüdischen Mitbür­
gern anraten. solchen Einla­
dungen zu folgen." 

Dr. Herbert Shenkman a us 
Hagen. heute als Wissenschaft­
ierund Pu blizist in den USA tä­
ti g und fas t jährlich in Europa 
ode r Deutschland: „ich habe 
e rfahren, daß die zweite Gene­
ra tion zwar wenig über das 
Schicksal der Juden in 
Deutschland informiert ist, 
doch sehr-d ran interessiert ist, 
d iese Wissenslücken zu füll en. 
Das läßt hoffen." 
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Erfahrungen und Erlebnlsse des B~suchs in de~ alten Heimat wurden beim letzten Treffen der ehemaligen jüdischen Mitbürger ausge­
tauscht. ·. · . . . . ' . · · Foto: Horst Stamm 

Jüdische· MitbUrger n~ch ih-rem 
Besuch in Hagen: ·,,Phantastisch" 

(liz) Samstagabend im Hotel 
Schmidt: Ein letztes Mal ver-

1 sammelten sich die insgesamt 
36 ehemaligen jüdischen Mit­
bü rger zu einem gemeinsamen 
Abendessen, um die Erlebnis­
se und Erfahrungen des einwö­
chigen Besuchs ihrer einstigen 
Heima lstadt Hagen Revue pas­
sieren zu lassen, „Sie alle ha~ 
ben uns in dieser Woche durch 
die vielen Gesp räche berei ­
chert: sie haben unse ren Le­
benskreis in Höhen und Tiefen 
geführt, die uns normalerweise 

nicht zugänglich sind," so Pro­
fessor Hermann Zabel, der in 
Zusammenarbeit mit Freun­
den und Helfern der "BOrger­
ektiOn Synagoge„ dieses Tref­
fen orgenisierle. 

Er bekundete euch seine auf­
richtige Freude darüber. deß so 
viele den teilweise doch sehr 
weilen Weg in ihre Heimat! 
stadt gefunden haben. 

Oie Reaktion von Frau Mar­
gol Smith, geb. Rosenthal, die 
in Großbritannien eine neue 
Heimat gefunden hat, kam 

prompt: "Meiner Meinung 
nach muß es vielen nicht leicht 
gefall8nsein, der Einladung zu 
folgen. Aber ich kenn nun, 
nach den Erfahrungen dieser 
einen Woche, ohne Bedenken 
sagen, es war phantastisch." 

Natürlich gab es euch Ab­
schiedsgeschenke zur Erinne­
rung: Fotoalben und Doku­
mentationen über den Besuch 
in der alten Heimat. Allerding.c;; 
wartete Professor Zabel noch 
mit einem Geschenk ganz be­
sonderer Art auf: 

u:i.11 · )(,,.,..,, 01111\JJl y1xn "?x lN1.:in ':J 

„Auf Vorsch lag der Bilrger­
oktion wird in absehbare r Zeit 
In Hagen eine Straße oder ein 
Plelz nach dem uns a ll en be­
kannten Justizrat Adolf Nas­
sau benannt werden. Damit 
wird ihr Besuch bei uns noch 
nachträgl ich ausgezek:hnet." 

Mit eine r kleinen Zeremonie 
wurdRdann bei einem gemein­
samen Gebet der Sabbath ver­
abschiedet un d die kommP.n de 
Woche begrüßt: „A gute Wach" 
wünsch te man sich; die WP 
wünscht eine gu te Heimreise. 

WP 22.9.1986 
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Kommentar 

Keiner der Unterzeichner des Spendenaufrufs der Bürgeraktion aus dem Jahre 1980 
ahnte zum damaligen Zeitpunkt, welche Konsequenzen der Aufruf haben sollte. Die 
Schwierigkeiten, die sich bei den Bemühungen um die Erhaltung und Herrichtung des 
Synagogengebäudes ergaben, waren wesentlich größer als erwartet. Andererseits wur­
den die Initiatoren durch die Spendenbereitschaft und Einsatzbereitschaft zahlreicher 
Einzelpersonen und Gruppen überrascht und in ihrer Arbeit bestärkt. In Fortsetzung 
der Arbeit des Arbeitskreises "Jüdische Gemeinde Hohenlimburg" vertiefte die 
Bürgeraktion die Kontakte zu früheren Mitgliedern der jüdischen Gemeinde 
Hohenlimburg und bezog durch entsprechende Presseaufrufe seit 1984 auch Mitglieder 
der früheren jüdischen Gemeinde Hagen in diese Kontakte ein. Durch diese Kontakte 
und anschließende Besuche, die die Bürgeraktion seit 1982 im Auftrage des 
Oberbürgermeisters der Stadt Hagen organisierte, erhielten die Bemühungen des als 
gemeinnützig anerkannten · Vereins neue, nicht vorhersehbare Impulse. Die Besucher 
trugen auf ihre Weise dazu bei, das Wissen um die Vorgänge zu vertiefen, die sie und 
ihre Angehörigen gezwungen hatten, im Zusammenhang der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft das Vaterland zu verlassen. "Mit Schimpf und Schande aus der 
Stadt, die ihnen Heimat war" - so lautet der Titel einer Sammlung von Berichten 
früherer Mitglieder der jüdischen Gemeinden von Hagen und Hohenlimburg. Für die 
meisten Besucher war die Rückkehr an die Stätten ihrer Kindheit mit der 
Überwindung erheblicher Hem mungen und Vorbehalte verbunden. Hervorzuheben ist 
die Unterstützung, die die Bürgeraktion bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Besuchswochen fand. Dies gilt insbesondere auch für die privaten Spenden und 
Einladungen, die zu vielen persönlichen Gesprächen führten. 

Die Bemühungen um das Synagogengebäude und um die Geschichte der früheren jüdi­
schen Gemeinden in Hohenlimburg und Hagen hat Menschen, die vorher nicht oder 
kaum voneinander wußten, zusammengeführt und gegenseitiges Verstehen ermöglicht. 
Insofern bildete die Festwoche aus Anlaß der Übergabe des Synagogengebäudes 
sicherlich den Höhepunkt in der Arbeit der Bürgeraktion. Die Auseinandersetzungen 
um die Erhaltung des Gebäudes, die zu mancherlei Kontroversen zwischen den 
Mitgli edern der Bürgeraktion und den Vertretern der Stadt Hagen geführt hatten, 
waren, wie die dokumentierte Rede des Oberbürgermeisters vom 15.9.1986 zeigt, 
längst Geschichte geworden. 

Im übrigen bedürfen die im Abschnitt "Begegnungen und Kontakte" dokumentierten 
Berichte und Ansprachen keines weiteren Kommentars. 

Die Inschrift auf der Gedenktafel im Gebäude der ehemaligen Synagoge Hohenlimburg 
lautet: "Im Gedenken liegt das Geheimnis der Erlösung." (Rabbi Israel ben Elieser gen. 
Baal Sehern Tow) 
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AUSBLICK 

Nach Abschluß der Festwoche übergab der Kämmerer der Stadt Hagen den Schlüssel 
zum Synagogengebäude an die Vertreter der Deutsch-Israelischen Gesellschaft Hagen. 

Ehemalige Synagoge letztes 
Zeugnis jüdischen Denkens 

Überlassung an die DIG soll zukünftige Akzente setzen 
Holu:oliru burg. Uü.) „Diti daßditihauptsachlid1cnma · 1 

SynagoMC lluhenlimLuq~ ist teriellcn Lösten dt::r Un· 
ein le tzt es bauliches Zeu8- terhaltung bei der ,,l:'.igen hi. · 
nis jüd ischen Cedenlt:ns in merin",dcr!:i1adtlfagcn.ve r-
unser cr na!.ercn Heimat." So blt:iLcn wurd en, doc h die 
der einfuhrcn<lc Wo~.tlaul künftigen Nulzer der Alten 
einer PrilamLel zum ULcr- Synagoge ihren Bei trag 
lassungsaLkommcn zwi- ideell (und Legrenzl) auch fi· 
sehen der Stadt Hagen uud nan zic ll zu lebten hall en. 
der Oculsch-lsr8e lischen Der Stadtdircl. tor er k.lart e 
Gesellschaft in 1 lagtm, die zudtJm, daß die Stadt 1 la8cn, 
zum wesentlichen Inhalt v~rt retcn durch ihre Parla-
e incs Übt:rlassung:.abko m · meularit:r, davon ausgehe. 
mens gehört. daß Deutsc h-Israelische Ge-

Cestern . überreichle sellsc hafl. DU.rgeral.tio n 
Sta'c.l.ldirektor Dr. Rud olf Synagoge Hohenlimburg 
Pcsch dem Vorsilzenden der und Gesellschaft fur c.hrisl· 
UIG, Fritz BruS8cmann, den lich· jw.lische Zusammenar· 
S..:hl w.:.el zur ehemaligen bcil z u tintHll gemein:.a m c n 
Sy nagoge, 1.:iner Stalle, Jie iu Nenner der Nutzung fuhren 
Zukunft a ls Orl de r Mah- wurden. 
nung. des Gcdc uhns und DIG-Vo rs ilzcnJcr Fri tz 
Jcr Dcgcgnungdic111rnsoll. Brüggcmii 1111 :.et zle daun 

Or. Pcsch vollzog. was der auch da rau!, daß sich die Ut:· 
Wirtschafts- und Grund- tt!iligh.:u - di e obt:n ange­
studsaussc!~uß Lcsc; l1lw.sc11 spruchenen drei Orgdnisa-
hatt c: Eine Uberlas.!.ung mit tionen - auf eine gleichbe · 
einem „Te:. tl.rnf' vo n einem rechtigle Nut zung der tihe-
Jahr a n die DIG. Er beto~1tc, maligen Synagogll t:inigen. 

f
··--,.·. „. 

'\ 

' 

~ ' ' ' v«+r···""< 
" ·- ~:.:::~ - - __ .„,~ . ~;, ...,, -;: 
Schlüsaelübergabe: Stadtdirektor Or. Rudolf Pesch, Peter 
Bendick und Fritz Brüggemann (DIG), der Leiter des Llegen:~­
ChattaamtesHansKühleund Hana Rehbohm(OIG). Foto: lc 
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In Obhut der Deutsch-Israelischen Gesellschaft: 

Dr. Pesch übergab Schlüssel 
Synagoge steht allen offen 

WR 24.9.1 986 
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Jahreshauptversammlung in der Synagoge 

Gemeinsames Nutzungskonzept: 
„Kooperation funktioniert!" 

Hohunlimhurg. (C:.F.) Au· 
gi•nsc :h1~inlich wurdr. fur dir. 
i\lilgli1~11t~r dm Bürgt~raktion 

S~'.1agog1! l lohr.nlimburg in 
~lirPr l ahn~sha11pt vnrsamm­
l11 11g .im Dnmwrslag. dal.\ nin 
1 i.111plzi1d ihrr.s Slrnhr.ns er­
rt·it hl wonlcrn wa r. Denn 
dun :h ii1rTagtm im wir.clr.rher­
g1·ri1 : hl<~ltm Synngogengr.bau­
d1· w 11rd1~ noch ninmal ins ßr.­
\\'111\ ls1dn gmur1m. wir. s ic h d ie 
hi·dll'rigt! 1\rh1:il gr.\ohnl lrnt. 

P ruf. I h·rnwnn Zah1~ l lmrich­
IPh• "/.t111.1chsl im offon tlidwn 
Tt•i l 1 lt:r \'nrs;i mm l u ng ulwr diH 
g1· l 1~istdn Arhcil cl1~s V1?rni11s. 
d1·rin \'it~lfiiltigstnr Art von sich 
n •d1•11111; 11 :hl e. 

i\t•l11·11 tlPr lfosuchswod11~ 
111r Eill\\'l'ihung dt•r SynagogH 
:-.prad1 Z.1bd dit? etlichim Pu-
1,li\..aliorwn (lt !r ßürgi!raktiun 
• 111. diE? inzw isclwn tc !i lwt!isn 
b111ul1•s weill ~ Ut ~a r. htung gr.· 
f11ncl1•11 halt nn. 

Bei dr.r momentanen Nut· 
zungclr.s Gebaudesi:.ei man zu· 
snmmen mit de r Deutsch·is· 
rae li sr:hen Gesellsr:haft und 
der Gesellschafl für r.hr ist li r.h­
jüdische Zusammenarbeit zu 
einem flir alle Seiten befriedi­
gendem gemeinsamen l\on­
zept gekommen. Zabel: „Die 
Kooperation funktioniert!" 
Zufriedenstellend außerte er 
sir.h auch über die Akzeptanz 
der Veranstallungsrni hen in 
clc!rSynagoge durch die Bevöl­
kr. rung . . 

Weiterhin wurdr.n aur.h Fra· 
gnn aufgeworfen. die sich mit 
dem Statu~dcr ßurJl.Craklion in 
der Zukunft befaßten. So sei 
milder Wiederherrich tungder 
Synagoge das Ziel des Vereins 
erreicht und man müsse.so Za­
bt?I. darüber nachdenken. ob 
dt!r Verein som it noch weiler­
bestehen mussr.. 

In Fortführung der weiteren 

„\'prschwiHgt~n - \lmg1?ss1•11 -
Verdrängl" vorlir.gl. di1~ nrn 
l lmmann Zabel in Verbindung 
mit Andrnas Antepolh u1ul 
Condrancl ~nrle (nicht nwhr 
mit H1?nni11g Rrmgsha11s1rn} 
vr.rfol\t. durch die llurgPrak · 
lion Synagogf' lwrausgogclu•n 
wird. 

Absr.hlinl.\Pnd ist zu vnnwr­
kf'n . d.1U auf tlf'r HauptvN­
sammlungauc:h ein nP111·r \ 'or· 
slnnd gnwahlt wurde. ll1·m 
fünfkopfignn cn~mium 1.whn­
rr.11 jntzt r\dalbNt Heming. Con ­
drand ~ark /Jr. ~ l arii~·l.ui_o,;p 
ZiHschl!. Prof. /Jr. Dint1•r K;ipJH' 
und Prof. 1 il•rmnnn /,alll'I .rn . 
Zum Ehrt>11\'orsit:ti>11tlt•11 \\·11r· 

tlo-a ufgru nd st•i 111•r \'l'rtlitm'tl· 
vollen t-..litglit•dschaft in dt>r 
Rurgnraktion- llr . Elnrnr l larl-
111111111 Ut!slimml. 

Ehrnnmilglii ttlt?r wurtl1~11 
Pastor Sit>gficcl C:nrr und 
Wc!rner J.\uch . 

Ziele des Vr.reins sei hie r auch 
über d ie Gründungei ne r Sekt i· 
on <ler Gesellschaft für chrisl· 
lir.h·jüdisd1e Zusammena r· 
bei t in Hohenlimburg nach zu· 
denken. 

Trotzdem sei fes t daran ge· 
dacbt. im Mai. in Zusammen­
arbeil mit den militärge­
schichtlichen Forschungsin­
sti tut in Freibu rg und auf An· 
regeung von Brigadegenr.ni l 
Dr. Cr.nsr.he l -er war federfuh· 
rcnd an den Einsatzencler ßun· 
dr.swchr am Synagogengebau· 
de beteiligt-, eine Ausstellung 
,.Deutsch-jüdische Soldaten 
H.114-1945„ in die Synagoge zu 
holen. Dies. so wurde betont. 
wurde nicht zuletzt aur.h wei· 
tere Kreise als bisher mit die · 
scm Tei l dnr d eutsclwn Vcr­
gangcn hoil konfron liercn . 

Kurz r.rwtihn t se i hier. da !\ 
inzwischen clin „kor rigierl11 
Fassung„ dm Dokumentation 

WR 14.2.1987 
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Pastor Gurr zur WR: 
„ Wiedergutmachung!" 

-·-~11;;""'1! ·''!„ 
~ 

.. 
PASTOR SIEGFRIED 

CURR: „Deu lsr.he haben den 
Juden uncrmea!iches Leid zu 
gefügt. Wir haben große 
Schu ld auf uns genommen. 
Deshalb ist es auch für mich 
ein Zeichen de r Wicdergulma­
chung. wenn e twa das Syn­
agogenge bäude wiederaufge­
baut wurde. Oi es war auc h die 
Motivation für mich als Mit­
glied der ßürgeraktion!" 
IWR-Bilderl2J: Gunther Fes­
sen) 

WERNER KOCH: „Wo ein Got­
teshaus steht, dort sind auch 
Menschen gewesen. die be­
sinnliche - auch traurige -
Stunden verbracht haben. Ge­
denkstätten, wie etwa die Syn­
agoge, können eingedenk die­
ser Tatsache nicht einfach 
ausradiert werden. Als Hei­
mat- und Geschichtsfreund 
mußte ich die Ideen der Bür­
gervereinigung Synagoge 
auch aus Gründen der Humani­
tät unterstützen." 

WR 14.2.1987 

„Bü~geraktion Synagoge" 
hat ihre Aufgabe erfüllt 

WP 14.2.1987 
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